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Erfurt, Plenarsaal

Zweites Gesetz zur Änderung der 4031
Verfassung des Freistaats Thüringen
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD
- Drucksache 3/1596 -
DRITTE BERATUNG

Nach Aussprache wird der Gesetzentwurf der Fraktion der SPD - Drucksache 3/1596 -
in DRITTER BERATUNG mit Mehrheit abgelehnt.

Thüringer Gesetz zur Umstellung der Geldbe- 4032
träge von Deutsche Mark in Euro in Rechts-
vorschriften (Thüringer Euro-Umstellungs-
gesetz - ThürEurUmstG -)
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 3/1683 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts-

und Finanzausschusses
- Drucksache 3/1823 -

ZWEITE BERATUNG

Nach Berichterstattung und ohne Aussprache wird die Beschlussempfehlung des Haus-
halts- und Finanzausschuss - Drucksache 3/1823 - einstimmig angenommen. Der Ge-
setzentwurf der Landesregierung - Drucksache 3/1683 - wird in ZWEITER BERATUNG
unter Berücksichtigung der Annahme der Beschlussempfehlung - Drucksache 3/1823 -
und in der Schlussabstimmung jeweils einstimmig angenommen.

Viertes Gesetz zur Änderung des Thüringer 4033
Brand- und Katastrophenschutzgesetzes
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 3/1769 -
dazu: Beschlussempfehlung des Innen-

ausschusses
- Drucksache 3/1815 -

ZWEITE BERATUNG

Nach Berichterstattung und Aussprache wird der Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 3/1769 - in ZWEITER BERATUNG und in der Schlussabstimmung je-
weils einstimmig angenommen.
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Erstes Gesetz zur Änderung des 4033
Thüringer Kirchensteuergesetzes
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 3/1770 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haus-

halts- und Finanzausschusses
- Drucksache 3/1822 -

ZWEITE BERATUNG

Nach Berichterstattung und ohne Aussprache wird die Beschlussempfehlung des Haus-
halts- und Finanzausschusses - Drucksache 3/1822 - einstimmig angenommen. Der Ge-
setzenwurf der Landesregierung - Drucksache 3/1770 - wird in ZWEITER BERATUNG
unter Berücksichtigung der Annahme der Beschlussempfehlung - Drucksache 3/1822 -
und in der Schlussabstimmung jeweils einstimmig angenommen.

a) Thüringer Ausführungsgesetz 4034
zum Lebenspartnerschaftsgesetz
(ThürAGLPartG)
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 3/1836 -
ERSTE BERATUNG

b) Sofortige diskriminierungsfreie 4034
Umsetzung des Lebenspartner-
schaftsgesetzes auf Landesebene
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/1718 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Innenausschusses
- Drucksache 3/1816 -

Nach Begründung zu dem Gesetzentwurf, Berichterstattung zu dem Antrag und gemein-
samer Aussprache wird der Gesetzenwurf der Landesregierung - Drucksache 3/1836 -
an den Innenausschuss überwiesen. Die beantragte Überweisung an den Gleichstellungs-
ausschuss wird mit Mehrheit abgelehnt.

Der Antrag der Fraktion der PDS - Drucksache 3/1718 - wird in namentlicher Abstim-
mung bei 69 abgegebenen Stimmen mit 27 Jastimmen und 42 Neinstimmen abgelehnt
(Anlage 1).

Erstes Gesetz zur Änderung 4043
des Thüringer Meldegesetzes
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 3/1837 -
ERSTE BERATUNG

Nach Begründung und Aussprache wird der Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 3/1837 - an den Innenausschuss überwiesen.
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Änderung landesrechtlicher Regelungen 4045
in Bezug auf die Errichtung von Mobil-
funkanlagen
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/1746 -
dazu: Alternativantrag der Fraktion der CDU

- Drucksache 3/1783 -
dazu: Alternativantrag der Fraktion der SPD

- Drucksache 3/1880 -

Nach Begründung zu dem Antrag - Drucksache 3/1746 - und Aussprache wird die be-
antragte Überweisung des Antrags der Fraktion der PDS - Drucksache 3/1746 - an
den Ausschuss für Naturschutz und Umwelt mit Mehrheit abgelehnt. Der Antrag der
Fraktion der PDS - Drucksache 3/1746 - wird mit Mehrheit abgelehnt.

Die beantragte Überweisung des Alternativantrags der Fraktion der CDU - Druck-
sache 3/1783 - an den Ausschuss für Naturschutz und Umwelt wird mit Mehrheit ab-
gelehnt. Der Alternativantrag der Fraktion der CDU - Drucksache 3/1783 - wird mit
Mehrheit angenommen.

Informationssystem Arbeitsmarktpolitik 4055
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/1747 -

Nach Begründung und Aussprache wird die beantragte Überweisung des Antrags
der Fraktion der PDS - Drucksache 3/1747 - an den Ausschuss für Wirtschaft, Ar-
beit und Strukturpolitik mit Mehrheit abgelehnt. Der Antrag der Fraktion der PDS
 - Drucksache 3/1747 - wird in namentlicher Abstimmung bei 65 abgegebenen
Stimmen mit 26 Jastimmen und 39 Neinstimmen abgelehnt (Anlage 2).

Auswirkungen eines Bundesgesetzes zur 4062
Bereinigung offener Fragen des Rechts an
Grundstücken in den neuen Ländern auf
Thüringen
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/1748 -

Nach Begründung des Antrags erstattet Minister Dr. Birkmann einen Sofortbericht
zu dem Antrag.

Auf Verlangen der Fraktion der PDS findet gemäß § 106 Abs. 1 GO eine Aussprache
zu dem Bericht der Landesregierung statt.

 Die Erfüllung des Berichtsersuchens zu dem Antrag der Fraktion der PDS - Druck-
sache 3/1748 - wird gemäß § 106 Abs. 2 GO festgestellt.

Verbesserung der parlamentarischen 4067
Kontrollmöglichkeiten von Unternehmen
mit unmittelbarer Mehrheitsbeteiligung
des Landes
Antrag der Fraktion der SPD
- Drucksache 3/1765 -

Nach Begründung und Aussprache wird die beantragte Überweisung des Antrags
der Fraktion der SPD - Drucksache 3/1765 - an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss und an den Justizausschuss jeweils mit Mehrheit abgelehnt.

Der Antrag der Fraktion der SPD - Drucksache 3/1765 - wird mit Mehrheit abge-
lehnt.
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Fragestunde 4078

a) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Seela (CDU) 4078
    Linksextremistische Störaktionen während des feierlichen
    öffentlichen Gelöbnisses von Bundeswehrsoldaten in Jena
    - Drucksache 3/1794 -

wird von Minister Köckert beantwortet.

b) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Wackernagel (CDU) 4079
    Umsetzung der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie in Thüringen
    - Drucksache 3/1781 -

wird von Minister Dr. Sklenar beantwortet.

c) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Dr. Pidde (SPD) 4080
    Umstrukturierung der Polizeiinspektionen im Landkreis Gotha
    - Drucksache 3/1797 -

wird von Minister Köckert beantwortet. Zusatzfrage.

d) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Dr. Kaschuba (PDS) 4081
     Neue Medienschulen in Thüringen
     - Drucksache 3/1798 -

wird von Minister Dr. Krapp beantwortet. Zusatzfrage.

e) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Thierbach (PDS) 4082
    Erster bundesweiter Beschwerdetag Altersdiskriminierung
    - Drucksache 3/1799 -

wird von Staatssekretär Maaßen beantwortet. Zusatzfragen.

f) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Dr. Botz (SPD) 4083
    Förderung innovativer regionaler Netzwerke
    - Drucksache 3/1807 -

wird von Minister Schuster beantwortet. Zusatzfragen.

g) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Scheringer (PDS) 4084
    Novelle des Thüringer Waldgesetzes
    - Drucksache 3/1811 -

wird von Staatssekretär Illert beantwortet. Zusatzfragen.

h) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Ramelow (PDS) 4085
    Weiterführung der sozialverträglichen Arbeitnehmerüberlassung
    - Drucksache 3/1813 -

wird von Minister Schuster beantwortet. Zusatzfrage.

i) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Panse (CDU) 4086
    Ehrenamtliches Engagement von Arbeitslosen in Thüringen
    - Drucksache 3/1827 -

wird von Staatssekretär Maaßen beantwortet.
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j) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Heß (SPD) 4087
   Fortführung der Agenda-21-Aktivitäten in den Kommunen
    - Drucksache 3/1835 -

wird von Staatssekretär Illert beantwortet. Zusatzfragen.

k) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Nothnagel (PDS) 4088
    Ist Heinrich Ehrhardt der richtige Name für ein Gymnasium
    in Zella-Mehlis?
     - Drucksache 3/1840 -

wird von Minister Dr. Krapp beantwortet.

Aktuelle Stunde 4089

a) auf Antrag der Fraktion der PDS zum Thema: 4089
"Ergebnisse und Erfahrungen in Thüringen bei
der Anwendung und Umsetzung des Zweiten
Altschuldenhilfe-Änderungsgesetzes"
Unterrichtungen durch die Präsidentin des Landtags
- Drucksachen 3/1828/1845 -

b) auf Antrag der Fraktion der CDU zum Thema: 4094
"Demokratieverständnis und linksextremistische
Demonstration 'Es gibt tausend Gründe, Deutsch-
land zu hassen'?"
Unterrichtung durch die Präsidentin des Landtags
- Drucksache 3/1856 -

Aussprache

a) Initiativen zur Stärkung des bürger- 4100
schaftlichen Engagements in Thüringen
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 3/1843 -

b) Änderung der Geschäftsordnung 4100
des Thüringer Landtags
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 3/1861 -

Ohne Begründungen durch die Antragsteller und nach gemeinsamer Aussprache wird
der Antrag der Fraktion der CDU - Drucksache 3/1843 - mit Mehrheit angenommen.

Der Antrag der Fraktion der CDU - Drucksache 3/1861 - wird an den Justizausschuss
überwiesen.

Sonderinvestitionsprogramm 4113
"Kommunale Infrastruktur 2002"
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/1848 -

Nach Begründung und Aussprache wird der Antrag der Fraktion der PDS - Drucksache
3/1848 - mit Mehrheit abgelehnt.
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Konsequente Weiterentwicklung 4121
der Förderung der Verbundfor-
schung im Freistaat Thüringen
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 3/1857 -

Nach Begründung und Aussprache wird der Antrag der Fraktion der CDU - Drucksache
3/1857 - an den Ausschuss für Wissenschaft, Forschung und Kunst - federführend -, den
Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und Strukturpolitik und den Haushalts- und Finanz-
ausschuss überwiesen.

Benennung der Thüringer Vertreter 4127
für die 3. Legislaturperiode des Aus-
schusses der Regionen (AdR)
Antrag der Fraktion der SPD
- Drucksache 3/1862 -

Nach Begründung und Aussprache wird der Antrag der Fraktion der SPD - Drucksache
3/1862 - mit Mehrheit abgelehnt.

Zeitplan - Neuordnung des Thüringer 4132
Verfassungsschutzes
Antrag der Fraktion der SPD
- Drucksache 3/1863 -

Nach Begründung des Antrags erstattet Minister Köckert einen Sofortbericht zu dem
Antrag.

Auf Verlangen der Fraktion der CDU findet gemäß § 106 Abs. 1 GO eine Aussprache
zu dem Bericht der Landesregierung statt.

Die Erfüllung des Berichtsersuchens zu dem Antrag der Fraktion der SPD - Druck-
sache 3/1863 - wird gemäß § 106 Abs. 2 GO festgestellt.



Thüringer Landtag - 3. Wahlperiode - 49. Sitzung, 11. Oktober 2001 4027

Am Regierungstisch:

Ministerpräsident Dr. Vogel, die Minister Dr. Birkmann, Gnauck, Köckert, Dr. Krapp,
Prof. Dr. Schipanski, Schuster, Dr. Sklenar, Trautvetter

Rednerliste:

Präsidentin Lieberknecht  4029, 4031, 4032, 4033, 4034, 4035, 4036, 4037, 4038, 4040, 4041, 4042, 4043,
4044, 4045, 4047, 4092, 4093, 4094, 4095, 4096, 4097, 4098, 4099, 4100, 4103,

4104, 4108
Vizepräsidentin Ellenberger  4049, 4050, 4052, 4053, 4054, 4055, 4056, 4059, 4060, 4061, 4062, 4063, 4064,

4065, 4066, 4108, 4109, 4111, 4113, 4114, 4117, 4118, 4119, 4120, 4121, 4122,
4123, 4124, 4126, 4127, 4128, 4129, 4130, 4131, 4132

Vizepräsidentin Dr. Klaubert  4067, 4068, 4073, 4075, 4078, 4079, 4080, 4081, 4082, 4083, 4084, 4085, 4086,
4087, 4088, 4089, 4090, 4091, 4132, 4133, 4135

Althaus (CDU)  4095, 4104
Bechthum (SPD)  4041
Becker (SPD)  4047, 4049
Dr. Botz (SPD)  4083, 4084, 4085, 4123, 4127, 4130, 4131
Buse (PDS)  4064
Carius (CDU)  4131
Dittes (PDS)  4036
Doht (SPD)  4065, 4067, 4091, 4092
Fiedler (CDU)  4032, 4033, 4040, 4041, 4133
Gerstenberger (PDS)  4056, 4060, 4062
Dr. Hahnemann (PDS)  4096, 4100
Heß (SPD)  4087, 4088
Höhn (SPD)  4067, 4073
Dr. Kaschuba (PDS)  4081, 4121, 4122
Kölbel (CDU)  4044
Krauße (CDU)  4049, 4052
T. Kretschmer (CDU)  4030, 4055, 4061, 4062, 4067, 4126, 4133
Kummer (PDS)  4050, 4052, 4054
Lehmann (CDU)  4093
Lippmann (SPD)  4117
Mohring (CDU)  4114
Dr. Müller (SPD)  4034, 4059
Nitzpon (PDS)  4038, 4043, 4082, 4085, 4110, 4129
Nothnagel (PDS)  4055, 4088, 4089
Panse (CDU)  4086
Dr. Pidde (SPD)  4031, 4080, 4081
Dr. Pietzsch (CDU)  4128
Pohl (SPD)  4033, 4044, 4097, 4132, 4135
Ramelow (PDS)  4041, 4068, 4085, 4086
Schemmel (SPD)  4032, 4037, 4094, 4103, 4129
Scheringer (PDS)  4084
Schwäblein (CDU)  4053, 4054, 4097, 4098, 4121
Sedlacik (PDS)  4091, 4113
Seela (CDU)  4078
Sonntag (CDU)  4049, 4109, 4131
Thierbach (PDS)  4082, 4083
Wackernagel (CDU)  4079
Wetzel (CDU)  4089, 4090
Dr. Wildauer (PDS)  4032, 4033, 4062, 4063, 4064, 4108, 4109, 4118
B. Wolf (CDU)  4064
K. Wolf (PDS)  4045, 4088



4028 Thüringer Landtag - 3. Wahlperiode - 49. Sitzung, 11. Oktober 2001

Dr. Aretz, Staatssekretär  4124
Dr. Birkmann, Justizminister  4042, 4063, 4064, 4066, 4067, 4111
Illert, Staatssekretär  4085, 4087, 4088
Köckert, Innenminister  4078, 4080, 4081, 4093, 4099, 4132
Dr. Krapp, Kultusminister  4081, 4082, 4089
Maaßen, Staatssekretär  4083, 4087
Richwien, Staatssekretär  4059
Scherer, Staatssekretär  4034, 4035, 4043
Schuster, Minister für Wirtschaft, Arbeit und Infrastruktur  4084, 4086
Dr. Sklenar, Minister für Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt  4045, 4079
Trautvetter, Finanzminister  4061, 4075, 4119, 4120



Thüringer Landtag - 3. Wahlperiode - 49. Sitzung, 11. Oktober 2001 4029

Die Sitzung wird um 9.04 Uhr von der Präsidentin des
Landtags eröffnet.

Präsidentin Lieberknecht:

Ich begrüße die Damen und Herren Abgeordneten, die
Vertreter der Landesregierung und die Gäste auf der Be-
suchertribüne zu unserer heutigen Plenarsitzung. Es ist die
49. Plenarsitzung des Thüringer Landtags am 11. Okto-
ber 2001.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor wir in die Regula-
rien der heutigen und morgigen Plenarsitzung eintreten,
möchte ich Sie bitten einen Moment innezuhalten. Der
Thüringer Landtag tritt heute erstmals nach den Terror-
anschlägen auf das World Trade Center in New York und
das Pentagon in Washington am 11. September, auf den
Tag genau vor einem Monat, zusammen. Wer diese Bil-
der gesehen hat, der wird sie nicht vergessen. Sie haben
sich fest eingebrannt vor unserem geistigen Auge und die
Welt hat sich verändert. Die Perspektive, unter der wir poli-
tische Fragen gewichten und diskutieren, hat sich nach-
haltig verschoben, auch hier in Deutschland, auch hier in
Thüringen. Wir trauern um die Opfer, unschuldige Frauen
und Männer, Angehörige der verschiedensten Nationen,
Rassen und Religionen aus allen Teilen der Welt. Unter
ihnen Kinder und Jugendliche, Familienväter und Mütter
mitten aus dem Leben gerissen durch unvorstellbaren Ter-
ror an diesem 11. September.

Unser Mitgefühl, die Anteilnahme und Betroffenheit sind
groß. Unter unser Mitgefühl für die Opfer und Hinterblie-
benen mischen sich aber auch Befürchtungen über die Zu-
kunft. Die Terroranschläge bedrohen unsere offene Gesell-
schaft im Innersten. Sie haben unsere freie Welt ins Mark
getroffen mit einem Angriff, der nicht nur Amerika, son-
dern der ganzen westlichen Welt, unserer westlichen Zivi-
lisation und Werteordnung gilt. Wir alle sind herausge-
fordert. Wie schwierig eine angemessene Antwort auf das
Geschehene zu finden ist, erleben wir in diesen Tagen.
Klar ist, dass das Netzwerk des Terrors ausgeschaltet wer-
den muss. Es darf sich Vergleichbares, wo und durch wen
auch immer, nicht wiederholen. Wir erleben aber auch,
dass Politik mehr ist als nur das Lösen einer mathema-
tischen Aufgabe. Es gibt, wie die Geschichte immer lehrt,
keine politischen Lösungen, die ohne Rest aufgehen.
Schritte sind unternommen in der Außen- und Sicherheits-
politik bis hin zu den ergriffenen militärischen Schlägen.
Schritte sind unternommen im Dialog der Kulturen, im
Gespräch mit den Religionen, im Gespräch mit unseren
islamischen Mitbürgern und den islamischen Staaten im
Bündnis gegen den Terrorismus. Schritte sind unternom-
men auch in der Innenpolitik von Bund und Ländern in
Deutschland und bei uns in Thüringen. Diese Schritte sind
getragen von der festen Überzeugung, dass die offene Ge-
sellschaft sich verteidigen muss und dass sie sich selbst
aufgeben würde, wäre sie nicht bereit, für die eigenen
Werte und institutionellen Grundlagen wehrhaft einzu-

stehen. Es zeichnet unsere freiheitlich-demokratische
Grundordnung aus, dass auch darüber um den besten Weg
gerungen und gegebenenfalls auch gestritten werden muss.
Doch eines darf nicht zur Disposition stehen, unsere tiefe
Solidarität mit dem amerikanischen Volk bei dem, was jetzt
zu tun ist, aber auch bei dem, was an Schrecklichem ge-
schehen ist. Unsere Trauer und unser Mitgefühl gilt den
Opfern der mörderischen Anschläge des blinden Hasses auf
die westliche Welt vom 11. September; sie gilt den Opfern
von Gewalt, Krieg und Terrorismus. Ich darf Sie bitten,
sich von Ihren Plätzen zum stillen Gedenken zu erheben.

(Alle Anwesenden erheben sich von ihren
Plätzen.)

Ich danke Ihnen und bitte wieder Platz zu nehmen.

Ich darf Ihnen jetzt bekannt geben, dass neben mir Platz
genommen haben Frau Abgeordnete Zitzmann und Herr
Abgeordneter Pohl. Die Rednerliste wird Frau Abgeord-
nete Zitzmann führen.

Für die heutige Sitzung haben sich entschuldigt: Herr
Minister Schuster, Frau Abgeordnete Arenhövel, Frau Ab-
geordnete Dr. Fischer, Frau Abgeordnete Groß, Frau Ab-
geordnete Dr. Klaus, Herr Abgeordneter Dr. Schuchardt
und Herr Abgeordneter Stauch.

Ich will Ihnen einige Hinweise geben:

Gegen 13.00 Uhr wird Frau Vizepräsidentin Ellenberger
eine Ausstellung zum Thema "Litauen auf dem Weg nach
Europa - ein historischer Rückblick" eröffnen. Dies wird im
1. Stock des Zwischenbaus erfolgen. Sie ist von der His-
torischen Fakultät der Universität Vilnius und dem Mi-
nisterium für auswärtige Angelegenheiten der Republik
Litauen erarbeitet worden.

Dann haben wir morgen eine Präsentation - gleich hier vor
dem Plenarsaal - des Thüringer Ministeriums für Wirt-
schaft, Arbeit und Infrastruktur zum Thema "Thüringer
Energiesparpreis 2000". Sie wird von Staatssekretär Roland
Richwien um 12.00 Uhr für Interessierte vorgestellt.

Weiter haben wir einen parlamentarischen Abend der Stif-
tung für Technologie- und Innovationsförderung heute im
Anschluss an die Plenarsitzung gegen 20.00 Uhr.

Im Übrigen möchte ich darauf hinweisen, dass ein neuer
Band unserer Reihe "Schriften zur Geschichte des Parla-
mentarismus in Thüringen" erschienen ist. Er befasst sich
mit den Regierungsbildungen in Thüringen seit 1920 und
dem Ende der parlamentarischen Demokratie in Thüringen
in den Jahren 1932/1933. Sie erhalten ihn noch im Laufe
des Tages über Ihre Postfächer.

Nach diesen allgemeinen Hinweisen komme ich nun zu
Hinweisen speziell zur Tagesordnung. Sie wird zunächst
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wie folgt ergänzt:

Die Landesregierung hat mit Schreiben vom 9. Oktober
2001 mitgeteilt, dass Herr Ministerpräsident Dr. Vogel
beabsichtigt, zu Beginn der 50. Plenarsitzung am Freitag
eine Regierungserklärung zu dem Thema "Auswirkungen
der Terroranschläge vom 11. September 2001 in den USA
auf die innere Sicherheit in der Bundesrepublik Deutsch-
land und im Freistaat Thüringen" abzugeben. Dies ge-
schieht morgen, weil heute Vormittag der Ministerpräsi-
dent noch verhindert sein wird durch einen Besuch des
tschechischen Ministerpräsidenten Zeman, der heute in
Thüringen weilt. Ich schlage vor, die Regierungserklärung
als ersten Tagesordnungspunkt in der morgigen Sitzung
nach den Wahlen, die wir im Ältestenrat vereinbart haben
zu den Tagesordnungspunkten 15 und 16, aufzurufen,
und zwar gemeinsam mit dem Tagesordnungspunkt 13:
"Terroranschläge in den USA". Das ist ein Antrag der
Fraktion der CDU in Drucksache 3/1849, denn die Lan-
desregierung hat mitgeteilt, die Regierungserklärung werde
zugleich als Sofortbericht auch zu dem Antrag in der
Drucksache 3/1849 betrachtet.

Zu TOP 7: Hier haben wir die Änderung landesrechtli-
cher Regelungen in Bezug auf die Errichtung von Mo-
bilfunkanlagen, Antrag der Fraktion der PDS in Druck-
sache 3/1746. Dazu wurde ein Alternativantrag der Frak-
tion der SPD in Drucksache 3/1880 verteilt.

Ein Hinweis zu TOP 14: Es handelt sich um die Große
Anfrage der Fraktion der CDU und die Antwort der Lan-
desregierung dazu in den Drucksachen 3/1675/1825. Da-
zu wurde ein Antrag der Fraktion der CDU in Drucksa-
che 3/1878 verteilt.

Zu TOP 15 - Wahl des Vorsitzenden des Untersuchungs-
ausschusses 3/3 und dessen Stellvertreters gemäß § 5 Abs. 1
und 2 des Untersuchungsausschußgesetzes. Hierzu wur-
den eine Unterrichtung zu dem Wahlvorschlag der Frak-
tion der SPD und eine Unterrichtung zu dem Wahlvor-
schlag der Fraktion der CDU verteilt; sie haben die Druck-
sachennummern 3/1872 und 3/1874.

Zu TOP 16 - Wahl eines weiteren Mitglieds des Aus-
schusses der Regionen und dessen Stellvertreters - wur-
den eine Unterrichtung zu dem Wahlvorschlag der Frak-
tion der CDU und eine Unterrichtung zu dem Wahlvor-
schlag der Fraktion der SPD verteilt; sie haben die Druck-
sachennummern 3/1873 und 3/1879.

Zur Fragestunde, das ist TOP 17, kommen folgende
Mündliche Anfragen hinzu: 3/1858, 3/1859 und 3/1866.

Nun ein Hinweis zur Aktuellen Stunde in TOP 18: Die
Fraktion der CDU hat mit Schreiben vom 4. Oktober 2001,
eingegangen am 10. Oktober 2001, ihre Aktuelle Stunde
zum Thema "Aktuelle Maßnahmen der Landesregierung
zum Abbau des Mangels an Berufsschullehrern" - Druck-
sache 3/1744 - für diese Plenarsitzung zurückgezogen und

für die Plenarsitzung des Monats November 2001 neu ge-
stellt. Dazu liegt Ihnen eine Unterrichtung durch die Präsi-
dentin des Landtags in Drucksache 3/1877 vor.

Die Fraktion der CDU möchte, dass ihr Thema "Demo-
kratieverständnis und linksextremistische Demonstratio-
nen 'Es gibt tausend Gründe, Deutschland zu hassen'?" für
die heutige Plenarsitzung auf die Tagesordnung gesetzt
wird. Dazu liegt Ihnen ebenfalls eine Unterrichtung durch
die Präsidentin des Landtags in Drucksache 3/1856 vor.

Obwohl die Aktuelle Stunde zwar rechtzeitig eingereicht
wurde, aber erst seit gestern der Wunsch der Behandlung
am heutigen Tag bekannt ist, sollten wir darüber mit zwei
Dritteln der anwesenden Abgeordneten, mindestens jedoch
mit der Mehrheit der gesetzlichen Mitglieder des Hau-
ses, befinden. Wenn es keinen Widerspruch über die Be-
handlung am heutigen Tage gibt, dann würden wir so ver-
fahren. Ist das so festgestellt? Gut.

Außerdem hat die Landesregierung angekündigt, zu Tages-
ordnungspunkt 9 von der Möglichkeit eines Sofortberichts
gemäß § 106 Abs. 2 der Geschäftsordnung Gebrauch zu
machen.

Wird dieser Tagesordnung mit den von mir genannten
Änderungen widersprochen oder werden Ergänzungen
vorgebracht? Ja, Herr Kollege Kretschmer bitte.

Abgeordneter T. Kretschmer, CDU:

Frau Präsidentin, ich habe namens der Fraktion der CDU
drei Punkte für die Tagesordnung zu beantragen:

Der erste Punkt ist: Ich beantrage, den Antrag "Ände-
rung der Geschäftsordnung" in der Drucksache 3/1861
in die Tagesordnung aufzunehmen und ihn im Zusam-
menhang mit Tagesordnungspunkt 11 "Initiativen zur Stär-
kung des bürgerschaftlichen Engagements in Thüringen"
- Drucksache 3/1843 - aufzunehmen, so dass dies die Ta-
gesordnungspunkte 11 a und 11 b werden sollten. Und
ich beantrage auch gemeinsame Aussprache.

Es liegt Ihnen das Schreiben des Ministers Birkmann vor,
der darauf hinweist, dass er am Freitag zu einer Vermitt-
lungskonferenz in Berlin ist. Deshalb beantrage ich ge-
meinsam mit dieser Aufnahme, dass diese beiden Tages-
ordnungspunkte noch in jedem Fall am heutigen Tag be-
raten werden.

Der zweite Antrag für meine Fraktion bezieht sich auf
die Ankündigung und Ihren Vorschlag im Umgang mit
der Regierungserklärung. Entsprechend § 106 der Ge-
schäftsordnung beantragen wir die Aussprache und - wie
Sie vorgeschlagen haben - im Zusammenhang mit unserem
Tagesordnungspunkt 13 "Terroranschläge in den USA".

Und der dritte Punkt meines Antrags ist: Der Antrag der
CDU-Fraktion "Konsequente Weiterentwicklung der För-
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derung der Verbundforschung im Freistaat Thüringen"
- Drucksache 3/1857 - soll in die Tagesordnung aufgenom-
men werden.

Präsidentin Lieberknecht:

So, haben wir weitere Wünsche? Bitte, Dr. Pidde.

Abgeordneter Dr. Pidde, SPD:

Im Namen der SPD-Fraktion beantrage ich drei weitere
Tagesordnungspunkte, und zwar als Erstes den Antrag
"Benennung der Thüringer Vertreter für die 3. Legisla-
turperiode des Ausschusses der Regionen" in Drucksache
3/1862. Wir beantragen die Behandlung dieses Antrags
heute als letzten Tagesordnungspunkt. Der Abgeordnete
Dr. Botz wird das begründen.

Als Zweites den Antrag "Zeitplan - Neuordnung des Thü-
ringer Verfassungsschutzes" in Drucksache 3/1863.

Und als Drittes den Antrag "Zeitplan - Abbau Beförde-
rungsstau bei der Thüringer Polizei" in Drucksache 3/1865.

Den zweiten und dritten Antrag würden wir vorschlagen
nach der Behandlung der übrigen Anträge.

Präsidentin Lieberknecht:

Weitere Meldungen sehe ich jetzt nicht. Ich denke nur,
Herr Pidde, was die Drucksache 3/1862 und Ihren Wunsch
betrifft, es ist so plausibel und, ich denke, so einhellig im
Haus, das müssen wir, glaube ich, nicht extra begründen.
Ich würde es als Präsidentin jedenfalls genauso vorschla-
gen, wie Sie es getan haben.

Dann kommen wir jetzt zu den Abstimmungen. Es war zu-
nächst der Antrag der CDU-Fraktion zur Änderung der Ge-
schäftsordnung, ihn aufzunehmen und einzuordnen bei Ta-
gesordnungspunkt 11, den jetzigen Tagesordnungspunkt 11
als Tagesordnungspunkt 11 a und die Drucksache 3/1861
als Tagesordnungspunkt 11 b und das in gemeinsamer Aus-
sprache. Wer sich dem anschließt, den bitte ich um das
Handzeichen! Danke, das ist jedenfalls die ausreichende
Mehrheit. Dann war der Wunsch, es auf jeden Fall heute
noch, gegebenenfalls als vorletzten Punkt, wenn das dann
der letzte wird, aufzurufen. Wer damit einverstanden ist,
den bitte ich ebenfalls um das Handzeichen. Auch das
ist eine ausreichende Mehrheit. Danke. Dann haben wir
den anderen Wunsch der CDU-Fraktion, der ist eigentlich
durch meine Ausführung, die ja bestätigt und der nicht
widersprochen wurde, so erledigt. Wir werden also so
verfahren mit der Regierungserklärung - nach den beiden
Wahlen am morgigen Tag und gemeinsame Aussprache
mit dem Tagesordnungspunkt 13.

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU:
Aussprache war ja noch nicht beantragt!)

Gut, die nenne ich jetzt als Aussprache. Damit habe ich
die CDU-Wünsche abgearbeitet. Ach nein, die Verbund-
forschung, das ist richtig, die steht hier oben. Dann war
beantragt die Aufnahme der Drucksache 3/1857 in die
Tagesordnung, dann also in der laufenden Reihenfolge
nach den bisher bestehenden Anträgen den Antrag der
Fraktion der CDU in der Drucksache 3/1857. Wer damit
einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. Das ist
auch eine ausreichende Mehrheit. Vielen Dank.

Nun kommen wir zu den Anträgen der SPD-Fraktion:
Da ist zunächst die Drucksache 3/1862 aufzunehmen, und
zwar auf jeden Fall am heutigen Tag und dies als letzten
Tagesordnungspunkt, damit er auf jeden Fall vor den
Wahlen morgen behandelt ist. Wer damit einverstanden
ist, den bitte ich um das Handzeichen. Das ist auch eine
übergroße, ausreichende Mehrheit. Dann ist dies so be-
schlossen. Dann den Antrag der Fraktion der SPD in
Drucksache 3/1863: "Zeitplan - Neuordnung des Ver-
fassungsschutzes". Wer damit einverstanden ist, den bitte
ich um das Handzeichen. Das ist auch eine übergroß
ausreichende Mehrheit. Den Antrag würden wir dann,
wie von Ihnen gewünscht, in die Reihung der Anträge
aufnehmen und nach dem Antrag, den wir eben bei der
CDU beschlossen haben, Drucksache 3/1857, behandeln.
Dann haben Sie noch gewünscht die Aufnahme der
Drucksache 3/1865: "Zeitplan - Abbau Beförderungsstau
bei der Thüringer Polizei". Wer damit einverstanden ist,
den bitte ich ebenfalls ums Handzeichen. Danke. Das ist
auch eine übergroße, ausreichende Mehrheit, den ordnen
wir dann auch am Ende der Reihe der Anträge, die wir
auf der Tagesordnung haben, ein. Dann ist das auch so be-
schlossen. Dann möchte ich sagen, dass die Landesregie-
rung angekündigt hat, zu den jetzt aufgenommenen Be-
ratungsgegenständen, dass betrifft die Drucksache - Mo-
ment, das kann hier nicht stimmen, nein, nein und zu d)
gibt es auch keinen Bericht, also zu g), das ist hier "Zeit-
plan - Abbau Beförderungsstau bei der Thüringer Polizei"
und "Zeitplan - Neuordnung des Thüringer Verfassungs-
schutzes" -,  ist das richtig, Herr Innenminister, Sofort-
bericht zu geben? Das steht, wer die Rollenpläne hat, hier
mit falschem Buchstaben, deswegen war das schwierig.
Aber es ist klar, zu den beiden SPD-Anträgen gibt es einen
Sofortbericht. Gut, damit ist die Tagesordnung festge-
stellt. Dann können wir so verfahren.

Ich komme zum Aufruf des Tagesordnungspunkts 1

Zweites Gesetz zur Änderung der
Verfassung des Freistaats Thüringen
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD
- Drucksache 3/1596 -
DRITTE BERATUNG

Wir kommen jetzt zur dritten Beratung und ich eröffne die
Aussprache. Es hat sich dazu zunächst der Abgeordnete
Fiedler, CDU-Fraktion, gemeldet.
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Abgeordneter Fiedler, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren,
uns liegt die Drucksache 3/1596 vor. Es hat sich an un-
serer Meinung zur ersten und zweiten Lesung nichts ge-
ändert, das hohe Gut der Verfassung hier an diesem Punkt
anzugreifen, obwohl wir nicht grundsätzlich gegen den
Gegenstand sind. Demzufolge bleiben wir bei unserer
Meinung und lehnen den Gesetzentwurf ab.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Das war die Meldung des Abgeordneten Fiedler, CDU-
Fraktion. Es hat jetzt Abgeordneter Schemmel, SPD-Frak-
tion, das Wort.

Abgeordneter Schemmel, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren,
die von uns beabsichtigte Änderung des Artikel 92 der
Thüringer Landesverfassung war ja nicht als eine Ände-
rung der Änderung willen gedacht, sondern um den Ge-
meinden in Zukunft bessere Möglichkeiten zu geben, sich
zusammenzuschließen - ein Prozess, der sich in Thürin-
gen, denke ich, immer stärker vollziehen wird. Wir er-
kennen nun, dass dieser Vorstoß jetzt bei der Mehrheit
der CDU gescheitert ist. Ich weiß aber, dass wir auf diesen
Punkt bei der Diskussion um die Kommunalordnung in
Thüringen wieder zurückkommen werden. Ich freue mich
auf diese Diskussion um die Kommunalordnung in Thü-
ringen, weil dort von der Seite der SPD-Fraktion ein ganz
vorzüglicher Gesetzentwurf als Grundlage vorliegt. Danke.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Lieberknecht:

Das war die Meldung der SPD-Fraktion. Eine Meldung
der PDS-Fraktion liegt nicht vor, der Landesregierung
wohl auch nicht, dann kann ich die Aussprache schließen.
Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzentwurf
der Fraktion der SPD in besagter Drucksache 3/1596 in
dritter Beratung. Wer diesem Gesetzentwurf zustimmt, den
bitte ich um das Handzeichen. Das sind nicht sehr viele.
Gegenstimmen? Das ist sehr zahlreich. Enthaltungen? Dann
bei einer übergroßen Mehrheit von Gegenstimmen abge-
lehnt. Damit ist auch der Tagesordnungspunkt geschlossen.

Wir kommen zum Aufruf des Tagesordnungspunkts 2
- vielleicht geht es ja jetzt hier bei diesem Punkt anders aus.

Thüringer Gesetz zur Umstellung der
Geldbeträge von Deutsche Mark in Euro
in Rechtsvorschriften (Thüringer Euro-
Umstellungsgesetz - ThürEurUmstG -)
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 3/1683 -

dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts-
und Finanzausschusses
- Drucksache 3/1823 -

ZWEITE BERATUNG

Als Berichterstatterin wurde Frau Abgeordnete Dr.
Wildauer bestimmt. Ich bitte um die Berichterstattung.

Abgeordnete Dr. Wildauer, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, der Gesetz-
entwurf der Landesregierung zum Euro-Umstellungsge-
setz in Drucksache 3/1683 wurde am 6. September in
erster Lesung vom Landtag behandelt und an den Haus-
halts- und Finanzausschuss überwiesen.

Präsidentin Lieberknecht:

Darf ich bitte um Ruhe bitten, denn auch das ist ein Thema,
was uns alsbald einholen wird.

Abgeordnete Dr. Wildauer, PDS:

In 55 Artikeln werden DM-Beträge, die in den Gesetzen
stehen, auf Euro umgestellt. Wo es geht, wird centgenau
umgerechnet, z.B. bei der Abgeordnetenentschädigung. In
den Fällen, wo ein so genannter Signalbetrag gewünscht ist,
z.B. bei Höchstbeträgen für Verwarngelder, erfolgt eine
so genannte Glättung. In solchen Fällen werden etwa
10.000 DM durch 5.000 Euro ersetzt. An einigen Stellen
wird auch aufgerundet. Das Gesetz enthält keine inhalt-
lichen Veränderungen. Es gab zwei Änderungsanträge, die
der Ausschuss beschloss. Beide sind in der Beschluss-
empfehlung in Drucksache 3/1823 abgedruckt. Der erste
Antrag: In Artikel 2 wird der Geldbetrag "1.023 Euro"
durch den Geldbetrag "1.000 Euro" ersetzt. Den Antrag
brachte die PDS ein. Den zweiten Antrag stellte die CDU.
Es galt, den Rahmentext in Artikel 26 - Änderung des
Thüringer Reisekostengesetzes - durch Einsetzen des
Datums "15. Juni 2001" zu vervollständigen.

Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt dem Land-
tag einheitlich dieses Gesetz mit den Änderungen zur
Beschlussfassung. Danke.

Präsidentin Lieberknecht:

Ich danke für die Berichterstattung aus dem Ausschuss.
Wortmeldungen zu dem Tagesordnungspunkt liegen mir
nicht vor, so dass wir auf die Aussprache verzichten kön-
nen. Das ist so.

Dann kommen wir direkt zu den Abstimmungen, und zwar
zunächst über die Beschlussempfehlung des Haushalts-
und Finanzausschusses in Drucksache 3/1823. Wer dem
die Zustimmung gibt, den bitte ich um das Handzeichen.
Das ist sehr einmütig. Gegenstimmen? Nicht vorhanden.
Enthaltungen? Auch nicht der Fall. Dann einstimmig so
beschlossen.
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Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf der Landesregierung in Drucksache 3/1683 in zweiter
Beratung unter Berücksichtigung der eben abgestimmten
Beschlussempfehlung des Haushalts- und Finanzausschus-
ses. Wer dem die Zustimmung gibt, den bitte ich um das
Handzeichen. Auch das ist sehr einmütig. Gegenstim-
men? Das ist nicht der Fall. Enthaltungen? Auch nicht.
Dann einstimmig so beschlossen.

Wir kommen zur Schlussabstimmung, indem wir uns von
den Plätzen erheben. Danke schön, das waren also die
Zustimmungen. Da sich alle erhoben haben, dürfte jetzt
eigentlich keiner mehr aufstehen, wenn ich nach den Nein-
stimmen frage. Das ist nicht der Fall. Enthaltungen? Auch
nicht. Dann ist dieses Gesetz so beschlossen und ich schlie-
ße den Tagesordnungspunkt 2.

Jetzt komme ich zum Tagesordnungspunkt 3

Viertes Gesetz zur Änderung des
Thüringer Brand- und Katastro-
phenschutzgesetzes
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 3/1769 -
dazu: Beschlussempfehlung des Innen-

ausschusses
- Drucksache 3/1815 -

ZWEITE BERATUNG

Als Berichterstatterin wurde wiederum die Abgeordnete
Dr. Wildauer bestimmt, diesmal für den Innenausschuss.
Ich bitte um die Berichterstattung.

Abgeordnete Dr. Wildauer, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, in seiner
47. Plenartagung am 6. September 2001 behandelte der
Landtag das Vierte Gesetz zur Änderung des Thüringer
Brand- und Katastrophenschutzgesetzes in der Drucksa-
che 3/1769 in erster Lesung und überwies es zur Fortbe-
handlung und Beratung an den Innenausschuss.

Zum Anliegen der Gesetzesänderung: Die letzte Gesetzes-
änderung erfolgte im Dezember 2000, mit der u.a. das
zuständige Ministerium ermächtigt wurde, Ausbildungen
und Laufbahnen der Angehörigen der Feuerwehren durch
Verordnung zu regeln. Der Geltungsbereich der Feuer-
wehrlaufbahnverordnung erstreckt sich bisher nur auf Ge-
meinden. Es gibt eine Reglungslücke, die zu schließen Auf-
gabe des vorliegenden Gesetzentwurfs ist. Der Regelungs-
bedarf besteht vorwiegend in der Erweiterung des Gel-
tungsbereichs der Feuerwehrlaufbahnverordnung auf Be-
amte in Einheiten und Einrichtungen des Katastrophen-
schutzes der kreisfreien Städte und Landkreise und auf
Landesbeamte, deren Dienst einer feuerwehrtechnischen
Laufbahn zuzuordnen ist.

Der Innenausschuss hat sich in seiner Sitzung am
20. September 2001 mit der Gesetzesänderung befasst.

Er empfiehlt den Gesetzesentwurf einstimmig dem Landtag
zur Beschlussfassung. Danke.

Präsidentin Lieberknecht:

Ich danke für die Berichterstattung. Hier haben wir Wort-
meldungen. Ich komme damit zur Aussprache, und zwar
der Abgeordnete Pohl, SPD-Fraktion.

Abgeordneter Pohl, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, zum Anliegen
dieses Gesetzentwurfs hat die Berichterstatterin schon
einiges gesagt. Gegenüber der ersten Lesung und auch der
Beratung im Innenausschuss gab es keine neuen Erkennt-
nisse und unsere Fraktion stimmt diesem Gesetzentwurf
zu. Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Lieberknecht:

Ich danke für diesen Redebeitrag. Als Nächster hat sich
Herr Abgeordneter Fiedler, CDU-Fraktion gemeldet.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren,
wir stimmen uneingeschränkt dem Gesetzentwurf zu, weil
die Sachlage klar ist. Danke.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Ich dachte, jetzt beglückwünschen Sie sich gegenseitig,
weil Sie beide da standen. Ich schließe die Aussprache
und wir kommen unmittelbar zur Abstimmung über den
Gesetzentwurf der Landesregierung, da die Beschlussemp-
fehlung des Innenausschusses die Annahme des Gesetz-
entwurfs empfiehlt. Wer der Drucksache 3/1769 in zweiter
Beratung die Zustimmung gibt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. Danke. Das ist sehr einmütig. Gegenstimmen? Das
ist nicht der Fall. Enthaltungen? Das ist auch nicht der
Fall. Dann können wir auch hier zur Schlussabstimmung
kommen. Wer mit dem Gesetzentwurf einverstanden ist,
den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. Danke schön.
Dann bitte ich diejenigen, die nicht zustimmen wollen.
Das dürfte jetzt keiner mehr sein. Das ist nicht der Fall,
Enthaltungen auch nicht, dann einstimmig so angenom-
men und ich schließe auch den Tagesordnungspunkt 3.

Ich komme zum Aufruf des Tagesordnungspunkts 4

Erstes Gesetz zur Änderung des
Thüringer Kirchensteuergesetzes
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 3/1770 -
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dazu: Beschlussempfehlung des Haus-
halts- und Finanzausschusses
- Drucksache 3/1822 -

ZWEITE BERATUNG

Als Berichterstatter wurde der Abgeordnete Dr. Müller be-
stimmt. Wir sind in der zweiten Beratung und ich bitte
zunächst um die Berichterstattung aus dem Ausschuss.

Abgeordneter Dr. Müller, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, durch Be-
schluss des Landtags vom 6. September 2001 ist der oben
genannte Gesetzentwurf an den Haushalts- und Finanz-
ausschuss überwiesen worden. Der Haushalts- und Finanz-
ausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 28. Sitzung am
21. September 2001 beraten. Mit dem Steuersenkungs-
gesetz vom 23. Oktober 2000 hat der Gesetzgeber mit
Wirkung ab dem 1. Januar 2001 im Einkommenssteuerge-
setz eine Steuerermäßigung bei den Einkünften aus Ge-
werbebetrieben geschaffen und mit der Umstellung der
Besteuerung von Kapitalgesellschaften ab 2001 das Halb-
einkünfteverfahren nach § 3 Nr. 40 Einkommenssteuer-
gesetz eingeführt. Um die hieraus resultierende Minderung
der Bemessungsgrundlage für Zwecke der Kirchensteuer
zu verhindern, wurde § 51 a Einkommenssteuergesetz
durch das Gesetz zur Regelung der Bemessungsgrundla-
ge für Zuschlagssteuern vom 21. Dezember 2000 dahin
gehend geändert, dass im Ergebnis beide Regelungen
bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage für die Kir-
chensteuer nicht anzuwenden sind. Das Thüringer Kir-
chensteuergesetz ist an die Änderung im Einkommens-
steuerrecht anzupassen. Daneben werden noch klarstel-
lende und verfahrensvereinfachende Regelungen vorge-
nommen. Es ergeht seitens des Haushalts- und Finanz-
ausschusses folgende Beschlussempfehlung: Der Gesetz-
entwurf wird mit folgenden Änderungen angenommen:

Artikel 1 wird wie folgt geändert:

Nummer 4, Buchstabe a, erhält folgende Fassung: In
Absatz 1 wird das Wort "steuerberechtigten" durch das
Wort "steuererhebenden" und das Wort "steuerberechtigte"
durch das Wort "steuererhebende" ersetzt.

Zweitens: Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 5
eingefügt: In § 6 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort "steuerbe-
rechtigten" durch das Wort "steuererhebenden" ersetzt.

Drittens: Die bisherigen Nummern 5 bis 8 werden die
Nummern 6 bis 9.

Präsidentin Lieberknecht:

Ich danke für die Berichterstattung. Wir kommen damit
zur Aussprache. Gemeldet hat sich der Abgeordnete Höhn,
SPD-Fraktion.

(Zuruf Abg. Höhn, SPD: Nein.)

Nicht? Dann ist das hier falsch angekommen. Dann ha-
be ich auch hier keine Wortmeldung und ich kann die
Aussprache sogleich wieder schließen. Wir kommen zur
Abstimmung über die Beschlussempfehlung des Haus-
halts- und Finanzausschuss in Drucksache 3/1822. Wer
dem zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Danke.
Gegenstimmen? Das ist nicht der Fall. Enthaltungen? Auch
nicht. Dann einstimmig so beschlossen.

Jetzt kommen wir zur Abstimmung über den Gesetz-
entwurf in zweiter Beratung unter Berücksichtigung der
eben angenommenen Beschlussempfehlung. Wer dem
die Zustimmung gibt, den bitte ich auch um das Hand-
zeichen. Danke. Gegenstimmen? Ist nicht der Fall. Ent-
haltungen? Auch nicht. Dann kommen wir auch hier zur
Schlussabstimmung. Wer dem Gesetzentwurf unter Be-
rücksichtigung der angenommenen Beschlussempfehlung
die Zustimmung gibt, den bitte ich, sich vom Platz zu er-
heben. Danke. Gegenstimmen? Dürfte nicht der Fall sein.
Der Abgeordnete Scheringer steht noch, der stand aber
schon bei Ja. Enthaltungen auch nicht, dann einstimmig
so beschlossen.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 4 und komme zum
Aufruf des Tagesordnungspunkts 5

a) Thüringer Ausführungsgesetz
zum Lebenspartnerschaftsgesetz
(ThürAGLPartG)
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 3/1836 -
ERSTE BERATUNG

b) Sofortige diskriminierungsfreie
Umsetzung des Lebenspartner-
schaftsgesetzes auf Landesebene
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/1718 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Innenausschusses
- Drucksache 3/1816 -

Als Berichterstatter wurde der Abgeordnete Dittes benannt.
Wir kommen aber zunächst einmal zur Begründung
zum Gesetzentwurf der Landesregierung durch den Ein-
reicher, wenn das gewünscht wird. Ja, Herr Staatssekre-
tär Scherer, bitte.

Scherer, Staatssekretär:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren Abgeordneten,
selten wurde in diesem hohen Hause so viel Geschichts-
klitterung betrieben wie in der September-Debatte zu dem
PDS-Antrag, der heute unter diesem Tagesordnungspunkt
neben der Einbringung des Thüringer Ausführungsge-
setzes zum Lebenspartnerschaftsgesetz beraten wird.

(Beifall bei der CDU)
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Zynische Geschichtsblindheit warf uns Frau Abgeordnete
Nitzpon vor und Frau Abgeordnete Bechthum stellte so-
gar die Behauptung auf, dieses Gauforum sei ein Ort, an
dem im Nationalsozialismus über Deportation von Les-
ben und Schwulen entschieden wurde. Die Wahrheit ist,
keines der Gebäude des so genannten Gauforums war
bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges in Funktion. Es
gab in den Räumen des heutigen Landesverwaltungsamts
nie eine Machtzentrale des Nationalsozialismus.

(Zwischenruf Abg. Dr. Zeh, CDU: Und was
nun, Frau Bechthum?)

Sie werfen uns Diskriminierung gleichgeschlechtlicher
Paare vor. Was Sie mit Ihrer Polemik betreiben, genau
das ist Diskriminierung,

(Beifall bei der CDU)

nämlich Diskriminierung unserer rund 800 Mitarbeiter, die
im Dienste einer rechtsstaatlichen Verwaltung seit einem
Jahrzehnt ordentliche Arbeit für unsere Bürger leisten.

(Beifall bei der CDU)

Sie verunglimpfen ohne Not eine wichtige Landesbehörde,
nur um daraus politisches Kapital zu schlagen. Das ist
Diffamierung und plumpe Stimmungsmache.

Meine Damen und Herren Abgeordneten, lassen Sie mich
ein für alle Mal klarstellen: Wir wollen keine Diskrimi-
nierung von Homosexuellen, sondern wir treten im Sin-
ne des Grundgesetzes für den besonderen Schutz von
Ehe und Familie ein. Und genau der ist durch das Le-
benspartnerschaftsgesetz gefährdet.

(Beifall bei der CDU)

Ich komme nun zum Thüringer Ausführungsgesetz zum
Lebenspartnerschaftsgesetz. Mit diesem Gesetz sollen die
formellen Regelungen geschaffen werden, die zur landes-
internen Ausführung des Lebenspartnerschaftsgesetzes des
Bundes erforderlich sind. Das Ausführungsgesetz legt
die Bestimmung der zuständigen Behörde, das Anmel-
deverfahren, die Entgegennahme namensrechtlicher Er-
klärungen und das notwendige Mitteilungsverfahren fest.
Nach unserem Gesetzentwurf werden die Landkreise und
kreisfreien Städte im Rahmen des übertragenen Wirkungs-
kreises mit der Eintragung der Lebenspartnerschaften be-
traut. Wegen der geringen Anzahl der Anträge - ich darf
sagen, bis heute sind es insgesamt 13 Anträge - haben
wir von einer Delegationsmöglichkeit an die kreisange-
hörigen Städte und Gemeinden abgesehen. Die Registrie-
rung gleichgeschlechtlicher Lebensgemeinschaften ist ge-
rade keine Eheschließung. Letztere sieht auch das Lebens-
partnerschaftsgesetz nicht vor. Die eingetragene gleich-
geschlechtliche Lebenspartnerschaft stellt ein eigenes
Rechtsinstitut dar. Bedauerlicherweise ist über den pole-
misch geführten Debatten das eigentliche Grundanliegen

des Lebenspartnerschaftsgesetzes, der Abbau der Diskri-
minierung, in den Hintergrund gedrängt worden. Und wer
ist Schuld daran? Die Bundesregierung mit ihren Taschen-
spielertricks.

(Beifall bei der CDU)

Nur um den Bundesrat zu umgehen, hat sie alle notwen-
digen Verfahrensregelungen ausgespart. Die Länder müs-
sen nun die Lückenbüßer spielen.

(Zwischenruf Abg. Ellenberger, SPD: So ein
Blödsinn.)

Das gesamte Gesetzespaket wäre zustimmungsbedürftig
durch den Bundesrat gewesen, nicht zuletzt aufgrund der
Einbringung der Lebenspartnerschaft in das Personen-
standswesen und der beabsichtigten Ansiedlung bei den
Standesbeamten. Um diese Zustimmung zu umgehen und
damit den Ländern die grundgesetzlich garantierte Mit-
wirkung im Bundesrat aus der Hand zu nehmen und vor
allem, um das Projekt ohne Kompromisse durchziehen
zu können, hat die Regierungskoalition aus einem Ge-
setz zwei gemacht. Auf Vorschlag des Rechtsausschus-
ses hat der Bundestag im November 2000 aus Artikel 1
des ursprünglichen Entwurfs "die Standesbeamten" gerade
herausgenommen und durch die "zuständige Behörde"
ersetzt.

Herausgenommen worden sind bei dieser Gelegenheit
so wichtige Punkte wie das Steuerrecht, aber auch sämt-
liche Personenstandsgesetzänderungen und den verblei-
benden Torso hat der Bundestag dann als Gesetz verab-
schiedet. Das zweite Teilgesetz hat den klingenden Na-
men, das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen,
"Lebenspartnerschaftsgesetzergänzungsgesetz" als ein
Wort. In Artikel 1 wird "die zuständige Behörde" wie-
der gegen "die Standesbeamten" ausgetauscht. Damit ist
der Zustand des ersten Entwurfs wieder hergestellt, die
zustimmungsbedürftigen Regelungen aus dem ursprüng-
lichen Entwurf, und dazu gehören die Änderungen zum
Personenstandsgesetz, sind dort als Artikel 2 wieder ver-
arbeitet worden. Dieser zweite Teil des Gesetzes erlitt
natürlich ...

Präsidentin Lieberknecht:

Herr Staatssekretär, darf ich mal kurz unterbrechen. Es wäre
ganz gut, wenn wir den Thüringer Gesetzentwurf jetzt
begründen und Ihre Ausführungen, denke ich, haben dann
gut Platz in der Aussprache zum Gesamtkontext.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Scherer, Staatssekretär:

Das ist die Begründung zum Thüringer Gesetzentwurf, weil
das erklärt, wieso Thüringen überhaupt einen Gesetzent-
wurf machen muss.
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(Beifall bei der CDU)

(Zwischenruf Abg. Ellenberger, SPD: Sonst
hätten wir nämlich gar keinen, wenn wir den
vom Bund nicht hätten.)

Dieser zweite Teil des Gesetzes erlitt das voraussehbare
Schicksal, nämlich keine Zustimmung, und der darauf vom
Bundestag angerufene Vermittlungsausschuss ist bisher
nicht zu Ergebnissen gekommen. Das Ergänzungsgesetz
könnte möglicherweise deshalb gänzlich scheitern. Ich
betone erneut, dass sich die Landesregierung nicht gegen
einen rechtlichen Rahmen für gleichgeschlechtliche Le-
benspartnerschaften wendet. Ein solches Rechtsinstitut
muss sich jedoch eindeutig vom Rechtsinstitut der Ehe
unterscheiden. Einer entsprechenden Verständigung wird
sich die Landesregierung im Vermittlungsausschuss nicht
verschließen. Das setzt aber voraus, dass auch die be-
reits in Kraft getretenen Regelungen zum Lebenspart-
nerschaftsgesetz nochmals auf den Prüfstand kommen.
Die bundesrechtlichen Vorgaben sind am 1. August 2001 in
Kraft getreten, nachdem das Bundesverfassungsgericht
die Anträge Bayerns und Sachsens auf Erlass einer einst-
weiligen Anordnung abgelehnt hatte. In Thüringen trat
damit die Situation ein, dass das Landesverwaltungsamt
aufgrund seiner Auffangzuständigkeit vorläufig die zu-
ständige Behörde im Sinne des Lebenspartnerschaftsge-
setzes ist. Für die Übertragung der Aufgaben auf die kom-
munale Ebene bedarf es nach der Thüringer Verfassung
eines Gesetzes. Die Begründung zum Lebenspartnerschafts-
gesetz geht selbst davon aus, dass es in der Sache nicht
darum geht, eine der Ehe vergleichbare Lebensform zu
institutionalisieren, sondern durch eine Registrierung von
gleichgeschlechtlichen Lebenspartnerschaften Diskrimi-
nierungen abzubauen. Die Entscheidung der Landesre-
gierung für die Landkreise und kreisfreien Städte soll
auch dem Umstand Rechnung tragen, dass nicht jedes
kleine Standesamt mit dieser Aufgabe betraut werden
muss. Unseren 180 Standesämtern würde ein enormer Auf-
wand und Fortbildungsbedarf entstehen, das Anmelde-
und Prüfverfahren kann sich bei Fällen mit Auslandsbe-
teiligung durchaus schwierig gestalten. Natürlich, wenn
ich nur 13 Anmeldungen bis jetzt habe und beschäftige
180 Standesbeamte mit Fortbildung, dann ist es ein er-
heblicher Aufwand.

(Beifall bei der CDU)

(Zwischenruf Abg. O. Kretschmer, SPD: Bil-
dung schadet nicht!)

Der Gesetzentwurf bestimmt die Mitteilungspflichten an
die Standesämter und damit wird den Standesämtern er-
möglicht, Änderungen von Familienstand und Namen in
den Personenstandsbüchern fortzuschreiben. Mitteilungen
sind auch an die Meldebehörden vorgesehen, damit dort
ein umfassender Identitätsnachweis möglich bleibt. Recht-
lich handelt es sich bei der Begründung einer Lebenspart-
nerschaft um eine sonstige Änderung des Personenstan-

des und diese gehört nun einmal traditionell in die Per-
sonenstandsbücher hinein. Wo und wie das zu bewerkstel-
ligen ist, muss vom Bund geregelt werden, die Länder ha-
ben hier keine Zuständigkeit. Der Landesgesetzgeber kann
hier nur Schnittstellen zum Personenstandswesen schaf-
fen, indem er Mitteilungspflichten zu den Standesämtern
einbaut. Wir regeln diese Mitteilungspflichten in unse-
rem Ausführungsgesetz, um die Richtigkeit der Perso-
nenstandsbücher nicht noch mehr zu gefährden. In unse-
rem Gesetzentwurf ist keine Kostenregelung enthalten.
Die Begründung enthält dazu die Aussage, dass für die
Amtshandlungen Verwaltungskosten nach dem Thürin-
ger Verwaltungskostengesetz zu erheben sind. Die Lan-
desregierung beabsichtigt, die Gebührentatbestände und
die Höhe der Gebühren in einer noch zu beschließenden
gesonderten Rechtsverordnung zu regeln. Die Gebührenbe-
messung soll sich an der Bedeutung der Amtshandlung
und an dem Verwaltungsaufwand orientieren, dies ent-
spricht auch einer Forderung des Thüringer Gemeinde-
und Städtebundes. Das Thüringer Ausführungsgesetz ent-
hält alle notwendigen Regelungen, damit die zuständi-
gen Behörden vor Ort arbeiten können. Unser Gesetz ist
keine landesrechtliche Ergänzung zum Personenstands-
gesetz, auch keine Aufgabenzuweisung an das bundes-
rechtliche Institut "Standesbeamter", wir regeln ein ganz
normales Verwaltungsverfahren. Ich bitte Sie, den Gesetz-
entwurf an die Ausschüsse zu überweisen. Danke.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Dann kommen wir nach der Begründung des Gesetzent-
wurfs zur Berichterstattung zum Antrag der Fraktion der
PDS aus dem Ausschuss und ich bitte Herrn Abgeord-
neten Dittes.

Abgeordneter Dittes, PDS:

Meine Damen und Herren, der Landtag hat in seiner
48. Sitzung den eine Woche nach In-Kraft-Treten des Le-
benspartnerschaftsgesetzes des Bundes eingereichten An-
trag der PDS-Fraktion "Sofortige diskriminierungsfreie
Umsetzung des Lebenspartnerschaftsgesetzes auf Landes-
ebene" beraten und an den Innenausschuss überwiesen.
Kern des Antrags ist es, die in Thüringen seit dem
01.08.2001 bestehende Regelung, wonach der Eintrag der
gleichgeschlechtlichen Lebenspartnerschaft im Landesver-
waltungsamt erfolge, insofern abzuändern, dass künftig
die Eintragung in den Standesämtern erfolgen solle. Die
Landesregierung wurde aufgefordert, eine entsprechende
rechtliche Regelung zu schaffen. In der 33. Sitzung des
Innenausschusses wurde der Antrag beraten. Durch den
Innenminister wurde dargestellt, dass der Eintrag einer
gleichgeschlechtlichen Lebenspartnerschaft einerseits zwar
eine Personenstandsänderung sei, dies andererseits aber
nicht erzwinge, dass eine entsprechende Eintragung bei
den Standesämtern zu erfolgen habe. Die Landesregie-
rung kündigte einen Entwurf "Thüringer Ausführungsge-
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setz zum Lebenspartnerschaftsgesetz" an. In der Sitzung des
Innenausschusses wurde die Frage aufgeworfen, ob da-
mit der PDS-Antrag hinfällig sei. Es wurde zum damaligen
Zeitpunkt festgestellt, dass, solange dem Landtag kein Ge-
setzentwurf vorliegt, dieser also auch noch nicht unmit-
telbar Herr des Verfahrens sei, eine Aufforderung an die
Landesregierung damit sich zumindest formalrechtlich
nicht erübrige. Dass nunmehr eine konkrete Situation einge-
treten ist, konnte damals nicht Beratungsgegenstand des
Innenausschusses sein. Der PDS-Antrag wurde durch den
Innenausschuss, wie der Beschlussempfehlung in Druck-
sache 3/1816 zu entnehmen ist, mehrheitlich abgelehnt.

Präsidentin Lieberknecht:

Das war die Berichterstattung aus dem Ausschuss. Jetzt
kommen wir zur gemeinsamen Aussprache. Hier hat zu-
erst der Abgeordnete Schemmel, SPD-Fraktion, das Wort.

Abgeordneter Schemmel, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren,
ich hatte mich heute auf einen betont sachlichen Vortrag
hier vorbereitet, weil ich denke, nur Sachlichkeit ist die-
sem Thema angemessen.

(Zwischenruf Abg. Bergemann, CDU: Nur
heute?)

Umso verwunderlicher bin ich jetzt gewesen bei der Ein-
bringung durch das Innenministerium, dass nach einer
Rüge

(Beifall bei der SPD)

der zwei Oppositionsfraktionen - ich weiß gar nicht, ob
diese Rüge dem Innenministerium so zusteht -, sofort
gleichermaßen wieder mit Polemik weitergemacht wur-
de, und zwar wurde dieser Gesetzentwurf, wie er jetzt vor-
liegt, der auch unvollständig ist, an den Pranger gestellt,
aber niemand hat dabei gesagt, weshalb diese Unvoll-
ständigkeit zustande gekommen ist. Das weiß ja eigent-
lich jeder, dass es im Geschäftsgang einen kompletten Ent-
wurf gab, der auch diese Fragen, die wir jetzt hier im
Ausführungsgesetz beschließen müssen, schon hätte weiter
gehend regeln können, und jeder weiß, warum dieser Ge-
setzentwurf nicht die zuständigen Gremien passiert hat.
Nun bitte ich aber, dass wir uns ab jetzt doch mit der
Polemik zurückhalten.

Ich möchte zuerst ein Wort zum Antrag der PDS sagen,
dem stimmen wir zu, weil wir auch der Meinung sind,
dass die Standesämter die zuständigen Behörden sein müss-
ten bei der Ausführung dieses Gesetzes.

(Beifall bei der SPD)

Zum Gesetzentwurf selbst: Richtig ist die Feststellung
von Staatssekretär Scherer, dass bis jetzt sehr emotional

diskutiert wurde und da habe ich auf einer Seite gehört,
es gehe um die Auflösung des Ehemonopols. Aber darum
geht es natürlich gerade nicht, das weiß jeder und darum
wird es auch in Zukunft nicht gehen. Bei anderen habe
ich gehört, der Ausschluss der Standesämter sei unbe-
dingt nötig, weil ansonsten eine Gleichstellung mit der
Ehe gesehen würde. Dies ist natürlich außerordentlicher
Unsinn, denn der Artikel 6 des Grundgesetzes steht davor
und selbst ein völlig verqueres Landesgesetz, das wir aber
nicht beschließen wollen, könnte diesen Artikel 6 und den
Vorrang der Ehe nicht tangieren. Also sind beide Vor-
stellungen für mich unerträglich und wir müssen das
jetzt wirklich mal auf das Maß reduzieren, was es
wirklich ist. Es ist ein ganz normales Thema und es
handelt sich um normale Menschen, die gemäß Artikel
2 Abs. 3 der Thüringer Verfassung nicht bevorzugt, aber
natürlich auch nicht benachteiligt werden dürfen.

(Beifall bei der SPD)

Das sagt Artikel 2 unserer Verfassung definitiv aus und
wir sind gewillt, uns an diesen Artikel 2 zu halten. Wir
haben uns die Ländereinführungsgesetze anderer Länder
angesehen und festgestellt, dass der Regelungsumfang des
Thüringer Gesetzes auch in etwa dem Regelungsumfang
der anderen entspricht, dass aber die Inhalte doch in ver-
schiedentlicher Form zu regeln sind. Und genau darum geht
es jetzt in einer sachlichen Arbeit der Fachausschüsse im
Vergleich der unterschiedlichen Regelungen, dieses Thü-
ringer Ausführungsgesetz unter die Lupe zu nehmen und
eventuell auch Änderungen der Regelungen in den Fach-
ausschüssen zu erarbeiten. Aber vorab möchte ich schon
auf eines hinweisen, und zwar auf § 5 des vorliegenden
Ausführungsgesetzes. Dieser § 5 zeigt die notwendigen und
mehrfachen Querverbindungen zu den Standesämtern auf
und jeder, der diesen § 5 mit offenen Augen liest, der wird
sehen ...

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU)

Das ist möglich, dass bei Ihnen keiner lesen kann.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Sie wollen
doch keine Polemik. Keine Polemik, keine
Polemik!)

Gut. Ich attestiere den Mitgliedern der CDU, dass sie
wahrscheinlich alle lesen können. Wer das mit offenen
Augen lesen wird, der wird sehen, dass Querverbindun-
gen zwangsläufig mehrfach und notwendig zu den Stan-
desämtern gezogen werden, und man wird sich fragen,
warum dann nicht gleich die Standesämter, warum dann
diese verklemmte Lösung, um diese Mitteilungspflichten
und Regelungen mit den Standesämtern zu treffen, die
ja gar nicht aus diesem Prozess auszuschließen sind.
Darauf weise ich jetzt besonders hin, ansonsten bean-
trage ich im Namen meiner Fraktion die Überweisung an
den Innenausschuss und den Gleichstellungsausschuss,
dass wir uns dort mit diesen Regelungen beschäftigen
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können. Danke.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Präsidentin Lieberknecht:

Es hat jetzt das Wort Frau Abgeordnete Nitzpon, PDS-
Fraktion.

Abgeordnete Nitzpon, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die Damen
und Herren der Landesregierung haben es nun endlich
geschafft, den Entwurf eines Ausführungsgesetzes zum
Lebenspartnerschaftsgesetz in Thüringen auf den Tisch
zu legen. Dem Entwurf ist allerdings, das muss ich be-
merken, in einigen Regelungen anzumerken, wie Sie sich
immer noch qualvoll winden, um bestimmte gesellschaft-
liche Tatsachen nicht anerkennen zu müssen.

(Unruhe bei der CDU)

Als Nachlese - und Herr Schemmel, ich bin immer für
Sachlichkeit, aber sich sage auch, was gesagt werden
muss, an diesem Pult muss auch gesagt werden, natürlich
immer in dem gebotenen Rahmen - zum letzten Plenum
wollte ich auf einen Punkt des Ministerpräsidenten Vogel
noch einmal eingehen, aber Herr Scherer hat mir mit seiner
Rede eigentlich auch noch einmal eine Vorlage geliefert.
Für mich ist die Bestimmung des Gebäudes, in dem zurzeit
die Einträge von gleichgeschlechtlichen Partnerschaften
vorgenommen werden, als Gauforum entscheidend und
nicht, ob darin gearbeitet wurde oder nicht.

(Unruhe bei der CDU)

(Beifall bei der PDS, SPD)

Es ist aus der Sicht meiner Fraktion

(Zwischenruf Dr. Sklenar, Minister für Land-
wirtschaft, Naturschutz und Umwelt)

moralisch eben nicht vertretbar, Herr Sklenar, sich auf
den Standpunkt zurückzuziehen, eine solche Funktions-
bestimmung sei bei der politischen Bewertung völlig zu
vernachlässigen. Solch eine Position, meine Damen und
Herren, verwundert mich im Übrigen durchaus bei Minis-
terpräsident Vogel, denn er gehört ja gerade nicht zu denje-
nigen, die für politische Symbolik nicht empfänglich wä-
ren. Und unsere Kritik, Herr Scherer, richtet sich nicht ge-
gen die 800 Mitarbeiter des Verwaltungsamts. Wer das
herausgehört hätte aus den Reden von Frau Bechthum
oder von mir, der muss taub sein.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Doch nun zu Ihrem Gesetzentwurf: Meine Damen und
Herren der Landesregierung, Sie wollen Ihr "politisches

Ding" in einer Art und Weise "durchziehen", die dem Wil-
len des übergeordneten Bundesgesetzgebers eigentlich
widerspricht, und ich wundere mich, wie Sie hier vorn
diesen Bundesgesetzgeber noch zur Begründung des vor-
liegenden Gesetzentwurfs nutzen können. Ich denke, ich
kann dies widerlegen, denn der Bundesgesetzgeber hat im
Lebenspartnerschaftsergänzungsgesetz vorgesehen, dass
für die Eintragung der Lebenspartnerschaft das Wohn-
ortprinzip bzw. das Prinzip des gewöhnlichen Aufent-
halts gelten soll. Dieses Ergänzungsgesetz ist natürlich
noch nicht in Kraft, aber es hat Indizwirkung. Und Sie,
meine Damen und Herren der Landesregierung, machen
Folgendes: In § 5 des Entwurfs verpflichten Sie kreis-
freie Städte und Landkreise zur Mitteilung an verschie-
dene Standesämter, entweder an das Standesamt, das das
Familienbuch der Eltern führt, an das Standesamt, das das
Familienbuch der Vorehe führt oder an das Standesamt,
wo die Geburt desjenigen eingetragen ist. Gerade bei der
ersten Variante stellt sich für mich die Frage: Halten Sie,
meine Damen und Herren der Landesregierung, Menschen,
die sich für eine gleichgeschlechtliche Partnerschaft ent-
scheiden, für unmündig oder wie erklärt sich solch eine
Regelung? Das ist mir auch in Ihren Ausführungen zur
Begründung, Herr Scherer, nicht klar geworden.

(Beifall bei der PDS)

Sie haben im Gesetzentwurf damit geantwortet, dass - ehr-
lich gesagt, mir seltsam anmutenden Begründungen - diese
Regelung wegen des Schutzgebots aus Artikel 6 Grund-
gesetz notwendig sei. Sie rechtfertigen Ihre Weigerung,
die Eintragung in den Standesämtern am Wohnort oder
Aufenthaltsort der Betreffenden zuzulassen, mit dem Hin-
weis auf diesen besonderen verfassungsrechtlichen Schutz
von Ehe und Familie. Aber, meine Damen und Herren und
Herr Scherer, Sie haben in Ihrer Begründung das selbst
widerlegt. Bei genauerem Hinsehen spricht nämlich der
Schutz nicht gegen das Konzept der eingetragenen Lebens-
partnerschaft und Sie haben selbst dargestellt - ich sage
leider oder nur -, dass eine Registrierung nur möglich ist
und keine Heirat. Gerade das stellt doch eigentlich schon
klar, dass es keine Gleichstellung ist von Ehe und Fami-
lie und der eingetragenen Lebenspartnerschaft. Aus die-
sem Grund, muss ich dazu sagen, ist auch der besondere
Schutz der Familie bzw. der Ehe nicht in Gefahr. Diese
so genannte Institutsgarantie für Ehe und Familie sei dann
betroffen, und da möchte ich das Bundesverfassungsge-
richt zitieren: "... wenn die den Kern des Ehe- und Fami-
lienrechts bildenden Vorschriften namentlich des Bürgerli-
chen Rechts wesentlich umgestaltet oder aufgehoben
werden." Doch das ist nicht der Fall. Außerdem, meine
Damen und Herren, spricht das Bundesverfassungsge-
richt eben nicht davon, dass die Ehe eine ausschließ-
liche Monopolstellung haben sollte. Das heißt aber auch
in unseren Augen, es ist rechtlich völlig unproblematisch,
wenn neben die Ehe eine weitere zivilrechtliche Form des
partnerschaftlichen Zusammenlebens tritt, die dann selbst-
verständlich entsprechende Änderungen des Personenstan-
des nach sich ziehen müssen. Für solche Personenstandsan-
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gelegenheiten sind nach der bisherigen Systematik durch-
aus die Standesämter, nicht nur durchaus, sie sind zustän-
dig, und das geben Sie mit Ihrer sehr komplizierten Mel-
deregelung an die Standesämter zu. Und eines muss ich
Ihnen auch sagen: Durch diese komplizierte Meldere-
gelung fallen natürlich bei den Betroffenen, die sich ein-
tragen bzw. registrieren lassen wollen, erheblich mehr
Kosten an als bei denjenigen, die eine Ehe eingehen, und
das nenne ich eben auch Schlechterstellung.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Außerdem heißt es in Ihrer Gesetzesbegründung: "Die
Lebenspartnerschaft stellt nach der Begründung des Le-
benspartnerschaftsgesetzes eine familienrechtliche Bezie-
hung der Lebenspartner her und löst damit eine Änderung
des Familien- und Personenstandes aus." Da frage ich
mich, warum nicht auf den zuständigen Standesämtern
der Orte, wo die Betroffenen wohnen? Die Festlegung, dass
Kreise oder kreisfreie Städte entscheiden sollen, wo die-
se Eintragung durchgeführt wird, das ist für mich ein Sys-
tembruch. Und dies nur, um ihre subjektive politische Mei-
nung über das Verhältnis von Ehe und Lebenspartner-
schaft ganz einfach durchhalten zu können. Meine Da-
men und Herren, bei heiklen Themen ist ein Blick über
den Tellerrand eines Landes in andere Staaten hinaus
wohltuenderweise sehr nützlich. Bei diesem Thema ...

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU:
Wieso ist das Thema heikel?)

Doch, für Sie ist es ein heikles Thema, deswegen win-
den Sie sich ja so, Herr Kretschmer, um hier die Stan-
desämter nicht festlegen zu müssen.

(Beifall bei der PDS)

Herr Kretschmer, wenn Sie nämlich einmal einen Blick
nach Dänemark werfen würden und die dortigen prak-
tischen Erfahrungen in Sachen eingetragener gleichge-
schlechtlicher Partnerschaft sich anschauen würden, dann
hätten Sie festgestellt, dass dort 1989 schon als erstem Land
die Möglichkeit bestand, eine Eintragung von schwulen
und lesbischen Paaren vornehmen zu können. Die ein-
getragene Partnerschaft in Dänemark ist schon 1989, vor
12 Jahren, so gefasst worden, dass die Vorschriften des
Ehe- und Familienrechts mit Ausnahme auch weniger Be-
stimmungen allerdings auf die gleichgeschlechtliche Part-
nerschaft übertragen wurden. Die Entwicklung nach 1989
in Dänemark hat gezeigt, dass die Schaffung der einge-
tragenen Partnerschaft ein richtiger Schritt war. Die rechtli-
che Anerkennung gleichgeschlechtlicher Partnerschaften
führte nämlich zu einer deutlich höheren Akzeptanz die-
ser Lebensform in der Gesellschaft selbst. Dieser gesetzge-
berische Schritt trug deutlich auch zum Abbau von Be-
nachteiligungen und Vorurteilen bei, und mehr noch,
wegen dieser positiven Erfahrungen in den letzten Jah-
ren wurden die Regelungen in Dänemark zur eingetra-
genen Lebenspartnerschaft ausgeweitet. 1999 ist in einem

Gesetz festgeschrieben worden, dass es unter bestimm-
ten Voraussetzungen schwulen und lesbischen Paaren auch
möglich ist, ein gemeinsames Sorgerecht zu erhalten oder
auch Kinder zu adoptieren. Und genau das muss Ziel einer
humanen Politik in einer pluralistischen und demokrati-
schen Gesellschaft sein, wie wir es sind, nämlich allen
ein selbstbestimmtes und von Benachteiligungen freies
Leben zu ermöglichen.

(Beifall Abg. Nothnagel, PDS)

Es ist ja nicht nur Dänemark, das diese Regelungen schon
lange hat und gute Erfahrungen damit hat, sondern neben
Dänemark gehören die nordischen Länder dazu, aber auch
Belgien oder die Niederlande. Und auch in anderen Bun-
desländern wurde mit den Ausführungsgesetzen in vie-
len Fällen der Eintragungsort festgelegt, nämlich das Stan-
desamt, bestimmt nach dem Wohnortprinzip. Für die Ein-
tragung in den Standesämtern haben sich folgende Bun-
desländer entschieden: Berlin, Bremen, Hamburg, Meck-
lenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Niedersach-
sen, Schleswig-Holstein und Sachsen-Anhalt. Und für die
Zuständigkeit der Wohnortgemeinde, die in diesen Fällen
auch die Standesämter bestimmen, haben sich zudem
Hessen und das Saarland entschieden. Bisher, seit dem
1. August, wurden in diesen Ländern, meine Damen und
Herren, keine negativen Erfahrungen gemacht. Im Gegen-
teil, in Berlin sollen über die notwendigen Landesre-
gelungen hinaus auch für die Bereiche Bestattungsrecht,
gemeinsame Wohnungsberechtigung, Landesbeamtenrecht
und auch die Mitgliedschaft in Versorgungswerken Gleich-
stellungsregelungen für schwule und lesbische Paare fest-
geschrieben werden. All diese Länder, all diese Bundes-
länder, die die Eintragung der Lebenspartnerschaften auf
den Standesämtern vorgesehen haben, sehen, anders als die
Thüringer Landesregierung, in dieser Personenstandsan-
gelegenheit eben nicht das Problem mit der konkurrie-
renden Gesetzgebungskompetenz des Bundes nach Arti-
kel 74. Das Land darf entsprechende Regelungen schaf-
fen. Sie wollen es aus politischen Gründen eigentlich nicht
und deshalb hat sich Herr Scherer hier an diesem Pult
vorhin auch noch einmal so sehr gewunden in seiner Be-
gründung, wie denn die Bundesregelungen auszulegen
sind. Ich denke, so diskriminieren Sie Thüringer Bürge-
rinnen und Bürger. Dass die Länder in Sachen Festle-
gung der Zuständigkeit im Moment noch frei sind, er-
gibt sich daraus, dass das Bundesverfassungsgericht in
Kenntnis der fehlenden Regelungen auf Bundesebene das
Lebenspartnerschaftsgesetz für vollziehbar erklärt hat. Und
auf dieses Urteil des Bundesverfassungsgerichts sind Sie
gar nicht eingegangen, denn dann hätten Sie selbst fest-
stellen müssen, selbst wenn später - theoretisch natürlich
gesehen - eine Thüringer Standesamtsregelung nicht mit
einer endgültigen Bundesregelung konform wäre, dann
würden Artikel 31 und Artikel 74, nämlich Vorrang des
Bundesrechts vor Landesrecht, greifen. Aber das hat das
Bundesverfassungsgericht auch festgestellt, die geplante
Bundesregelung sieht eigentlich die Eintragung, zumin-
dest das, was im Ergänzungsgesetz vorgesehen ist, in
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den Standesämtern vor.

Meine Damen und Herren - und Herr Köckert hat das das
letzte Mal hier gesagt -, Sie hatten bei der Beratung unseres
Antrags behauptet, Sie hätten das Landesverwaltungsamt
als Eintragungsort aus ganz rein formalen Gründen erst ein-
mal vorläufig festgelegt. Die Übertragung der Aufgaben
an die Standesämter könne wegen der Landesverfassung
sowieso nur per Gesetz gemacht werden. Nun haben Sie
ein solches Gesetz vorgelegt, meine Damen und Herren,
aber die Übertragung an die Standesämter, was Sie vor
einem Monat oder vor drei Wochen noch so dargelegt
haben, dass es doch kommen könnte, die erfolgte in die-
sem Gesetzentwurf nicht. Dies alles, meine Damen und
Herren, steht im Gegensatz zu den Ratschlägen Thü-
ringer Standesbeamter. In der TLZ war im September in
einem Artikel zu diesem Thema auch eine Äußerung einer
Standesbeamtin von Dingelstädt im Eichsfeld nachzu-
lesen. Sie sagte, sie werde die Hochzeit von gleichge-
schlechtlichen Paaren ebenso feierlich vollziehen wie
eine übliche Trauung.

Und, Herr Scherer, fortbilden müssen sich die 180 Stan-
desbeamten sowieso in regelmäßigen Abständen. Es
kommt nur darauf an, welchen Inhalt diese Fortbildung
trägt. Und eins muss ich Ihnen auch sagen, wenn Sie in
Ihrem Gesetz nicht so eine komplizierte Melderegelung
hätten und dieses Gesetz nicht so kompliziert aufgebaut
hätten, dann wäre auch die Eintragung und die Fortbil-
dung der 180 Standesbeamten nicht so kompliziert. Das
würde dann auf Ihr Konto gehen.

Alles in allem, meine Damen und Herren, zeigt sich, dass
sich die Damen und Herren der Landesregierung, aber
auch der CDU-Fraktion - das haben auch noch mal, Herr
Kretschmer, die Zwischenrufe hier gezeigt -, motiviert
durch ihr Weltbild zu rechtlichen Konstrukten, deren Sinn
die normalen Verwaltungsbediensteten vor Ort nicht nach-
vollziehen können, hinreißen lassen. Deshalb bitte ich Sie,
es wäre nicht schlecht, wenn Sie wieder einmal Tuch-
fühlung mit der Realität aufnehmen würden und die
heißt eindeutig: Eintragung auf dem Standesamt.

(Beifall bei der PDS)

Präsidentin Lieberknecht:

Es hat jetzt das Wort der Abgeordnete Fiedler, CDU-
Fraktion.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, Sie werden es gleich hören, Frau Kollegin, was jetzt
kommt - ich schaue hier nach links zur Frau Kollegin
Ellenberger.

Meine Damen und Herren, ich verstehe die Aufgeregt-
heit überhaupt nicht, die hier von dem einen oder ande-

ren an den Tag gelegt wird.

(Zwischenruf Abg. Ellenberger, SPD: Dann
sollte das nicht provoziert werden.)

Sie vielleicht. Von uns hat es niemand provoziert. Es ist in
der letzten Lesung auf die Dinge eingegangen worden, ob
vom Innenminister, vom Ministerpräsidenten - heute hat
der Staatssekretär dazu die Dinge noch einmal benannt.
Es liegen uns hier zwei Anträge vor, der eine von der
PDS-Fraktion in Drucksache 3/1718. Es ist so, hier sind
einfach geschichtliche Dinge verwendet worden. Ich will
darauf nicht noch einmal eingehen, weil es einfach müßig
wäre, das immer wieder zu sagen. Es ist ein Amt gewählt
worden, nachdem die Bundesregierung - vielleicht mit
etwas heißer Nadel gestrickt - den Gesetzentwurf vorgelegt
hat. Ich glaube, die Welt wäre nicht zusammengebrochen
in der Bundesrepublik Deutschland, wenn das Gesetz
noch ein paar Wochen länger gedauert hätte. Da wäre
auch nichts passiert. Ich verstehe auch die Aufgeregtheit
hier im Lande nicht oder zumindest, wie es sich hier teil-
weise darstellt. Hier wird niemand diskriminiert. Ich will
das ausdrücklich noch einmal - jedenfalls für die CDU-
Fraktion - sagen, wir akzeptieren die Entscheidung, wenn
sich Menschen zu gleichgeschlechtlicher Lebenspartner-
schaft entscheiden. Aber die Umsetzung möge dann in dem
normalen Rahmen, wie er denn notwendig ist und vom
Grundgesetz oder den einschlägigen Gesetzen gedeckt ist,
erfolgen.

Nun haben wir das Bundesgesetz, was teilweise noch im
Vermittlungsausschuss liegt, und wir denken, dass es dort
hoffentlich nicht mehr allzu lange liegt, damit es dann zu
entsprechenden Regelungen kommt. Es ist im Freistaat
Thüringen geregelt, dass die Eintragung im Landesver-
waltungsamt durchgeführt werden kann. Wir haben die
Zahlen gehört. Es gibt mittlerweile 13 Anmeldungen. Mei-
ne Damen und Herren, dramatisieren wir doch nicht die
Welt, als ob es im Freistaat Thüringen nichts Wichtige-
res gäbe, als sich mit diesem Problem zu beschäftigen.

(Beifall bei der CDU)

Es sind einige Punkte hier dargelegt worden, gerade auch
von Frau Nitzpon. Hier wird immer wieder Diskriminie-
rung zu unterstellen versucht. Ich weise es noch einmal
ausdrücklich zurück.

(Beifall bei der CDU)

Sie können es noch so oft wiederholen mit Ihrer Diskri-
minierung. Wir machen das nicht und wir tun das auch
nicht. Nun haben Sie ausgerechnet - wahrscheinlich, weil
sie aus dem Eichsfeld kommt - noch eine Standesbeamtin
aus dem Eichsfeld genommen, eine von 180 Standesäm-
tern, ja meine Herren, wir sind ein freies Land, da kann
jeder seine Meinung äußern und kann die auch darlegen.
Ich denke, im Gesetzentwurf, so wie er hier vorliegt - und
Kollege Schemmel, Sie haben ja auch auf einige Punkte
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hingewiesen, auf § 5, das ist von beiden Seiten gekom-
men, wo man sich diese Dinge noch einmal betrachten
muss - ich denke, es liegt hier ein Vorschlag vor, der durch-
aus überlegenswert ist, ich sage, durchaus überlegens-
wert. Es gibt verschiedene Varianten, die dort möglich
sind, u.a. ist Ihnen sicher nicht entgangen, dass in der
Alternative auch steht, dass z.B. Hessen das an die Ge-
meinden gegeben hat. Aber genauso gut hat der Freistaat
Bayern, der uns ja in vielen Punkten ein großes Vorbild
ist, weil es eben ein hervorragendes Land ist ... Bitte?

(Zwischenruf Abg. Schemmel, SPD: Denken
Sie dann auch beim Punkt 11 dran.)

Präsidentin Lieberknecht:

Es gibt auch Zwischenfragen, die hier angedeutet wer-
den. Gestatten Sie, Herr Abgeordneter Fiedler? Kollege
Ramelow steht hier am Mikrofon.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Ja bitte.

Abgeordneter Ramelow, PDS:

Herr Kollege Fiedler, habe ich Sie richtig verstanden, dass
Sie gerade gesagt haben, dass in diesem Land und dass
Sie froh sind, dass es so ist, jeder seine Meinung laut und
deutlich sagen darf?

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Na selbstverständlich, wir sind doch schließlich in einem
freien Lande. Wir sind doch froh, dass, seitdem wir aus
der DDR der Bundesrepublik - Gott sei Dank - beigetre-
ten sind, das jetzt endlich so ist. Man muss aber die Mei-
nung des Einzelnen nicht von jedem akzeptieren, son-
dern man muss sich damit verbal auseinander setzen. Da
sind wir uns doch einig, Herr Kollege Ramelow. Sehen
Sie, wir sind uns doch wirklich manchmal sogar einig,
wenn es um die Demokratie geht, aber nicht, wenn es da-
rum geht - da kommen wir heute vielleicht noch drauf -
mit den tausend Gründen. Das will ich aber jetzt nicht ver-
mischen, sonst kommt die Polemik wirklich hier hinein
und die will ich nicht.

Es gibt die Alternative in Hessen und in anderen Län-
dern und es gibt die Alternative des Freistaats Bayern.
Bisher haben wir dort nicht die schlechtesten Regelungen
gehört, wo es auch möglich ist, dass die Registrierung
bei den Notaren vorgenommen wird. Und ich kann dort
keine Diskriminierung erkennen.

Wir lehnen also den PDS-Antrag in Drucksache 3/1718
ab und beantragen, dass der Gesetzentwurf an den Innen-
ausschuss überwiesen wird. Dort haben wir genügend Ge-
legenheit, mit Ruhe alle die Dinge noch einmal zu beleuch-
ten. Ich würde mir wünschen, dass in der Zwischenzeit der

Bundesrat aktiv wird und aus dem Vermittlungsausschuss
die entsprechenden Dinge herauskommen. Wir wissen, es
besteht die Möglichkeit, dass im Landesverwaltungsamt
- ich habe mir berichten lassen - mit Würde das Ganze dort
durchgeführt wird und da gibt es keine Diskriminierung.
Jetzt erinnere ich noch mal an die 13 Möglichkeiten, die
bisher beantragt wurden, und da sollten wir mit Ruhe
die Dinge angehen und im Innenausschuss uns der Be-
ratung widmen und dann das ins Plenum zurückbringen.
Schönen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Weitere Redemeldungen? Frau Bechthum, bitte.

Abgeordnete Bechthum, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich möchte
noch etwas zur Problematik "Gauforum und Homosexuel-
le" sagen. Ich wurde persönlich von Herrn Staatssekretär
angegriffen und werde mich hier auch zu wehren wissen.

(Unruhe bei der CDU)

Meine Fraktion hat von einem Mitarbeiter, der es wohl
sehr gut wissen müsste und weiß, einem Mitarbeiter der
Gedenkstätte Buchenwald, noch mal Informationen zu
diesem Gauforum eingeholt. Ich kann die Ihnen hier fast
wörtlich nennen.

Das Gauforum - die Grundsteinlegung war 1936 - ist nie
ganz fertig geworden, das stimmt. Es war aber die Zent-
rale der NSDAP für Thüringen. Und hier - das hat er extra
betont - saßen die geistigen Urheber und Wegbereiter der
Verfolgung, auch der Homosexuellen. Und genau so ist das
auch in der Bundesrepublik bekannt. In dieser Zeit wurden
nach der Haft aufgrund des § 175 Homosexuelle ins Lager
- und hier Buchenwald - durch die Gestapo oder durch
die Kriminalpolizei deportiert. Von 1940 an hatte Himmler
befohlen, dass Homosexuelle, wenn sie ein zweites Mal
ertappt wurden, gleich ins Lager eingewiesen wurden.

Es ist richtig, dass direkt keine Homosexuellen von dem
Gauforum aus in das Lager geschickt wurden. So hat das
auch keiner aufgefasst und Frau Nitzpon hat das auch schon
ganz richtig gesagt. Aber es ist eine absolute Instinktlo-
sigkeit - das wurde auch gesagt von den Mitarbeitern
von Buchenwald -, wenn man diese ehemalige verantwort-
liche Machtzentrale für die Verfolgung von Homosexu-
ellen als Ort der Eintragung der Lebenspartnerschaft be-
stimmt. Und, Herr Staatssekretär Scherer, es ist einfach
unter der Gürtellinie, was Sie hier sagen: "Taschenspie-
lertricks der Bundesregierung". Das ist einfach ungeheuer-
lich. Ich habe von Anfang an, von der Wende an, diese gan-
ze Problematik der Homosexuellen mit verfolgt. Es hat
mich erst auch weniger berührt, aber dann wurden wir ja
darauf auch vorbereitet, welche Diskriminierung hier vor-
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liegt. Das Gesetz, was vorbereitet wurde, was auch vor-
lag, da wusste jeder, die CDU wird dem nie zustimmen.
Deshalb ist es ja auch vom Bundesrat erst einmal so weit
befreit worden, dass es in diesen ersten Ansätzen durch-
geht und die Homosexuellen haben sich dazu auch be-
kannt. Sie sagen, sie können damit erst mal leben.

Ich finde es auch ungeheuerlich, dass Sie uns unterstellen,
wir hätten dort die Bediensteten beleidigt. Es hat keiner
- auch von den Anwesenden, die dort waren - in irgend-
einer Weise die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieses
Landesverwaltungsamts irgendwie beleidigt oder ihnen
irgendwas gesagt. Es war ja von Ihnen keiner da. Warum
ist denn keiner gekommen? Ich habe es ja in der letzten
Plenarsitzung schon gesagt. Und hätten Sie ruhig einmal
im Protokoll nachgeschaut, da haben wir das schon mit
hervorgehoben. Dann noch, Herr Fiedler, Sie haben sich
ja selbst ein Eigentor geschossen, Sie haben gesagt: "Es
sind ja nur 13 Anmeldungen." Das ist es, wir haben ja da-
rüber schon gesprochen, Familie und Ehe, die nach Ihrer
Meinung nun kaputtgehen würden durch die vielen homo-
sexuellen Lebenspartnerschaften. Wir haben damals schon
gesagt, die Erfahrungen aus den Niederlanden oder auch
aus Dänemark besagen, dass höchsten zehn Prozent der
betroffenen Paare überhaupt eine Lebenspartnerschaft ein-
gehen. Es geht doch darum, dass ich das Recht habe, dass
ich das kann. Es wird genauso sein wie in normalen Ehen.
Deshalb brauchen Sie nicht zu denken, dass nun hier alles
kaputtgeht.

(Zwischenruf Abg. Wunderlich, CDU: Das
können Sie doch.)

Also, ich kann Sie auch nur bitten, dass Sie damit sachlich
umgehen und vielleicht, dass Sie sich hier auch noch
einer gewissen Bewusstseinsänderung unterziehen. Danke.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Präsidentin Lieberknecht:

Herr Minister Birkmann.

Dr. Birkmann, Justizminister:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich denke,
Frau Abgeordnete Bechthum, es sollte nicht so sein, dass
Sie mit Ihrem letzten Beitrag hier Erfolg haben, die CDU
als jemanden darzustellen, der hier die Gleichgeschlechtli-
chen diskriminieren wollte. Wir haben immer betont, dass
wir dies nicht tun wollen, im Gegenteil, dass wir alle Le-
benspartnerschaften respektieren, aber bei diesem Gesetz
des Lebenspartnerschaftsgesetzes geht es darum, dass hier
nach Auffassung der CDU die besondere herausragende
Stellung von Ehe und Familie in Gefahr ist. Deswegen
haben wir die Klage in Karlsruhe erhoben.

(Beifall bei der CDU)

Und wenn Sie einmal verfolgen, was die Landesregierung
und die CDU-Fraktion dazu gesagt haben, da haben wir
dies immer betont; wir haben gesagt, wir sind auch ge-
sprächsbereit, um hier zu vernünftigen Regelungen zu
kommen. Das Problem liegt darin, dass nach unserer
Auffassung das Abstandsgebot nicht eingehalten ist.
Das heißt, dadurch, dass eine fast 100-prozentige Gleich-
setzung erfolgt zwischen - Frau Nitzpon, das ist auch der
Unterschied zu dem, was Sie gesagt haben - Ehe und
den lebenspartnerschaftlichen Gemeinschaften und Sie
haben ja heute auch noch mal hier eingefordert, dass Le-
benspartner in gleichgeschlechtlichen Lebenspartnerschaf-
ten Kinder erziehen sollen. Das geht so weit, dass Adop-
tionen eingefordert werden, dass eine totale Gleich-
stellung erfolgt, und das ist das rechtliche Problem. Ich
möchte hier betonen, dass es uns darum geht und wir
immer angeboten haben, hier zu Gesprächen zu kommen.
Wenn Herr Staatssekretär Scherer von Taschenspieler-
tricks der Bundesregierung gesprochen hat, dann ist da
auch etwas dran, denn es war ja ursprünglich ein ein-
heitlichen Gesetz, in dem die Bundesregierung gesagt hat,

(Beifall bei der CDU)

in dem sie ausdrücklich, das können Sie in der Begrün-
dung dieses Gesetzentwurfs nachlesen, gesagt hat, das ge-
hört zusammen, sowohl das, was jetzt im Lebenspartner-
schaftsgesetz wie auch im Lebenspartnerschaftsergän-
zungsgesetz geregelt ist, gehört zusammen. Sie hat den-
noch, weil sie nämlich die Zustimmung der Länder um-
gehen wollte, das auseinander gerissen.

(Zwischenruf Abg. Schemmel, SPD: Das
muss doch das Verfassungsgericht entschei-
den und nicht der Thüringer Justizminister.)

Das war doch willkürlich. Ich möchte noch etwas sagen,
Frau Nitzpon, zu dem Eindruck, den Sie erweckt haben,
die CDU-Fraktion des Landtags und die Landesregierung
seien doch rückständig, wenn sie nicht diese totale Gleich-
stellung vornehmen würden, das sei doch in anderen - aus
Ihrer Sicht wahrscheinlich - modernen europäischen Staa-
ten anders. Das ist eine Minderheit. Das ist eine Minder-
heit der europäischen Staaten, wo das so geregelt ist. Ob
das dann unbedingt notwendig ist, dass die Bundesrepublik
sich in diese Minderheit begibt, ist eine andere Frage.

(Beifall bei der CDU)

Ich meine, es sei wichtig, dass wir hier sehen, wo die
Verantwortlichkeiten liegen, Frau Bechthum, und es ist
in der Tat so, dass dieses Gesetz, was nämlich an sich die
Zuständigkeit regelt für die Stelle, wo solche Registrie-
rungen vorgenommen werden, es liegt im Vermittlungs-
ausschuss. Bisher haben die SPD-Fraktion und die Grünen
den Antrag nicht wieder gestellt, das dort auf die Tages-
ordnung zu bringen. Das ist das Problem. Ich sage aus gu-
ten Gründen, weil es nämlich auch in Ihrer Fraktion gar
keine so überzeugende Mehrheit dafür gibt. Und deshalb



Thüringer Landtag - 3. Wahlperiode - 49. Sitzung, 11. Oktober 2001 4043

liegt es da und wird nicht weiter bewegt und Sie wissen,
dass Sie letztendlich damit keinen Erfolg haben werden.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Damit ist die Rednerliste erschöpft und ich kann die Aus-
sprache schließen. Wir kommen zu den Abstimmungen,
und zwar zunächst zum Gesetz der Landesregierung in
Drucksache 3/1836. Hier wurde Ausschussüberweisung
beantragt, und zwar an den Innenausschuss und von der
SPD-Fraktion zusätzlich an den Gleichstellungsausschuss.
Dann stimmen wir zunächst darüber ab, wer mit der Über-
weisung an den Innenausschuss einverstanden ist, den
bitte ich um das Handzeichen. Das ist eine breite Mehrheit.
Danke, das genügt. Wer ist mit der Ausschussüberwei-
sung an den Gleichstellungsausschuss einverstanden, den
bitte ich ebenfalls ums Handzeichen. Danke. Gegenpro-
be. Danke, Enthaltungen? Das ist aber trotzdem mit einer
Mehrheit von Gegenstimmen bei einigen Enthaltungen
abgelehnt. Dann haben wir die Überweisung an den In-
nenausschuss beschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Frak-
tion der PDS in Drucksache 3/1718. Bitte, Frau Nitzpon.

Abgeordnete Nitzpon, PDS:

Die Fraktion beantragt namentliche Abstimmung.

(Unruhe bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Namentliche Abstimmung unmittelbar über den Antrag
der Fraktion der PDS, weil die Ausschussempfehlung des
Innenausschusses Ablehnung empfiehlt. Gut, wir stim-
men dann über den Antrag ab.

Sind alle Kärtchen eingesammelt? Noch nicht ganz. Wenn
alle abgegeben haben, dann schließe ich die Einsamm-
lung und bitte mit dem Auszählen zu beginnen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es liegt das Ergebnis vor,
und zwar wurden 69 Stimmen abgegeben. Damit stimmten
27 für den Antrag der Fraktion der PDS und 42 dagegen.
Der Antrag der PDS ist somit abgelehnt (Anlage 1). Ich
kann damit auch den Tagesordnungspunkt 5 schließen.

Ich komme zum Aufruf des Tagesordnungspunkts 6

Erstes Gesetz zur Änderung
des Thüringer Meldegesetzes
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 3/1837 -
ERSTE BERATUNG

Ich gehe davon aus, dass Begründung durch den Einrei-
cher gewünscht wird. Das ist die Landesregierung, noch-
mals Herr Staatssekretär Scherer.

Scherer, Staatssekretär:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren Abgeordne-
ten, das Meldewesen hat mit den Terroranschlägen neue
politische Brisanz bekommen, nicht zuletzt mit der Wie-
derbelebung der Rasterfahndung. Aber das ist nicht der
eigentliche Anlass für diesen Gesetzentwurf. Mit diesem
Gesetz soll das Landesrecht an das geänderte Bundesrecht
angepasst werden. Im Wesentlichen handelt es sich um
Folgeänderungen im Zusammenhang mit dem neuen
Staatsangehörigkeitsrecht, dem Europawahlrecht und um
die langfristige Vorbereitung zur zukünftigen europaweiten
Volkszählung, die erstmalig mit Hilfe von Behördenre-
gistern realisiert werden soll. Ein Teil des angesproche-
nen Bundesrechts gilt bereits heute in den Ländern un-
mittelbar. Darüber hinaus sind noch Bundesregelungen
zwingend in Landesrecht umzusetzen. Teilweise gibt es
zeitliche Vorgaben dazu. Bei der Bestimmung zur Zen-
susvorbereitung sind wir etwas im Verzug, allerdings mit
14 weiteren Ländern in guter Gesellschaft. Der Grund
liegt schlicht darin, dass der Bundesgesetzgeber den zeit-
lichen Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens nicht richtig
kalkuliert hat und daher die Fristen einfach zu kurz ge-
raten sind.

Was soll konkret mit der Gesetzesänderung erreicht wer-
den? Das seit dem 1. Januar 2000 geltende Staatsange-
hörigkeitsrecht eröffnet bestimmten Personengruppen die
Möglichkeit, neben der Staatsangehörigkeit des Herkunfts-
staats auch die deutsche Staatsangehörigkeit zu erwerben.
Infolge der neu eingeführten Wahlmöglichkeit muss die
Ausübung der Optionspflicht überwacht werden. Im Mel-
deregister gespeicherte Daten, die für das Optionsverfah-
ren erforderlich sind, werden daher nach einem Wegzug
nicht gelöscht, sondern bleiben so lange gespeichert, wie
sie für das Optionsverfahren von Bedeutung sind. Eine wei-
tere Bestimmung erleichtert die Teilnahme an Wahlen von
Unionsbürgern in der Bundesrepublik. Unionsbürger, die
dauerhaft in Deutschland leben, können auf Antrag an
Wahlen zum Europäischen Parlament in Deutschland teil-
nehmen. Da in derartigen Fällen  nicht von vornherein aus-
zuschließen ist, dass ein Bürger in zwei Mitgliedstaaten
zur Wahl geht, soll nunmehr festgehalten werden, wo
der Unionsbürger noch wählen könnte und die zuständi-
gen mit der Wahl befassten Stellen treten dann mit der
jeweiligen Gebietskörperschaft im europäischen Ausland
in Verbindung und stellen sicher, dass keine Mehrfach-
wahl erfolgt. Aus Zweckmäßigkeitsgründen sollen diese
Daten im Melderegister festgehalten werden, da dies die
Grundlage für die Erstellung der Wählerverzeichnisse ist.

Der neu eingefügte § 3 b soll Qualität und Aktualität der
Melderegister verbessern. Die bisherige Einbahnstraße, wo-
nach Meldebehörden Daten an andere Behörden über-
mitteln, jedoch keine Rückinformation über die Richtig-
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keit dieser Daten erhalten haben, soll damit der Vergan-
genheit angehören. Hintergrund ist vor allem der von der
EU in absehbarer Zeit geplante gemeinschaftsweite Zensus.
Deutschland will diesen nicht, wie letztmalig 1987, durch
eine Befragung der Einwohner realisieren, sondern will
sich auf Daten vorhandener Verwaltungsdateien stützen.

Auch Anregungen der kommunalen Spitzenverbände haben
Eingang in den Gesetzentwurf gefunden. So wurde bei-
spielsweise auf Wunsch des Gemeinde- und Städtebun-
des die relativ schnelle Löschung des Familienverbundes
nach dem Tod oder Wegzug aufgehoben. Der Landkreistag
hatte darum gebeten, auch die Mandatsträger auf kommu-
naler Ebene in den Kreis der möglichen Datenempfänger
von Jubiläumsdaten wie runden Geburtstagen oder Ehe-
jubiläen aufzunehmen.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Sehr rich-
tig.)

(Beifall bei der CDU)

Parallel zu dem heute in Gang gebrachten Gesetzgebungs-
verfahren beschäftigt sich zurzeit auch der Bundestag mit
einer weiteren Novellierung des Melderechtsrahmenge-
setzes. Da die aufzunehmenden Regelungsinhalte heute
aber keinen Aufschub dulden, können wir diese Novel-
lierung nicht mehr abwarten. Ich bitte deshalb um Be-
ratung des Gesetzentwurfs.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Vielen Dank für die Einbringung zu diesem innenpoliti-
schen Thema. Ich darf Gäste aus der französischen Innen-
politik unter uns begrüßen, nämlich den Besuch von Prä-
fekten und hohen Beamten des französischen Innenminis-
teriums, die sich im Rahmen eines Deutschlandaufenthalts
zu einem dreitägigen Besuch in Thüringen aufhalten. Herz-
lich willkommen und gute Eindrücke von unserem Land.

(Beifall im Hause)

Damit komme ich jetzt zur Aussprache über den einge-
reichten Gesetzentwurf, und zwar hat als erster Redner
Abgeordneter Pohl, SPD-Fraktion, das Wort.

Abgeordneter Pohl, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, zum Anlie-
gen dieses Gesetzentwurfs hat uns der Herr Staatssekre-
tär schon Kenntnis gegeben. Ich denke, aus der Notwen-
digkeit und auch aus dem engen Termin 31. Dezember
heraus sollten wir diesen Antrag zügig im Innenausschuss
beraten. Ich beantrage deshalb Überweisung an den Innen-
ausschuss. Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der CDU, SPD)

Präsidentin Lieberknecht:

Dann hat als nächster Redner Abgeordneter Kölbel, CDU-
Fraktion, das Wort.

Abgeordneter Kölbel, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Ab-
geordneten, sehr verehrte Gäste, in Drucksache 3/1837
hat die Landesregierung soeben das Erste Gesetz zur Ände-
rung des Thüringer Meldegesetzes vorgestellt und in dieses
hohe Haus eingebracht. Viele werden fragen, warum jetzt
eine Novelle des bestehenden Thüringer Meldegesetzes,
steht doch, und das ist auch schon gesagt worden, ohnehin
eine Änderung unseres Meldegesetzes ins Haus, da weiter
am Melderechtsrahmengesetz gearbeitet wird. Die heute
zur Beratung der ersten Lesung stehenden Änderungen
sind aber, wie schon dargelegt wurde, nicht weiter auf-
schiebbar. Ich könnte auch sagen, das, was wir jetzt schon
einmal erledigt haben, werden wir bei der nächsten Novelle
nicht noch einmal anpacken brauchen. Eigentlich geht
es, wie hier schon dargelegt, um die drei Vorgaben des
Bundesrechts in dieser Novelle, die damit umgesetzt
werden sollen. Es geht einmal darum, dass für bestimmte
Personengruppen die Möglichkeit einer zeitlich begrenzten
doppelten Staatsangehörigkeit bis zur endgültigen Ent-
scheidung, also für oder gegen die deutsche Staatsange-
hörigkeit, die so genannte Optionspflicht, im Meldere-
gister entsprechend auch dokumentiert werden kann und
muss, zumal bis Ende dieses Jahres dies auch gesetzlich
in unserer Landesgesetzgebung verankert sein muss. Zum
anderen sind Voraussetzungen gesetzlich zu fassen, dass
Unionsbürger mit Wohnsitz in Thüringen laut Vorgabe
der Europäischen Union auch in die hiesigen Wählerver-
zeichnisse aufgenommen werden. Dabei ist auf Abstimm-
Möglichkeiten mit den Gebietskörperschaften im euro-
päischen Ausland zu achten, abzustimmen, damit nicht
mehrfach das Wahlrecht vollzogen wird, also schlicht ge-
sagt, entweder hier oder dort. Zum Dritten geht es darum,
das Melderegister in Qualität und Aktualität gewisser-
maßen fit zu halten. Gibt es berechtigte Anhaltspunkte,
dass im Melderegister Angaben unvollständig oder un-
aktuell sind bzw. auch sein könnten, kann nun von Amts
wegen - das ist der wichtige Punkt hierbei - dem nachge-
gangen und einer Klärung zugeführt werden. Zum Bei-
spiel können öffentliche Stellen bei Feststellungen die
Meldebehörde informieren, Achtung, hier scheint die
Wohnadresse nicht mehr ganz aktuell zu sein, entspre-
chende Änderungen vornehmen. Neu ist weiterhin in § 33
Abs. 2, dass die Meldebehörde künftig Mitgliedern von
parlamentarischen und kommunalen Vertretungskörper-
schaften sowie Medienvertretern auf Ersuchen Auskünfte
zur Ehrung von Alters- und Ehejubiläen erteilt werden
können, so bei 65., 70., 75., 80., 85. und 90. Geburtstag
und dann jedes weitere Jahr sowie bei Hochzeitsjubiläen
ab der goldenen Hochzeit aufwärts.

(Beifall bei der CDU)
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Weitere kleinere und redaktionelle Änderungen sind eben-
falls in der Novelle enthalten. Seitens der CDU-Fraktion
dieses hohen Hauses ersuche ich Sie um Überweisung
dieser Drucksache 3/1837 an den Innenausschuss. Dort
erscheint mir der rechte Ort, die Umsetzung der bundes-
rechtlichen Vorgaben in das Landesrecht des Freistaats
Thüringen zu prüfen und zu überprüfen. Da die Zeit hier
drängt, ist schnelle Erledigung angesagt. Sicher werden
hier im Innenausschuss auch von den Fachleuten alle
noch eventuell vorhandenen Fragen auch einer entspre-
chenden Antwort zugeführt werden. Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich kann
damit die Aussprache schließen. Es war übereinstimmend
Ausschussüberweisung an den Innenausschuss beantragt.
Wer diesem Vorschlag zustimmt, den bitte ich um das
Handzeichen. Danke. Das ist die ausreichende Mehrheit.
Damit ist das so beschlossen. Es wird also an den Innen-
ausschuss überwiesen und ich kann den Tagesordnungs-
punkt 6 schließen.

Ich komme zum Aufruf des Tagesordnungspunkts 7

Änderung landesrechtlicher Regelungen
in Bezug auf die Errichtung von Mobil-
funkanlagen
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/1746 -
dazu: Alternativantrag der Fraktion der CDU

- Drucksache 3/1783 -
dazu: Alternativantrag der Fraktion der SPD

- Drucksache 3/1880 -

Es wird zunächst Begründung des Antrages der PDS-Frak-
tion durch Frau Abgeordnete Wolf gewünscht. Bitte.

Abgeordnete K. Wolf, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, kaum ein
Thema in der Öffentlichkeit ist so geeignet zu polarisie-
ren wie die Diskussion um Elektrosmog. Schlagzeilen
werden nach Bedarf geliefert. Entweder - Hitzkopf am
Handy - oder eben - Restrisiko einer Pudelmütze. Die Dis-
kussion bewegt sich zwischen Hysterie und Bagatellisie-
rung. Studien werden nach Bedarf mitgeliefert, alle sind
mit unschlagbaren Argumenten ausgestattet. Ich nehme
an, dazwischen liegt die Wahrheit. Aber, ein Fakt ist, in
den letzen zwanzig Jahren verzehnfachte sich in städti-
schen Regionen der Elektrosmog. Sicherlich, Strahlun-
gen gehen auch aus von Babyphonen, von der Mikrowelle,
von dem Funkwecker und diese Aufzählung ließe sich
unendlich weiterführen. Aber diese sind nicht vergleich-
bar mit dem flächendeckenden Netz des Mobilfunks, zu-
mal hier aus Gründen des Wettbewerbs - sicherlich för-
derlich für die Preisgestaltung - mit Mehrfachnetzen ge-

arbeitet wird. Bisher existiert keine unabhängige Grund-
lagenforschung. Aber das ist kein Grund zur Bagatelli-
sierung. Eine Untersuchung von Dr. Ahlhorn aus Stock-
holm und acht weiteren Epidemiologen anderer Länder
ergab eine Verdopplung des Leukämierisikos bei Kind-
ern bei 0,2 Mikrotesla; der Grenzwert liegt im Moment
bei 100. Ich möchte feststellen, das ist das 500-fache, meine
Damen und Herren. Risiken sind nicht abschließend wi-
derlegt. Welche Auswirkungen haben die Frequenzen ge-
rade auf Kinder, auf Alte und auf Kranke? Und wie las-
sen sich diese Risiken verringern? Mir persönlich ma-
chen die Studien über die Gefahren Angst. Mich entwarnen
nicht die anderen. Ich möchte, dass wir verantwortlich
damit umgehen, um Gefahren so gering wie möglich zu
halten. Aber, ich sage ausdrücklich, ich möchte die Tech-
nik natürlich nicht verteufeln.

(Beifall bei der PDS)

Präsidentin Lieberknecht:

Das war die Begründung des PDS-Antrags. Begründun-
gen zu Alternativanträgen liegen mir nicht vor. Dann
komme ich zur Aussprache. Hier hatte als Erster ums
Wort gebeten der Herr Minister Dr. Sklenar.

Dr. Sklenar, Minister für Landwirtschaft,
Naturschutz und Umwelt:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren
Abgeordneten, eigentlich ist es nicht verständlich, warum
von der PDS diese Anfrage gestellt wird, obwohl mit der
Antwort meines Kollegen Dr. Pietzsch im Namen der
Thüringer Landesregierung auf die Kleine Anfrage des
Abgeordneten Kummer gemäß Drucksache 3/1685 vom
28.06.2001 zur möglichen Gesundheitsgefährdung durch
elektromagnetische Strahlung dieser neu gestellte Antrag
bereits inhaltlich behandelt wurde. Es kommt nicht darauf
an, eine Meinung zu Zuständigkeitsregelungen zu haben,
sondern darauf, die Regelungen des Grundgesetzes zur
Verteilung der Gesetzgebungskompetenz zu beachten.
Wenn in der Begründung zum Antrag der PDS von be-
fürchteten Gesundheitsgefahren durch Elektrosmog die
Rede ist, geht es um die immissionsschutzrechtliche Zu-
lässigkeit dieser Mobilfunksendeanlagen nach Bundes-
recht. Diese Fragen sind einer landesrechtlichen Regelung
nicht zugänglich. In der 26. Bundesimmissionsschutzver-
ordnung wurde im Dezember 1996 auf der bestehenden
Ermächtigungsgrundlage das Bundesimmissionsschutzge-
setz erlassen und trat am 1. Januar 1997 in Kraft. Deutsch-
land hat mit der damaligen Bundesregierung weltweit
mit der Gesetzgebung zum Schutz der Bevölkerung vor
elektromagnetischen Strahlungen somit auch im Fre-
quenzbereich der Mobilfunkstrahlung eine Vorreiterrolle
eingenommen. Grundlage für die Festlegung der Grenz-
werte der elektrischen und magnetischen Feldstärke waren
die Empfehlungen der internationalen und deutschen
Strahlenschutzkommission. Der Vollzug dieser Verord-
nung liegt in der Zuständigkeit der Immissionsschutzbe-
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hörden, die zum Ressortbereich des Thüringer Minis-
teriums für Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt ge-
hören. Diese 26. Bundesimmissionsschutzverordnung regelt
die Errichtung und den Betrieb von gewerblich genutzten
Mobilfunksendeanlagen in einem Anzeigeverfahren bei
der zuständigen Immissionsschutzbehörde der Länder.
Diesem ist ein Standortbescheinigungsverfahren nach
telekommunikationsrechtlichen Vorschriften des Bundes
vorgeschaltet, indem die Grenzwerteinhaltung gesichert
wird und notwendige Sicherheitsabstände zwischen
Sendeanlagen und Aufenthaltsbereichen von Menschen
festgelegt werden. Dabei wird der Fall der vollen Anla-
genauslastung unter Berücksichtigung der Vorbelastung
zu Grunde gelegt. Die Problematik der Risikodiskussion
im Zusammenhang mit elektromagnetischen Feldern
kam in den 80-er Jahren mit der Einführung von Mikrowel-
len und der zunehmenden Verwendung von Bildschirm-
geräten und Personalcomputern im Büro auf. Die
öffentliche Diskussion über mögliche Gesundheitsbeein-
trächtigungen durch nieder- und hochfrequente Felder
hat danach stark zugenommen und ist ab der 90-er Jahre
durch die Einführung der Mobilfunktechnik in den
Mittelpunkt der Diskussion gerückt. Die geplante Ein-
führung der neuen UMTS-Technologie hat diesen Effekt
noch verstärkt. Diese öffentliche Diskussion und eine Viel-
zahl von internationalen und nationalen Veröffentlich-
ungen zu diesem Thema haben dazu geführt, die durch die
genannten Verordnungen festgelegten Grenzwerte der zu-
lässigen Belastung der Bevölkerung durch elektromagne-
tische Felder in Zweifel zu ziehen und schärfere Grenz-
werte zu fordern. Auch Vergleiche zu mittlerweile erfolg-
ten internationalen Grenzwertfestlegungen führen Be-
fürchtungen und Ängste, dass die in Deutschland gültigen
Grenzwerte im Sinne der Vorsorge und des Schutzes vor
Gesundheitsgefahren durch elektromagnetische Felder zu
hoch festgelegt wurden. Diese Entwicklung führte dazu,
eine Novellierung der 26. Bundesimmissionsschutzver-
ordnung durch die Bundesregierung zu fordern und auch
im Hochfrequenzbereich schärfere Grenzwerte speziell im
Sinne der Vorsorge einzuführen. Im Vorfeld der von der
Bundesregierung mittlerweile geplanten Novelle der 26.
Bundesimmissionsschutzverordnung wurden zahlreiche
Problemdiskussionen und Aussprachen zu möglichen Ge-
sundheitsgefahren durch elektromagnetische Felder durch-
geführt, u.a. eine Anhörung vor der Bundesärztekammer
Anfang April 2001 in Berlin. Ein Beweis für die Un-
richtigkeit der Festlegung der gültigen Grenzwerte konnte
allerdings nicht festgestellt werden. Alle beteiligten Kreise
sahen jedoch weiteren Forschungsbedarf.

Mein Kollege Dr. Pietzsch hat in seiner Antwort auf die
Kleine Anfrage der PDS darauf verwiesen, dass die Um-
weltministerkonferenz vom Mai dieses Jahres sich dieser
Auffassung angeschlossen, von der Bundesregierung ent-
sprechende Forschungsaktivitäten angemahnt und dazu
um Berichterstattung gebeten hat. Zwischenzeitlich fand
eine wissenschaftliche Problemdiskussion unter Leitung
des Bundesamtes für Strahlenschutz im Juni dieses Jahres
statt. Auch hier wurde festgestellt, dass weiterer For-

schungsbedarf besteht. Im Rahmen der Vorbereitung der
Novelle der 26. Bundesimmissionsschutzverordnung durch
die Bundesregierung ist die deutsche Strahlenschutzkom-
mission vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit gebeten worden, den aktuellen Stand
der wissenschaftlichen Erkenntnisse zur Gesundheitsbe-
einträchtigung durch elektromagnetische Felder auf den
Menschen zu prüfen. Dabei war u.a. zu beurteilen, ob diese
Erkenntnis zu schärferen Grenzwertforderungen führen und
inwieweit Vorsorgemaßnahmen nahe liegen. Die Strah-
lenschutzkommission des Bundes hat am 13. und 14. Sep-
tember 2001 eine Empfehlung zu Grenzwerten und Vor-
sorgemaßnahmen zum Schutz der Bevölkerung vor elek-
tromagnetischen Feldern veröffentlicht, die man unter der
Internetadresse www.ssk.de oder www.bmu.de erhalten
kann. Es wird hierin zusammenfassend festgestellt, dass
sich die SSK für verstärkte Erforschung möglicher Ge-
sundheitsgefährdung durch elektomagnetische Felder aus-
gesprochen hat. Es ist notwendig, die Kenntnisse über
gesundheitliche Beeinträchtigungen zu verbessern. Aber
es wurde unmissverständlich festgestellt, dass die SSK
aus wissenschaftlicher Sicht keine Notwendigkeit sieht,
die geltenden Grenzwerte für elektromagnetische Felder
zu verändern, speziell im Hochfrequenzbereich. Aller-
dings, meine sehr verehrten Damen und Herren, enthal-
ten diese Empfehlungen auch Vorsorgegesichtspunkte
in Richtung einer Nichtausschöpfung des Grenzwertgefü-
ges, um Spielraum für die Zukunft zu behalten, Summen-
betrachtung aller vorhandenen Immissionsquellen durch-
zuführen, Produktnormen zur Begrenzung von elektro-
magnetischen Expositionen bei bestimmungsgemäßem Ge-
brauch von Geräten festzulegen und ein technisches Mi-
nimierungsgebot von emittierenden Anlagen und Geräten
zu fordern. Näheres können Sie der genannten Veröf-
fentlichung entnehmen, die auch eine Begründung zu den
Vorsorgemaßnahmen zum Schutz der Bevölkerung enthält.

Wie eingangs erwähnt sind aufgrund der bestehenden
Gesetzgebungskompetenz des Bundes im Rahmen der
anstehenden Novelle der 26. BImSchV diese Empfehlun-
gen der SSK durch die Bundesregierung umfassend, das
heißt nicht nur im Bundesimmissionsschutzgesetz, son-
dern auch in tangierenden Rechtsbereichen zu berück-
sichtigen. Es muss gesichert sein, dass Antragsteller und
Betreiber von hier in Frage stehenden Mobilfunksende-
anlagen deutschlandweit gleiche Genehmigungs- und Be-
triebsanforderungen in Anspruch nehmen können. Län-
derspezifische Sonderregelungen sind meines Erachtens
weder sinnvoll noch sachgerecht. Insofern bestehen auch
keine Entscheidungs- oder Abwägungsspielräume von Be-
hörden beim Vollzug der 26. Bundesimmissionsschutz-
verordnung.

Auf der Grundlage meiner einführenden grundsätzlichen
Bemerkungen komme ich nunmehr zu der Beantwortung
der von der PDS-Fraktion gestellten Fragen. Der Landtag
wird aufgefordert, landesrechtliche Regelungen so zu ver-
ändern, zu ergänzen bzw. zu präzisieren, dass erstens für
Mobilfunksendeanlagen Ausschlussgebiete zum Schutz
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besonders sensibler Bereiche wie Kindertagesstätten, Schu-
len, Seniorenheime, Kranken- und Kureinrichtungen etc.
festgelegt werden. Eine entsprechende Regelung wäre
bauplanungs- oder immissionsschutzrechtlicher Art und da-
mit der Gesetzgebungskompetenz des Landesgesetzgebers
entzogen.

Zweitens: eine größere Öffentlichkeitsbeteiligung und
Transparenz bei Genehmigungsverfahren zu erreichen.
Die Öffentlichkeitsbeteiligung, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, kann und darf kein Selbstzweck sein.
Die macht nur dort Sinn, wo sie entweder dazu dient, der
Genehmigungsbehörde zusätzliche Erkenntnisse zu ver-
schaffen oder wo sie erforderlich ist, damit der Einzelne
seine Rechte geltend machen kann. Die immissionsschutz-
rechtlichen Rahmenbedingungen sind eindeutig. Die Ent-
scheidung, ob mit unzulässiger Immission zu rechnen ist,
beruht auf einer Berechnung unter anderem der Regulie-
rungsbehörden für Telekommunikation und Post. Irgend-
welche Entscheidungs- oder Abwägungsspielräume von
Behörden im Hinblick auf immissionsschutzrechtliche Fra-
gen bestehen nicht. Die Öffentlichkeitsbeteiligung hatte
daher keinen Einfluss auf die bundesrechtlich vorgege-
bene Behördenentscheidung und wäre daher ein reiner
Formalismus.

Drittens: für Mobilfunkbetreiber eine generelle Genehmi-
gungspflicht für die Errichtung von Anlagen zu schaffen.
Eine Genehmigungspflicht macht nur dort Sinn, wo schwie-
rige Rechts- oder Fachfragen zu entscheiden sind. Es macht
keinen Sinn, wenn die wesentlichen Fragen bereits in einem
besonderen Verfahren entschieden wurden. Bei Mobil-
funksendeanlagen sind die von diesen ausgehenden elektro-
magnetischen Strahlungen das Hauptproblem. Diese wer-
den durch die Regulierungsbehörde für Telekommunika-
tion und Post geprüft. Wird die zulässige Strahlenbelas-
tung auch unter Berücksichtigung weiterer benachbarter
Anlagen unterschritten, wird dies in einer Standortbe-
scheinigung bestätigt und der erforderliche Sicherheits-
abstand festgelegt. Liegt diese Bescheinigung vor, sind
weitere immissionsschutzrechtliche Prüfungen weder erfor-
derlich noch zulässig. Die Prüfung muss sich daher auf
andere Fragen beschränken. Dies ist im Wesentlichen nur
noch die Standsicherheit der Anlagen. Dies kann aber nur
bei höheren Anlagen kritisch sein. Deswegen sind für
kleinere Anlagen keine Baugenehmigungen erforderlich.

Viertens: bei der Errichtung der Mobilfunkanlagen ist eine
einvernehmliche Einvernehmenserklärung in den Kom-
munen herzustellen. Es ist nicht erkennbar, welche Rechts-
grundlage hierfür herangezogen werden soll. Unabhängig
davon darf auf eine Vereinbarung zwischen den kommu-
nalen Spitzenverbänden und den UMDS-Lizenznehmern
hingewiesen werden, in der sich die Mobilfunkbetreiber
verpflichteten, frühzeitig auf die Kommunen zuzugehen
und deren Wünsche im Rahmen des technischen und
wirtschaftlichen Vertretbaren zu berücksichtigen.

Aus den dargelegten Gründen, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, ist der Antrag der Fraktion der PDS
abzulehnen. Der Alternativantrag der Fraktion der CDU
dagegen geht in die richtige Richtung und wird daher
begrüßt und unterstützt. Es macht erst Sinn, landesrecht-
liche Regelungen bezüglich der Zulässigkeit und Geneh-
migungspflicht von Mobilfunkanlagen zu überdenken und
ggf. zu ändern, wenn die von der Bundesregierung beab-
sichtigte Novellierung der 26. Bundesimmissionsschutz-
verordnung erfolgt ist. Im Rahmen der gesetzlich vorge-
schriebenen Anhörung der beteiligten Kreise zum Bun-
desimmissionsschutzgesetz und im Zustimmungsverfah-
ren des Bundesrates ist Gelegenheit gegeben, Einfluss
zu nehmen auf die Novelle der 26. BImSchV. Die Thü-
ringer Landesregierung, meine sehr verehrten Damen und
Herren, wird in diesem Verfahren unter Berücksichti-
gung der notwendigen Belange zum Schutze und der Vor-
sorge vor Gesundheitsgefährdungen der Bevölkerung
durch elektromagnetische Felder ihren Einfluss in diese
Richtung auch geltend machen. Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Das Wort hat jetzt Frau Abgeordnete Becker, SPD-
Fraktion.

Abgeordnete Becker, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, Sie sehen,
das Thema bewegt alle Fraktionen. Es gibt jetzt schon
drei Anträge, Herr Minister, unserer muss Ihnen leider
entgangen sein in der Kürze der Zeit. Wir hatten dazu
nämlich auch noch einen Antrag.

(Zwischenruf Dr. Sklenar, Minister für Land-
wirtschaft, Naturschutz und Umwelt)

Ja, sehen Sie, vielleicht können Sie zum Schluss noch ein-
mal dazu reden.

Das mit dem Antrag der PDS-Fraktion im Kern verbundene
Anliegen, mehr Transparenz bezüglich der Aufstellung
des Betreibens von Mobilfunkanlagen herbeizuführen,
können wir als SPD-Fraktion - im Gegensatz zum Mi-
nister - voll inhaltlich unterstützen. Allerdings erscheint
uns der vorgeschlagene Weg, dies über eine allgemeine Ge-
nehmigungspflicht zu erreichen, zu weitgehend und des-
halb, wie der Minister schon sagte, für ungeeignet. Das
Ziel zu erreichen, die Menschen zu informieren, muss an-
ders geschehen. Andererseits ist es aber so, dass der An-
trag der CDU-Fraktion nur auf Abwarten hindeutet und
das ist auch nicht der richtige Weg.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Die Menschen sind beunruhigt und wir als Politiker müssen
darauf reagieren. Uns ist bewusst, dass in der Frage des
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Schutzes der Bevölkerung vor den Gefahren des Mobil-
funks ein möglichst schnelles Vorgehen gefordert ist. Dabei
ist auch zu beachten, das sagte der Minister auch schon,
dass nach unserer Auffassung es nicht Aufgabe des Lan-
desgesetzgebers ist, entsprechende Standards und Vor-
gaben für Mobilfunkanlagen zu schaffen. Dies muss ent-
weder im Bundesimmissionsschutz oder im Baugesetz
geregelt werden. Aber beides betrifft den Bund. Zwar wäre
es auf Landesebene durchaus möglich, die Genehmigungs-
freistellung bestimmter Mobilfunksendeanlagen im Bau-
ordnungsrecht aufzuheben, wie das im Antrag der PDS-
Fraktion gefordert wurde. Dies brächte aber nur mittel-
bar und nur teilweise mehr Transparenz und in der Frage
des Schutzes der Bevölkerung keine Verbesserung. Im
Rahmen eines solchen Genehmigungsverfahrens müss-
ten die Eigentümer benachbarter Grundstücke befragt wer-
den und wir wissen nicht immer so ganz, wie die dann
entscheiden. Die wohnen dann nämlich manchmal gar
nicht in den Häusern, sondern es sind die Mieter, die
dann betroffen wären und die Eigentümer wohnen ganz
woanders und genehmigen dann diesen Standort und die
Mieter sind dann die Dummen. Es muss schon abgewo-
gen werden, denn aus dem Gesichtspunkt des Schutzes
vor schädlichen Umwelteinwirkungen könnte die Genehmi-
gung, das Einvernehmen der Gemeinde, grundsätzlich
nur dann versagt werden - auch darauf ist der Minister
schon eingegangen -, wenn es den Anforderungen der
26. BImSchV nicht entspricht. Wir haben also einen
Bundesrahmen und können auf Landesebene dem nicht
entgegenstehen. Die Einhaltung der Grenzwerte der
26. BImSchV wird aber auch schon jetzt bei der Ertei-
lung der so genannten Standortbescheinigungen durch
die Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post
überprüft. Der Prüfungsmaßstab der Baugenehmigungs-
behörde werde im Bezug auf den Immissionsschutz kein
anderer. Schutz und Vorsorge gegen die thermische
Auswirkung von Strahlen sind abschließend in der
26. BImSchV geregelt. Sofern die Grenzwerte eingehalten
sind, besteht kaum Raum für eine Nichterteilung oder
Nichtgenehmigung der Baugenehmigung. Die Baugeneh-
migungsbehörde ist an die 26. BImSchV gebunden. Zwar
gibt es bereits jetzt, wenn auch noch widersprüchliche
Anhaltspunkte, dass auch im so genannten nicht thermi-
schen Bereich Schädigungen der menschlichen Gesund-
heit durch elektromagnetische Strahlen möglich sind. Die
Erkenntnisse sind noch nicht bestätigt. Auch diese müs-
sen dann Eingang in die Novelle der 26. BImSchV fin-
den, die auf Bundesebene vorbereitet wird. Auch bezüg-
lich der Festlegung von Ausschlussgebieten bestimmter
sensibler Bereiche wie im Antrag der PDS-Fraktion im
Punkt 1 sehen wir keine Handlungsmöglichkeiten auf
Landesebene. Diese Frage könnte ebenfalls nur der Bund
regeln. Alternativ wird auch eine Änderung des Baurech-
tes des Bundes diskutiert. Aber auch darauf ist der Minister
schon eingegangen. Die geforderte notwendige Transpa-
renz muss auch über den Umweg eines Genehmigungs-
verfahrens auf Landesebene nicht erreicht werden. Das
ist ein schweres Problem, ich weiß, ein bisschen trocken,
aber die 26. BImSchV ist nun mal so trocken. Ein viel

direkterer und effektiverer Weg liegt zweifellos in der
von uns vorgeschlagenen aktiven Übermittlung von In-
formationen. Wir müssen erreichen, dass die Menschen
sich mitgenommen fühlen und dass sie durch Informa-
tionsrecht - und da glaube ich, hat dieses Land schon mehr
Möglichkeiten, Herr Minister, als Sie jetzt unbedingt ge-
sagt haben, und ich glaube, Sie sollten sich dieser Verant-
wortung auch bewusst werden.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Dieses Genehmigungsverfahren vom Bauordnungsrecht
hätten allenfalls die Eigentümer. Darauf bin ich auch schon
mal eingegangen. Das ist ein Problem, also die Eigen-
tümer entscheiden und nicht die Mieter. Das ist auch so
ein Widerspruch. Wir müssen sehen, dass wir den betrof-
fenen Bürgern viel Transparenz schaffen. Die Belastung
durch elektrische Strahlen ist da. Ich weiß, wovon ich
rede. Meine Fraktion hat darauf hingewiesen, dass ich in
allen Lebenslagen telefoniere und vielleicht der richtige
Partner dafür bin, um die Strahlenauswirkung zu erach-
ten und auszuwerten, wenn es dann einmal soweit ist.

Zu Punkt 2 unseres Antrags, Herr Minister, den Sie viel-
leicht jetzt noch lesen können, möchte ich noch hinwei-
sen, wir sehen schon Möglichkeiten. Zurzeit wird das
Netz der Mobilfunkanlagen ja umgestellt, UMTS, auch
davon haben Sie gesprochen. Da sollte das Land viel-
leicht Möglichkeiten sehen, dass wenige Standorte gefun-
den werden, weil, davon gehen die Gutachter aus, es
wahrscheinlich helfen würde, wenn wir die zentralisie-
ren würden. Da bitte ich Sie ja auch nur, Ihre Mög-
lichkeiten wahrzunehmen, um Einfluss zu nehmen. Ich
weiß, dass es von der Gesetzgebung her schwierig ist.
Aber wenn die Masten aufgestellt werden und sie stehen
überall und sie sind nicht zentralisiert, dann gibt es na-
türlich mehr elektromagnetische Strahlen. Sie haben von
den einzelnen Anhörungen im Bundestag schon gespro-
chen, das geht schon daraus hervor, dass wir da viel-
leicht eine Zentralisierung bewirken könnten und darum
würde ich Sie bitten. Wir haben einen Alternativantrag
gestellt. Wir wissen, dass es auch nicht das ist, was viel-
leicht den Bürgern helfen würde. Aber wir sind alle be-
müht, etwas zu finden, um den Bürgern in Thüringen
eine nützliche Variante zu bieten und ich bitte Sie doch,
Ihre Eingangsrede noch mal zu überdenken, Herr Minister,
und ein bisschen flexibler damit umzugehen und ein biss-
chen darauf einzuwirken

(Zwischenruf Dr. Sklenar, Minister für Land-
wirtschaft, Naturschutz und Umwelt: Noch
flexibler?)

und die Zustimmung für den SPD-Antrag zu geben.

(Beifall bei der SPD)
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Vizepräsidentin Ellenberger:

Sie erlauben eine Nachfrage, Frau Abgeordnete? Bitte,
Herr Sonntag.

Abgeordneter Sonntag, CDU:

Frau Kollegin, ich wollte absichtlich keine Zwischen-
frage stellen, um Ihren Ausführungen in Gänze lauschen
zu können.

(Beifall Abg. T. Kretschmer, CDU)

Sie haben im ersten Bereich ja die Schwierigkeiten doch
recht umfangreich aufgezählt, die Ihrem, wie Sie es nen-
nen, Alternativantrag vorausgehen. Deswegen hätte es
mich schon interessiert, wenn Sie auf den Punkt 2 doch
etwas ausführlicher eingehen könnten, welche Möglich-
keiten Sie selber sehen oder der Landesregierung emp-
fehlen wollen, dieses doch, wie Sie dargestellt haben, in der
Umsetzung nicht ganz einfache Problem voranzubringen.

Abgeordnete Becker, SPD:

Ich habe gesagt, dass es gesetzlich nicht geht, sondern
als Vermitteln, Herr Sonntag. Ich kürze ab, weil wir schon
so weit sind in der Tagesordnung. Es geht nicht gesetz-
lich, es geht aber als Vermitteln. Dazu ist die Landesre-
gierung da und Herr Minister Sklenar wird schon das
Richtige tun, davon gehe ich aus.

(Unruhe bei der CDU)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Als nächster Abgeordneter hat sich der Abgeordnete
Krauße zu Wort gemeldet. Bitte, Herr Abgeordneter.

Abgeordneter Krauße, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren,
ich möchte mit einer Frage an die Antragsteller von SPD
und PDS beginnen. Wer von Ihnen hat denn sein Handy
nun schon abgemeldet bzw. seinen Kindern das Handy
weggenommen und dafür geworben, im Familien- und
Verwandten- und Bekanntenkreis Handys nicht mehr zu
benutzen?

(Beifall bei der CDU)

Denn ich kann nicht ein Handy in jeder Lebenslage nut-
zen, aber keine Sende- und Empfangsanlagen für diese
Technik dulden wollen. Das funktioniert wohl nicht.

(Beifall bei der CDU)

Es kommt natürlich jetzt sicher die Frage auf die UMTS-
Probleme. Es wird gesprochen von einer möglichen Ver-
doppelung der Sendeanlagen und da natürlich auch mit

einer Zunahme der entsprechenden Strahlungswerte. Ich
bin kein Techniker für diese Dinge. Allerdings aus der rei-
nen Logik sage ich, wenn wir, wie es Frau Becker auch
gerade gefordert hat, Sendeanlagen sehr fern von jeder
menschlichen Wohnsiedlung aufstellen, dann brauche
ich doch sicher eine wesentlich höhere Sendeleistung,
um letztendlich mein Handy oder wie auch immer gear-
tetes Telefon, das mit Funk betrieben wird, sinnvoll be-
treiben zu können.

(Beifall Abg. Zitzmann, CDU)

Das heißt doch aber im Umkehrschluss: Je feinmaschi-
ger das Netz dieser Anlagen ist, desto geringer kann am
Ende die Leistung der einzelnen Anlage sein.

(Beifall bei der CDU)

Wir nehmen die Sorgen der Anwohner - und hier wird
immer generell von Bevölkerung gesprochen, das ist ja
nicht so, es geht um Anwohner -, die in der Nähe solcher
Anlagen wohnen,

(Beifall bei der CDU)

um diese Leute geht es, um diese Menschen und ihre
Sorgen geht es und die nehmen wir natürlich sehr ernst.
Ich sage das hier nicht als Floskel. Ich habe in meinem
eigenen Wahlkreis - ich kann es hier benennen, Greiz-
Gommla - auch eine Bürgerinitiative, die nun mittler-
weile mit vier solchen Sendeanlagen "gesegnet" ist und
deren Sorgen man durchaus sehr ernst nehmen muss. Die
Frage ist natürlich bei den vorliegenden Anträgen: Was
kann denn das Land tun? Der richtige Weg ist momentan
wahrscheinlich, dass sich Mobilfunkbetreiber, Anlieger
und die Gemeinden auf vernünftige Anlagenstandorte,
die nicht unbedingt neben einem Krankenhaus, einem
Kindergarten, einer Schule oder einem Altenheim sein
müssen, einigen.

Sicher, Frau Becker, ich gebe Ihnen Recht, wenn ein Pri-
vatmann seinen Grund und Boden zur Verfügung stellt für
eine solche Anlage oder auch, wie es in Greiz der Fall ist,
ein Spänesilo, das schon eine entsprechende Höhe hat
und die Sendeanlage dadurch genehmigungsfrei wird, dann
ist das ein Problem. Aber das ist ein Problem, das haben
Sie selbst auch angesprochen, das wir mit unseren lan-
desrechtlichen Regelungen nicht ändern können.

Frau Becker, Sie bemängeln, der Antrag der CDU zielt nur
auf Abwarten, das heißt, wir wollen alles hinausschieben
und mal sehen, was dann irgendwann wird. Ich habe hier
den Wortlaut Ihrer Presseerklärung vorliegen. Darin wollen
Sie die Bevölkerung vor den Gefahren von Elektrosmog
warnen, Sie wollen informieren. Zum einen muss ich mal
fragen, wer verwehrt denn überhaupt die Informationen.
Informationen in diesem Bereich sind meines Wissens
frei zugänglich, sowohl die Grenzwerte als auch die da-
zu bisher veröffentlichten
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(Beifall bei der CDU)

wissenschaftlichen Publikationen. Ich weiß, dass sich gera-
de die Bürgerinitiativen, die mit solchen Mobilfunkanlagen
zu tun haben, sehr genau informieren und sehr genau
wissen, worum es hier geht. Für mich wird es allerdings
etwas widersinnig, wenn ich hier in Ihrer Presseerklä-
rung lese - Frau Präsidentin, ich darf zitieren: "Vor allem
aber müsse die Bevölkerung vor Ort über mögliche Ge-
fahren des Mobilfunks informiert werden. Nur so kann
langfristig die notwendige Aktzeptanz für solche Anla-
gen geschaffen werden, sagte Becker, Sie verwies da-
rauf, dass die geplante Anpassung der Strahlungswerte
durch die Bundesregierung zwar im Gesetzgebungsver-
fahren sei, ein kurzfristiges Ergebnis sei jedoch nicht zu
erwarten. Sichere wissenschaftliche Erkenntnisse über
die Gefahren des Mobilfunks, insbesondere durch elektro-
magnetische Strahlung gäbe es nämlich noch nicht." Was
denn, wie denn - soll ich nun vor Gefahren warnen, die
es überhaupt nicht gibt oder deren Existenz nicht nach-
gewiesen ist? Ich weiß nicht so recht, wie wir hier das
von Ihnen geforderte schnelle Vorgehen in dieser Ge-
schichte bewerkstelligen sollen. Das kann und das wird
so nicht funktionieren. Ich freue mich natürlich, dass Sie
nach der PDS doch noch aufgewacht sind und nun schnell
auch noch einen Antrag eingereicht haben, ich muss
allerdings

(Zwischenruf Abg. Kummer, PDS: So wie
die CDU, Herr Krauße.)

namens meiner Fraktion um Ablehnung des SPD- und
des PDS-Antrags bitten und ich bitte um die Annahme
unseres Alternativantrags. Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Herr Abgeordneter Kummer, Sie haben als Nächster das
Wort. Bitte schön.

Abgeordneter Kummer, PDS:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, bevor ich mit meinem Vortrag beginne, möchte ich
erst noch ein paar Bemerkungen zu meinen Vorrednern
machen, zu Herrn Minister komme ich später.

Frau Becker, Sie haben festgestellt, dass Ihr Antrag nicht
das Gelbe vom Ei ist. Ich stimme dem zu und empfehle
Ihnen, stimmen Sie doch unserem Antrag zu und wir
werden Ihren Antrag als ergänzenden Antrag ebenfalls
mit an den Ausschuss überweisen.

(Beifall bei der PDS)

Nun noch eine Bemerkung zu Herrn Krauße. Zuerst hätte
ich mich gefreut, wenn Sie unseren Antrag mal gelesen

hätten, aber vielleicht machen Sie das noch. Außerdem
wollte ich Ihnen sagen, sind ca. 98 Prozent unserer Bevöl-
kerung über Mobilfunk erreichbar. Wenn wir also von
98 Prozent der Bevölkerung als Anwohner sprechen kön-
nen und den Rest als Bevölkerung bezeichnen, finde ich
das schon ein bisschen putzig, aber ich mache da gern mit.

(Heiterkeit bei der PDS)

Außerdem, Herr Krauße, Sie haben viele Fragen gestellt
und ich denke, das hat es deutlich gemacht, dass es viele
Fragen zu dem Thema gibt und ich möchte diese Fragen
gemeinsam mit Ihnen im Ausschuss behandeln, deshalb
beantrage ich gleich hier im Vorfeld die Überweisung
unseres Antrags und der anderen beiden inflationären
Anträge an den Ausschuss für Naturschutz und Umwelt.

(Beifall bei der PDS)

Meine Damen und Herren, ich wollte Ihnen eigentlich
auch am Anfang eine Frage stellen, und zwar die, ob Sie in
letzter Zeit häufig Kopfschmerzen oder Herzrhythmus-
störungen hatten. Und vielleicht zu meinem Herren
Kollegen, ich meine als Männer, wir äußern uns da
manchmal ein bisschen häufig über Kopfschmerzen bei
unseren Frauen, vielleicht hätten wir im Vorfeld mal drüber
nachdenken sollen, ob die zugenommen haben, seitdem
wir alle ein Handy haben

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU:
Was, Frauen haben zugenommen?)

oder vielleicht noch schlimmer ein Telefonhandgerät.

Meine Damen und Herren, Frauen sind meistens etwas
sensibler als Männer

(Heiterkeit bei der CDU)

(Beifall bei der PDS, SPD)

und vielleicht liegen die Kopfschmerzen einfach daran.
In diversen Studien wird davon gesprochen, dass der Han-
dysmog nicht jeden trifft, dass wir es aber mit 10 Prozent
der Bevölkerung zu tun haben in etwa, die elektrosen-
sibel sind, und diese 10 Prozent sind ziemlich schnell be-
troffen. Wenn Sie die Unterlagen zur Anhörung des Bun-
desausschusses für Naturschutz und Umwelt lesen, kön-
nen Sie dazu sehr viel Informationen finden.

Meine Damen und Herren, wir haben es auch in letzter Zeit
viel mit Bürgerinitiativen zu tun, die dort, wo Sendemasten
entstehen, wie Pilze aus dem Boden schießen. Es liegt
mir eigentlich fern, auf jedes Thema aufzuspringen. Ich
muss auch ehrlich sagen, als das Thema an mich heran-
getragen wurde, habe ich es ziemlich lange in der Schub-
lade liegen lassen und mich erst einmal mit Informatio-
nen versorgt. Aber es sind andere Landtage wesentlich
intensiver mit dem Thema umgegangen, u.a. der bayeri-
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sche Landtag, und es ist ein Thema, womit sich im Mo-
ment nicht nur Landtage und der Bundestag beschäfti-
gen, auch die WHO beschäftigt sich damit. Es ist also
durchaus angemessen, dass wir das Problem erkennen.
Bisher gibt es wenig wissenschaftliche Erkenntnisse über
das Phänomen des Handysmogs. Das hat aber nichts da-
mit zu tun, dass es keine Erkenntnisse darüber gibt, wel-
che Wirkungen auftreten, man kann sich nur nicht er-
klären, wie die Wirkungen zustande kommen. Frequen-
zen, mit denen Handys senden, beeinflussen die elektri-
schen Vorgänge im menschlichen Körper. Wirkungen gibt
es im Bereich der Nervenzellen, im Bereich des Gehirns,
es gibt eine erhöhte Stresshormonausschüttung und es
gibt Veränderungen der Zellmembran und Veränderun-
gen der Chromosomen, das alles konnte nachgewiesen
werden. Man weiß noch nicht, wie diese Wirkungen zu-
stande kommen, aber ich denke, wir sollten sie ernst neh-
men. Ein Professor hat im Rahmen der Anhörung vor dem
Bundesumweltausschuss gesagt, wir sollten berücksich-
tigen, dass es in naher Zukunft kein nicht exponiertes
Kind mehr geben wird in diesem Land. Frau Wolf hat ja
schon darauf hingewiesen, dass statistisch signifikant
nachgewiesen werden konnte, allerdings nur für den
Bereich niederfrequenter Strahlung, bei der Hochfre-
quenz sind wir noch nicht so weit, dass bei Kindern
erhöht mit dem Auftreten von Leukämie zu rechnen ist.

Meine Damen und Herren, das alles hat uns erwogen,
diesen Antrag zu stellen, wo es um Vorsorge für unsere Be-
völkerung geht und, ich denke schon, im Gegensatz zu
Herrn Minister Sklenar, der jetzt leider nicht mehr da ist -

(Zwischenruf Dr. Sklenar, Minister für Land-
wirtschaft, Naturschutz und Umwelt: Hier!)

Entschuldigung, Herr Minister, ich habe nur hierüber
gesehen -, dass wir hier eine Aufgabe haben als Land
und auch etwas tun können.

Es gibt eine Handystudie Kärnten, die sich mit den Aus-
wirkungen des Phänomens Handysmog beschäftigt, sie
wurde von der Uni Wien und von der Unterabteilung Um-
weltmedizin der Kärntener Landesregierung für länd-
liche Gebiete erstellt. Daraus möchte ich kurz zitieren, um
Ihnen noch mal klar zu machen, welche Auswirkungen
Handysmog haben kann, auch gerade in Bezug auf die
Beantwortung der Kleinen Anfrage, auf die der Herr
Sklenar eingegangen ist: "Es zeigt sich jedoch bei einigen
Beschwerden, insbesondere aus dem Bereich der Herz-
Kreislauf-Beschwerden (Herzpochen, Schwindel, Kurzat-
migkeit usw.) ein Zusammenhang mit der Immission
der Mobilfunkbasisstation. Dabei erhebt sich die Frage,
ob dieser Zusammenhang auf die Befürchtungen bezüg-
lich negativer gesundheitlicher Auswirkungen der Handy-
masken zurückgeführt werden kann. Dabei zeigte sich,
dass zwar die psychiasthenischen Symptome sowie die
Schlafqualität stärker mit den Befürchtungen negativer
Auswirkungen der Basisstation zusammenhängen als mit
den gemessenen Feldstärken, dass dies aber für die Herz-

Kreislauf-Beschwerden nicht gilt. Herz-Kreislauf-Be-
schwerden zeigen einen Zusammenhang mit den ge-
messenen Feldstärken, der unabhängig davon festgestellt
werden kann, ob die Person Auswirkungen der Handy-
masken befürchtet oder nicht."

Meine Damen und Herren, diese Studie belegt also schon,
dass es gesundheitliche Auswirkungen gibt. Mit diesem
Problem scheinen Regierungen Schwierigkeiten zu haben.
Als Beispiel möchte ich noch mal auf die Kleine An-
frage von mir in der Drucksache 3/1685 zurückkommen,
wo mir auf die Frage nach möglichen Gesundheitsgefahren
durch Handys oder Mobilfunkmasten geantwortet wur-
de - ich zitiere: "... dass weder für die Handynutzer noch
durch den Aufenthalt von Menschen und Tieren außer-
halb des für jede Mobilfunkbasisstation festgelegten Si-
cherheitsabstandes gesundheitliche Gefährdungen zu be-
fürchten sind." Auf die Frage nach bekannten Meinungs-
äußerungen von Ärzten und Wissenschaftlern wird ge-
antwortet: "Befindlichkeitsstörungen, ob als direkter oder
indirekter Effekt, - in Einzelfällen werden Schlafstörun-
gen, Kopfschmerzen, Stress, Konzentrationsmangel und
Müdigkeit beschrieben -, schließen die Wissenschaftler
nicht aus. Jedoch gibt es dazu keine systematischen Un-
tersuchungen." Herr Minister Pietzsch - ist auch nicht da,
ich wollte es ihm eigentlich sagen - Befindlichkeitsstö-
rungen wie oben geschildert und Herz-Kreislauf-Pro-
bleme können sehr unangenehm sein und sollten des-
halb nicht so leichtfertig abgetan werden.

Nun noch mal ein paar Worte zu Herrn Minister Sklenar
und seiner Rede: Er sprach von einer deutschen Vorrei-
terrolle in Sachen der 26. BImSchV. Herr Minister, selbst
in Russland haben wir niedrigere Grenzwerte und in West-
europa in der Schweiz, in Italien und in Belgien und, ich
denke, das sollte uns schon dazu anregen, uns nicht auf
irgendeiner Vorreiterrolle, die wir vielleicht irgendwann
mal hatten, auszuruhen, sondern wirklich mal drüber nach-
zudenken, was wir machen können, um unsere Bevölke-
rung zu schützen. Selbst Handy-Hersteller überlegen, wie
sie ihre Antennen ausrichten, um die Strahlung vom Kopf
weg zu bringen. Warum wollen wir denn noch nicht ein-
mal überlegen, ob wir vielleicht Sendemasten anders aus-
richten können oder woanders hinstellen können, um sen-
sible Bevölkerungsteile zu schützen.

(Beifall bei der PDS)

Meine Damen und Herren, auch die Bundesregierung zö-
gert, sich des Problems Handysmog anzunehmen. Da tun
sich gerade Aktivitäten bei der Opposition im Bundestag
hervor, um die Bundesregierung ein bisschen an das
Problem heranzuführen. Da freut es mich, dass ich hier
besonders die CDU und die PDS als aktive Opposi-
tionsfraktionen im Deutschen Bundestag erwähnen kann.
Es gibt einen Entschließungsantrag der Fraktion der CDU
in unserem hohen Haus, den ich unter dem Titel "Ab-
warten und den Bund machen lassen" zusammenfassen
möchte. Dieser Erschließungsantrag, meine Damen und
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Herren, entspricht einer Politik der ruhigen Hand, wie sie
uns aus Berlin bekannt ist. CDU in Opposition verhält
sich da anders. Ich möchte aus einer Pressemitteilung
der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag vom
4. April mit der Überschrift "Union beschließt Große An-
frage zum Mobilfunk - Interesse am Elektrosmog und Be-
sorgnis in der Bevölkerung wachsen stetig" zitieren. Da-
rin steht geschrieben: "Obwohl das Interesse an dem The-
ma Elektrosmog und die Besorgnis in der Bevölkerung
stetig wachsen, hat sich die Bundesregierung bisher we-
der zu nennenswerten Initiativen noch zu einer zufrie-
den stellenden Informationspolitik durchringen können.
Im Gegenteil, sie bleibt untätig und schweigt. Parlamen-
tarische Anfragen beantwortet sie allenfalls unvollstän-
dig oder mit leeren Worthülsen. Die Ängste der Bevöl-
kerung lassen sich aber weder aussitzen noch totschwei-
gen. Spätestens seit der Versteigerung der UMTS-Li-
zenzen muss das Thema Elektrosmog als Chefsache be-
handelt werden, denn mit dem steigenden Interesse an
der Nutzung des Mobilfunks wächst die Zahl der dafür
nötigen Sendeanlagen und mit diesen die Besorgnis über
mögliche gesundheitliche Folgen der Strahlung. Dieser
Zusammenhang wird durch die Nutzung der UMTS-
Technologien noch deutlicher werden. Hier muss end-
lich eine gezielte Forschungs- und Informationspolitik an-
setzen, die die Beantwortung offener Fragen in Angriff
nimmt und der Bevölkerung über alle bisherigen Er-
kenntnisse und Planungen Rede und Antwort steht. Es
darf nicht der Eindruck entstehen, dass die Politik die
Sorgen und Ängste der Bevölkerung negiert bzw. nicht
ernst nimmt." Diesen Aussagen der CDU-Bundestags-
fraktion ist eigentlich kaum etwas hinzuzufügen, meine
Damen und Herren.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Herr Abgeordneter Kummer, lassen Sie eine Zwischen-
frage zu von Herrn Abgeordneten Krauße?

Abgeordneter Kummer, PDS:

Ja.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Bitte, Herr Abgeordneter Krauße.

Abgeordneter Krauße, CDU:

Herr Kummer, Sie haben vorhin gesagt, ich hätte Ihren
Antrag wahrscheinlich gar nicht gelesen. Ist es möglich,
dass Sie Ihren Vorrednern auch nicht zugehört haben?
Denn es war mehrfach die Rede davon, dass man sen-
sible Standorte ausnehmen sollte, dass man genau über-
legen sollte, wo solche Sendeanlagen errichtet werden dür-
fen. Und jetzt behaupten Sie in Ihrer Rede wieder, wir
wären darauf nicht eingegangen. Kann es also sein, dass
Sie vorhin einen leichten Black-out hatten und nicht zu-
gehört haben?

(Beifall bei der CDU)

Abgeordneter Kummer, PDS:

Herr Krauße, ich habe Ihnen schon zugehört, aber Sie ha-
ben doch gesagt, dass Sie unseren Antrag ablehnen wol-
len und nicht darüber nachdenken wollen, wie wir sen-
sible Bereiche mit Landesmöglichkeiten schützen können.

(Zwischenruf Abg. Krauße, CDU: Also wer
sagt denn, nicht nachdenken wollen?)

Warum überweisen Sie es denn dann nicht an den Aus-
schuss, sondern verabschieden einen Antrag nachher, mit
dem Titel, den ich schon gesagt habe "Abwarten und die
Bundesregierung machen lassen"?

Meine Damen und Herren, wir sollten sehen, dass wir
im Land unter Berücksichtigung unserer Vorsorgepflicht
etwas für die Bevölkerung tun und nicht warten, bis die
lang andauernden wissenschaftlichen Untersuchungen im
Rahmen des Bundesimmissionsschutzgesetzes gelaufen
sind. Ich möchte hier nur an ein paar andere Probleme noch
erinnern, wo wir auch zu lange gewartet haben. Die Fra-
ge Radar z.B., wo jetzt festgestellt wurde, dass Krebs da-
von kommt. Oder wenn wir vielleicht mal an die Einfüh-
rung anderer Technologien denken, vielleicht mal an die
Vorreiter in der Forschung im atomaren Bereich, in Strah-
lungswissenschaften. Wie viele Wissenschaftler sind dort
an Krebs gestorben? Warum wollen wir nicht einen Weg
gehen, um wenigstens sensible Teile der Bevölkerung zu
schützen und mal darüber nachzudenken, wie wir das als
Land machen können? Meine Damen und Herren, das
Ecolog-Institut hat im Auftrag von T-Mobil zu sensiblen
Gebieten etwas geäußert und dort als sensible Gebiete
Schulen, Kindergärten, Wohngebiete, Krankenhäuser, Sa-
natorien und Altenheime bezeichnet. Auch in der Nähe
von Dauerarbeitsplätzen sollten Mobilfunkanlagen beson-
ders sorgfältig geplant werden, um die elektromagneti-
schen Belastungen so gering wie möglich zu halten. Zur
Informationspolitik gibt Ecolog an, dass sie stark von der
Einsicht der Mitarbeiter der Außenstellen der Regulierungs-
behörde abhängt. Hier geht es auch um die Geheimhaltung
von Betriebsdaten der Mobilfunkunternehmer.

Meine Damen und Herren, ich glaube nicht, dass auf dieser
Ebene eine vernünftige Informationspolitik möglich ist und
auch nicht ein vernünftiges Miteinanderreden. Deshalb
sollten wir hier sehen, wie wir andere Vorschriften fällen.

(Beifall bei der PDS)

Ich glaube, dass § 3 der Thüringer Bauordnung da auch
Möglichkeiten zulässt. Hier steht z.B.: "Bauliche Anla-
gen sind so anzuordnen, zu ändern und instandzuhalten,
dass die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere
Leben, Gesundheit und die natürlichen Lebensgrundla-
gen nicht gefährdet werden." Auf dieser Grundlage kann
man sicherlich über einiges nachdenken.
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Nun zur Umsetzung unseres Antrags. Es kostet kein Geld,
im Vorfeld die Errichtung von Anlagen in sensiblen
Gebieten zu vermeiden. Es kostet aber Geld, wenn wir
die Anlagen erst auf Krankenhäusern, auf Schulen, auf
Kindergärten stehen haben, diese dann dort wieder
abzureißen, wenn wir Erkenntnisse haben, dass das
gefährlich ist. Und, meine Damen und Herren, in Kran-
kenhäusern besteht Handy-Verbot, haben Sie sich schon
einmal gefragt warum? Ich darf aber eine Sendeanlage aufs
Dach stellen. Das ist eine Sache, die mir schon ein biss-
chen komisch vorkommt.

(Beifall bei der PDS)

Wir haben in Norwegen ein Verbot von Handys unter
16 Jahren. Ich möchte das hier nicht fordern, weil ich
denke, das bringt es nicht. Aber warum wirken wir denn
nicht auf die Schulen hin, dass sie den Schülern sagen,
dass sie nicht so viel mit dem Handy telefonieren sollen
in der Schule. Dann brauche ich nämlich auch keinen
Sendemast auf das Schuldach stellen. Meine Damen und
Herren, der Bundesumweltminister Trittin hat am 17. Ja-
nuar gesagt: "Das Aufstellen von Mobilfunkmasten ohne
Beteiligung der Kommunen muss ein Ende haben." Lassen
Sie uns dafür landesrechtliche Grundlagen schaffen.

(Beifall bei der PDS)

Ich möchte zum Abschluss, da ich sehe, dass Sie das
Thema doch nicht so ernst zu nehmen scheinen, viel-
leicht noch ein bisschen auf Ihre eigene Gesundheit ein-
gehen, und zwar mit einem Zitat von Professor Frentzel-
Beyme zur Anhörung des Bundesumweltausschusses:
"Wenn ein BMW in seiner elektronischen Zündung ge-
stört ist, wird sofort reagiert. Da denkt man nicht, dass
das eine Blackbox ist, sondern man denkt, man be-
herrscht die Zusammenhänge und kann gegen die Wir-
kung solcher Frequenzen etwas tun. Beim Menschen wird
angenommen, dass er alles verträgt." Meine Damen und
Herren, auch Sie fahren zum Teil solche Fahrzeuge, in
denen Sie Handys nicht benutzen dürfen. Überlegen Sie
doch einmal, ob die Handys nicht auch Ihrem Körper
schaden. Danke.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Es gibt eine weitere Wortmeldung. Bitte Herr Abgeord-
neter Schwäblein.

Abgeordneter Schwäblein, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren,
der Vorwurf des Vorredners trifft hart und muss deshalb
zurückgewiesen werden, wir würden die Belange der Be-
völkerung nicht ernst nehmen, möglicherweise nicht ein-
mal an unsere eigene Gesundheit denken. Beileibe nicht,
Herr Kummer, und man sollte sich aber in diesem Zu-

sammenhang auch einmal Gedanken machen, wie denn
die physikalische Wirkungsweise des Handy-Systems ist.
Ein europaweiter Standard, der die Kommunikation zwi-
schen den Menschen, Behörden, Völkern massiv verbessert
hat.

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU:
Wirtschaft.)

Und auch gerade der Wirtschaft, der Hinweis ist richtig.
Die PDS greift wie immer Bedenken der Bevölkerung
auf, kultiviert sie und in dem Zusammenhang ist sie be-
reit, auch Ängste zu verbreiten und zu schüren, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Das technische System dieser mobilen Kommunikation
läuft so, dass die Strahlenbelastung umso geringer wird,
je engmaschiger das Netz ist, d.h., je mehr Sendeanten-
nen aufgestellt werden. Ein Punkt in Ihrem Antrag ist in
einem Maß kontraproduktiv, dass es den Techniker in
mir tatsächlich dazu bewogen hat, noch einmal an das
Pult zu gehen. Wenn Sie fordern, dass das Mitspracherecht
der Kommunen - und da sind ja dann schnell auch Ängste
im Umlauf - am Ende dazu führt, dass innerhalb der
Kommunen die Sendemasten nicht mehr aufgestellt wer-
den, die Entwicklung deutet sich ja schon an, dann
werden durchaus dann diese Sendeanlagen außerhalb der
Ortschaften aufgestellt, mit dem Erfolg - jetzt muss ich
Ihnen das technisch erläutern -, dass in der ständigen
Kommunikation zwischen den empfangsbereiten Handys
und den Sendeanlagen diese dann so weit ihre Sende-
leistung gegenseitig hochregeln, dass die Verständigung
wieder gut funktioniert, dass also dann viel häufiger die
Maximalleistung von 2 Watt an den Handys ausgestrahlt
wird, statt einem Bruchteil, wenn sich diese zentrale
Empfangsanlage in unmittelbarer Nähe befindet. Bei den
neuen UMTS-Sendeanlagen gibt es ein neues Prinzip, das
nicht mehr pulst. Da wird von den Sendeanlagen für den
Organisationskanal noch 1 Watt ausgestrahlt und pro
Handy, was dann in Funktion tritt, kommen 100 Milli-
watt dazu. Das sollte zumindest noch einmal ausge-
sprochen werden dürfen und dann muss man auf die
Ängste der Bevölkerung eingehen. Und da gehe ich mit
Ihrer Diskussion mit, Herr Kummer: Muss man überall
telefonieren, muss man auch den größten Blödsinn für
viel Geld per SMS hin- und herschicken? Und da haben
wir alle als Eltern und Onkel und Großeltern, die wir
sind, auch Verpflichtungen, mit der Jugend zu reden.
Wir haben einen Kollegen, ich will ihn jetzt nicht
namentlich nennen, der hat einen sehr klugen Satz ge-
prägt vor eineinhalb, zwei Jahren, da sagte er einmal: "Nur
Dienstboten müssen jederzeit erreichbar sein."

Vizepräsidentin Ellenberger:

Herr Abgeordneter Schwäblein, erlauben Sie eine Zwi-
schenfrage?
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Abgeordneter Schwäblein, CDU:

Ja, gern.

Abgeordneter Kummer, PDS:

Herr Schwäblein, Sie haben die physikalische Wirkungs-
weise zwischen Handys und Sendemasten eben sehr tref-
fend beschrieben. Ich habe vorhin kurz ausgeführt, dass
es sensible Personen gibt, die besonders betroffen sind.
Geben Sie mir Recht, dass jemand, der elektrosensibel
ist und Schlafstörungen und andere Störungen durch
Handys und Sendemasten bekommt, sein Handy aus-
schalten kann, den Sendemast, unter dessen Einfluss er
leidet, aber nicht?

Abgeordneter Schwäblein, CDU:

Herr Kummer, wissen Sie, wie weit das Problem geht?
Er müsste dann seine ganze Nachbarschaft dazu brin-
gen, die nicht im Bereich des Sendemasten ist, ihr Handy
auszuschalten und auf das Handy zu verzichten. Können
Sie sich vorstellen, wie illusorisch diese Forderung ist,
da Sie ja gar nicht nachweisen können, wer alles ein Handy
besitzt?

(Beifall bei der CDU)

Zum Glück, diese Freiheit hat man heute. Es ist heute
jedem gegeben, ein Handy zu kaufen. Frau Becker, Sie
stöhnen, offensichtlich sind Sie sich über die Folgen Ihres
Antrags gar nicht recht bewusst, wie oft bei Ihnen. Aber
das kann man jetzt ja einmal weglassen. Wir müssen
nämlich darüber reden, ob wirklich diese Form der Kom-
munikation zu jeder Tages- und Nachtzeit sein muss,
aber das ist ein gesellschaftliches Problem, das man mit
Gesetzen nicht fassen kann. Sie werden es auch mit
schärferen Vorschriften nicht fassen. Es bleibt tatsäch-
lich eine Diskussion, ob man in Gaststätten das Handy un-
bedingt braucht, ob man sich eines Anrufdienstes bedie-
nen muss, um seine Potenz zu steigern, dass man das
Handy klingelnd hochheben kann, um zu zeigen, schaut
mal, da kommuniziert wer mit mir in aller Öffentlich-
keit. Über solche Dinge sollten wir doch einmal ganz
offen reden. Und der eine oder andere, der sein Handy
an der unmöglichsten Stelle - ich habe das schon in der
Oper und im Kino erlebt - nicht ausschalten kann, sollte
sich überlegen, ob er neben dem Handy noch einen Grund-
kurs zur Bedienung einer Mailbox belegt, denn dann
kann man, wenn etwas wichtig war, nach der Stunde im
Konzert die Nachricht noch entgegennehmen.

(Beifall bei der CDU)

Über so etwas müssen wir reden. Ob die Kinder nun wirk-
lich während des Unterrichts laufend diese Blödsinnsmel-
dungen hin- und herschicken müssen für 30 Pfennige und
dann das Budget der Eltern massiv belasten, darüber muss
man auch einmal sprechen, auch mit den Eltern. Ich kann

mir durchaus vorstellen, dass man in Schulen dazu kommt,
die Handys zu untersagen. Selbstverständlich haben wir
auch ein Rauchverbot in den Schulen, es wird nur
partiell eingehalten, aber das ist eine Diskussion wert.
Nur sollten wir keine Ängste schüren und etwas ver-
teufeln, was sich nicht lohnt zu verteufeln.

(Beifall bei der CDU)

Das ist eigentlich der Anlass, zu dem ich hier vorgegan-
gen bin. Diese Kommunikation nützt, die höhere Zahl
von Sendemasten macht Sinn. Die physikalische Belas-
tung liegt am Ende in Form von Wärmeentwicklung, dass
die Primärwirkung erzielbar ist, die nimmt ab und die
neue UMTS-Technologie vermindert die Belastung für
die Bevölkerung, die auf diese Kommunikation verzich-
ten will, ein weiteres Mal.

Worüber noch nicht gesprochen wurde, wir haben eine
neue Entwicklung. Demnächst wird kaum noch jemand
seinen Drucker zu Hause am Rechner verkabeln. Dort
gibt es die wieder schon neuhochdeutsch so genannte
Blue-tooth-Technologie, wo wieder mit diesem Frequenz-
bereich drahtlos dann kommuniziert wird. Das ist sehr be-
quem, man kann mit dem Notebook locker in der Woh-
nung herumlaufen, an jedem Arbeitsplatz arbeiten und
der Drucker funktioniert trotzdem - eine weitere Strah-
lungsquelle, der wir uns aber freiwillig aussetzen und
das hat jeder in der Hand. Und es hat auch jeder in der
Hand, ein Handy zu benutzen oder nicht. Ich hoffe, ich
habe etwas zur Versachlichung beitragen können. Bitte,
reden Sie mit den Bürgern, die Sorgen haben, klären Sie
sie auf. Wenn Sie es nicht können, nehmen Sie bitte ein-
mal ein paar Techniker und Mediziner dazu, aber hören
Sie auf, Verunsicherungen zu schüren. Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich schließe
die Aussprache und wir kommen zur Abstimmung. Zu-
nächst stimmen wir über den Antrag der Fraktion der
PDS in Drucksache 3/1746 ab.

(Zwischenruf Abg. Kummer, PDS: Aus-
schussüberweisung war beantragt.)

Dazu komme ich schon noch, das ist ja auch ein Ab-
stimmungsprozess, Herr Kummer.

Also, Drucksache 3/1746, zunächst stimmen wir über
die beantragte Ausschussüberweisung ab. Herr Kollege
Kummer, Sie haben Überweisung an den Ausschuss für
Naturschutz und Umwelt beantragt. Wer für die Aus-
schussüberweisung votieren will, den bitte ich um das
Handzeichen. Wer ist dagegen? Stimmenthaltungen? Die
Ausschussüberweisung ist damit abgelehnt.
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So kommen wir zur direkten Abstimmung über den An-
trag in Drucksache 3/1746. Wer für den Antrag der
PDS-Fraktion votieren will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. Gegenstimmen? Stimmenthaltungen? Der An-
trag ist bei einer Anzahl von Stimmenthaltungen mit
Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen jetzt zum Alternativantrag der Fraktion der
CDU in Drucksache 3/1783. Auch für diesen Antrag wurde
von Kollegen Kummer Ausschussüberweisung bean-
tragt, und zwar auch an den Ausschuss für Naturschutz
und Umwelt. Wir stimmen das erst einmal ab. Wer für
die Ausschussüberweisung votieren will, den bitte ich
um das Handzeichen. Gegenstimmen? Der Antrag ist
mit einer großen Mehrheit an Gegenstimmen abgelehnt.

Wir stimmen jetzt über den Antrag in Drucksache 3/1783
direkt ab. Wer für den Antrag stimmt, den bitte ich um
das Handzeichen. Gegenstimmen? Stimmenthaltungen?
Dieser Antrag ist mit Mehrheit angenommen. Damit er-
übrigt sich der Alternativantrag der SPD-Fraktion.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 7 und komme
zum Aufruf des Tagesordnungspunkts 8

Informationssystem Arbeitsmarktpolitik
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/1747 -

Herr Abgeordneter Gerstenberger, Sie werden den An-
trag begründen? So ist es mir gesagt worden.

(Zuruf Abg. Gerstenberger, PDS: Nein, Herr
Abgeordneter Nothnagel.)

Herr Abgeordneter Nothnagel, bitte, Sie haben das Wort.

Abgeordneter Nothnagel, PDS:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren,
die Arbeitsmarktpolitik, so wird in zahlreichen Reden auch
in diesem Haus über Fraktionsgrenzen hinweg erklärt,
sei ein sehr wichtiges Politikfeld.

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU:
Richtig.)

Auch die Landesregierung steht öffentlich zu dieser Be-
wertung.

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU:
Erfolgreich.)

Ich zitiere Herrn Minister Schuster aus der Regierungs-
erklärung vom 16.12.1999: "Die Arbeitsmarktpolitik hat
im Freistaat Thüringen eine hohe Bedeutung."

(Beifall bei der CDU)

(Zwischenruf Abg. Bergemann, CDU:
Unstrittig.)

Neue, andere Einschätzungen dazu sind der PDS-Fraktion
nicht bekannt. Aber dann stellt sich heraus, dass Arbeits-
marktmittel des Haushaltsjahres 2000 in zweistelliger
Millionenhöhe zweckentfremdet, weil nicht für die Ar-
beitsmarktpolitik eingesetzt worden sind. Es stellt sich
ebenfalls heraus, dass die Abgeordneten des Thüringer
Landtags darüber nicht zeitnah informiert worden sind,
sondern im Gegenteil aus guten Gründen glauben
mussten, die Mittel seien, wie ursprünglich vorgesehen,
auch verwendet worden. Auf diese Art und Weise ist es
dem Parlament nur möglich, seine Kontrollaufgabe im
Bereich der Arbeitsmarktpolitik - ich wiederhole noch-
mals die Worte von Minister Schuster -, "einem Politikfeld
von hoher Bedeutung", auf der Basis des Prinzips "Glaube
und Hoffnung" auszuüben.

(Zwischenruf Abg. Vopel, CDU: Glaube,
Liebe, Hoffnung.)

Das ist nach der Meinung der PDS-Fraktion kein tragfähi-
ger Ansatz. Deshalb ist ein effektives Informationssys-
tem in diesem Politikfeld nötig.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Ich eröffne die Aussprache. Als Erster hat sich Herr Ab-
geordneter Kretschmer zu Wort gemeldet.

Abgeordneter T. Kretschmer, CDU:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich hatte ge-
hofft, bei der Begründung dieses Antrags vielleicht nähere
Informationen zu bekommen, warum der Antragsteller/die
Antragstellerin ein derartiges Informationssystem brauchen
würde. Ich stimme natürlich zu, dass Arbeitsmarktpolitik
ein wichtiges Aufgabenfeld ist und ich erweitere, ein sehr
erfolgreiches Aufgabenfeld auch der Landesregierung.

Zum Zweiten möchte ich jetzt schon sagen, dass wir für
meine Fraktion diesen Antrag ablehnen werden, aber -
um auch gleich Legendenbildung vorzubeugen - nicht in
der vielleicht unterstellten Absicht, die Informationsmög-
lichkeiten von Abgeordneten oder Fraktionen zu unter-
binden, sondern Ihnen deutlich zu sagen, dass Sie durch
die Geschäftsordnung und andere Regelungen sehr wohl
Möglichkeiten haben, sich über die Arbeitsmarktpolitik
intensiv zu informieren. Herr Kollege Gerstenberger, ich
habe mir extra eine kleine Statistik herausziehen lassen.
Sie machen das ja auch sehr intensiv. Ich habe mir hier
notiert, dass Sie seit Januar 2000 22 Kleine Anfragen zum
Stand der Bewilligung und der Arbeitsmarkteffekte und
des Mittelabflusses an die Landesregierung gestellt haben,
also eine sehr exzessive Ausnutzung auch Ihrer Mög-
lichkeiten, Anfragen zur Arbeitsmarktpolitik zu stellen.
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Und, das will ich dazu sagen, exzessive Ausnutzung der
Informationsmöglichkeiten, eine sehr intensive Möglich-
keit und eine intensive Bearbeitung auch dieser Anfragen,
so dass ich sagen muss, wenn Sie nicht beratungsresis-
tent oder unfähig sind, dann sind Sie also bestens darü-
ber informiert, was im Bereich der Arbeitsmarktpolitik
geschieht.

(Beifall bei der CDU)

Wir haben - und das ist ja hier auch bekannt - auch viele
andere Möglichkeiten, weil hier unterstellt worden ist,
dass Mittel zweckentfremdet worden sind und die sind
in einen Kontext hingestellt worden, als ob möglicher-
weise auch das Haushaltsrecht verletzt worden ist. Wis-
sen Sie, in anderen Dingen nehmen Sie ja auch dort die
Möglichkeiten wahr. Ich erinnere mal daran, in welcher
großen Anzahl Untersuchungsausschüsse einberufen wor-
den sind, Enquetekommissionen mit allem Drum und
Dran. Meine Fraktion weigert sich, durch eine Institutio-
nalisierung - und das ist ja das eigentliche Ziel des An-
trags - soll die Landesregierung alle zwei Monate vor-
tragen, was ist passiert im Bereich der Arbeitsmarktpo-
litik, also Mittelabfluss, Antragsgenehmigungen usw. Das
müssen Sie sich mal vorstellen, was für eine Kontroll-
kommission Sie hier einrichten wollen an dieser Stelle.
Ich denke, dieses Berichtsunwesen, was Sie durch Ihren
Antrag initiieren wollen, lehnen wir ab.

(Beifall bei der CDU)

Ich glaube auch, der Antrag verfolgt - das ist natürlich
jetzt eine Vermutung von mir - auch nicht so sehr das
hehre Ziel, was Sie dort bringen, Sie wollen transparent
und effektiv diesen Einsatz verfolgen, sondern es bettet
sich in den vorherigen Tagesordnungspunkt und auch in
andere ein, Sie wollen Misstrauen schüren, das Misstrauen,
dass die Landesregierung oder vielleicht der zuständige
Minister oder auch Arbeitsämter mit den Mitteln nicht
ordnungsgemäß umgehen. Und dieses Misstrauen wol-
len Sie jetzt institutionalisieren, dass Sie sagen, alle zwei
Monate muss nun berichtet werden und möglicherweise
kann man dann sagen: "Herr Minister, Sie haben in der
letzten Sitzung die Zahl 'Y' gesagt, Arbeitsamt hat so-
undsoviele Stellen genehmigt und dann können Sie sa-
gen, heute hat das Arbeitsamt so viele Stellen, da ist eine
Differenz. - Haben Sie schon mal an Rücktritt gedacht?"
Das kann doch wohl nicht wahr sein, dass Sie auf diese
Art und Weise in den Ministerien Beschäftigung auslö-
sen wollen, die im Grunde genommen nur solchen Zwe-
cken dient.

Meine Damen und Herren, noch mal ganz deutlich: Die
Möglichkeit der Abgeordneten der Fraktionen sich zu in-
formieren, sind sowohl durch die Geschäftsordnung als
auch die entsprechenden Beschlüsse des Landtags gege-
ben. Diese Möglichkeiten werden sehr ausgeprägt - gerade
in diesem Feld - genutzt und ich kann feststellen, dass
die Landesregierung auch in diesem Feld sehr intensiv

informiert. Wir sehen also überhaupt keinen Anlass, dieses
Berichtsunwesen durch eine Institutionalisierung auch
noch erst einzuführen, indem die Landesregierung auf-
gefordert wird, zweimonatlich in geeigneter Weise zu
berichten. Meine Fraktion lehnt diesen Antrag ab.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Herr Abgeordneter Gerstenberger, Sie haben als Nächs-
ter das Wort.

Abgeordneter Gerstenberger, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich war gerade
auf dem Weg, unsere Verfassung zu suchen. Deshalb
hat es einen Moment gedauert. Ich komme dann noch mal
darauf zurück.

Meine Damen und Herren, die PDS-Fraktion fordert von
der Landesregierung eine größere Transparenz im Um-
gang mit den Mitteln der Arbeitsmarktförderung. Die Basis
sehen wir in einem effektiveren Informationssystem, das
den Parlamentariern alle zwei Monate in geeigneter Weise
gestattet, über die Bewilligung der Fördermittel, den Ab-
fluss der Mittel und gegebenenfalls Probleme mit bestimm-
ten Programmen Informationen aufzunehmen. Mit einem
solchen zeitnah wirksamen Informationssystem können
die Abgeordneten ihrer Aufgabe, das Regierungshandeln
zu kontrollieren, eigene Schlussfolgerungen zu ziehen und
Änderungsvorschläge zu machen, besser gerecht werden.

Der Grund, Herr Kretschmer, einen solchen Antrag zum
Aufbau eines Informationssystems für Arbeitsmarktpolitik
zu stellen, ist ein sehr brisanter und ein sehr ernster. Wir
leben in einem Bundesland mit hoher struktureller und
tendenziell sogar steigender Massenarbeitslosigkeit. Ich
möchte an dieser Stelle einige Zahlen anführen: Es gibt
mehr als 185.000 registrierte Arbeitslose im September
in diesem Land. Das sind mehr als noch vor einem Jahr
zum gleichen Monat. Über eine Zeitreihenanalyse kann
man feststellen - und das sehr leicht -, dass die Zahl der
registrierten Arbeitslosen schon seit Jahren um die 200.000
Personen pendelt. Wie sieht es im Bereich der Beschäfti-
gung aus? Im September meldeten die Arbeitsämter 13.700
freie Stellen. Das waren reichlich 700 weniger als im ver-
gangenen Jahr. Ein Viertel, meine Damen und Herren,
dieser Stellen waren ABM- und SAM-Stellen, 3.400 in
absoluten Zahlen. Auch von den 12.200 Vermittlungen im
August gingen 2.860, das sind 23 Prozent der Stellen, in
ABM- und SAM-Maßnahmen. Das heißt, ein bedeuten-
der Teil dieser Stellen ist Arbeitsmarktmitteln geschul-
det und ihrem Mitteleinsatz.

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU: Sie
sind doch informiert. Was wollen Sie da
noch?)
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Und ich muss Ihnen noch mehr Zahlen nennen, um die Di-
mension des Problems zu verdeutlichen, Herr Kretschmer.
Die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung sinkt
von Jahr zu Jahr und lag im letzten Dezember noch bei
823.000 Personen gegenüber 890.000 Personen vor sechs
Jahren, ein Abbau von reichlich 67.000. Für alle Monate
des Jahres 2001, die das Landesamt für Statistik bisher
ausgewiesen hat, lagen die Beschäftigtenzahlen übri-
gens wieder erheblich unter denen des Vorjahrs.

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU:
Weshalb wollen Sie ... erfassen?)

Die Arbeitslosigkeit steigt also, meine Damen und Herren,
und die Beschäftigung sinkt. Und die Bewertung dieser
Situation - wie zu hören war -  reicht von einem "sehr
erfolgreichen Arbeitsfeld", wie Herr Kretschmer das so-
eben betonte, bis hin zum "weiter so" des Ministers, al-
lerdings auch zur Einschätzung "katastrophal", jüngst zu
lesen von Seiten des DGB. Und als wäre die Erstarrung
der Landespolitik nicht genug, meine Damen und Herren,
wurden in diesem Land von geplanten 233 Mio. DM,
die im Haushalt für Arbeitsmarktpolitik im Jahre 2000
vorgesehen waren, 23 Mio. DM, das sind 10 Prozent,
zweckentfremdet eingesetzt, denn letztlich wurden sie
nicht für Arbeitsmarktpolitik verwendet, und das in An-
betracht der soeben von mir genannten Zahlen.

Quelle ministerieller Begehrlichkeiten war der Titel "Ar-
beitsförderung Ost", in dem diese Mittel eingestellt sind
und aus dem SAM im Wesentlichen finanziert werden.
Sie wurden schlicht und ergreifend als Wirtschaftsför-
dermittel eingesetzt, um damit die Probleme in diesem
Bereich zusätzlich zu kaschieren und das lässt sich be-
legen: Fast 18 Mio. DM der Arbeitsmarktmittel wurden
der LEG als Zuschuss zur Ablösung von Darlehen über-
geben und mehr als 5 Mio. DM zur Aufstockung der
Eigenkapitalanteile der Messe-AG für Investitionen.

Noch mal, meine Damen und Herren, Arbeitsmarktmittel
als Wirtschaftsfördermittel eingesetzt vor dem Hinter-
grund der von mir genannten Anteile dieser Stellen des
Arbeitsmarktbereiches an den überhaupt vorhandenen Be-
schäftigungsmöglichkeiten in Höhe von reichlich 25 Pro-
zent. Übrigens wurden auch aus der Förderung von berufli-
cher Aus- und Weiterbildung im Mittelstand 3,6 Mio.
entnommen, um sie zusätzlich der LEG zur Verfügung
zu stellen. Soviel zur mittelstandsfreundlichen Politik von
Seiten dieser Landesregierung. Nun wird eingewendet,
Herr Kretschmer, es habe sich um nicht verbrauchte
Mittel gehandelt. Aber die Frage ist doch, warum diese
Reste, diese nicht verbrauchten Mittel entstanden sind.

Ich habe eben von der Haltung der Landesregierung zu
öffentlich geförderter Arbeit gesprochen und diese Hal-
tung drückt sich in dem Vorgehen aus, mit dem in den
letzten Jahren unter den Trägern öffentlicher Arbeit ent-
sprechende Verunsicherung erzeugt wurde. Ich betone
erzeugt wurde, denn es ist kein Zufall. Ich spreche von

einem Hin und Her bei Ankündigungen zu Richtlinien,
von mehreren Richtlinien und Terminwechsel für die
Beantragung, von mehrfach geänderten Formularen für
Sonderanfragen an die Träger. Mehrere tausend Men-
schen haben ihren Unwillen über diese Vorgehensweise
im Mai letzten Jahres anlässlich der Arbeitsmarktkonfe-
renz der Landesregierung oben auf der Messe dokumen-
tiert. Und, meine Damen und Herren, es gibt einen zweiten
Aspekt: Zwischen den Haushaltsmitteln der Arbeitsmarkt-
politik besteht gegenseitige Deckungsfähigkeit, das heißt,
man kann die Mittel, wenn sie auf der einen Seiten nicht
einsetzbar sind, auf der anderen Seite verwenden. Nun
haben wir dort ein Landesarbeitsmarktprogramm, für das
angeblich in den letzten Jahren kein Geld zur Verfügung
stand. Von reichlich 126 Mio. wurde auf 30 Mio. abge-
speckt. Wenn jetzt im Bereich SAM angeblich diese Mittel
nicht benötigt wurden, die Arbeitsmarktpolitik ein so wich-
tiges und ernst zu nehmendes Feld ist, dann, meine Damen
und Herren, wäre doch denkbar gewesen, dass man diese
haushaltstechnische Möglichkeit, Herr Kretschmer, nutzt,
um Arbeitsmarktpolitik wirklich im Freistaat effektiv zu
gestalten. Man hätte eine Mittelumwidmung vornehmen
können in das Landesarbeitsmarktprogramm und hätte
aus diesem Programm nicht finanzierbare wichtige Auf-
gaben der Arbeitsmarktpolitik entsprechend finanzieren
können. Aber nein, das wurde nicht gemacht.

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU: Sie
gehen am Thema vorbei.)

(Zwischenruf Abg. Bergemann, CDU: Völlig
vorbei.)

Nicht ganz, wir kommen jetzt zu dem Thema, weshalb
wir diesen Antrag gestellt haben. Meine Damen und
Herren, wenn Sie nicht nur Statistik führen würden, son-
dern auch wissen, was Sie statistisch erfassen, hätten Sie
neben den 22 Kleinen Anfragen, die ich gestellt haben
soll -  ich gebe zu, ich habe sie nicht gezählt, mir ging
es mehr um den Inhalt, als um die Anzahl - auch fest-
stellen können, Herr Kretschmer, dass in der letzten Kleinen
Anfrage zum Abschluss des IV. Quartals eine Frage mit
enthalten war, welches finanzielle Volumen außerhalb
dieses Programms "Arbeitsförderung Ost" für diesen
ehrenamtlichen Anteil "50 PLUS" eingesetzt wurde. Meine
Damen und Herren, dort teilt die Landesregierung mit,
dieses Geld wurde nicht in Anspruch genommen. Ehrli-
cherweise, Herr Kretschmer, hätte dazugehört, dass wir
allerdings einiges dieses Geldes haben in Anspruch nehmen
müssen für andere Aufgaben. Das wäre sachdienliche und
zweckdienliche Information gewesen, aber ich nehme
für mich zur Kenntnis, dass ich meine Fragen zur Mittel-
ausschöpfung und Mittelverwendung der Arbeitsmarkt-
politik in Zukunft etwas anders formulieren muss. Viel-
leicht muss ich als Nächstes fragen, welches Geld zweck-
entfremdet eingesetzt und welches Geld eingesetzt wurde
zur Lösung anderer Probleme, weil dafür die entsprechen-
den Mittel nicht reichen.
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Meine Damen und Herren, um es noch mal deutlich zu
machen, fast ein Drittel der 233 Mio. konnte im Jahr 2000
für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen im Freistaat nicht
wirksam gemacht werden. Herr Kretschmer, wenn es
ernst gewesen wäre mit der Informationswilligkeit der
Landesregierung, wäre nicht mit Schreiben vom 11. April
2001 diese Information auf Seite 17 in Spalte 4 einer
Haushaltsvorlage erschienen, sondern als Information des
Ausschusses für Wirtschaft, Arbeit und Strukturpolitik
mit der Bitte, sich auch von parlamentarischer Seite
darüber Gedanken zu machen, wie man dieses Problem
besser in den Griff bekommt.

(Beifall bei der PDS)

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU: Das
ist für Sie ein Problem.)

Aber nein, meine Damen und Herren, stattdessen teilt der
Wirtschaftsminister am 25. September, wenn man der "Os-
terländer Zeitung" glauben darf, mit, ich darf zitieren:
"Wirtschaftsminister Franz Schuster hat eine effektivere
Arbeitsmarktpolitik gefordert. Notwendig sei unter anderem
mehr Flexibilität". In der "Ostthüringer Zeitung" lässt er
mitteilen: "Wirtschaftsminister Franz Schuster hat von
der Bundesregierung Impulse für eine bessere Arbeits-
marktförderung gefordert".

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU: Das
ist eine bösartige Unterstellung. Wenn Sie
das nicht verstehen ...)

Ja, Herr Kretschmer, das Recht spreche ich ihm ab,
wenn er nicht einmal in der Lage ist, einen Batzen von
230 Mio. hier in Thüringen effektiv einzusetzen zur
Sicherung von arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, zur
Sicherung von zusätzlicher Beschäftigungsmöglichkeit
und zum Abbau von Massenarbeitslosigkeit.

(Beifall bei der PDS)

Er soll sich an die eigene Nase fassen. Er soll seinen Laden
in Ordnung bringen und soll seine Maßnahmen ent-
sprechend effektivieren und nicht anderen auf die Nase
klopfen und von ihnen die entsprechenden Forderungen
verlangen.

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU: Das
Thema - Informationssystem)

Jetzt sind wir noch einmal bei dem Informationssystem
und Sie haben erklärt, ich hätte ein gestörtes Verhältnis
zur Information und ich hätte Mißtrauen gegenüber der
Landesregierung. Meine  Damen und Herren, ein unver-
fängliches Dokument, die Thüringer Landesverfassung,
darf ich mal kurz mit heranziehen. Herr Kretschmer,
wenn Sie sich die Mühe machen, den Artikel 48 in die-
ser Verfassung einmal zu lesen, dann werden Sie fest-
stellen, dass es eine Aufgabe des Landtags ist, diese Lan-

desregierung zu überwachen und das ist dort formuliert:
Der Landtag überwacht die vollziehende Gewalt.

(Beifall bei der PDS)

Meine Damen und Herren, wenn das die Opposition tut,
ist das übles Mißtrauen. Seien Sie vorsichtig, wenn Sie
da so weitermachen, das dürfen nur diejenigen, die diese
Regierung tragen. Wir legen in Zukunft fest,

(Unruhe bei der CDU)

wer hier korrigiert und wer hier kontrolliert - das ist die
Aussage und die Botschaft offensichtlich Ihres Redebei-
trags.

(Beifall bei der PDS)

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU: ...
bösartige Unterstellung)

Herr Kretschmer, ich bin ja gern bereit darüber nachzu-
denken, was Sie jetzt gerade gesagt haben. Aber nehmen
Sie doch bitte zur Kenntnis, dass Ihr Redebeitrag genau
den Anlass für diese offensichtlich plausiblen Erklärun-
gen geboten hat. Sie können mir doch nicht die Verant-
wortung dafür zuschieben, dass Sie diesen Unsinn vor-
her erzählt haben.

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU:
Wenn jemand Unsinn erzählt ...)

Wir kommen noch einmal zurück zu den Möglichkeiten,
die Abgeordnete haben, meine Damen und Herren. Natür-
lich, Abgeordnete besitzen unterschiedlichste Möglich-
keiten zur Information. Ich könnte Briefe schreiben, Kleine
Anfrage stellen, Mündliche Anfragen stellen, Große An-
fragen stellen. Meine Damen und Herren, mir ging es eben
darum, ein sachliches und zweckdienliches Miteinander
in diesem Land zu erreichen bei der Lösung dieses un-
strittigen brennenden Problems. Ich nehme zur Kenntnis,
dass es von Seiten der CDU-Fraktion dazu offensichtlich
eine Weigerungshaltung gibt. Was ist denn das Problem?
Das Informationssystem der EU verlangt eine positions-
genaue Aufschlüsselung der Mittelverwendung der ESF-
Mittel, das heißt, das Ministerium macht sie sowieso. Ich
stelle Sie mit meinen Kleinen Anfragen vor die Notwen-
digkeit, sich Gedanken darüber zu machen, ob Arbeits-
marktpolitik so, wie sie durchgeführt wird, auch tatsächlich
effektiv ist. Auch dort werden die Zahlen ohnehin er-
hoben. Warum müssen wir nun den Zeitverzug von mo-
natelanger Desinformation des Landtags und insbeson-
dere der Opposition in Kauf nehmen, anstatt zeitnah
über aktuelle Probleme informiert zu werden, um anschlie-
ßend notwendige Schlussfolgerungen zu ziehen. Meine
Damen und Herren, stellen Sie sich doch einmal den Irr-
sinn vor: 70 Mio. sind im Jahr 2000 nicht ausgereicht
worden. Wir haben Oktober des Jahres 2001. Es ist
schwachsinnig zu glauben, damit könne man noch ein
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Problem aus dem Jahr 2000 lösen. Aber sich in der
Öffentlichkeit hinzustellen und über Veränderungen von
Arbeitsmarktpolitik zu reden, ohne Denkansätze, ohne
eigene Vorstellungen, das ist plakativ, das ist populistisch
und das ist einer Regierungsfraktion unwürdig, meine
Damen und Herren, deshalb hat die Opposition diesen
Vorschlag gemacht,

(Beifall bei der PDS)

um Ihnen ein kleines bisschen auf die Sprünge zu helfen.
Ich kann Ihnen nur versprechen, meine Damen und Herren,

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU:
Jetzt wird die PDS vorschreiben.)

wir werden die entsprechenden Anträge und die entspre-
chenden Anfragen trotzdem stellen. Ich halte es nur für
ein unerträgliches Arbeitsklima zwischen Regierung und
Opposition, ich halte es für ein unerträgliches Demokra-
tieverständnis in Ihren Reihen, wenn wir so und nicht
anders verfahren könnten, denn es geht um die Lösung
eines Problems und nicht die Bedienung eines persönli-
chen Egos innerhalb der CDU-Fraktion. Danke schön.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Herr Abgeordneter Dr. Müller, Sie haben als nächster
Redner das Wort.

Abgeordneter Dr. Müller, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, gestatten Sie
mir auch hier zu diesem Sachverhalt einige sachliche
Bemerkungen, aber nur zum Thema. Es geht hier um
die Forderung Mittelabfluss der arbeitsmarktpolitischen
Programme. Ich denke, das ist eine ganz legitime Forde-
rung eines Parlaments. Wir wissen ja, dass zwar eine
Regierungskoalition andere Einflussmöglichkeiten hat,
aber von unserer Seite ist das völlig in Ordnung. Wir fin-
den den Antrag gut, wir werden ihm als Fraktion auch
zustimmen.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Herr Gerstenberger hat es gerade auch gesagt: Was ist
die Alternative? Wir könnten uns ja reinteilen, er nimmt
die geraden Monate und ich nehme die ungeraden Mo-
nate und wir fragen dann mit Kleinen Anfragen.

(Zwischenruf Abg. Gerstenberger, PDS: Ich
nehme das Angebot an.)

Das kann man über Computer prima machen. Ich weiß
aber nicht, was Ihnen das in Ihrer Argumentation hilft,
praktisch Aufwand zu reduzieren. Ich bin zwar noch nicht
lange hier Sprecher, aber nachdem, was ich hier gehört

habe, wäre es z.B. sehr wünschenswert gewesen, etwa in
der Frage der SAM das schon rechtzeitig im Jahr zu ver-
folgen, dann wären nämlich einige Dinge, die im Stau in
Richtung der GfAW passiert sind, so möglicherweise nicht
passiert, weil man parlamentarisch hätte umsteuern können.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Es geht sogar so weit, wenn ich die Frage der ABM be-
trachte, wissen wir, dass es inzwischen eine Entscheidung
des Landesarbeitsamts Sachsen-Anhalt/Thüringen zu einer
Umschichtung gegeben hat, die sogar zur Mittelrückfüh-
rung an das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Infra-
struktur geführt hat. Mit einer solchen Berichterstattung
könnten Sie sogar Kritikargumente in Ihre Richtung von
sich wenden, weil man es nämlich dann auch anders sach-
lich darstellen kann, warum was passiert ist.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Aber ich habe so das Gefühl, dass diese parlamentari-
sche Einflussnahme gerade nicht von der Koalition ge-
wollt ist. Man braucht ja nur in die Zahlen zu schauen.
Seit 1990 sind die Mittel für den zweiten Arbeitsmarkt
um 150 Mio. DM reduziert. Das heißt, es steckt ja im
Konzept der Koalition, diese Mittel zurückzufahren.

(Zwischenruf Abg. Bergemann, CDU: Von
welcher Koalition reden Sie denn?)

Ich rede von Ihnen. Ich rede von der Regierungsfraktion.
Wir hatten 650 Mio. DM Mittel für den zweiten Arbeits-
markt im Haushalt 1999, wir haben jetzt 500 Mio. DM,
das wissen Sie doch, dass Sie das systematisch reduziert
haben, weil das genau Ihr Konzept ist. Wie gesagt, wir
werden diesem Antrag hier zustimmen.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Bitte schön, Herr Staatssekretär Richwien, Sie haben
das Wort.

Richwien, Staatssekretär:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen
und Herren, vorab vielleicht drei, vier Eckpunkte zu den
Ausführungen von Herrn Abgeordneten Gerstenberger. Erst
einmal, Herr Gerstenberger, brauchen wir niemanden, der
uns auf die Sprünge hilft. Wir haben, glaube ich, nachge-
wiesen, dass wir eine sehr gute Arbeitsmarktpolitik in
den letzten Jahren und Monaten geleistet haben, und das
werden Sie auch draußen feststellen.

(Beifall bei der CDU)

Wann Sie Ihre Anträge stellen und wann Sie Ihre Fragen
stellen, das ist Ihnen überlassen, da werden wir keine
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Vorschriften machen. Wenn Sie das alle zwei Monate
oder jeden Monat machen, dann ist Ihnen das auch über-
lassen. Ich glaube, Sie haben heute nachdrücklich und
ganz toll nachgewiesen, dass Sie doch sehr gut über die
einzelnen Passagen informiert sind. Die letzte Bemer-
kung, Herr Abgeordneter Gerstenberger, die 233 Mio. DM,
will ich hier nur noch einmal am Rande bemerken. Ver-
gleichen Sie bitte diese Mittel einmal mit den Mitteln
der anderen neuen Bundesländer und stellen Sie die ge-
genüber, dann bewerten Sie das bitte noch einmal.

(Beifall bei der CDU)

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU: Das
ist der Punkt.)

Ich komme noch einmal auf das Thema zurück, meine
Damen und Herren. Die Thüringer Landesregierung för-
dert zielgerichtet und in effektiver Weise Arbeitslose oder
von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitnehmer durch eine
Vielzahl von verschiedenen Landesprogrammen. Ich möch-
te hier nur noch einmal einige Maßnahmen für einige
Abgeordnete dieses Hauses in Erinnerung rufen. Einmal
haben wir hier die Förderung von Strukturanpassungs-
maßnahmen, das Förderprogramm "50 PLUS", die Förde-
rung der beruflichen Qualifizierung, die Gewährung von
Existenzgründerbeihilfen, die Gewährung von Zuwen-
dungen zur Förderung der Einstellung schwer vermittel-
barer Arbeitsloser. Die dazu durch das Parlament veran-
schlagten Haushaltsmittel werden gemäß den gesetzli-
chen Bestimmungen und Verwaltungsvorschriften ein-
gesetzt. Die Beantwortung der großen Zahl parlamenta-
rischer Anfragen, die in der Vergangenheit von den Ab-
geordneten eingebracht wurden, belegt, dass das Parla-
ment sachgerecht und vor allem umfassend durch die
Thüringer Landesregierung informiert wird. Das Parla-
ment hat gemäß Artikel 67 der Thüringer Verfassung, wie
ja von Herrn Abgeordneten Gerstenberger schon ange-
führt wurde, umfassende Kontrollmöglichkeiten, die auch
wahrgenommen werden, wie Sie an der Anzahl von An-
fragen, Berichtsanträgen und Tagesordnungspunkten zu
diesem Themenbereich erkennen können. Eine automa-
tische Berichtspflicht ist nach der Thüringer Verfassung
nicht vorgesehen.

(Beifall bei der CDU)

Im Übrigen obliegt es den Fachressorts, im Rahmen der
Vorgaben des Parlaments durch Haushaltsgesetz und Haus-
haltsplan adäquate Schwerpunkte bei der Bewilligung von
Fördermaßnahmen zu setzen, um einen effektiven Ein-
satz der vorhandenen Fördermittel zu erzielen.

Die im Antrag der PDS angeführte angeblich nicht sach-
gerechte Mittelverwendung aus dem Programm "Arbeits-
förderung Ost" im letzten Jahr entspricht nicht den Tat-
sachen. Der Einsatz der Mittel erfolgte unter Beachtung
des Thüringer Haushaltsgesetzes und der Thüringer Lan-
deshaushaltsordnung. Die sachgerechte Mittelverwendung

wurde z.B. dadurch optimiert, dass im Haushaltsjahr 2000
unter Einbeziehung der mit Strukturanpassungsmaßnah-
men befassten Akteure die Neuausrichtung der Förderung
der Strukturanpassungsmaßnahmen durch die Einführung
verbindlicher Qualitätskriterien mit dem Ziel eines effi-
zienten und nachhaltig wirkenden Mitteleinsatzes erfolgte.
Seit Mai 2000, meine Damen und Herren, gibt es hierzu
eine entsprechende Förderrichtlinie.

Die qualitativ ausreichenden Anträge werden bewilligt,
das Verfahren der Programmumsetzung ist mit allen Ar-
beitsmarktakteuren partnerschaftlich abgestimmt. Es ist so-
mit im hohen Maße transparent. Ein effektiver Fördermit-
teleinsatz ist im Rahmen der Neuorientierung der Landes-
arbeitsmarktpolitik klar und deutlich sichergestellt. Parla-
mentarische Kontrollmöglichkeiten sind umfassend gege-
ben und daher empfehle ich, den PDS-Antrag abzulehnen.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Sie wollen noch einmal reden? Bitte, Herr Abgeordneter
Gerstenberger.

Abgeordneter Gerstenberger, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Herr Staats-
sekretär, nur zur Richtigstellung - "sachgerechte Mittelver-
wendung": Ich will das nicht bewerten, ich will nur noch
einmal sagen, was mich an diesem Begriff "sachgerechte
Mittelverwendung" stört. 233 Mio. DM Arbeitsmarktmit-
tel laut Haushaltsansatz für das Jahr 2000 - die Landes-
regierung in der Haushaltsdebatte in etwa in dem Tenor:
Es gibt keine Mittelreduzierung zum Jahre 1999, wir behal-
ten die notwendigen Mittel für die Arbeitsmarktpolitik auch
im Jahr 2000 bei. Aus dem Jahr 1999 wird ein 8-Mio.-
DM-Haushaltsrest in das Jahr 2000 übertragen, das heißt,
wir haben 241 Mio. DM im Jahr 2000 zur Verfügung,
notwendige Mittel für ein notwendiges Aufgabengebiet.
Im Ergebnis stellt sich heraus, dass 163 Mio. DM davon
eingesetzt wurden. Das heißt, nahezu 80 Mio. DM, nimmt
man den Haushaltsrest dazu, wurden nicht wirksam für
die Arbeitsmarktpolitik im Jahr 2000. Nun kann es Proble-
me mit der Mittelausreichung und dem Mitteleinsatz ge-
ben. Dafür gibt es ein haushaltstechnisches Instrument, das
heißt Übertragung von Haushaltsresten auf das Folgejahr.

Meine Damen und Herren, wenn es tatsächlich so ist,
dass diese Arbeitsmarktmittel unverzichtbar sind für die
Arbeitsmarktpolitik dieses Freistaats, hätte es demzufolge
im Haushaltsjahr 2001 einen Rest von 80 Mio. DM geben
müssen, der aus dem Jahr 2000 übertragen wird, nämlich
genau das Geld, was im Jahr 2000 nicht verbraucht wurde.
Nun wäre einfach zu vollziehen und nachzusehen, wie groß
der Haushaltsrest ist und da stellt man fest - 19 Mio.
DM. Das heißt, 60 Mio. DM sind nicht mehr unabweisbar
notwendig. Meine Damen und Herren, und jetzt die
Konsequenz zu den 1999 geäußerten bei den 230 Mio. DM,
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es würde nicht gekürzt, es würde keine Mittelreduzierung
vollzogen. 160 Mio. DM, 50 Mio. DM davon in die Esse
geschrieben, weil nicht für Arbeitsmarktpolitik verwandt.
Meine Damen und Herren, das könnte man auch anders
interpretieren, man könnte sagen, die Landesregierung hat
schlicht und ergreifend bei der Haushaltsdebatte zum
Haushalt 2000 die Unwahrheit gesagt und offensichtlich
das auch noch ernst gemeint und vorsätzlich. Danke schön.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Herr Abgeordneter Kretschmer, Sie haben das Wort.

Abgeordneter T. Kretschmer, CDU:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, Herr Gers-
tenberger, und wenn Sie sich noch so sehr mühen, wir
werden uns nicht auf eine Grundsatzdebatte über Arbeits-
marktpolitik einlassen, weil das nicht das Thema Ihres
Antrags ist, erster Punkt.

(Beifall bei der CDU)

Zweiter Punkt, ich weise den Vorwurf der Unwahrheit
gegenüber der Landesregierung zurück, wenn Sie nicht
beweisen können - und dazu haben Sie die entsprechen-
den Möglichkeiten -, dass diese Behauptung, die Sie
hier getätigt haben, auch unterlegt ist. Wissen Sie, ich bin
dem Kollegen Müller insofern dankbar, dass er dieser
Versuchung widerstanden hat über Arbeitsmarktpolitik
hier zu diskutieren, weil, dann könnte ich die Linie noch
aufmachen, auch die Kritik an der Arbeitsmarktpolitik der
Bundesregierung ist nicht ganz von der Hand zu weisen
und ich weiß nicht, ob Ihre Kollegen der Bundestags-
fraktion den Herrn Riester ständig hinterfragen, wie die
entsprechenden Zahlen sind. Also, die Sache will ich
einmal weglassen.

Aber das ernste Thema, was hierbei rausschaut, das ist für
meine Fraktion das Thema "Informationssystem" gewe-
sen. Wie ist dieser Antrag eingebettet in die verfassungs-
gemäß vorgegebenen Rechte der Fraktionen und der Ab-
geordneten auf Information. Herr Gerstenberger, ich glau-
be, da hat auch Herr Müller deutlich gemacht, Sie haben
eigentlich alle Möglichkeiten. Wenn Sie als Vorsitzen-
der des Haushalts- und Finanzausschusses schon Ihre Hilf-
losigkeit hier kundtun, dass Sie mit den Informationen
nicht umgehen können, dann tun Sie mir Leid.

(Beifall bei der CDU)

Sie haben die Möglichkeiten. Vielleicht kommt es mir
zupass, dass ich zumindest zwei Jahre Mitglied des
Haushalts- und Finanzausschusses habe sein dürfen. Sie
bekommen die Tabellen vom Finanzminister über den
Mittelabfluss, Sie werden informiert über überplanmäßige
Ausgaben und, ich denke, auch Ihre Anfragen, das haben

Sie hier deutlich gemacht, sind hier erfolgreich beant-
wortet worden. Im Weiteren sitzt dort hinten der Vertre-
ter des Landesrechnungshofs. Wenn Zweckentfremdung in
Ihrem Sinne dasteht, dann wird das spätestens an diesen
Stellen auch aufarbeitbar sein. Meine Damen und Herren,
ich weise eindeutig den Vorwurf zurück, dass durch die
Landesregierung hier versucht wird, irgendwelche Mittel
an dem Haushalt und dem Landtag vorbei auszugeben
und dass dieses, wenn diese Behauptung überhaupt zuträfe,
durch ein automatisiertes Informationssystem nachge-
wiesen werden kann. Wissen Sie, Herr Gerstenberger, ich
will mal etwas überzeichnen, Ihre Überwachungsrechte, die
Sie hier verfassungsgemäß darstellen, sind natürlich
auch mit gewissen Überwachungspflichten und Mühen
verbunden. Ich habe den Eindruck, mit Ihrem Berichts-
ersuchensantrag wollen Sie sich von diesen Mühen
loslösen. Sie wollen es sich etwas erleichtern, Sie
wollen sozusagen - ich überzeichne deutlich - in der
Hängematte die Informationen mundgerecht vorgetragen
kriegen und am besten noch mit Schuldanerkenntnis.
Das wird natürlich nicht stattfinden, sondern Sie sollen
sich schon mühen, dass Sie den Überwachungsaufgaben
auch gerecht werden können.

 (Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Herr Minister Trautvetter, bitte schön.

Trautvetter, Finanzminister:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen
und Herren, die Rede von Herrn Abgeordneten Gersten-
berger wundert mich schon, die er von diesem Pult hier
losgelassen hat, vor allem auch deswegen, weil er Vor-
sitzender des Haushalts- und Finanzausschusses ist.

(Beifall bei der CDU)

Die Etatisierung von Haushaltsansätzen entspricht immer
einem prognostizierten Bedarf. Wenn der prognostizierte
Bedarf nicht eintritt, dann ist niemand verpflichtet, das
Geld zum Fenster rauszuwerfen, sondern dann spart man es
ein.

(Beifall bei der CDU)

Da können wir uns den Haushaltsvollzug von 1995, 1996
bis zum Jahre 2000 auf den Tisch holen und können ver-
gleichen. Dann müsste die Opposition nachweisen, wel-
che Anträge auf Arbeitsmarktmittel aus Haushaltsgrün-
den abgelehnt worden sind. Mir ist nicht ein einziger ab-
gelehnter Antrag bekannt. Aus fachlichen Gründen sehr
wohl, aber nicht aus Haushaltsgründen. Es gibt noch etwas
anderes, Herr Gerstenberger, Sie kennen die Landeshaus-
haltsordnung und Sie wissen auch ganz genau, unter wel-
chen Rahmenbedingungen Haushaltsreste gebildet wer-
den können und die Übertragbarkeit, auch die finanziel-
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le Übertragbarkeit, von Haushaltsresten in das nächste
Jahr erfolgen kann. Auf keinen Fall bei den konsumti-
ven Ausgaben des zweiten Arbeitsmarktes, weil alle
Projekte nämlich jahresbezogen sind und dort, wo über-
jährige Projekte bewilligt werden, werden sie über schon
veranschlagte Verpflichtungsermächtigungen aus den
Haushaltsansätzen des nächsten Jahres abfinanziert. Wenn
Sie sich hier hinstellen, dann beweisen Sie wenigstens,
dass Sie in der Landeshaushaltsordnung fachkompetent
sind, sonst haben Sie fachlich nicht das Recht, Haus-
halts- und Finanzausschussvorsitzender zu sein.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Der letzte Satz, glaube ich, ist nicht so unbedingt zuläs-
sig für einen Minister.

(Beifall bei der PDS)

Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. So schließe
ich die Aussprache und wir kommen jetzt zur Abstim-
mung.

Bitte, Herr Abgeordneter Kretschmer, Sie haben einen
Antrag zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter T. Kretschmer, CDU:

Ja, wenn es zur Abstimmung des Antrags kommt, weil
Sie noch über Ausschussüberweisung abstimmen lassen
wollen, aber für den Antrag selbst beantrage ich na-
mentliche Abstimmung.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Ja, das ist selbstverständlich, dass wir das dann machen.
Bitte, Herr Abgeordneter Gerstenberger.

Abgeordneter Gerstenberger, PDS:

Frau Präsidentin, nichts unversucht lassend beantrage
ich namens meiner Fraktion die Ausschussüberweisung.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Da muss ich zurückfragen, an welchen Ausschuss Sie
diesen Antrag überweisen lassen möchten?

Abgeordneter Gerstenberger, PDS:

Da es sich um ein Arbeitsmarktthema handelt, selbstver-
ständlich an den Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und
Strukturpolitik.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Man hätte es vielleicht voraussetzen können, aber wir

haben hier eine Geschäftsordnung und ich möchte gern
diese Geschäftsordnung einhalten, Herr Abgeordneter
Gerstenberger, und deswegen brauche ich den formalen
Antrag für diesen konkreten Ausschuss.

Dann werden wir jetzt darüber abstimmen. Wer für die
Überweisung an den Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und
Strukturpolitik stimmen will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. Gegenstimmen? Stimmenthaltungen? Bei einer
Anzahl von Stimmenthaltungen ist der Antrag auf Aus-
schussüberweisung mit großer Mehrheit abgelehnt worden.

Wir stimmen somit über den Antrag in Drucksache 3/1747
direkt ab, und zwar in namentlicher Abstimmung. Ich
bitte die beiden Schriftführer, die Stimmkärtchen einzu-
sammeln.

Haben jetzt alle Abgeordneten Gelegenheit gehabt, ihre
Stimmkarten abzugeben? Das ist wohl der Fall. Dann
bitte ich um Auszählung.

Mir liegt jetzt das Abstimmergebnis zu Drucksache 3/1747
vor. Abgegeben wurden 65 Stimmen. Mit Ja haben ge-
stimmt 26, mit Nein haben 39 Abgeordnete gestimmt.
Damit ist der Antrag abgelehnt (Anlage 2). Damit können
wir den Tagesordnungspunkt 8 beenden.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 9

Auswirkungen eines Bundesgesetzes zur
Bereinigung offener Fragen des Rechts an
Grundstücken in den neuen Ländern auf
Thüringen
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/1748 -

Wird eine Begründung des Antrags gewünscht? Frau
Abgeordnete Dr. Wildauer, bitte schön.

Abgeordnete Dr. Wildauer, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, dieser unser
Antrag zu den öffentlich genutzten Privatgrundstücken
hätte am 6. September behandelt werden müssen, da bis
zum 30. September 2001 der Bundesgesetzgeber aufge-
fordert war, die öffentliche Nutzung privater Grundstü-
cke neu zu ordnen. Zum Zeitpunkt der Septembersitzung
hatte der Bundestag das Gesetzgebungsverfahren noch
nicht abgeschlossen. Somit bestand die Gefahr, dass am
1. Oktober 2001 Kommunen und das Land beanspruchte
private Grundstück nicht mehr wie bisher hätten nutzen
können oder aber dafür teuer bezahlen müssen. Immer-
hin gibt es in Thüringen nicht wenige Straßen-, Sport-
und Freizeiteinrichtungen, Schulen und Verwaltungsge-
bäude, die sich auf privaten Grundstücken befinden. Einige
private Grundstückseigentümer hatten sich bereits darauf
eingestellt, dass sie ab dem 1. Oktober Forderungen ge-
genüber Land und Kommunen für die öffentliche Nutzung
ihrer Grundstücke hätten geltend machen können. Die PDS-
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Fraktion hatte aufgrund der Dringlichkeit den Antrag auf
die Tagesordnung der Sitzung des Innenausschusses am
20. September nehmen lassen und ich möchte auch
sagen, dass hier eine ausführliche Berichterstattung durch
die Landesregierung erfolgte. Ende September, also auf
den letzten Drücker, möchte ich sagen, hat dann der Bun-
destag das Gesetz doch noch verabschiedet.

(Zwischenruf Abg. Böck, CDU: Aber nur,
weil Sie dafür gesorgt haben, Frau Dr. Wil-
dauer, herzlichen Dank, Ihnen ganz per-
sönlich.)

Somit ist nunmehr die öffentliche Nutzung privater Grund-
stücke neu geregelt. Damit wäre eigentlich der Antrag der
PDS-Fraktion im eigentlichen Sinne überflüssig oder er-
ledigt. Es bleibt jedoch ein Problem, das durch den Thü-
ringer Gesetzgeber geklärt werden muss und deshalb
ziehen wir diesen Tagesordnungspunkt nicht zurück. Es
geht dabei um den Nachweis der Widmung zur öffentli-
chen Nutzung privater Grundstücke bei Straßen. Der Bun-
desgesetzgeber hat bestimmt, dass die öffentliche Nutzung
privater Grundstücke für Straßen und Straßennebenanla-
gen eine so genannte öffentliche Widmung voraussetzt.
Dies geschieht durch Beschluss der jeweiligen Vertretung,
also des Gemeinderates und Kreistages. Diese Beschlüs-
se wurden zu DDR-Zeiten aber entweder nicht gefasst
oder nicht dokumentiert. Es fehlt schlicht der Nachweis
der Widmung. Die anderen neuen Bundesländer haben
dieses Problem in der Art gelöst, dass sie in den jewei-
ligen Landesstraßengesetzen eine so genannte pauschale
Widmungsklausel aufgenommen haben. Danach gelten
alle Straßen als öffentlich gewidmet, die am 3. Oktober
1990 als Straßen genutzt wurden.

(Zwischenruf Abg. Pohl, SPD: Das ist doch
das sächsische Modell, das ist doch nichts
Neues.)

Das Thüringer Straßengesetz enthält eine solche Klausel
nicht. Bisher weigert sich die Landesregierung, eine sol-
che Klausel ins Gesetz aufzunehmen. Dies stößt nicht nur
bei der PDS-Fraktion, sondern auch beim Thüringer Ge-
meinde- und Städtebund auf Unverständnis. Die Landesre-
gierung will die Urteilsverkündung abwarten, bevor sie
eine eindeutige gesetzliche Klärung vorschlägt. Das ist
unserer Meinung nach nicht richtig und es ist auch un-
verständlich und deshalb stellen wird den Antrag doch
noch zur Diskussion.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Herr Minister Dr. Birkmann, Sie geben den Sofortbe-
richt der Landesregierung. Bitte schön.

Dr. Birkmann, Justizminister:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich sehe mich
in einer etwas schwierigen Situation, Frau Abgeordnete
Dr. Wildauer. Ihr Berichtsersuchen, was uns bisher vor-
lag, war ganz allgemein gestellt und dazu haben Sie jetzt
ausgeführt, dass das an sich hinreichend beantwortet
worden sei, insbesondere auch durch die ausführlichen
Darlegungen im Innenausschuss am 20.09.2001. Ich könnte
Ihnen also jetzt das Gleiche noch einmal vortragen wie
am 20.09.2001, das hat Ihnen am 20.09. gefallen und
würde Ihnen auch heute wieder gefallen, aber es wäre
etwas überflüssig. Deshalb, glaube ich, ist es ganz gut,
wenn ich das nicht tue, wenn Sie einverstanden sind. Ich
könnte es gern tun, aber ich denke, Sie werden einver-
standen sein, dass ich insoweit Bezug nehme auf das, was
im Innenausschuss berichtet worden ist. Das mache ich
mir auch jetzt zum Gegenstand und kann mir dann diese
Ausführungen, die hier Seite 1 bis 8 im Manuskript sind,
ersparen.

Vielleicht zur Anmerkung noch. Sie haben Recht, das
Gesetz ist dann verabschiedet worden vom Deutschen
Bundestag, es ist noch im September verabschiedet wor-
den und liegt zurzeit dem Bundespräsidenten zur Ausferti-
gung vor. Es wird nach unseren Informationen von gestern
noch in diesem Monat ausgefertigt werden und es ist auch
sichergestellt, dass es nahtlos anschließt an das Auslaufen
des Gesetzes zum 30. September, so dass die Rechtslage
eindeutig ist. Ich denke, das ist wichtig zu wissen.

Zu der von Ihnen jetzt hier vorgetragenen Frage, die mir
in dieser Präzision bisher nicht bekannt war, möchte ich
dann Folgendes sagen: Es ist richtig, dass es hier unter-
schiedliche Auffassungen dazu gibt, was notwendig ist,
um eine Straße zu einer öffentlichen Straße zu widmen,
und zwar die Frage, ob es eine ausdrückliche Widmung
sein kann oder auch eine faktische Widmung. Und Sie
haben Recht, dass es dazu einen Rechtsstreit gibt, der
schon eine erste Entscheidung hinter sich hat und jetzt
beim OVG in Weimar anhängig ist. Es ist die Haltung
der Landesregierung, und da bin ich dann auch schon
am Ende meines Berichts angekommen, dass wir diese
Entscheidung, die wir in nicht allzu ferner Zukunft erwar-
ten, abwarten möchten, um dann auch die richtige
Rechtsposition zu haben und damit auch ein rechtlich
einwandfreies Gesetz vorlegen können.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Sie haben eine Nachfrage, Frau Abgeordnete? Oder ist
es eine Zwischenfrage? Ich weiß jetzt nicht.

Abgeordnete Dr. Wildauer, PDS:

Der Herr Minister ist jetzt fertig und es ist eine Frage an
Sie, Herr Minister. Können Sie schon sagen, ich meine,
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normalerweise nicht, aber als Justizminister wissen Sie
es vielleicht doch schon, wann in etwa mit der Urteils-
verkündung zu rechnen ist?

Dr. Birkmann, Justizminister:

Frau Abgeordnete Dr. Wildauer, da das seriös sein soll,
was ich Ihnen sage, werde ich Ihnen das noch mitteilen.
Ich kann es aus dem Stand heraus nicht sagen.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Ich frage die Fraktionen: Wird Aussprache zum Sofort-
bericht gewünscht? Ja, Herr Abgeordneter Buse?

Abgeordneter Buse, PDS:

Die PDS-Fraktion beantragt die Aussprache.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Gut, dann eröffne ich die Aussprache und wir haben einen
ersten Redner, Herrn Abgeordneten Wetzel, bitte schön.

(Unruhe im Hause)

Sie wollen gar nicht reden, Herr Wetzel. Entschuldi-
gung. Dann rufe ich den Abgeordneten Wolf auf. Wenn
Sie möchten, Herr Abgeordneter Wolf?

(Heiterkeit bei der CDU)

Gut, vielen Dank.

Abgeordneter B. Wolf, CDU:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, uns liegt
der Antrag der PDS-Fraktion zu dieser Thematik vor. Er
hat ein bisschen einen leichten Beigeschmack. Ich darf
Sie vielleicht doch noch einmal an eine Zeit erinnern,
als die PDS noch SED hieß

(Zwischenruf Abg. Ramelow, PDS: Da hieß
die CDU noch CDU.)

und dass man in dieser Zeit doch einen sehr eigenartigen
Umgang ... Herr Kollege Ramelow, Sie waren damals
nicht dabei. Ich darf Sie vielleicht doch einmal daran er-
innern, es mag vielleicht der Bildung nicht schaden, wenn
man einmal wieder hineinschaut, wie dieses System da-
mals mit dem öffentlichen und privaten Eigentum um-
gegangen ist und wie man vor allen Dingen Grundbü-
cher und Ähnliches geführt hat.

Das Verkehrsflächenbereinigungsgesetz, das jetzt nun be-
schlossen ist, sieht bei weiter gehender öffentlicher Nut-
zung die Zusammenführung von Nutzung und Grund-
stückseigentum vor. Damit wird dieses Problem, was uns
als eines der unsäglichen Erben aus dieser Zeit hinterlas-

sen wurde, endlich gelöst nach 11 Jahren deutscher Ein-
heit. In die Hand des öffentlichen Eigentümers kommt jetzt
auch das Grundstück, wenn es in einer weiteren öffentli-
chen Nutzung besteht. Damit wird endlich auch dem
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland auf die-
sem Gebiet der Eigentumsverhältnisse Rechnung getra-
gen und wir kommen auch auf diesem Gebiet jetzt zu
einer Rechtssicherheit mit dem vorhandenen Gesetz und
damit auch zu den sicherlich vorhandenen Lösungen des
Wunsches nach Rechtsfrieden, Eigentumsklärung durch
Ankauf - und ich darf an der Stelle auch noch einmal
erklären, zu einem Wert, der sicherlich weit über der
Summe liegt, die die damaligen Eigentümer zu DDR-Zeiten
erhalten hätten, wobei man noch einmal bedenken muss,
das wären dann auch nur Alu-Chips gewesen. Also selbst,
wenn sie Geld bekommen hätten, hätten sie damit nicht
allzu viel anfangen können. Der Eingriff in das private
Eigentum soll und muss damit aber trotzdem, und das
ist auch nicht nur meine Meinung, sondern die Meinung
meiner Fraktion, auf das absolut Notwendige beschränkt
bleiben. Man kann dieses vorliegende Gesetz so, wie es
jetzt vorhanden ist, nur begrüßen.

Ich darf vielleicht noch einmal auf den Sonderfall, den
Kollegin Dr. Wildauer geschildert hat, eingehen. Es muss
Folgendes zusammentreffen: Wir müssen Privateigentum
an einer Fläche vorfinden, die jetzt noch öffentlich ge-
nutzt ist und die noch nicht gewidmet ist. In vielen Fällen
haben die kommunalen Parlamente - wer auch immer -
dieses Problem schon längst gelöst. Diese Sonderfall-
ausnahme, und das ist eigentlich ein Streit, der unter
Juristen stattfindet, ist mindestens eine Zeit, die über 10
Jahre verstrichen ist, ist eine mehr als 10-jährige Nutzung
in der entsprechenden Tatsache schon als Umwidmung
oder als Widmung anzusehen oder braucht man dazu noch
einmal einen förmlichen Beschluss. Das ist in einigen
Rechtsstreitverfahren - und ich teile an der Stelle die Mei-
nung der Landesregierung, das Ergebnis dieses Rechts-
streits abzuwarten. Und wenn dann noch gesetzlicher
Handlungsbedarf besteht, bin ich mir sicher, dass die Lan-
desregierung in kürzester Frist dann auch versucht, dieses
Problem, das wirklich einen Sonderfall darstellt, dann kurz-
fristig zu heilen. Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Frau Abgeordnete Dr. Wildauer, bitte schön. Sie haben
als Nächste das Wort.

Abgeordnete Dr. Wildauer, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich habe mit
der Begründung versucht, das Anliegen des Antrags zu
verdeutlichen. Ich muss sagen, wenn ich zu diesem Anlie-
gen in der Septembersitzung gesprochen hätte, wären von
mir Zahlen, das heißt Summen, genannt worden, die Kom-
munen an Private möglicherweise hätten zahlen müssen.
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Wenn die Gesetzesregelung nicht gekommen wäre, dann
hätten Sie mir wieder unterstellt, ich wolle hier ein Hor-
rorszenario veranstalten.

(Zwischenruf Abg. Bergemann, CDU: Wie so
oft.)

Das können wir uns aber sparen, da ja in letzter Minute
das Gesetz kam. Ich sehe es auch so wie Herr Wolf,
dass es letztlich darauf ankam, Lösungen zu finden, die
möglichst einen Interessenausgleich zwischen den Grund-
stückseigentümern und den öffentlichen Nutzern herbei-
führen. Gücklicherweise weist das seit 10 Tagen in Kraft
getretene Gesetz diese Lösung auf. Das hat nicht nur uns
aufatmen lassen. Dennoch meine ich, der Teufel sitzt ja
bekanntlich im Detail, es gibt auch noch ein paar Dinge,
die sicher weiter besprochen werden müssen. Das Gesetz
ist an einer Reihe von Grundsätzen ausgerichtet, die im
Bericht des Staatssekretärs im Innenausschuss benannt
wurden, die wir auch mittragen, auf die ich jetzt nicht
eingehe. Es ist auch erfreulich, dass im Gesetzgebungs-
verfahren noch einige vernünftige Ergänzungsregelungen
aufgenommen  wurden. So gilt also das Gesetz nicht nur
für Straßen, Wege und Plätze, sondern eben auch für Stra-
ßennebenanlagen. Sinnvoll ist auch die Verkürzung der
Verkaufsverweigerungsfrist zur öffentlichen Nutzung der
privaten Grundstücke von bisher 10 auf nunmehr 5 Jahre.

Nun aber, meine Damen und Herren, komme ich doch zu
einer entscheidenden Frage, zum Geld, das heißt zu den
Kosten für den Aufkauf der Flächen. Bei Verkehrsflächen,
und um die geht es in der Hauptsache, soll der Kauf-
preis 20 Prozent des Bodenwertes eines in gleicher Lage
gelegenen unbebauten Grundstücks im Zeitpunkt des
Kaufes betragen. Wir machen es einfacher. Der Mindest-
kaufpreis beträgt 10 Euro, der Höchstkaufpreis 15 Euro/m²
- also in Abhängigkeit von der Gemeindegröße. Der
Thüringer Gemeinde- und Städtebund begrüßt diese Re-
gelung. Wenn er sie begrüßt, nehmen wir sie zur Kennt-
nis. Bis zur Bereinigung der Rechtsverhältnisse kann der
Grundstückseigentümer von dem öffentlichen Nutzer die
Zahlung eines jährlichen Nutzungsentgeltes in Höhe von
8 Prozent des möglichen Kaufpreises und die Freistel-
lung von den öffentlichen Lasten für das Grundstück
verlangen. Auch diese Regelung erscheint angemessen,
so zumindest die kommunalen Spitzenverbände.

Meine Damen und Herren, ich meine aber, dass bestimmte
Regelungen im Gesetz für neuen Zündstoff sorgen. Rund
75 Prozent aller öffentlich genutzten Flächen betreffen
Straßen. Und so fallen in § 2 unter den Begriff "Ver-
kehrsflächen" nur Straßen, die dem Verkehr gewidmet
wurden oder die kraft Gesetzes als gewidmet gelten. Hierzu
hätten schon in der DDR die damaligen Kommunalver-
tretungen Widmungsbeschlüsse fassen müssen, doch, wie
das so oft ist, diese fehlen oder sind oft überhaupt nicht
mehr belegbar. Einen Ausweg aus dieser Situation hat der
Thüringer Gemeinde- und Städtebund aufgezeigt. Das Thü-
ringer Straßennetz müsste demnach so geändert werden,

dass alle heutigen öffentlichen Straßen für gewidmet er-
klärt werden. Sachsen hat diese Regelung so getroffen.
Aber die Thüringer Landesregierung will bisher auf die-
sen Vorschlag noch nicht eingehen. Ich sagte in der Be-
gründung schon, dass das Ministerium für Wirtschaft, Ar-
beit und Infrastruktur hier die Auffassung vertritt, dass
landesweite Widmungsbeschlüsse rechtlich überflüssig
sind, dass Gerichte im Einzelfall entscheiden sollen. Wir
halten diese Auffassung für verantwortungslos und ich
verstehe nicht, wieso Sie keine Gesetzeslösungen und damit
eben auch nicht Rechtssicherheit schaffen. Ist denn das so
schwer, also ich begreife es nicht, Herr Minister. Der
Bund hat im Gesetz ausdrücklich auf die Zuständigkeit
der Länder verwiesen und auch für Thüringen auf eine
Klarstellung im Straßengesetz abgestellt. Vielleicht könnte
ein Grund sein, das heiße Eisen Thüringer Straßennetz nicht
anfassen zu wollen, weil möglicherweise dann auch das
Problem des Winterdienstes öffentlich diskutiert wird. Aber
ich muss auch etwas anderes noch sagen, dass es für unsere
Fraktion unverständlich ist, weshalb der Bund bei allen
Grundstücksnutzungsarten auf den Nachweis förmlicher
Widmungsakte verzichtet, nur nicht bei den Straßen.
Und in allen Fällen, außer bei Straßen, reicht die tatsächlich
öffentliche Nutzung aus, damit das Gesetz zur Anwendung
kommen kann. Richtigerweise verweist der Bund darauf,
dass in den meisten Fällen solche Nachweise nicht bzw.
nicht mehr erbracht werden können und nur bei Straßen
besteht der Bund auf Widmung und Widmungsfunktion.
Begründet wird dies damit, dass die Landesgesetzgeber
durch die straßenrechtlichen Übergangsvorschriften selbst
definiert haben, unter welchen Voraussetzungen eine in
der DDR errichtete Straße heute als öffentlich gelten soll.
Wir hätten es für richtig erachtet, wenn der Bund hier alle
Grundstücksfälle gleich behandelt hätte und keine Sonder-
regelung für die Verkehrsflächen getroffen hätte. Dessen
ungeachtet bitten wir aber dennoch den Landesgesetzgeber,
durch eine Klarstellung im Straßengesetz Rechtssicherheit
für die Verkehrsflächen zu schaffen. Danke.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Frau Abgeordnete Doht, Sie haben als Nächste das Wort.
Bitte schön.

Abgeordnete Doht, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, mit dem Sa-
chenrechtsbereinigungsgesetz vom 21. September 1994 hat
der Bundestag die Rechtsverhältnisse zur dauerhaften
Nutzung fremder Grundstücke geregelt, soweit es sich um
eine private Nutzung gehandelt hat. Auf die in der DDR
begründete öffentliche Nutzung privater Grundstücke fin-
det das Sachenrechtsbereinigungsgesetz keine Anwendung,
ausgenommen im komplexen Wohnungs- und Siedlungs-
bau. Es sind jedoch in der DDR oft private Grundstücke
für eine öffentliche Aufgabe genutzt worden, ohne dass eine
förmliche Enteignung und Überführung in Volkseigen-
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tum stattgefunden hätte. Nach einer Umfrage in den neuen
Ländern aus dem Jahr 1999 sind weit über 100.000 Grund-
stücke mit einer Gesamtfläche von 120 Mio. Quadratmetern
betroffen. Wie die Umfrage zeigte, wurden die betroffe-
nen Grundstücke überwiegend als Anlagen des öffentli-
chen Personennahverkehrs, Straßen, Wege, Plätze und als
Gleis- bzw. als Bahnanlagen genutzt. Aber auch Freizeit-
einrichtungen und Grünanlagen befinden sich auf priva-
tem Grund und Boden. Nach der Struktur der öffentlichen
Nutzung sind von dem Problem in erster Linie die Kommu-
nen, daneben aber auch teilweise Bund und Länder betrof-
fen. Das am 26.09. dieses Jahres vom Bundestag verab-
schiedete Grundstücksrechtsbereinigungsgesetz regelt das
Problem der öffentlich genutzten, daher noch in Privatbesitz
befindlichen Grundstücke in den neuen Bundesländern. Mit
dem Gesetz ist zum 1. Oktober die Möglichkeit geschaffen
worden, dass der Nutzer bis zum 30. Juni 2007 ein Er-
werbsrecht ausüben kann. Nach diesem Zeitpunkt kann
der Grundstückseigentümer den Verkauf an den Nutzer
verlangen. Das Gesetz orientiert sich an den Regelungen
des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes. Im Fall der Ver-
kehrsflächen greift das Gesetz bei den zu zahlenden Entgel-
ten auf die Praxis für Entschädigungen von Straßenland
zurück. Der Kaufpreis soll bei Verkehrsflächen 20 Prozent
des Bodenwertes eines in gleicher Lage gelegenen unbe-
bauten Grundstückes betragen. Maßgeblicher Zeitpunkt
für die Wertermittlung ist das Kauf- bzw. Verkaufsver-
langen des Nutzers oder Eigentümers; die Mindest- und
Höchstpreise wurden von Frau Dr. Wildauer hier schon
angeführt. Als Verkehrsflächen gelten Straßen, Wege und
Plätze, die dem öffentlichen Verkehr gewidmet sind oder
kraft Gesetzes als öffentlich gewidmet gelten. Auch hier
sehen wir einen Knackpunkt, aber ich muss in Richtung
PDS sagen, für uns ist nicht der Knackpunkt, dass der
Bund die öffentliche Widmung verlangt, sondern das ist
für uns ein Akt auch von Rechtssicherheit der Betroffe-
nen, die eine Entschädigung für ihre Grundstücke ver-
langen können und es ist damit auch ausgeschlossen, dass
eine Kommune für jeden Feldweg dann dieses Gesetz
anwenden kann. Deswegen sind wir eher der Auffas-
sung, dass das Problem hier im Thüringer Straßengesetz
liegt, dass hier eine Klarstellung erfolgen sollte.

(Beifall bei der SPD)

Andere Bundesländer haben durch entsprechende Über-
gangsregelungen in ihren Straßengesetzen eine öffentli-
che Widmung kraft Gesetzes vorgeschrieben und es war
eigentlich abzusehen, dass der Bund hier keine Lex Thü-
ringen verabschieden würde. Deswegen sind wir der Auf-
fassung, dass die Landesregierung hier längst in der Pflicht
gewesen wäre, dem Landtag eine entsprechende Klar-
stellung im Thüringer Straßengesetz vorzulegen. Der Ge-
meinde- und Städtebund hat vor längerer Zeit dazu be-
reits einen entsprechenden Vorschlag unterbreitet. Für uns
bleibt die Frage, nach welchen Kriterien jetzt die Rege-
lung dieser Grundstücksfragen in Bezug auf Straßenver-
kehrsflächen im Freistaat erfolgt und ob die bisherige Untä-
tigkeit der Landesregierung nicht eine massive Mehrbe-

lastung für die Kommunen bringt, nämlich dann, wenn
sich im Rechtsstreit ergibt, dass die Kommunen gezwungen
werden, zum Verkehrswert anzukaufen. Wir sind der Auf-
fassung, dass hier schnellstmöglich gehandelt werden muss.
Das Straßengesetz muss entsprechend novelliert werden
und weil hier schon mal das Thema "Winterdienst" gefal-
len ist, natürlich sollte man auch das Problem Winterdienst
dann bei dieser Gelegenheit im Sinne der Kommunen
mitregeln. Es kann nicht sein, dass jedes Jahr im Herbst
hier das große Kämpfen beginnt, am Ende die Landesre-
gierung etwas Geld für den Winterdienst gibt, auch hier
brauchen die Kommunen Planungssicherheit und eine ent-
sprechende dauerhafte Regelung.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Herr Minister Birkmann, bitte, Sie haben noch mal das
Wort.

Dr. Birkmann, Justizminister:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, als ich eben
die Frage stellte, ob ich noch einmal berichten sollte, da
dachte ich aus den Gesichtsausdrücken zu vernehmen, das
sei nicht notwendig. Jetzt sind Sie doch inhaltlich auf
die verschiedenen Dinge in der Aussprache noch mal ein-
gegangen. Frau Abgeordnete Wildauer, bei Ihren Betrach-
tungen sind Ihnen einige Fehler unterlaufen. Es ist nicht
so, dass das Gesetz schon in Kraft getreten ist, ich sagte
Ihnen, es ist am 26. vom Bundestag, am 27. vom Bun-
desrat verabschiedet worden und zum In-Kraft-Treten be-
darf es noch der Ausfertigung durch den Bundespräsi-
denten, das ist noch nicht geschehen - erste Anmerkung.
Zweite Anmerkung: Hinsichtlich des aufzubringenden
Kaufpreises ist es so, ein Fünftel des Bodenwertes und
die zusätzliche Kappungsgrenze liegt zwischen 5 und 15
Euro und nicht zwischen 10 und 15 Euro und als Nut-
zungsentschädigung ist ein Entgelt von jährlich 0,8 Pro-
zent und nicht 8 Prozent aufzuwenden.

Frau Abgeordnete Doht, es ist ja nicht so, als wenn die
Landesregierung diese Dinge nicht im Blick hätte und
sie überlegt, ob es sinnvoll ist, und da gehen die Rechts-
meinungen auseinander und deswegen warten wir auch.
Wir haben natürlich im Justizministerium eine Meinung,
aber es sind drei Ressorts beteiligt, das ist das Innenmi-
nisterium, das Wirtschafts- und das Justizministerium und
wenn es unterschiedliche Rechtsmeinungen gibt und es ist
ein Musterprozess anhängig, dann ist es doch nahe lie-
gend, dass wir den im Ergebnis abwarten und das ist der
Fall. Sie können davon ausgehen, dass diese Dinge bei
uns in Vorbereitung sind.

(Beifall bei der CDU)
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Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Minister, gestatten Sie die Frage?

(Zuruf Dr. Birkmann, Justizminister: Ja,
bitte.)

Frau Abgeordnete Doht bitte.

Abgeordnete Doht, SPD:

Sie können ja mit Sicherheit auch nicht voraussagen, wann
der Musterprozess entschieden ist. Was geschieht denn
jetzt mit den Flächen, wo die Grundstückseigentümer an
die Kommunen herantreten, eine entsprechende Entschädi-
gungsregelung haben wollen, wie sieht dann die Entschei-
dung aus, Verkehrswert oder nicht Verkehrswert?

Dr. Birkmann, Justizminister:

Ich würde verhandeln unter dem Aspekt des Nichtver-
kehrswertes, und zwar entspricht das auch der Rechts-
auffassung des Justizministeriums, weil wir der Auffas-
sung sind, dass es auf die tatsächliche Nutzung ankäme,
so würde ich verhandeln.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es liegen keine weiteren Redewünsche mehr vor. Ich stelle
fest, dass das Berichtsersuchen erfüllt ist, sofern dem
nicht widersprochen wird. Es wird nicht widersprochen
und ich kann den Tagesordnungspunkt 9 schließen.

Ich komme zum Aufruf des Tagesordnungspunkts 10

Verbesserung der parlamentarischen
Kontrollmöglichkeiten von Unternehmen
mit unmittelbarer Mehrheitsbeteiligung
des Landes
Antrag der Fraktion der SPD
- Drucksache 3/1765 -

Die Begründung nimmt der Abgeordnete Höhn vor.

Abgeordneter Höhn, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren,
eine Reihe wichtiger Aufgaben des Freistaats Thüringen
in den letzten Jahren werden durch privatwirtschaftliche
Unternehmen durchgeführt, an denen das Land allein bzw.
mehrheitlich beteiligt ist. Diese formelle Privatisierung,
auch Organisationsprivatisierung der Aufgaben genannt,
ist regelmäßig einhergegangen mit einer Verringerung der
parlamentarischen Kontrollrechte und Möglichkeiten. Die
bei verschiedenen Landesgesellschaften in der Vergangen-
heit offen zu Tage getretenen Probleme - wir alle erinnern
uns noch gut - unterstreichen jedoch die Notwendigkeit

einer ausreichenden parlamentarischen Kontrolle. Nun
muss es doch Anlass genug sein, die von der Landesre-
gierung beschlossene Neustrukturierung, Neugliederung
der Thüringer Fördergesellschaften für eine Stärkung dieser
parlamentarischen Kontrollmöglichkeiten und eine Ver-
besserung der Transparenz bei den Unternehmen mit
Mehrheitsbeteiligung des Landes zum Anlass zu nehmen.
Deshalb haben wir diesen Antrag für das heutige Ple-
num gestellt.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich eröffne die Aussprache zu diesem Antrag. Als ersten
Redner rufe ich den Abgeordneten Kretschmer, CDU-
Fraktion, auf.

Abgeordneter T. Kretschmer, CDU:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich könnte
es mir einfach machen und auf meine Ausführungen zu
Tagesordnungspunkt 8 verweisen, weil das Ziel der Be-
gehrlichkeiten unterschiedlich ist. Das sehe ich ein, Herr
Kollege Höhn. Aber die Begehrlichkeit ist dieselbe, in
Punkt 1 und Punkt 3 Ihres Antrags, Herr Kollege Höhn, ist
eigentlich derselbe Automatismus, den die PDS-Fraktion
im Bereich der Arbeitsmarktpolitik hier aufgeführt hat,
also maximal halbjährlich soll berichtet werden, Punkt 1,
bzw., Punkt 3, maximal quartalsmäßig soll berichtet wer-
den. Das erst einmal dazu. Zum Punkt 2 möchte ich da-
rauf hinweisen, das ist natürlich die Spannbreite, wenn
ich privatisiere bzw. Aufgaben vom Parlament weggebe,
dass ich mich dann mit Gesellschaftsrecht befassen muss,
dass ich natürlich auch über Wirtschaftspläne beispiels-
weise im Rahmen der Haushaltsberatung Informationen
bekomme und, wenn ich mich nicht täusche, sind in eini-
gen Aufsichtsgremien natürlich auch Parlamentarier ver-
treten, so dass es also auch nach der Meinung meiner Frak-
tion genügend Kontrollrechte gibt auch in dieser Frage
der Unternehmen mit unmittelbarer Mehrheitsbeteiligung.
Dass sie diese Kontrollrechte ja auch ausnutzen - ich ha-
be auch das vorhin schon gesagt - ist beispielsweise durch
die Einsetzung von Untersuchungsausschüssen nachträg-
lich belegbar. Der eine, Sie haben das vorhin mit dem Win-
terdienst angesprochen, steht zur TSI und der andere Un-
tersuchungsausschuss steht zur Arbeitnehmerüberlassung,
also die parlamentarischen Möglichkeiten sind sehr weit ge-
fächert und können ausgenutzt werden. Das spricht eigent-
lich gegen dieses Berichtsunwesen durch den Aufbau neuer
Kontrollstrukturen. Das ist, wohl gemerkt, auch die Inten-
tion meiner Fraktion, es geht nicht darum, die Kontroll-
möglichkeiten zu beschneiden, sondern einfach gegen die-
sen Aufbau neuer Kontrollstrukturen, diesen Automatis-
mus, dass nun zu einem Zeitpunkt X, und das fortlaufend,
immer wieder berichtet werden soll. Deshalb auch hier
dieselbe Position wie zum Tagesordnungspunkt 8 bei dem
Antrag der Kollegen der PDS - Ablehnung dieses Antrags.
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(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die PDS-Fraktion hat sich der Abgeordnete Ramelow
zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Ramelow, PDS:

Sehr verehrte Damen und Herren, lieber Kollege
Kretschmer, ich glaube, Sie haben eben wirklich nicht
gewusst, von was Sie sprechen. Ich glaube es wirklich.

(Zwischenruf Abg. Dr. Zeh, CDU: Glauben
macht stark.)

Im Glauben sind wir da fest miteinander, Herr Zeh. Auf
Ihre Rolle als Finanzminister in diesem Zusammenhang
komme ich noch einmal in meiner Rede.

(Zwischenruf Abg. Dr. Zeh, CDU: Das ist
nett.)

Aber ich glaube, dass Tagesordnungspunkt 8 und Tagesord-
nungspunkt 10 - ich glaube, das ist genau Ihr Problem,
dass Sie Dinge gleichsetzen, die miteinander überhaupt
nichts zu tun haben. Es verwundert mich, es zieht mir
richtig die Schuhe aus und es rollen sich mir die Fuß-
nägel hoch, wenn ich höre, was Sie hier miteinander
gleichsetzen.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: So ist es.)

(Unruhe bei der CDU)

Das ist für die Regierung, dann gehen die schneller hier
weg, wenn der Geruch sich hier ausbreitet. Aber es ist
wirklich unglaublich.

(Zwischenruf Abg. Buse, PDS: So viele sind
doch von der Landesregierung gar nicht mehr
da.)

Kollege Buse, ich habe nicht gesagt, dass die Landesre-
gierung Stinker hätte. Tagesordnungspunkt 8 und Tages-
ordnungspunkt 10 haben einen ganz zentralen Unterschied.
Tagesordnungspunkt 10 beinhaltet die Vorlage von Wirt-
schaftsprüfungsberichten, von Wirtschaftsberichten, das
ist genau aufgelistet, was die SPD da beantragt hat und
sie sagen auch, wo sie es behandelt haben möchten. Und ich
finde es schon verwunderlich, mit welcher Kaltschnäu-
zigkeit Sie dann einfach sagen, dass sei jetzt nur exten-
siv, die Informationen einzufordern. Es verwundert mich
deswegen, weil ich eigentlich gar keine Lust mehr habe,
aus der Zeitung dauernd irgendwas erfahren zu müssen,
was in diesem Zusammenhang eigentlich das Parlament
interessiert. Das sage ich,

(Zwischenruf Abg. Bergemann, CDU: Das
kommt von Ihnen, nicht zu glauben.)

der sich von Ihnen, ja, Kollege Bergemann, immer be-
schimpfen lassen muss, dass ich so viel in den Zeitun-
gen sage dazu und dass ich mühselig alles zusammenre-
cherchieren muss, weil es hier nämlich nicht im Landtag
behandelt wird.

(Unruhe bei der CDU)

Lachen Sie nicht, ich sage nur, Deckel Maho, der Verkauf -
Herr Wunderlich, Sie wissen auch nicht, über was Sie
gerade lachen - diesen Verkauf aus TIB-Eigentum haben
wir hier im Landtag, Kollege Bergemann, nie erfahren. Der
Haushalts- und Finanzausschuss hat davon nie etwas ge-
hört. Sehr geehrte Damen und Herren, eben, der Finanz-
minister sagt es hier in dankenswerter Offenheit, es geht
das Parlament auch nichts an. Genau das ist die Haltung,
alles, was damit zusammenhängt. Wir kommen gleich da-
rauf zurück, ich werde etwas ausführlichere Ausführungen
machen.

Meine Damen und Herren, ich bedaure es sehr, dass die
Beratung dieses Themas nicht im Septemberplenum ge-
meinsam mit dem Bericht über die Neuordnung der Lan-
desgesellschaften erfolgte, denn selbstverständlich gehö-
ren beide Inhalte zusammen. Man kann nicht, meine Da-
men und Herren der regierenden CDU, sich über die Neu-
ordnung von Landesgesellschaften berichten lassen ohne
ausreichende Beratung der erreichten Ergebnisse dieser
Gesellschaften, ohne Benennung von Problemen im Wir-
ken der Gesellschaften und ohne Beratung der Alternativen.
Dieses "man kann nicht" entspringt meiner demokrati-
schen Auffassung vom Umgang mit Landesvermögen in
Form privatrechtlich organisierter Landesunternehmen.
Nach Ihrer Lesart kann man wohl Landesgesellschaften
neu ordnen ohne eine parlamentarische Mitwirkung und
vor allem, bezogen auf das heutige Thema, ohne dabei
die parlamentarische Kontrolle überhaupt zu sichern. Hier
hat sich im September auf Antrag der CDU-Fraktion die
Landesregierung mit der Berichterstattung zur Neuord-
nung der Landesgesellschaften einer Pflicht entledigt, ohne
auch nur ernsthaft das hohe Haus in die Entscheidung ein-
zubinden und ohne im geringsten auf die Thesen der Land-
tagspräsidenten und der Präsidenten, wie sie uns Abge-
ordneten in der Drucksache 3/50 zugegangen ist, und Kol-
lege Kretschmer, auch in der letzten Plenarsitzung habe
ich Sie auf diese Drucksache aufmerksam gemacht und
ich werde Sie immer wieder darauf aufmerksam machen,
weil diese Drucksache 3/50 genau die Fragen der parla-
mentarischen Kontrolle und die Notwendigkeiten bein-
haltet. Sie haben eben in einer Einlassung gesagt, Sie glau-
ben, dass einige Abgeordnete ja in einigen Aufsichtsräten
tätig seien. Prüfen Sie doch einmal, ob wir als hohes Haus
überhaupt gefragt worden sind, ob Opposition in Auf-
sichtsräten tätig ist. Es sitzen möglicherweise aus der
mittleren Sitzreihe einige darin und halten sozusagen die
Informationslage streng nach der Maxime aufrecht: "Die
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CDU macht alles richtig." Aber eine Kontrollmöglichkeit
des Parlaments und eine Kontrollmöglichkeit der Oppo-
sition, wie sie die Drucksache 3/50 vorschreibt, wird nicht
erfüllt.

(Beifall bei der PDS)

Ich muss Ihnen, meine Damen und Herren der CDU, sa-
gen, dass andere Länder zumindest in der Formulierung
der Inhalte dieser Problematik weiter sind. So hat z.B.
der Präsident des Landtags von Nordrhein-Westfalen be-
reits 1998 in einer Ausarbeitung zum Thema der parla-
mentarischen Kontrolle festgelegt, Frau Präsidentin, ich
darf zitieren: "Die vorliegende Problematik berührt die
verfassungsrechtlichen Grundlagen des Demokratieprin-
zips, das zu den unveränderlichen Grundlagen unserer
Verfassung gehört."

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU:
Nein, nein, nein, Herr Ramelow, da steht
nichts von automatisch drin.)

Herr Kollege, Sie sollten die Geduld haben, es zu Ende
anzuhören. Ich werde es Ihnen so lange vortragen, bis
das gesamte Parlament einbezogen wird.

(Zwischenruf Abg. Dr. Zeh, CDU: Dann
bringen Sie doch endlich Fakten!)

Ja, Herr Zeh, haben Sie doch Geduld, ich komme noch auf
Fakten. Ich komme noch auf einige Dinge, die in diesem
Zusammenhang erwähnenswert sind und die möglicher-
weise noch einiges Ungemach für das Land bringen
werden.

(Zwischenruf Dr. Sklenar, Minister für Land-
wirtschaft, Naturschutz und Umwelt: Das ist
ja eine Drohung.)

Das stimmt, diese Landesregierung in ihrem Handeln mit
der Thüringer Industriebeteiligung ist eine echte Bedro-
hung für das Land und für Arbeitsplätze, wie in Graf Hen-
neberg, Ilmenau, gerade gezeigt wird.

(Unruhe bei der CDU)

(Beifall bei der PDS)

Meine Damen und Herren, ich bleibe ...

(Zwischenruf Dr. Sklenar, Minister für Land-
wirtschaft, Naturschutz und Umwelt: So
was.)

So was gibt es, so was kommt von so was, Herr Minis-
ter, so wie es hineinschallt ...

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU:
Zorro.)

Ja, ja Zorro.

Ich darf zitieren:

(Zwischenruf Dr. Sklenar, Minister für Land-
wirtschaft, Naturschutz und Umwelt)

Sie sitzen in einem frei gewählten Parlament, Herr Mi-
nister, und ich rede, ich zitiere aus einem Dokument.

(Zwischenruf Abg. Bergemann, CDU: 68er
Manier.)

Ja, ja, 68er Manier.

Irgendwie irrst Du Dich gerade, Gustav, Du bist auf der
völlig falschen Fährte, das war Chruschtschow und das
war bei der UN. Das waren nicht die 68er, die sahen auch
ganz anders aus, die hatten lange Bärte.

"Das Budgetrecht beruht auf den Grundprinzipien unse-
res demokratischen Staates."

(Zwischenruf aus der CDU-Fraktion)

Es scheint mir wirklich für Sie unerträglich zu sein, wenn
man vom Demokratieprinzip in diesem hohen Haus redet
und wenn man vom Budgetrecht als Königsrecht des hohen
Hauses redet, das ertragen Sie nicht, da lenken Sie ab,

(Unruhe bei der CDU)

(Beifall bei der PDS)

machen Zwischenbemerkungen, die schlagen doch nur
auf Sie selber zurück. Und weiter: "Das Budgetrecht ist
eines der wesentlichen Instrumente der parlamentarischen
Regierungskontrolle, die die rechtsstaatliche Demokratie
entscheidend prägt. Hieraus folgt zwangsläufig, dass
erstens die Ausübung der Staatsgewalt nach Artikel 20
Abs. 2 Grundgesetz mit Mitteln des Geldes so ausge-
staltet sein muss, dass die Verantwortlichkeit gegenüber
dem Staatsvolk als Souverän und die mit dem Budget-
recht verbundene politische Steuerungs- und Kontroll-
funktion des Parlaments als dem vom Volk gewählten
Repräsentationsorgan erhalten bleiben muss."

(Beifall bei der PDS)

Um an dieser Stelle schon deutlich zu werden: Es geht im
Zusammenhang mit dem Budgetrecht nicht ausschließ-
lich um Subventionen und Zuwendungen in den jährli-
chen Haushalten. Nein, es geht auch darum, wie mit dem
Geld, mit dem die Landesgesellschaften oder Stiftungen
bei ihrer Gründung oder Errichtung ausgestattet wurden,
in der laufenden Arbeit umgegangen wird, welche Er-
gebnisse erreicht und Landesvermögen gemehrt oder ge-
schädigt wird.
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Meine Damen und Herren, ohne Zweifel trifft es zu, dass es
sich bei den für Förderzwecke in Thüringen agierenden
Landesgesellschaften um formelle oder Organisationspri-
vatisierungen handelt, bei der sich der Staat zur Erfüllung
einer bestimmten Aufgabe einer privatrechtlichen Orga-
nisationsform, insbesondere einer Kapitalgesellschaft, de-
ren Kapitalanteile sich ganz oder mehrheitlich in öffentli-
cher Hand befinden oder einer vom Staat gegründeten Stif-
tung öffentlichen Rechts, bedient. Genauso ohne Zweifel
ist die Tatsache, dass die Landesregierung sich ihrer Aus-
kunftspflicht gegenüber dem Parlament über eben diese
Unternehmungen dadurch bisher entzogen hat, dass sie
auf die Staatsferne und die gesellschaftsrechtlichen Schran-
ken verwiesen hat. Die Anfragen an die Landesregie-
rung bzw. die Versuche, im Wirtschaftsausschuss zu Aus-
sagen zu kommen, machen diese Verweigerungshaltung
deutlich. Diese Landesregierung tut so, als ob es diese
Thesen der Landtagspräsidentenkonferenz vom Mai 1999
nicht gab. Besonders die Betonung in diesen Thesen, dass
die Tätigkeit staatseigener, aber privatrechtlich organi-
sierter Aufgabenträger nach wie vor staatliche Tätigkeit
ist und dass private Aufgabenträger im Staatsbesitz nach
wie vor Teil der Staatsorganisation sind, wird in Thürin-
gen trotz der in Drucksache 3/50 vorliegenden Informa-
tionen der Landtagspräsidentin einfach nicht zur Kennt-
nis genommen.

Meine Damen und Herren, es scheint mir notwendig da-
rauf hinzuweisen, dass für die Notwendigkeit der parla-
mentarischen Kontrolle dieser Unternehmen und Stif-
tungen zwei Aspekte, die letztlich auf dem Demokratie-
prinzip beruhen, ausschlaggebend sind: Erstens die par-
lamentarische Verantwortlichkeit der Regierung - Herr
Kretschmer, das betonen Sie ja immer - und zweitens das
parlamentarische Budgetrecht. Insofern die genannten The-
sen im Hinblick auf das Demokratieprinzip die parlamen-
tarische Verantwortlichkeit der Landesregierung für ver-
selbständigte staatliche Einrichtungen einfordern, können
Sie sich auch auf höchstrichterliche Rechtsprechung zur
demokratischen Legitimierung und Auskunftspflicht stüt-
zen. Sowohl das Bundesverfassungsgericht als auch der
Berliner Verfassungsgerichtshof haben zur Anwendung
des Gebotes demokratischer Legitimation entschieden. Da-
bei hat das Berliner Gericht wörtlich ausgeführt, "dass
die parlamentarische Kontrolle durch die Vertragsgestal-
tung, etwa durch Geheimhaltungsklauseln, oder die ge-
wählte Rechtsform nicht behindert werden darf". Und
nichts anderes hat die PDS bisher eingefordert und die
SPD mit ihrem Antrag jetzt wiederum gefordert.

Zum zweiten Aspekt der parlamentarischen Budgetrechte:
Unzweifelhaft werden mit der Gründung verselbständigter
Rechtsträger, insbesondere der Gesellschaften bürgerli-
chen Rechts oder der Stiftung Thüringer Industriebetei-
ligungsfonds, langfristig Finanzmittel für bestimmte Zwe-
cke, über die das Parlament als Haushaltsgesetzgeber nicht
mehr ohne weiteres verfügen kann, durch diese Maßnah-
men werden eben diese Gelder gebunden. Da der Haus-
halt solche Einrichtungen nicht mehr im Bestandteil des

Landeshaushalts hat, kann naturgemäß das Parlament
die Entwicklung dieser Unternehmen nur noch insofern
beeinflussen, als sie auf Zuwendungen oder Subventio-
nen angewiesen sind. Auf jeden Fall aber bietet der Lan-
deshaushalt nach der Ausgliederung von Aufgaben und
den unternehmerischen Finanzentwicklungen keinen Über-
blick mehr über Einnahmen und Ausgaben der gesamten
staatlichen Tätigkeit einschließlich aller Tochter-, Enkel-
und Enkel-Enkel-Firmen. Diese Tatsachen sind aktuell
sowohl aus dem Untersuchungsausschuss zur TSI - Stich-
wort Verkaufserlöse von Technik -, aber auch im Geran-
gel um die TIB und die Stiftung besonders deutlich. Un-
abhängig davon, dass für die Geschäftsführungs GmbH
der TIB erstmals für 1999 ein Jahresabschluss für Of-
fenlegungszwecke beim Handelsregister einsehbar ist - in
den ganzen Jahren vorher gab es keinen Jahresabschluss
der TIB GmbH & Co. KG, die beim Handelsregister
hinterlegt worden ist -, unabhängig davon, ob in einem
Vergleich Herr Dr. Kniepert gegen die TIB eine Aussage
des Herrn Dr. Kniepert, die TIB sei sozusagen pleite,
strafbewehrt nicht mehr erfolgen darf und Herr Hoffmann-
Becking von der TIB vor Gericht erklärte, dass neben
einem Gewinn von 5,3 Mio. DM im Jahr 2000 ein Bar-
bestand von 120 Mio. DM vorhanden sei - wir reden hier
von Steuergeldern, aber er tut so, als wenn das irgendein
Privatgeld in irgendeiner Privatschatulle wäre -, unabhän-
gig davon macht die Bilanz zum 31.12.2000 der die
Unternehmensanteile haltenden Thüringer Industriebe-
teiligungs GmbH & Co. KG deutlich, dass sich die Ak-
tiva gegenüber dem Zeitpunkt der Stiftungseinrichtung
um ca. 17 Prozent verringert haben. In diesem Haus keine
Information über diesen Fakt, über den Zeitpunkt und den
Grund und über das oder die betroffenen Engagements.
Wie gesagt, Deckel Maho erfährt man dann aus der
Zeitung. Die privatrechtlichen Landesunternehmen und
die Stiftung gehen am Haushalt des Freistaats vorbei, sie
bilden Nebenhaushalte. Die Kontrolle wird nicht ermög-
licht. Immerhin hat der Landtag Rheinland-Pfalz - und der
ist nicht PDS-dominiert - im Rahmen der auch dort auf-
getretenen Probleme mit dem Budgetrecht und der par-
lamentarischen Kontrolle in der Landeshaushaltsord-
nung einen Teil VI a eingefügt, der die Rechte des Land-
tags bei den Nebenhaushalten sichert. Sicher ein Anfang,
der auch für Thüringen zu fordern ist. Wir meinen aber,
dass zur Information und Kontrolle mehr gehört. Da die
Privatisierungen immer aus einer zielorientierten Debatte
heraus entstehen, egal ob das Ziel schlanker Staat, Um-
bau und Sanierung von Unternehmen oder Förderbank
heißt, ist dem Parlament regelmäßig der Grad der Ziel-
erreichung vorzulegen und dabei dazu Stellung zu nehmen,
ob das formulierte Ziel nicht besser oder nicht wirtschaftli-
cher anders hätte erreicht werden können. Es scheint weiter
notwendig, dass ein Lagebericht aus den Unternehmen zur
Vorlage an den Haushalts- und Finanzausschuss kommt
und dass der Gesellschafter jährlich einen Rechenschafts-
bericht vor dem Haushalts- und Finanzausschuss gibt.
Der Antrag der SPD-Fraktion geht also in eine andere
Richtung, die von uns ausdrücklich unterstützt wird.
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Meine Damen und Herren, es ist richtig, dass man über
Neuordnungen von Landesgesellschaften im Zusammen-
hang mit der Kontrolle des Parlaments redet. Jetzt wird
eine Zäsur bei den Gesellschaften gemacht, in deren Rah-
men auch die parlamentarischen Rechte zu sichern sind.
Meine Damen und Herren, die Notwendigkeit parlamen-
tarischer Kontrolle habe ich aus meiner Sicht dargelegt.
Wenn nun Landesgesellschaften neu geordnet werden sol-
len, dann halten wir es für notwendig, nicht nur Berichte
entgegenzunehmen, sondern im Sinne der Wesentlich-
keitstheorie die Notwendigkeit und Lösungsmöglichkeit
im Parlament und in den Ausschüssen zu beraten und
im Parlament dann zu entscheiden. Es geht nicht nur um
gesellschaftlich rechtliche Formen und Aufgabeninhalte,
sondern auch um Finanzmittel, die entgegen dem ursprüng-
lichen Zweck bzw. der ursprünglichen Entscheidung des
Parlaments eingesetzt und wirksam werden.

Insbesondere die Ausführungen des Ministerpräsidenten
in seiner vorsommerlichen Pressekonferenz zur Neuord-
nung von Landesgesellschaften und des Wirtschaftsminis-
ters zum Einsatz von nicht verbrauchten Mitteln der In-
dustriebeteiligungsstiftung sind hier gute Anknüpfungs-
punkte. Ausgangspunkt dieser TIB-Konstruktion war die
Regierungserklärung von Ihnen, Herr Ministerpräsident - er
ist nicht da - vom 15. September 1993. Es folgten Bera-
tungen zum zweiten Nachtragshaushalt 1993 und die Frei-
gabe von Mitteln in Höhe von 200 Mio. DM zur haus-
haltsmäßigen Umsetzung dieses Vorhabens, wie der da-
malige Finanzminister - jetzt ist er auch weg - Dr. Zeh,
ausführte. Damit, meine Damen und Herren, war die Auf-
gabe des Parlaments erfüllt. "Geld her und dann Ruhe
halten" war schon 1993 die Devise. Herr Dr. Zeh stellte in
der ersten Lesung als Stiftungszweck dar, dass sich die
Stiftung befristet an überlebensfähigen Unternehmen in
Thüringen beteiligen wird. Und der Ministerpräsident
erklärte in der zweiten Lesung im November 1993, dass
die Stiftung eine Satzung braucht, die entworfen ist und
in den nächsten Tagen, wie das Vorschrift sei, im Kabi-
nett verabschiedet wird. Und aktuell erklärt der Wirt-
schaftsminister, dass das noch nicht gebundene Stiftungs-
vermögen der TIB nicht mehr zur Finanzierung der TIB
verwendet, sondern unter Beachtung des Stiftungszwecks
anderweitig eingesetzt werden soll. Zumindest der aktu-
elle Hinweis auf anderen dem Stiftungszweck entspre-
chenden Mitteleinsatz hat meine Neugier über den in der
Satzung formulierten Stiftungszweck geweckt, weil selbst
der nicht eindeutig dem Parlament vorgelegt worden ist.

Ich erinnere nochmals, Dr. Zeh hat im November genannt:
befristete Beteiligung an überlebensfähigen Unternehmen.
Der Kapitalbeteiligungsbericht nennt, ich zitiere: "Aus-
schließlicher Zweck der Stiftung ist die Erhaltung einer
unter marktwirtschaftlichen Bedingungen langfristig über-
lebensfähigen industriellen Wirtschaftsstruktur im Freistaat
Thüringen mittels Gründung und finanzieller Ausstattung
einer Industriebeteiligungsgesellschaft." - so der Beteili-
gungsbericht. Und im "Verzeichnis deutscher Stiftungen
2000" wird als Satzungszweck, ich zitiere: "Die Stärkung

einer unter marktwirtschaftlichen Bedingungen langfris-
tig überlebensfähigen industriellen Wirtschaftsstruktur im
Freistaat Thüringen" genannt. Das sind alles Sekundärtexte,
denke ich, wenn ich die textlichen Unterschiede feststelle.
Ich bin aber sicher, diese Formulierung lässt alles Mögliche
für den Einsatz bisher nicht verbrauchter Stiftungsmittel
zu und ich wollte Einblick in die Stiftungssatzung nehmen.
Bloß wo? Im Amtsgericht nicht hinterlegt nach dortiger
Auskunft. Die Mühe habe ich mir gemacht. Dann könnte
man nämlich ganz genau nachsehen, zu welchem Zweck
200 Mio. DM von diesem Haus genehmigt worden sind
und wie sie ausgegeben oder wie sie bewirtschaftet werden.
Im Amtsgericht habe ich sie nicht gefunden.

Der Bundesverband deutscher Stiftungen darf die Unter-
lage nicht herausgeben. Als meine Bemühungen endlich
anderswo zum Erfolg führten, finde ich in der Ori-
ginalstiftungssatzung als Stiftungszweck eine in zwei
entscheidende Absätze gegliederte Ausführung, die aber
von der im Kapitalbeteiligungsbericht in der Art abweicht,
dass erstens die Erhaltung der überlebensfähigen industriel-
len Wirtschaftsstruktur nicht als ausschließlicher Stif-
tungszweck formuliert wird, der in Absatz 2 des § 2 -
Stiftungszweck - erweiternd formuliert wird: die Beteili-
gungsgesellschaft soll sich sodann durch die Zurverfü-
gungstellung von Risikokapital auf Zeit in existenzge-
fährdeten Industrieunternehmen im Freistaat Thüringen
engagieren, die eine reale Chance haben, sich bei ausrei-
chender Eigenkapitalausstattung und Durchführung der
notwendigen Umstrukturierung am Markt behaupten zu
können. Hier betone ich, Herr Finanzminister, Eigenka-
pitalausstattung. Ich komme am Beispiel Graf Henne-
berg darauf noch einmal zurück.

Das ist das, was bisher gelaufen ist und Probleme mit der
EU gebracht hat. Aber es geht im Stifungszweck nach § 2
Abs. 2 weiter. In gleicher Weise soll sie sich bei solchen
Industrieunternehmen engagieren, die das für eine aus-
sichtsreiche Weiterentwicklung erforderliche Risikoka-
pital auf andere Weise nicht beschaffen können. Weitere
Ausweitung und die Möglichkeit der Landesregierung
sind für den stiftungsentsprechenden Mitteleinsatz schier
unendlich, bis hin, um es sarkastisch zu sagen, zur Finan-
zierung von Briefmarken für den weltweiten Prospekt-
versand, um die Markterschließung und Absatzsicherung,
den Erhalt überlebensfähiger Betriebe zu fördern oder
vielleicht die neue Werbebroschüre, die neue Image-
kampagne zur Denkfabrik statt Bratwurstland, bis hin
zur Finanzierung risikoreicher Entwicklung in und für
Unternehmen zur Finanzspekulation in die Entwicklung
von Unternehmen.

Meine Damen und Herren, lege ich den Kassenbestand
und das Guthaben bei Kreditinstituten der Thüringer In-
dustriebeteiligungs GmbH und & Co. KG aus der Bi-
lanz zum 31.12.2000 zugrunde - ich wiederhole das, was
ich der Presse gesagt habe: Da sitzt Dagobert Duck auf
einem Geldsack und nimmt täglich sein Geldbad. Er prahlt
sogar noch damit, dass er das Geld anlegt, zinsbringend,
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Zinsgeschäfte damit macht. Kann die Landesregierung
allein über die Veränderung des Mitteleinsatzes von über
120 Mio. entscheiden? Gelingt es, privates Kapital für
die Ablösung von Unternehmensanteilen und -beteili-
gungen sowie die Aktivierung von Ausleihung der TIB
zu akquirieren, dann erhöht sich diese Summe um ca.
weitere 30 Mio. DM, also bis zu 150 Mio. DM, über
deren veränderten und risikoreichen Einsatz die Landes-
regierung eigenmächtig entscheidet. Mit welcher Legiti-
mation, muss man sich fragen, und warum am Parlament
vorbei? Macht nicht diese Größe der Mittel und die
fehlende Einflussmöglichkeit des Parlaments es zwingend
notwendig, dass dieses hohe Haus und jeder einzelne
Abgeordnete sein Recht einfordert, das Recht auf
Kontrolle sowohl der Regierung als auch der Unternehmen
im Landesbesitz mit Landesbeteiligung, das Recht auf
Mitwirkung bei der Entscheidung der Mittelbereitstellung,
des Mitteleinsatzes und der Veränderung beim Mittel-
einsatz, das Recht zu erfahren, bei welchen Engagements
der TIB Verluste entstanden sind, die das verfügbare
Stiftungsvermögen offensichtlich geschmälert haben.

Meine Damen und Herren, parlamentarische Kontrolle
von Landesunternehmen oder von Unternehmen mit Lan-
desbeteiligung, da kann ich nur sagen: unbedingt, wie mein
Beispiel TIF/TIB zeigt.

Und ich will ein paar praktische Beispiele geben, warum
ich meine, es sind keine Peanuts, über die wir hier
reden. Und es sind keine nebensächlichen Dinge, die die
SPD hier beantragt hat, und warum der Antrag in TOP 10
mit dem Antrag in TOP 8 überhaupt nicht vergleichbar ist.

In der vergangenen Landtagsdebatte haben wir die zu-
sammenhängende Debatte der Neuordnung der Landesge-
sellschaften und der Beteiligung der Helaba an der TAB
beantragt. Mein Kollege Gerstenberger hat das ausdrücklich
hier dargestellt. Es ist von der CDU abgelehnt worden.
Der Zusammenhang, der aber zu diskutieren ist, ist nicht
nur die Frage der Landesgesellschaften an sich, sondern
Merkwürdigkeiten, die in der Dopplung der Ereignisse
zu sehen sind, wenn TAB und TIB parallel und teilwei-
se personenidentisch handeln.

Wir haben im Jahre 1993 auf 1994 festzustellen, dass
nach der Einrichtung des TIF, dieser verwaltet wurde von
der TAB, die TAB in Personalunion. Auf der gleichen
Adresse, aus dem gleichen Büro hat die TAB 2 Prozent an
CDA-Albrechts gekauft und die TIB mit der gleichen
Person und dem gleichen Vorstand 98 Prozent an CDA-
Albrechts.

Die TAB hatte sich zu diesem Zeitpunkt schon gutachter-
lich die Stellungnahme erarbeiten lassen, dass das Enga-
gement und der Kauf wirtschaftlich nicht für die TAB
vertretbar sind. Offenkundig müssen die gleichen Vorstän-
de eine gewisse Wahrnehmungsstörung haben, wenn sie
gleichzeitig dann als TIB denselben Kauf vollziehen,
den sie als TAB nicht haben tun können. Insoweit gibt

es einen Zusammenhang zwischen der Privatisierung
TAB und dem Geldvermögen, das in der TIB noch liegt.
Ich meine, dass es der richtige Ort wäre, im Haushalts-
und Finanzausschuss darüber zu reden, was in diesen
Engagements alles geschehen ist und welche risikorei-
chen Dinge eventuell noch hochkommen.

Ich will noch ein weiteres Beispiel der Kreativität des
Herrn Hoffmann-Becking geben. Er hat für die TIB die
Notwendigkeit im Rahmen seiner auferlegten Vorgaben,
dass er nicht Mehrheitsgesellschafter sein soll, so seine
eigenen Äußerungen, aber er hat es fertig gebracht, für
"Simson" und für "Samag" in Saalfeld zwei Tochter-
gesellschaften initiieren zu lassen durch Herrn Eschbach,
der vorher als Gesellschafter der PME die EU-rechtlichen
Stellungnahmen zu Graf Henneberg erarbeitet hat. Herr
Eschbach ...

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU: Das
ist kein Zeitungswissen.)

Das ist kein Zeitungswissen,

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU:
Weil Sie sich doch immer so schlecht in-
formiert fühlten. Es geht um die Informa-
tion.)

nein, wir haben das alles nicht im Parlament erörtert.
Entschuldigung, Sie beschweren sich hier immer, dass
ich es draußen dann deutlich mache. Mir wäre es lieber
gewesen, wir würden im Haushalts- und Finanzausschuss
darüber reden,

(Beifall bei der PDS, SPD)

wie es denn kommt, dass Herr Eschbach dann eine
Trurl-AG als Briefkastenfirma bei einem Schweizer An-
walt installiert, anschließend eine Zius GmbH gründet,
anschließend eine Tangram GmbH gründet und dann von
der TAB die Gesellschafterdarlehen als Darlehen bekommt.
Dann sind sie, die neuen fremden Gesellschafter, die aber
wie im Fall "Simson" gezeigt haben, sich um dieses Enga-
gement überhaupt nicht gekümmert haben, so dass wir
Arbeitsplätze verloren haben, Geld verloren haben und
das Steuergeld aus dem Fenster geworfen worden ist,
wahrscheinlich, weil andere Interessen, ganz andere In-
teressen eine Rolle gespielt haben.

(Beifall bei der PDS)

Aber das aktuelle Beispiel "Graf Henneberg", ich hatte es in
der letzten Parlamentssitzung ohne namentliche Nennung
genannt, zeigt es. Herr Seela, Sie sollten darüber nicht
lachen, mir ist das Lachen da vergangen. 1993 ist
Henneberg durch eine falsche Privatisierung der Treuhand
in die Brüche gegangen. Über die TIB ist eine Auffang-
gesellschaft gegründet worden. Völlig richtig, es ist der
Fehler allerdings gemacht worden, mit dem Konkursver-
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walter die Auffanggesellschaft gesellschaftsrechtlich ge-
meinsam zu gründen, so dass aus EU-rechtlicher Sicht
das Problem des Going-Konzern eine Rolle spielt und an
dieser Stelle möglicherweise schon das EU-Verfahren Aus-
sichten hat, gegen "Graf Henneberg" auszugehen. Das ist
aber noch gar nicht mein Problem. Mein Problem beginnt
dann, wenn ich weiß, dass "Graf Henneberg" von  der TIB
als Hauptgesellschafter nur das nominale Stammkapital
erhalten hat, aber nicht das Gesellschafterkapital, also
die so chronisch unterfinanzierte Firma das Gesellschaf-
terkapital anschließend von der TAB als Darlehen be-
kommen hat. Im Moment geht der Rechtsstreit darüber,
ob dieses Darlehen Eigenkapital ersetzend ist und ob es
dann eingezogen werden muss durch den Konkursver-
walter. Das Problem ist nicht das Problem der TAB. Ich
habe das in mehreren öffentlichen Erklärungen auch ge-
sagt - das Problem ist, dass der Gesellschafter Thüringer
Industriebeteiligung, als er Gesellschafter war, das Geld
nicht hineingetan hat, eine Eigenkapitalausstattung nicht
gegeben hat, die notwendig gewesen wäre, um dieses
Unternehmen tatsächlich marktwirtschaftlich am Markt
halten zu können. Jetzt mag man sagen, was Herr Froh-
wein alles noch für Fehler selber gemacht hat, dass mag
man sich dann berechtigterweise genau anschauen. Aber
das Gesellschafterkapital, das man in Form eines Darle-
hens hineingegeben hat, und anschließend hat man die
Firma verkauft, so dass man jetzt so die Haltung hat, das
geht uns jetzt alles gar nichts an. Ich glaube, die Menschen
in Ilmenau haben ein Recht darauf zu erfahren, wie hier
mit Steuergeldern umgegangen worden ist und wie viel
Steuergelder hier zum Fenster rausgeworfen worden sind
für die Illusion, dass sie Arbeitsplätze gehabt hätten.

(Beifall bei der PDS)

Eine letzte Bemerkung sei mir gestattet. Die Auseinan-
dersetzungen zurzeit um die gesperrten Akten oder die
geweißten oder geschwärzten Akten machen für mich
nur deutlich, dass es offenkundig viel aus der Zeit der
Kungelrunde zu verbergen gibt. Alles das sind Landes-
gesellschaften, alles das sind ihre Tochtergesellschaften,
alles das sind die Konstruktionen, die ich an einigen
Stellen windig und an anderen Stellen gestrickt mit der
heißen Nadel und taschenspielertrickmäßig nenne. Aber
eins, wenn es stimmt, was zurzeit in Mühlhausen im
Strafprozess von den Anwälten debattiert wird, dass aus
den TAB-Akten, die jetzt dem Prozess beigefügt wor-
den sind, sich ergeben würde, dass die TAB die gesam-
ten Kredite an die Deutsche Bank abgeben wollte, um
die EU-Rechtsproblematik zu umgehen, wenn sich das
aus den Akten ergibt und wenn sich da drin auch ergibt,
dass tatsächlich das damit verbundene Risiko von der
TAB rückgebürgt werden sollte und dass die TAB bereit
war, dafür Geld an die Deutsche Bank zu bezahlen, wenn
sich alles das ergeben sollte, dann kann ich nur sagen, ist es
höchste Eisenbahn, dass solche Fragen fachlich qualifi-
ziert hier im hohen Haus und in seinen Ausschüssen debat-
tiert werden. Dass, was Sie bis jetzt gemacht haben, war
die Kontrolle einfach zu verweigern. Wir als PDS-Frak-

tion stimmen dem Antrag der SPD zu und beantragen
die Überweisung an die zuständigen Ausschüsse.

(Zwischenruf Abg. Schwäblein, CDU: Der
Direktor stimmt dem auch zu?)

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Höhn, SPD-Fraktion.

Abgeordneter Höhn, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren,
Herr Kollege Kretschmer, zunächst noch ein Satz zu Ihnen.
Ich bin, ehrlich gesagt, ein bisschen erschrocken darü-
ber, wie oberflächlich Sie offensichtlich mit unserem An-
trag umgegangen sind. Wenn Sie es nicht bemerkt haben
sollten, ich will versuchen, im Verlaufe meines Vortrags
Ihnen klar zu machen, dass es hier nicht um Begehrlich-
keiten geht, sondern es geht viel, viel tiefer. Aber ich hoffe,
die Erkenntnis an dieser Stelle kommt auch bei Ihnen noch.

Meine Damen und Herren, Privatisierung - ein Schlag-
wort, ein Modewort - Privatisierung gibt es in Deutsch-
land, in Europa und natürlich so auch in Thüringen und
in den anderen Bundesländern. So ist es nicht verwunder-
lich, dass eine Reihe von Landesaufgaben ganz oder teil-
weise aus dem staatlichen Bereich gelöst und hinein in
den privatwirtschaftlichen Bereich übertragen worden sind.
In den meisten Fällen handelt es sich um eine formelle
Privatisierung, ich erwähnte es in meiner Begründung, um
die so genannte Organisationsprivatisierung. Das heißt,
Wahrnehmung einer öffentlichen Aufgabe wurde auf eine
privatwirtschaftliche Organisationsform übertragen. Die
Aufgabe selbst hingegen blieb oder bleibt völlig im Ein-
fluss und Verantwortungsbereich des Landes. Nun gibt
es sicherlich eine Reihe von Gründen, die dafür sprechen,
solche Ausgliederungen vorzunehmen. Zum einen der
Druck sich leerender öffentlicher Kassen, daraus abge-
leitet der Zwang, mit den zur Verfügung stehenden Res-
sourcen effizienter, wirtschaftlicher umzugehen, zwingen
sicherlich zu neuen Überlegungen. Solche Argumente wie
höhere Flexibilität, Dezentralisierung von Verantwortung,
Verschlankung des Staates, Wettbewerb bei der Leis-
tungserbringung - alles Argumente, die dafür sprechen,
einen solchen Weg durchaus zu gehen. Das war im Übrigen
auch der Grund, warum diese Vorgehensweisen in der
Vergangenheit in der Regel von der SPD gebilligt worden
sind zu Zeiten einer gemeinsamen Regierung. Die Un-
ternehmen, ob sie nun LEG, Landgesellschaft, TAB, TIB,
GfAW oder sonst anders heißen, arbeiteten in der Ver-
gangenheit mal mehr und mal weniger erfolgreich, aber
immer unter Zuhilfenahme nicht unerheblicher Landes-
mittel. Es ist wie immer im Leben, solange es keine Pro-
bleme gab, war alles in Butter. Doch spätestens zu dem
Zeitpunkt, als der Rechnungshof in seinen Prüfberichten
die ersten haushaltsrechtlichen Verstöße feststellte, beispiel-
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haft nehme ich hier nur den Fall der TSI, dann fingen die
eigentlichen Schwierigkeiten an und man kam zum Kern
des Problems. Alle Parlamentarier, alle, die einstmals der
Privatisierung zugestimmt  haben, mussten erkennen, dass
dieser Weg durchaus auch seine Schattenseiten hat. Das
werden Sie vielleicht, meine Damen und Herren von der
CDU, nicht so recht zugeben wollen, weil Sie ja
glauben, als Fraktion Ihre Regierung schützen zu müssen
und weil man die Opposition aus grundsätzlichen Über-
legungen heraus immer so wenig wie möglich wissen
lassen sollte. Doch, meine Damen und Herren, lieben
Kollegen, wir kommen noch an eine Stelle in der
Debatte, wo Sie wirklich erkennen müssen oder ich bin
vorsichtig und sage, erkennen sollten, dass es einige
Grundprinzipien unserer parlamentarischen Demokratie
gibt, die unabhängig davon sind, wer gerade regiert. Ich
will auch eingestehen, dass es diesbezüglich durchaus auch
innerhalb meiner Partei eines Lernprozesses bedurft hatte,
zum einen, ich erwähnte es, im Wesentlichen die Zu-
stimmung zu den erfolgten Privatisierungen, dann jedoch
die vielen wirklichen Probleme der Landesgesellschaften
in Thüringen. Ohne jetzt in aller Ausführlichkeit darauf
einzugehen, was Kollege Ramelow eben schon wirklich
akribisch getan hat, erinnere ich nur an die Geschichte bei
der TAB, wo der Jahresabschluss zeitweise noch nicht
einmal testiert wurde. Ich erinnere an die Probleme bei
der Landesentwicklungsgesellschaft, als Mittel des Wohn-
baulandfonds nicht zeitnah an diesen Fonds wieder zu-
rückgeführt wurden. Aber ich erinnere auch an die beiden
Gesellschaften, über deren Tätigkeit jetzt Untersuchungs-
ausschüsse am Wirken sind, ohne damit natürlich einen
Vorgriff auf deren Ergebnisse zu tun. Herr Kollege
Kretschmer, es ist nicht ein Ausdruck parlamentarischer
Kontrolle, dass es diese Untersuchungsausschüsse gibt, es
ist traurig, dass es diese Ausschüsse gibt. Mit ent-
sprechenden parlamentarischen Kontrollmöglichkeiten
hätten wir uns diesen Weg möglicherweise ersparen
können.

(Beifall bei der PDS, SPD)

(Zwischenruf Abg. Bergemann, CDU: Nein,
nein.)

Erst diese Erkenntnisse, meine Damen und Herren, und
das Erleben, nicht genug Informationen zur Klärung aller
Fragen zu bekommen, haben in uns den Schluss reifen
lassen, dass an der derzeitigen Verfahrensweise in Thü-
ringen etwas nicht in Ordnung sein kann und wohl auch
nicht ist. Wie oft hat sich Herr Minister Schuster - er ist
leider nicht da - genau hier an dieser Stelle auf entsprechen-
de Anfragen, ob die nun vom Kollegen Ramelow oder
sonst wem gekommen sind, was die Landesgesell-
schaften betrifft hinter GmbH-Recht versteckt und im
Grunde überhaupt nichts zu Klärung des Sachverhalts
oder zur Klärung der Fragen beigetragen. Wir, das bleibt
eine Tatsache, meine Damen und Herren, das Parla-
ment, der Souverän und der Haushaltsgesetzgeber, wir
bekommen zu wenig Informationen, was, das wurde heute

auch schon gesagt, letztendlich mit öffentlichem Geld,
mit Steuergeldern unserer Bürger in den Privatfirmen
mit Landesbeteiligungen tatsächlich geschieht.

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU: ...,
ob der Abgeordnete seine Steuererklärung
abgegeben hat.)

Für die Landesbehörden gibt es den Haushaltsplan und den
Jahresabschluss. Für uns Abgeordnete gibt es die par-
lamentarischen Fragerechte und das Budgetrecht - ich habe
heute schon den Begriff "Königsrecht" gehört - als eines
der weitreichendsten Rechte, das wir als Parlament über-
haupt in unserer Demokratie zur Verfügung haben. Doch
bei den Landesbeteiligungen greifen diese Rechte regel-
mäßig nicht mehr, kommen die Abgeordneten regelmä-
ßig nicht an Informationen zum Wirtschaften der Gesell-
schaften, weil sich die Landesregierung stets, und das ist
eine Erfahrung, hinter Gesellschaftsrecht versteckt. Aber
genau hier, meine Damen und Herren, ist die Stelle, die
ich vorhin erwähnte, sollten wir etwas tiefer in die Grund-
sätze parlamentarischer Demokratie eindringen. Die nähere
Beschäftigung mit der Materie lässt nämlich schnell er-
kennen, dass dies ein grundlegendes Problem aller Länder-
parlamente ist. Es ist in der Fachliteratur mittlerweile un-
bestritten, dass die Privatisierung öffentlicher Leistungen
und Einrichtungen im Widerspruch zu dem verfassungs-
rechtlichen Gebot effektiver parlamentarischer Kontrolle
steht. Die Privatisierung geht regelmäßig mit einem
Verlust parlamentarischer Kontrolle einher. Das, meine
lieben Kolleginnen und Kollegen, stellten auch schon die
Präsidentinnen und Präsidenten der Landtage in einem
Papier, bei uns unter der Drucksache 3/50 zu finden, fest.
Falls es jemand nicht gelesen habe, Frau Präsidentin, Sie
gestatten, dass ich aus dieser Vorlage zitiere? Da heißt
es unter Ziffer II: "Die Präsidentinnen und Präsidenten
der deutschen Landesparlamente weisen darauf hin, dass
mit der Privatisierung der Mitwirkungs- und Kontroll-
bereich der Parlamente eingeschränkt wird." Das ist eine
Tatsachenfeststellung der Damen und Herren Präsiden-
tinnen und Präsidenten.

Eine Erklärung für diese Tatsache ist, dass das Verhältnis
zwischen dem Gesellschaftsrecht und dem Staatsorganisa-
tionsrecht des Staats weder in der Rechtsprechung noch in
der Rechtslehre eindeutig geklärt sind. Aber diese Unsi-
cherheit machen sich die jeweiligen Regierungen auch hier
in Thüringen, aber nicht nur, zunutze, um Informationen
über privatisierte Aufgaben von den Parlamenten fernzu-
halten. Der Zweifel, ob Informationen über einen Sach-
verhalt gegeben werden können oder nicht, wird immer
zu Lasten des Parlaments ausgelegt. Genau hier komme
ich wieder auf einen Aspekt der Anwendung des Ge-
sellschaftsrechts bei öffentlichen Aufgaben zurück.

Lassen Sie mich an dieser Stelle noch einmal zitieren aus
der Drucksache 3/50. Dort heißt es unter III Ziffer 1 Buch-
stabe c, ich zitiere: "Das Gesellschaftsrecht ist Bundes-
recht. Soweit die Länder sich der Rechtsform privater
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Gesellschaften bedienen, begeben sie sich damit in das
'Korsett' bundesrechtlich vorgegebener Organisations-
formen. Dadurch wird die Organisationshoheit der
Länder und damit auch der Landesparlamente berührt."

Meine Damen und Herren, wissen Sie, was das bedeutet?
Diesen Gedanken weitergesponnen, das bedeutet für mich,
dass mit jeder Flucht in das Gesellschaftsrecht der Fö-
deralismus in der Bundesrepublik unterhöhlt wird. Ja,
ich kann sogar noch weitergehen, mit jeder Privatisie-
rung sägen wir als Landesparlament an dem Ast, auf
dem wir sitzen.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Es führt nach unserer Ansicht wirklich kein Weg daran
vorbei: Eine Organisationsprivatisierung ohne die Siche-
rung parlamentarischer Verantwortlichkeiten wegen des
Verstoßes gegen das allgemeine Demokratieprinzip gemäß
Artikel 20 und 28 Grundgesetz ist unzulässig. Wer mir
das auch nicht glaubt, der kann in der Drucksache 3/50
III Ziffer 3 Buchstabe b nachschauen. Ich erspare mir an
der Stelle dieses Zitat.

Meine Damen und Herren, ein gutes altes Sprichwort
sagt, wo ein Wille ist, ist auch ein Weg. Das gilt auch
für Informationen ans Parlament. Ich will Ihnen diesen
Weg aufzeigen, liebe Kolleginnen und Kollegen von der
CDU-Fraktion, Sie werden sicher nicht verwundert sein
oder vielleicht doch, ich weiß es nicht, wo dieser Weg
vorgezeichnet worden ist.

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU: ...
Kantine ...)

Sie werden lachen, ich zitiere zum letzten Mal die Druck-
sache 3/50. Unter Ziffer 4 heißt es dort an dieser Stelle,
und das ist mein Bezugspunkt, ich zitiere, Frau Präsidentin:
"Das Parlament sollte die genannten Möglichkeiten, die
parlamentarischen Rechte bei der Organisationsprivati-
sierung zu wahren, durch Gesetz festlegen." Lassen Sie uns
doch, liebe Kolleginnen und Kollegen, die vom Minister
Schuster angekündigte Neustrukturierung oder Neuorientie-
rung der Landesgesellschaften dazu nutzen, ein solches
Gesetz auf den Weg zu bringen. Was hindert uns daran,
auf diese Weise beispielsweise bei der Landesentwick-
lungsgesellschaft zu beginnen, deren Geschäftsfelder oh-
nehin neu definiert oder neu zugeschnitten werden sollen,
oder auch bei der Thüringer Aufbaubank, wobei es da
schon wieder etwas schwieriger ist, das will ich gern zu-
gestehen. Aber vergessen Sie doch bitte einmal, dass ich
hier als Oppositionspolitiker vor Ihnen stehe. Ich weiß, das
fällt schwer, mir im Übrigen auch. Aber, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, es geht hier um uns selbst. Es geht
nicht um die Regierung, es geht um unser ureigenstes
Selbstverständnis als Parlament schlechthin. Ich weiß, das
ist kein einfacher Prozess, doch vielleicht sollten oder
können wir an dieser Stelle in Thüringen auch einmal
der Vorreiter sein, ein positiver Vorreiter.

Der von uns vorgelegte Antrag ist dazu ein erster Schritt.
Die entsprechende parlamentarische Initiative dazu wird
folgen, denn es bleibt eine unumstößliche Feststellung,
dass die Thüringer Landesregierung, aus welchem Kal-
kül auch immer, die Parlamentarier nicht umfassend über
die Aktivitäten und die wirtschaftliche Lage der Unter-
nehmen mit Landesbeteiligung informiert bzw. zu infor-
mieren gedenkt. Natürlich lasse ich mich gern vom Ge-
genteil überzeugen, Herr Kollege Kretschmer. Die beste
Möglichkeit dazu haben Sie gleich anschließend, indem
Sie nämlich unseren heutigen Antrag annehmen und die
Regierung die geforderten Informationen liefert.

(Zwischenruf Abg. Schwäblein, CDU: Da
können wir gleich alles verstaatlichen.)

(Beifall bei der PDS, SPD)

Zum Abschluss, meine sehr verehrten Damen und Herren,
noch ein paar Bemerkungen zum Antrag selbst. Natür-
lich können wir nicht die schutzwürdigen Interessen Dritter
außer Acht lassen. So beziehen sich auch die geforderten
Berichts- und Informationspflichten nur auf Gesellschaften
mit unmittelbarer Mehrheitsbeteiligung des Landes. Um
einer rechtlichen Diskussion mit ungewissem Ausgang
aus dem Wege zu gehen, wurden andere Beteiligungs-
verhältnisse bewusst außen vor gelassen, auch wenn die
Parlamentspräsidentinnen und -präsidenten in besagter
Entschließung zu Recht darauf verweisen, dass sich pri-
vate Dritte ja durchaus - in Kenntnis der Kontrollrechte
des Parlaments - auf die Zusammenarbeit mit dem Staat
einlassen. Diese Debatte ist im Übrigen auch äußerst ak-
tuell im Hinblick auf die Diskussion der Prüfrechte der
Rechnungshöfe bei den Beteiligungen des Mitteldeut-
schen Rundfunks.

Meine Damen und Herren, zusammenfassend: Die Neu-
strukturierung der Thüringer Fördergesellschaften sollte für
uns Anlass genug sein, die Kontrollrechte und -möglichkei-
ten zu stärken, die letztendlich dazu dienen, Offenheit
und Transparenz parlamentarischer Demokratie zu do-
kumentieren und nicht zuletzt, dass die Mittel der Steuer-
zahler, unserer Bürger, so effizient wie möglich eingesetzt
werden. Ich frage mich, wer dagegen eigentlich etwas
haben kann? Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Landesregierung hat sich Minister Trautvetter
zu Wort gemeldet.

Trautvetter, Finanzminister:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren,
ich muss jetzt aufpassen, dass ich nicht zu viel auf den
Herrn Abgeordneten Ramelow reagiere, sondern mich
am Thema festhalte. Herr Ramelow, Ihre Rede war das
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beste Beispiel dafür, dass wir es bei der jetzigen Rege-
lung lassen müssen.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, PDS: Das
glaube ich.)

(Beifall bei der CDU)

Herr Höhn, ich gebe Ihnen vollkommen Recht, es gibt
Grundprinzipien, die behält man bei, unabhängig von po-
litischen Mehrheiten. Die Bundesregierung kommt jetzt
nicht im Traum auf die Idee, die Treuhandanstaltunter-
lagen dem Bundestag zur Verfügung zu stellen. Damals
war sie in der Opposition, jetzt ist sie in der Regierungs-
verantwortung. Ich glaube auch nicht, dass Entscheidun-
gen bei der Deutschen Bahn AG und bei der Telekom im
Bundestag beraten werden, sondern das wird in Gremien
der Bahn AG, im Vorstand und im Aufsichtsrat und in den
Gremien der Telekom beraten.

(Beifall bei der CDU)

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Das ist doch
genau das Manko.)

Wir können ja die ganze Sache auch auf Thüringen run-
terbrechen. Welcher SPD-Landrat gibt Kreditentschei-
dungen seiner Sparkasse in den Kreistag?

(Beifall bei der CDU)

Die Sparkassen sind in kommunaler Gewährträgerschaft.
Das ist eine öffentliche Einrichtung und trotzdem stellt
euch das doch einmal vor, jede Kreditentscheidung wird
öffentlich auf dem Marktplatz in einer öffentlichen Sit-
zung des Kreistages ausgetragen.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, PDS: Wir
reden von Steuergeldern.)

Was denkt ihr denn, was kommunale Gewährträgerschaft
von Sparkassen bedeutet, vor allem nach der Brüsseler
Entscheidung?

(Zwischenruf Abg. Gerstenberger, PDS:
Erzählen Sie doch nicht so einen Unsinn.)

Wir sollten es bei der bewährten Art und Weise lassen.

(Unruhe bei der PDS)

Meine Damen und Herren, ich achte Papiere der Landtags-
präsidenten sehr hoch.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Solange sie
Sie nicht betreffen.)

Es geht nicht darum, solange sie uns nicht betreffen. Die
notwendige Folge müssen gesetzliche Änderungen sein

und gesetzliche Änderungen fangen beim Bundesrecht an.
Herr Höhn, Sie haben vollkommen Recht, private Gesell-
schaften unterliegen dem Gesellschaftsrecht, nämlich dem
Aktiengesetz.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Richtig.)

Im Aktiengesetz ist auch definitiv geregelt, wie es gehalten
wird, wenn die öffentliche Hand Beteiligter an Privatrechts-
formen ist - §§ 394, 395 des Aktiengesetzes.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Das ist aber
Regierungssicht, aber es gibt auch eine Parla-
mentssicht.)

Da mögen Sie ja eine Parlamentssicht haben, Herr Höhn,
aber die Regierung ist doch verpflichtet, nach Recht und
Gesetz zu handeln.

(Beifall bei der CDU)

Das heißt, wenn es parlamentarische Initiativen gibt, Ge-
setze zu ändern, da hat die SPD jetzt die Mehrheit im Bun-
destag und kann alle ihre parlamentarischen Initiativen auf
den Bundestag verlagern

(Beifall bei der CDU)

und kann vielleicht das Gesetz ändern.

(Zwischenruf Abg. Bergemann, CDU: Ja,
genau richtig.)

Dann werden wir uns an neues Aktienrecht natürlich halten.
Aber hier aufzutreten: "Meine Position als SPD-Opposi-
tion ist eine andere" und die Landesregierung wird im
Prinzip aufgefordert, Bundesgesetze nicht einzuhalten,

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Nein, verlas-
sen Sie den Schauplatz.)

ja, was anderes ist doch nicht Inhalt Ihres Antrags.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Nein, den
haben Sie nicht verstanden.)

Den habe ich sehr wohl verstanden. Wir können uns sehr
detailliert über die einzelnen Sachen auseinander setzen;
Herr Ramelow, man sollte nicht mit Informationen, nur das
will ich zu Ihnen sagen, so umgehen, wie Sie das machen,
sondern Sie sollten sich auch mal mit den Mitarbeitern
der betroffenen Unternehmen unterhalten, was die von
Ihren Aktionen halten.

(Beifall bei der CDU)

(Zwischenruf Abg. Ramelow, PDS: Soll ich
Ihnen die Briefe zeigen von den Betriebs-
räten?)
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(Zwischenruf Abg. Bergemann, CDU: Ja,
vorgefasste.)

Ja, vorgefasste Briefe. Da gehen Sie mal mit in Gesprä-
che zu den betroffenen Betriebsräten und dann begrün-
den Sie denen Ihre Vorgehensweise.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, PDS: Wir
gehen zusammen zu "Graf Henneberg".)

Natürlich, wir können auch mal zusammen hingehen.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, PDS: So viele,
die kaputtgegangen sind durch Ihr Handeln.
Dafür tragen Sie doch die Verantwortung.)

Herr Ramelow, so viel Verantwortung, wie die Landes-
regierung für Arbeitsplätze in Thüringen trägt, so viel
muten wir der Opposition gar nicht zu.

(Beifall bei der CDU)

Nur, wir nehmen unsere Verantwortung wahr. Mit Ihrem
öffentlichen Gerede gefährden Sie Arbeitsplätze in Thü-
ringen.

(Beifall bei der CDU)

Noch mal zur Sache.

(Zwischenruf Abg. Schemmel, SPD: Ja.
Richtig.)

Das Parlament wird über Aktivitäten und wirtschaftliche
Lage regelmäßig informiert. Darüber kann man sich un-
terhalten.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, PDS: Über die
TIB nicht ein einziges Mal.)

Das ist ja gar nicht Inhalt des Antrags. Er möchte ja von
Mehrheitsgesellschaften informiert werden, die TIB ist
ja keine Mehrheitsgesellschaft beim Land.

(Beifall bei der CDU)

Ich nehme den Antrag schon sehr wörtlich.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, PDS: Wem
gehört denn die TIB?  Erzählen Sie es doch
einmal.)

(Zwischenruf Abg. Althaus, CDU: Nicht der
PDS.)

Richtig, nicht der PDS, Gott sei Dank. Da lasse ich gern mit
mir drüber reden, sind zwei Jahre ausreichend oder nur
ein Jahr, müssen wir es jährlich machen. Nur, was be-
kommen wir denn für mehr Informationen aus den jähr-

lichen Berichten? Berichte über Beteiligungen erfolgen
immer rückwirkend, weil erst die Jahresabschlüsse fertig
gestellt werden müssen, weil erst die Bilanzen geprüft wer-
den müssen und erfahrungsgemäß ist das alles erst sechs
Monate nach Ende des Geschäftsjahrs der Fall. Dann fasst
man das zusammen, so dass man frühestens eigentlich neun
Monate nach Ende des Geschäftsjahres darüber berichten
kann. Der Informationsgehalt einer jährlichen Berichterstat-
tung ist nicht höher als von einer zweijährigen Bericht-
erstattung. Das muss man ganz klar sagen.

Ich will hier noch einmal eines sagen: Bestimmte Ent-
scheidungen fallen in Landesgesellschaften, da hat Herr
Höhn vollkommen Recht, in den Vorständen und in den
Aufsichtsräten. Dort hat nicht einmal der Gesellschafter
eine Entscheidungsbefugnis, es sei denn, er übernimmt
dann auch die volle Verantwortung. Ich kann in der Ge-
sellschafterversammlung immer eine Gesellschafterwei-
sung erteilen. Da nehme ich aber die Vorstände und die
Aufsichtsräte aus ihrer Pflicht, ein Unternehmen ordentlich
zu führen und den Vorstand eines Unternehmens ordent-
lich zu kontrollieren.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Das müssen
die ohnehin tun.)

Deswegen fallen solche Entscheidungen in den Gremien.
Etwas anderes ist die Vorlage von Jahresabschlüssen. Sie
werden allgemein nach den Grundsätzen für große Kapi-
talgesellschaften publiziert. Die Jahresabschlüsse können
beim jeweiligen Handelsregister eingesehen werden und
bei Bedarf ist die Landesregierung jederzeit bereit, fest-
gestellte Jahresabschlüsse in Form der Vorlage einer Bi-
lanz sowie Gewinn- und Verlustrechnung dem Landtag zur
Verfügung zu stellen. Die bestehenden gesetzlichen Re-
gelungen sehen eine Kontrolle der Beteiligung des Lan-
des an privatrechtlichen Unternehmen in erster Linie durch
den Thüringer Rechnungshof vor - geregelt in § 69 Lan-
deshaushaltsordnung, dort noch zusätzlich, wo der Fi-
nanzminister dem Rechnungshof ausführliche Berichte
über die wirtschaftlichen Verhältnisse der Landesgesell-
schaften erstatten muss.

Aus den beizufügenden Berichten der Landesvertreter in
Aufsichtsräten von Landesgesellschaften ist auch das
Stimmverhalten der Landesvertreter ersichtlich. Eine da-
rüber hinausgehende Unterrichtung über die Aktivitäten
der Landesvertreter im Aufsichtsrat von Landesgesell-
schaften ist allerdings wegen der bestehenden gesetzli-
chen Regelung im Gesellschaftsrecht im Aktiengesetz
nicht möglich.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Sie haben
aber die Möglichkeit, solche Instrumente zu
schaffen.)

Nein, wir haben nicht die Möglichkeit, solche Instru-
mente zu schaffen, weil Bundesrecht Landesrecht bricht
und wir nicht ein Landesgesetz schaffen können, was
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den § 394 und § 395 des Aktiengesetzes außer Kraft setzt.
Wir haben doch alle parlamentarischen Möglichkeiten,
nutzen wir sie nur einmal richtig. Warum machen wir nicht
mehr? Warum werden von der Opposition, zum Beispiel
um bestimmte Informationen zu bekommen, nicht mehr
vertrauliche Sitzungen gefordert? Ich habe noch nie eine
vertrauliche Sitzung im Haushalts- und Finanzausschuss
gesehen, wo wir irgendeine Information vorenthalten hät-
ten. Dass wir bestimmte Sachen nicht in der Öffentlich-
keit austragen, dabei bleibt es, das war in der Vergan-
genheit so und es wird auch in der Zukunft so bleiben.
Das ist Verantwortung auch gegenüber den Gesellschaf-
ten und gegenüber den Mitarbeitern in den Gesellschaf-
ten geschuldet. Ich bitte, dass dieser Antrag abgelehnt wird.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es liegen keine weiteren Redeanmeldungen vor. Bean-
tragt worden ist, diesen Antrag an den Haushalts- und
Finanzausschuss und den Justizausschuss zu überweisen.
Ich stimme als Erstes darüber ab. Wer der Überweisung an
den Haushalts- und Finanzausschuss zustimmt, den bitte
ich jetzt um das Handzeichen. Danke schön. Die Ge-
genstimmen? Danke schön. Das ist mit einer Mehrheit
von Gegenstimmen abgelehnt. Wer der Überweisung an
den Justizausschuss zustimmt, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen. Danke schön. Die Gegenstimmen, bitte. Das
ist eine Mehrheit. Gibt es Stimmenthaltungen? Das ist nicht
der Fall. Damit ist auch mit einer Mehrheit die Überwei-
sung an den Justizausschuss abgelehnt. Ich komme da-
mit zur Abstimmung über den Antrag direkt. Wer dem An-
trag der SPD-Fraktion in der Drucksache 3/1765 zu-
stimmt, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Danke
schön. Die Gegenstimmen? Danke schön, das ist eine
Mehrheit. Gibt es Stimmenthaltungen? War das eine
Stimmenthaltung? Ja und Herr Braasch, eine Stimment-
haltung? Sie haben sich so lange gemeldet, dass man das
bei den Enthaltungen auch sehen konnte. Mit einer Stimm-
enthaltung und einer Mehrheit von Gegenstimmen ist dieser
Antrag abgelehnt. Ich schließe damit den Tagesordnungs-
punkt 10.

Wir verlassen die reguläre Auflistung der Tagesordnungs-
punkte und kommen zum Aufruf des Tagesordnungs-
punkts 17 

Fragestunde

Frau Wackernagel bittet mich gerade, Ihre Anfrage zu
verschieben, weil Sie eine Vertretung hier oben braucht.
Demzufolge rufe ich als Erstes in der Fragestunde die An-
frage in Drucksache 3/1794 des Abgeordneten Seela auf:
"Linksextremistische Störaktionen während des feierli-
chen öffentlichen Gelöbnisses von Bundeswehrsoldaten
in Jena".

Abgeordneter Seela, CDU:

Linksextremistische Störaktionen während des feierli-
chen öffentlichen Gelöbnisses von Bundeswehrsoldaten
in Jena

Während des feierlichen öffentlichen Gelöbnisses von
Bundeswehrsoldaten aus Gera, Dessau und Jena auf dem
Marktplatz in Jena am 23. August dieses Jahres war es zu
massiven Störaktionen und Angriffen von linksextremis-
tischen Gruppen gekommen. Unter anderem sollen die jun-
gen Rekruten, die an diesem Tag ihr feierliches Gelöbnis
auf die Verfassung der Bundesrepublik Deutschland und
damit zum Schutz der demokratischen Grundrechte und
Freiheiten unseres Volkes ablegten, mit dem Spruch "Sol-
daten sind Mörder" beleidigt worden sein. Außerdem wurde
auch von tätlichen Angriffen der Extremisten gegenüber
den Rekruten und den Einwohnern der Stadt Jena be-
richtet. So soll es zum Beispiel zu einigen Säureangrif-
fen gekommen sein. Laut Polizeibericht habe die Polizei
sogar Waffen bei den Störern des Gelöbnisses gefunden.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Ausschreitungen gegen das Gelöbnis und Straf-
taten im Zusammenhang mit dem Gelöbnis gab es genau?

2. Welche politischen Gruppen bzw. Gruppierungen oder
Parteien haben sich an den Ausschreitungen beteiligt?

3. Welche Person bzw. Personen hat bzw. haben die Ge-
gendemonstrationen angemeldet?

4. Haben die Ausschreitungen polizeiliche bzw. strafrecht-
liche Konsequenzen für die verantwortlichen Täter und
Organisatoren zur Folge gehabt?

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Landesregierung beantwortet Minister Köckert
diese Anfrage.

Köckert, Innenminister:

Frau Präsidentin, Herr Kollege Seela, für die Landesre-
gierung beantworte ich Ihre Frage wie folgt:

Zu Frage 1: Bereits im Vorfeld der Gelöbnisfeier wurden in
der Innenstadt von Jena zahlreiche politisch-motivierte
Sachbeschädigungen in thematisch eindeutigem Zusam-
menhang mit der Vereidigungsveranstaltung festgestellt.
Mögliche Ausschreitungen gegen die Gelöbnisfeier selbst
konnten von den Polizeikräften im Vorfeld unterbunden
werden. So versuchten etwa Teilnehmer einer der bei-
den angemeldeten Gegenveranstaltungen in den Veran-
staltungsraum der Gelöbnisfeier zu gelangen, ohne aller-
dings damit letztlich Erfolg zu haben. Des Weiteren stör-
ten jedoch Teilnehmer der zweiten Gegenkundgebung die
Feier mit Trillerpfeifen und ablehnenden Rufen. Die Po-
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lizei nahm einen Angehörigen der autonomen Szene Jena
wegen Störung der Gelöbnisfeier fest. Eine weitere Per-
son nahm die Polizei wegen Besitzes einer Schreckschuss-
pistole in vorläufigen Gewahrsam. Ein unbekannter Täter
drohte telefonisch die Explosion einer Handgranate an.
Unbekannte Täter warfen in Jena mit Buttersäure gefüll-
te Glasröhrchen, in deren Folge vier Rekruten der Bundes-
wehr wegen Übelkeit den Veranstaltungsraum vorzeitig
verlassen mussten.

Zu Frage 2: Nach derzeitigem Ermittlungsstand handelt
es sich um Gruppierungen und Personen aus dem links-
extremistischen Spektrum, so ist eine der vorläufig in
Gewahrsam genommenen Personen als Angehöriger der
autonomen Szene Jenas bekannt.

Zu Frage 3: Eine Gegendemonstration wurde von dem
PDS-Landtagsabgeordneten Steffen Dittes im Namen der
Jugendaktionsprojektwerkstatt und anderen angemeldet,
JAPS heißt die. Die andere Gegendemonstration wurde
von einer "Initiative gegen das Gelöbnis 01" aus Jena
angemeldet.

Zu Frage 4: Es wurde ein Ermittlungsverfahren gegen
einen bekannten Täter und ein Ermittlungsverfahren gegen
einen unbekannten Täter eingeleitet. Eine Person wurde
vorläufig festgenommen. Bezüglich der überlauten Be-
schallung wurden die Verantwortlichen angesprochen und
die Lautstärke wurde reduziert. Hinsichtlich der angespro-
chenen tätlichen Angriffe auf Bewohner der Stadt Jena
liegen der Polizei keine Erkenntnisse vor. Der Spruch
"Soldaten sind Mörder" ist nach herrschender Rechts-
auffassung im dargestellten Fall keine Beleidigung. Eine
Bewertung dieser Rechtsprechung mag jeder für sich
selbst vornehmen.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es gibt keine Nachfragen. Ich rufe als Nächstes die Frage in
Drucksache 3/1781 der Frau Abgeordneten Wackernagel
auf.

Abgeordnete Wackernagel, CDU:

Umsetzung der Europäischen Wasserrichtlinie in Thüringen

Mit dem In-Kraft-Treten der Europäischen Wasserricht-
linie zum 22. Dezember 2000 erfolgte eine grundlegend
neue Regelung der europäischen Gewässerschutzpolitik.
Die Richtlinie fordert, dass in allen Gewässern der Mit-
gliedsstaaten bis Ende 2015 der gute ökologische und
chemische Zustand erreicht wird und stellt somit hohe
Anforderungen an den Gewässerschutz in Thüringen.
Ferner soll die Gewässerbewirtschaftung der nationalen
bzw. internationalen Flussgebiete künftig grenzübergreifend
durch alle Staaten bzw. Bundesländer der Einzugsgebie-
te erfolgen. Gemäß eines Informationsbriefes des Thü-
ringer Ministeriums für Landwirtschaft, Naturschutz und
Umwelt zur Wasserrichtlinie sind dazu erste wesentliche

Schritte bereits bis Ende 2004 zu verwirklichen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Erfordert die Europäische Wasserrichtlinie eine generelle
Änderung der Gewässerschutzpolitik im Freistaat Thürin-
gen?

2. Welche Schwerpunkte hinsichtlich Gewässerschutz-
maßnahmen zeichnen sich bis 2015 ab und lassen sich
die hohen Zielstellungen der Europäischen Wasserricht-
linie zeitlich und inhaltlich erreichen?

3. Mit welchen Kosten ist die Umsetzung der Europäi-
schen Wasserrichtlinie in Thüringen verbunden und wie
soll deren Finanzierung erfolgen?

4. Ist die thüringische Wasserwirtschaftsverwaltung auf
die Umsetzung der Wasserrichtlinie vorbereitet und wie
soll die Umsetzung erfolgen?

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Landesregierung antwortet Minister Dr. Sklenar.

Dr. Sklenar, Minister für Landwirtschaft,
Naturschutz und Umwelt:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren
Abgeordneten, die Mündliche Anfrage der Abgeordneten
Wackernagel beantworte ich für die Landesregierung wie
folgt.

Zu Frage 1: Nein, eine grundsätzliche Änderung ist nicht
erforderlich, vielmehr wird es zu einer Fortsetzung der
bisherigen erfolgreichen Gewässerschutzpolitik kommen,
die darauf ausgerichtet war, langfristig und unter Beach-
tung der zur Verfügung stehenden Mittel einen guten Zu-
stand für die Gewässer im Freistaat zu erreichen. Die Was-
serrahmenrichtlinie macht jedoch künftig eine noch stär-
kere Abstimmung der Gewässerbewirtschaftung mit den
Nachbarländern, dem Bund und anderen Staaten erfor-
derlich. Die Grundprinzipien bei der Umsetzung der Was-
serrahmenrichtlinie in Thüringen sind die 1:1-Umsetzung
der europäischen Anforderungen in Landesrecht, die Nut-
zung der vorhandenen Spielräume unter Beachtung der
konkreten Situation in Thüringen sowie die Umsetzung
als offener transparenter Prozess mit Einbindung der be-
troffenen und interessierten Kreise.

Zu Frage 2: Ein wesentlicher Schwerpunkt ist weiterhin
die Verbesserung der Abwasserentsorgung. Hierbei sind
insbesondere die Erhöhung des Anschlussgrads an die
kommunalen Kläranlagen und der Anschluss weiterer
Teilortskanalisationen zu nennen. Dies sind wesentliche
Grundvoraussetzungen, um einen guten Zustand, vor allem
bei Oberflächengewässern, zu erreichen. Zusätzlich werden
zukünftig insbesondere die Reduzierung diffuser Einträ-
ge im Grund- und Oberflächenwasser sowie die weitere
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Verbesserung der Durchgängigkeit der Fließgewässer eine
große Rolle spielen. Daneben wird auch die Verminde-
rung der Einleitung von prioritären Stoffen aus gewerb-
lichen Kläranlagen bzw. von gewerblichen Indirektein-
leitern eine vordringliche Aufgabe darstellen. Generell
ist davon auszugehen, dass die vollständige Zielerrei-
chung bis Ende 2015 nicht realisiert werden kann. Bun-
desweite Pilotprojekte zur Wasserrahmenrichtlinie zei-
gen, dass ein erheblicher Anteil bei der ersten Bestands-
aufnahme bis 2004 den guten Zustand verfehlen wird.
Zeitliche und materielle Ausnahmeregelungen werden da-
her pragmatisch in Anspruch genommen werden müs-
sen. Besonderes Augenmerk wird im ersten Maßnahme-
programm auf Maßnahmen mit hoher Effizienz und Ef-
fektivität zu legen sein, um zeitnahe signifikante Ver-
besserungen zu gewährleisten.

Zu Frage 3: Die Gesamtkosten sind derzeit noch nicht
konkret abschätzbar, da noch wesentliche Vorgaben zum
Bewertungsverfahren fehlen. Eine erste Grobabschätzung
zeigt jedoch, dass die Kosten bis 2027 vermutlich im
dreistelligen Millionenbereich, aber in Euro, liegen. Für
die erste Phase der Bestandsaufnahme bis Ende 2004 wird
mit Kosten in Höhe von 1,2 Mio. Euro pro Jahr zu rech-
nen sein. Es ist geplant, die Finanzierung durch Mittel-
umschichtung und Ausrichtung der Förderprogramme der
Wasserwirtschaft auf Problemgebiete der Wasserrahmen-
richtlinien abzusichern. Eine Kofinanzierung durch die
EU ist zurzeit nicht vorgesehen.

Zu Frage 4: Leitlinie der Politik war und ist die koope-
rative und intensive Zusammenarbeit mit allen Beteiligten.
Wir haben daher bereits frühzeitig eine entsprechende Ar-
beitsgruppe, Arbeitsgruppenstruktur, unter Einbindung
der gesamten Wasserwirtschaftsverwaltung, dem Thü-
ringer Landkreistag und dem Thüringer Gemeinde- und
Städtebund gegründet. Um den vorliegenden fachlichen
Anforderungen der Wasserrahmenrichtlinie gerecht zu
werden, werden die staatlichen Umweltämter als regionale
federführende Koordinierungsstellen für die Bearbeitungs-
gebiete eingesetzt. Ihre Aufgabe wird vor allem in der
Bestandsaufnahme sowie der Erarbeitung der Grundla-
gen für den Bewirtschaftungsplan liegen. Unterstützung in
fachlicher und IT-technischer Hinsicht erhalten die staat-
lichen Umweltämter durch die Thüringer Landesanstalt
für Umwelt und Geologie. Circa 90 Prozent der Aufga-
ben bei der Umsetzung und Erfüllung der Wasserrah-
menrichtlinie sind diesen beiden technischen Fachbe-
hörden zuzuordnen und müssen dort erledigt werden.
Das Thüringer Landesverwaltungsamt und die unteren
Wasserbehörden werden vorwiegend erst im Rahmen
des Vollzugs der Maßnahmenprogramme betroffen sein.
Grundlegend neue Rechtsinstrumente sind zur Umset-
zung der Wasserrahmenrichtlinie nicht vorgesehen. Mit
unseren Nachbarländern haben wir bereits Festlegungen
über die Bearbeitungsgebiete und die grenzüberschreitende
Koordinierung getroffen. Bereits im Herbst dieses Jahres
werden die ersten konkreten Arbeitsschritte beginnen.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es gibt keine weiteren Fragen dazu. Ich rufe als Nächs-
tes die Anfrage in Drucksache 3/1797 des Abgeordneten
Dr. Pidde auf.

Abgeordneter Dr. Pidde, SPD:

Umstrukturierung der Polizeiinspektionen im Landkreis
Gotha

Im Bereich der Polizeiinspektionen werden durch das
Innenministerium Umstrukturierungen geplant. Nach ersten
Informationen soll zukünftig nur noch eine Polizeiin-
spektion pro Landkreis erhalten bleiben.

Ich frage die Landesregierung:

1. Plant das Innenministerium im Zuge der Umstrukturie-
rung die Auflösung der Polizeiinspektion Waltershausen
und wenn ja, in welchem Zeitraum greifen die Um-
strukturierungspläne für den Landkreis Gotha?

2. Sind mit der Umstrukturierung Veränderungen der Per-
sonalstärken in den beiden Polizeiinspektionen Gotha und
Waltershausen verbunden und wenn ja, in welcher Größe?

3. Ist das im Bau befindliche neue Polizeigebäude in
Waltershausen in die Umstrukturierungspläne einbezo-
gen und wenn ja, mit welcher Zielstellung?

4. Mit welchen Einspareffekten rechnet das Innenminis-
terium im Zuge der Umstrukturierungspläne für den Land-
kreis Gotha?

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Landesregierung antwortet Herr Minister Köckert.

Köckert, Innenminister:

Frau Präsidentin, Herr Kollege Dr. Pidde, für die Landes-
regierung beantworte ich Ihre Fragen wie folgt.

Zu 1.: Im Thüringer Innenministerium wurden unter Be-
teiligung der Polizeidirektionen in den vergangenen Mo-
naten Möglichkeiten zur Optimierung der Polizeistruktu-
ren in den Landkreisen geprüft. Hintergrund dieser Opti-
mierungsmaßnahmen ist die Zielstellung, eine ständige
Verbesserung der Effizienz der polizeilichen Arbeit zu
erreichen. Nur beispielhaft weise ich auf die erheblichen
Anstrengungen der Thüringer Polizei bei der Bekämp-
fung des Extremismus, aktuell bei der Terrorismusbekämp-
fung, der Bekämpfung der organisierten Kriminalität so-
wie bei der Verhütung schwerer Verkehrsunfälle hin. Die
veränderte Sicherheitslage und die neuen Aufgaben er-
geben die Notwendigkeit einer Optimierung der gesam-
ten Struktur. Dabei werden die Kriminalitätsbelastung,
die Zahl der zu betreuenden Einwohner, die Größe des
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Zuständigkeitsbereichs sowie regionale Zuständigkeiten
berücksichtigt. Ziel ist die Erhöhung oder Beibehaltung
der Polizeipräsenz in der Fläche, die Konzentration des
Führungspersonals und damit die stärkere Bereitstellung
von Vollzugskräften vorwiegend des gehobenen Dienstes
zur Bewältigung der eben genannten neuen und umfang-
reicheren Aufgaben. Wichtig ist nach unserer Auffassung,
dass die Bürger die Gewissheit haben, dass die Polizei in
ihrer Nähe ist. Und dazu tragen auch die verstärkt einge-
setzten Kontaktbereichsbeamten bei. Für das subjektive
Sicherheitsgefühl der Bürger spielt gerade keine Rolle, ob
in einem Polizeigebäude neben den operativen Polizei-
kräften auch noch die Inspektionsverwaltung sitzt. Die
Sichtweise kommunaler und anderer Funktionsträger mag
hier eine andere sein. Das räume ich gern ein. Nur ist es
eben nicht zutreffend, dass den Bürgern Sicherheit ver-
loren geht, wenn wir neue Strukturen eröffnen. Das Ge-
genteil wird der Fall sein. Auch für den Bereich Gotha
sind Veränderungen vorgesehen. Da vor allen Dingen
aber mit den Verantwortlichen des Landkreises und der
betroffenen Kommunen vorher noch Gespräche geführt
werden müssen, will ich zu den einzelnen Maßnahmen
heute nichts Weiteres sagen. Diese Gespräche werden in
allerkürzester Zeit stattfinden.

Zu Frage 2: Das Ziel der Optimierungsbemühungen be-
steht gerade darin, Personal effektiver einzusetzen, um
dadurch neue polizeiliche Aufgaben ohne Personalmeh-
rung erfüllen zu können.

Die Frage 3: Zur Beantwortung der Frage 3 kann ich auf
die Ausführungen zu Frage 1 verweisen.

Zu Frage 4: Wir sparen kein Personal ein bei der Polizei,
aber wir werden frei werdende Polizeikräfte für andere
Aufgaben einsetzen bzw. für Aufgaben, wo wir verstärkt
Personal notwendig haben, verwenden.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es gibt Nachfragen.

Abgeordneter Dr. Pidde, SPD:

Herr Minister, Sie haben gesagt, Sie werden mit den
Kommunen in Kürze das Gespräch führen, wie die wei-
tere Struktur im Kreis Gotha sein wird. Sind entspre-
chende Gespräche mit den zuständigen Gewerkschaften
schon geführt worden und wenn ja, wann und in wel-
cher Form?

Köckert, Innenminister:

Die Gespräche mit den Berufsvertretungen der Polizei
sind geführt worden. Die Berufsvertretungen sind mit ein-
gebunden. Die entsprechenden Personalräte, die bei einer
Strukturveränderung gehört werden müssen, sind natür-

lich noch nicht eingebunden worden, weil die Struktur-
veränderungen so noch nicht abschließend festgelegt
sind, da werden erst noch die Gespräche geführt werden
müssen mit den kommunalen Verantwortungsträgern vor
Ort. Aber die Berufsvertretungen sind eingebunden.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich rufe als Nächste die Anfrage in der Drucksachennum-
mer 3/1798 der Abgeordneten Frau Dr. Kaschuba auf.

Abgeordnete Dr. Kaschuba, PDS:

Neue Medienschulen in Thüringen

Mit einer offiziellen Urkunde sind seit dem 1. September
fünf Regelschulen, vier Gymnasien, drei Grundschulen
und eine Förderschule in Ostthüringen zu Medienschu-
len ernannt worden, teilte das Kultusministerium mit.
Die Medienschulen sind besonders weit im Erlernen und
Anwenden von Medienkompetenz, sagte Kultusminister
Michael Krapp. "Die Rolle des Lehrers besteht darin, me-
thodische Hinweise zu geben, wie mit den Medien um-
zugehen ist, woher und wie Wissensquellen zu erschlie-
ßen sind", so der Minister.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welches sind die Kriterien für die Ernennung zur
Medienschule?

2. Werden die Lehrer auf die Vermittlung von medien-
spezifischen Kenntnissen ausreichend vorbereitet und
ist eine besondere Qualifikation erforderlich?

3. Welche Rolle spielt das neue Fach Medienkunde in
diesen Schulen?

4. Welches sind, nachdem ein entsprechendes Pilotpro-
jekt an fünf Thüringer Schulen erfolgreich verlaufen ist,
die wichtigsten Ergebnisse?

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Landesregierung beantwortet dieses Anfrage
Minister Dr. Krapp.

Dr. Krapp, Kultusminister:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Frau Dr.
Kaschuba beantworte ich namens der Landesregierung
wie folgt:

Zunächst, Frau Abgeordnete Dr. Kaschuba, möchte ich
Ihre Zahlen ergänzen: Das Thüringer Kultusministerium
hat insgesamt 43 Medienschulen in Thüringen ernannt.
Das sind 11 Grundschulen, 13 Regelschulen, 6 Förder-
schulen und 13 Gymnasien. Die Liste der Thüringer Me-



4082 Thüringer Landtag - 3. Wahlperiode - 49. Sitzung, 11. Oktober 2001

dienschulen kann man im Amtsblatt des Thüringer Kultus-
ministeriums und des Thüringer Ministeriums für Wissen-
schaft, Forschung und Kunst Nummer 9/2001 nachlesen.

Zu Frage 1: Voraussetzung für die Ernennung zur Me-
dienschule war die Teilnahme der Schule an einem Aus-
wahlverfahren, das im Kultusministerium auf der Grundla-
ge von gemeinsamen Entscheidungsvorschlägen der Schul-
ämter und der Schulträger durchgeführt wurde. In dem
Auswahlverfahren musste die Schule sich im Rahmen
eines vorgegebenen umfangreichen Themenkatalogs für
Schwerpunktsetzungen entscheiden, die ihr zukünftiges
medienpädagogisches Profil charakterisieren. Immer kam
es bei der Antragstellung aber auch darauf an, ein beson-
deres gesamtschulisches Engagement im Bereich der neuen
Medien erkennen zu lassen.

Zu Frage 2: Das Thüringer Institut für Lehrerfortbildung,
Lehrplanentwicklung und Medien hat seit seinem Beste-
hen Fortbildungsangebote zu medienpädagogischen The-
men angeboten, die auf eine zunehmend gute Nachfrage
stoßen. So haben von August 1999 bis März 2001 landes-
weit 191, regional 413 und innerschulisch 1.140 Veran-
staltungen stattgefunden, das sind insgesamt 1.744 Fort-
bildungsveranstaltungen mit 19.812 Teilnehmern. Bislang
liegt der Schwerpunkt der Fortbildung noch auf Qualifi-
zierungsangeboten zum Einsatz des Computers. Mit der
Entwicklung von Fortbildungsangeboten, welche sich auf
die gesamte Medienbreite und die Didaktik des Medien-
einsatzes im Unterricht beziehen, wurde begonnen, be-
sonders hingewiesen sei auf die Angebote des ThILLM
zu Computer und Internet in der Schriftenreihe "Com-
puter Spezi@l" sowie auf die medienpädagogischen Fort-
bildungsangebote der Bauhaus-Universität Weimar und
der Universität Erfurt.

Zu Frage 3: Die Gestaltung des Kurses Medienkunde ist
Teil der Profilierung, für die sich die Medienschulen ent-
schieden haben. Daneben haben sich diese Schulen be-
reit erklärt, als schulische Ansprechpartner für Medien-
angelegenheiten in ihrer Region zur Verfügung zu ste-
hen. Sie werden damit auch den Prozess der Einführung
von Medienkunde an den Thüringer Schulen begleiten
und unterstützen. Zu diesem Zweck erhalten die Me-
dienschulen in den Haushaltsjahren 2001 und 2002 eine
zusätzliche finanzielle Förderung in Höhe von 60.000
bis 110.000 DM, abhängig von der Schulart.

Zu Frage 4: Die bislang vorliegenden Erkenntnisse aus
der Arbeit der TSCN-Schulmedienzentren werden für die
Schulentwicklung im Medienbereich genutzt, das betrifft
sowohl Fragen der Ausstattung und der Pflege und War-
tung als auch die inhaltlichen Fragen des Einsatzes von
Unterrichtssoftware, der Unterrichtsgestaltung und der
Lehrerfortbildung sowie die Möglichkeiten des Medien-
einsatzes im außerunterrichtlichen Bereich. Ein abschlie-
ßender Ergebnisbericht wird noch vorgelegt werden.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es gibt eine Nachfrage, Herr Minister. Frau Abgeordnete
Nitzpon.

Abgeordnete Nitzpon, PDS:

Herr Minister, hatten die Schulen, die sich beteiligt haben
an diesem Wettbewerb oder dieser Ausschreibung, Vor-
teile, weil sie vielleicht besonders gut mit Medientech-
nik ausgestattet waren, und wenn nein oder wenn ja, wie
wurde das denn ausgeglichen, wenn sich Schulen betei-
ligt haben, die nicht so gute Medientechnik haben?

Dr. Krapp, Kultusminister:

Es ging um das Konzept, welches vorgelegt werden musste,
und nicht um den schon erreichten Stand der Medien-
technik. Es sollte ja gerade so sein, dass die Schulen, die
ein gutes Konzept vorlegen und noch keine gute Ausstat-
tung haben, von dieser Ausstattungsmöglichkeit partizipie-
ren.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es gibt keine weiteren Nachfragen, so rufe ich auf die
Anfrage in Drucksache 3/1799 der Abgeordneten Frau
Thierbach.

Abgeordnete Thierbach, PDS:

Erster bundesweiter Beschwerdetag Altersdiskriminierung

Unter der Thematik "Niemand darf wegen des Alters be-
nachteiligt werden" führt das Büro gegen Altersdiskriminie-
rung e.V. Köln am 21. November 2001 den ersten bun-
desweiten Beschwerdetag gegen Altersdiskriminierung
durch. Mittelpunkt des Aktionstages sind die Städte Erfurt,
Köln, Berlin. Das Thüringer Ministerium für Soziales,
Familie und Gesundheit gehört zu den Erstunterstützern
des oben genannten Beschwerdetages.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche konkreten Aktivitäten unternimmt die Landesre-
gierung, um den ersten bundesweiten Beschwerdetag,
der in der Landeshauptstadt Erfurt u.a. durchgeführt wird,
aktiv zu unterstützen?

2. Welche Maßnahmen unternimmt die Landesregierung,
um Altersdiskriminierung zu beseitigen?

3. Ist die Landesregierung bereit, alle erlassenen Gesetze,
Verordnungen, Richtlinien usw. auf den Tatbestand der
Altersdiskriminierung nochmals zu prüfen?
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Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Landesregierung beantwortet Staatssekretär Maaßen
diese Anfrage.

Maaßen, Staatssekretär:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren
Abgeordneten, namens der Landesregierung beantworte
ich die Mündliche Anfrage der Frau Abgeordneten Thier-
bach wie folgt:

Zu Frage 1: Die Landesregierung, die die Aktion unter-
stützt, hat angeboten, dass sich ein Experte des Ministe-
riums für Soziales, Familie und Gesundheit an dieser Tele-
fonaktion beteiligt, indem er bei der Erfassung der Hinwei-
se behilflich ist und den genannten Problemen nachgeht.

Zu Frage 2: Die Thüringer Landesregierung hat gute
rechtliche und sonstige Rahmenbedingungen für unsere
Senioren geschaffen, dabei denke ich u.a. an die Förde-
rung von Seniorenvertretungen und von Seniorenbüros,
die u.a. dazu dienen, einer möglichen Altersdiskriminie-
rung entgegenzuwirken.

Zu Frage 3: Nein, einer Überprüfung bedarf es nicht.
Die vom Thüringer Landtag beschlossenen Gesetze und die
von der Landesregierung erlassenen Verordnungen und
Richtlinien enthalten keine altersdiskriminierenden Bestim-
mungen. Ich gehe davon aus, dass das der Landtag und
die Landesregierung auch in Zukunft so halten werden.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es gibt eine Nachfrage.

Abgeordnete Thierbach, PDS:

Herr Staatssekretär, Sie hatten in Ihrer Antwort wieder - das
bezieht sich auf viele, die das Thema missverstehen - nur
von Senioren gesprochen. Welche Aktivitäten unterstützt
die Landesregierung, sprich das Sozialministerium z.B.
bei Diskriminierung Jugendlicher, z.B. bei Diskriminie-
rung von solchen Verbaldiskriminierungen wie: "Frauen
mit 40 sind zu alt". Das Motto des Antidiskriminierungstags
bezieht sich nicht auf Lebensalter, sondern auf Diskri-
minierung in jedem Alter. Sind Sie nicht der Meinung,
dass die Reduzierung auf Senioren dabei zu gering ist?

Maaßen, Staatssekretär:

Ich kann diese Frage, Frau Abgeordnete Thierbach, durch-
aus verstehen. Was ich ausgeführt habe, bezieht sich auf
jegliche Diskriminierung jeglichen Alters und da habe
ich an den Ausführungen nichts zurückzunehmen und in-
sofern meine ich, dass wir hier nur als Beispiel die Senioren
genannt haben, weil bei denen die Altersdiskriminierung
möglicherweise ein größeres Problem ist. Aber wir ha-
ben auch Aktivitäten im Bereich der Jugendhilfe, die

dazu führen werden, dass es auch dort keine Altersdis-
kriminierung gibt von jüngeren Menschen.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es gibt eine weitere Nachfrage.

Abgeordnete Thierbach, PDS:

Ist die Landesregierung bereit, entsprechend den tatsäch-
lichen Angeboten auch Telefone mit zu schalten und zu
benutzen im Bereich der Frauen und im Bereich des
Jugendamts, das müssen ja nicht die Ministerien sein,
das können nachgerichtete Einrichtungen sein?

Maaßen, Staatssekretär:

Im Bereich der Jugendämter muss das mit den kommu-
nalen Gebietskörperschaften ausgemacht werden, das ist
nicht Sache der Landesregierung. Ich kann eine Initiati-
ve unterstützen, indem ich z.B. bei der Gleichstellungs-
beauftragten anfragen werde, ob dort noch eine weitere
Unterstützung möglich ist.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es gibt keine weiteren Nachfragen. Ich rufe auf die Frage in
der Drucksache 3/1807 des Abgeordneten Dr. Botz.

Abgeordneter Dr. Botz, SPD:

Förderung innovativer regionaler Netzwerke

Mit der Pressemitteilung vom 22. August 2000 kündigte
Thüringens Wirtschaftsminister an, eine Initiative zur För-
derung innovativer regionaler Netzwerke in Thüringen zu
starten. Beabsichtigt sei - dies folgt aus der Beantwortung
der Mündlichen Anfrage (Drucksache 3/1164) -, die ausge-
wählten Konzepte bis zu einer Höhe von jährlich zwei
Mio. DM über einen Zeitraum von drei Jahren zu fördern,
die nicht im Rahmen von InnoRegio des Bundes prämiert
wurden. Einreichungstermin sollte der 31. Oktober 2000
sein, Förderbeginn der 1. Januar 2001.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie viele Konzepte wurden seitens der Landesregie-
rung zur Förderung positiv beschieden, und ist der Lan-
desregierung bekannt, wie weit sich diese Konzepte be-
reits in der Umsetzung befinden?

2. Um welche Projekte/Konzepte handelt es sich im Ein-
zelnen?

3. Wie hoch ist das insgesamt beantragte Fördervolumen,
und auf welche Höhe beläuft sich das bislang bereits
ausgereichte Fördervolumen?
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Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Landesregierung antwortet Minister Schuster.

Schuster, Minister für Wirtschaft, Arbeit und
Infrastruktur:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, namens
der Landesregierung beantwortete ich die Fragen von
Herrn Botz wie folgt.

Zu Frage 1: Im Rahmen der Ausschreibung einer Initia-
tive zur Förderung innovativer regionaler Netzwerke in
Thüringen durch das Wirtschaftsministerium wurde sechs
Netzwerkprojekten eine Förderpräferenz eingeräumt. Darü-
ber wurden ein weiteres Netzwerk gefördert, nämlich Op-
tonet und Holzland, die im Rahmen des Bundeswett-
bewerbs nicht zum Zuge gekommen sind und trotzdem
eine Förderpräferenz bekommen haben. Diese Förder-
präferenzen wurden nun von den Wettbewerbssiegern
unterschiedlich genutzt. Ein Großteil der Projekte befin-
det sich noch in der Vorbereitungs- und Antragsphase.

Zu Frage 2: Sieger der Ausschreibung der Initiative zur
Förderung innovativer regionaler Netzwerke in Thürin-
gen sind folgende Netzwerkprojekte:

1. Innomat - innovative Werkstoffe für Zukunftstechno-
logien,
2. Automobilzulieferernetzwerk,
3. Netzwerk Mikrotechnologie im Formenbau und Spritz-
gusstechnik,
4. Future regio net,
5. Meditex,
6. Qualinet.

Zu Frage 3: Von den sechs Siegern des Wettbewerbs
wurden bisher knapp 11 Mio. DM Fördermittel beantragt.
Davon wurden rund 300.000 DM bewilligt. Weitere Pro-
jekte im Umfang von mindestens 7,6 Mio. DM konnten be-
reits fachlich positiv begutachtet werden. Mit einer För-
derung ist hier alsbald zu rechnen. Es wurden weiterhin
prämiert die Projekte Optonet, die vom Bund weiter ge-
fördert werden.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Sind Sie mit Ihren Antworten am Ende?

Schuster, Minister für Wirtschaft, Arbeit und
Infrastruktur:

Ja.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Das war für mich nicht ganz ersichtlich, weil Sie so fragend
in die Richtung geschaut haben. Jetzt muss ich nach-
schauen, gibt es da jetzt eine Anfrage? Ja, Herr Abge-

ordneter Dr. Botz.

Abgeordneter Dr. Botz, SPD:

Danke. Herr Minister, die Festlegung ist ja, dass in einem
Zeitraum von maximal drei Jahren diese Förderung ge-
nutzt werden kann, da, wenn ich das mal so von meiner
Seite einschätzen darf, es nun sich doch irgendwie um
einen ziemlich zögerlichen - das erste Jahr ist ja so gut wie
rum - Beginn dieser Nutzung dieser Möglichkeiten handelt.
Wie ist die Zeitraumregelung? Ist jetzt praktisch absolut
das erste Jahr so fast beendet und uns stehen noch zwei
Jahre zur Verfügung oder gibt es Überlappungen usw.?
Das wäre die eine Frage. Und generell, Sie hatten damals,
als Sie mir im Januar auf meine Anfrage geantwortet hatten,
von einer Präferenz gesprochen. Wie erklären Sie sich,
dass es nun doch zu einer so, meiner Einschätzung nach,
zögerlichen oder zumindestens schleppenden Nutzung
oder Ausnutzung dieser Möglichkeiten kommt?

Schuster, Minister für Wirtschaft, Arbeit und
Infrastruktur:

Zu Ihrer ersten Frage: Da die Anträge ja angekündigt sind,
besteht nicht die Gefahr des Fristablaufs, auch wenn die
Antragsvorbereitung etwas länger dauern sollte, als bis-
her geplant.

Zu Ihrer zweiten Frage, warum diese Antragsbearbeitung
sich verzögert: Dies hat damit zu tun, dass bei einem
Förderantrag andere Unterlagen beizubringen sind als bei
einem Wettbewerb. Diese Antragsausarbeitung erfordert
ziemlich viel Zeit für manche Unternehmen bzw. Ini-
tiativen.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es gibt keine weiteren Nachfragen mehr. Ich rufe als
Nächstes auf die Anfrage in der Drucksache 3/1811 des
Abgeordneten Scheringer.

Abgeordneter Scheringer, PDS:

Novelle des Thüringer Waldgesetzes

Der Landesverband Thüringen der Vereinigung der Frei-
zeitreiter und -fahrer in Deutschland e.V. hat sich mit einem
Schreiben vom 27. August dieses Jahres an unsere Frak-
tion gewandt. Darin informierte uns der Verband darü-
ber, dass im gleichen Zeitraum im Kabinett der Gesetz-
entwurf zur Novellierung des Waldgesetzes in Bezug auf
die Anpassung des Reitrechts beraten wird. Es wurden
Befürchtungen geäußert, dass die Belange des privaten
Waldbesitzes denen der Reiter, insbesondere in kleinen
Vereinen, übergeordnet werden würden.
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Ich frage die Landesregierung:

1. Wie weit ist die Erarbeitung des Gesetzentwurfs ge-
genwärtig fortgeschritten?

2. Wann legt die Landesregierung den Entwurf zur Novel-
lierung des Thüringer Waldgesetzes den Abgeordneten vor?

3. Welche wichtigen Neuerungen, das Reitrecht betreffend,
werden im Gesetzentwurf der Landesregierung enthalten
sein?

4. Teilt die Landesregierung die Ängste der Reiterverbände,
dass deren Interessen künftig weniger Berücksichtigung
finden, als es nach gegenwärtig gültiger Rechtslage der
Fall ist?

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Landesregierung beantwortet diese Frage Staats-
sekretär Illert.

Illert, Staatssekretär:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren,
ich beantworte im Namen der Landesregierung die Münd-
liche Anfrage des Abgeordneten Scheringer wie folgt:

Zu den Fragen 1 und 2: Das Kabinett hat in seiner Sit-
zung am 9. Oktober 2001 den Entwurf des Gesetzes zur
Novellierung des Thüringer Waldgesetzes zur Kenntnis
genommen. Der Referentenentwurf wird dem Thüringer
Landtag in den nächsten Tagen zur Unterrichtung zuge-
leitet. Gleichzeitig wird der Entwurf den Verbänden zur
Anhörung übergeben.

Zu Frage 3: Nach dem derzeitigen Referentenentwurf ist
vorgesehen, das Reiten im Wald dergestalt neu zu regeln,
dass künftig im Wald nur mit registrierten und sichtbar
gekennzeichneten Pferden auf besonders gekennzeich-
neten Wegen geritten werden darf.

Zu Frage 4: Die Landesregierung teilt die Ängste der
Reiterverbände nicht. Berechtigte Interessen der Ver-
bände werden Berücksichtigung finden.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Frau Nitzpon hat eine Nachfrage.

Abgeordnete Nitzpon, PDS:

Die letzte Novellierung des Waldgesetzes hat ja schon
einen Kompromiss in Sachen Reiten im Wald gefunden.
Was hat denn die Landesregierung veranlasst, das Thü-
ringer Waldgesetz jetzt noch einmal zu novellieren?

(Zwischenruf Richwien, Staatssekretär: Das
Reiten.)

Illert, Staatssekretär:

Die Notwendigkeit, dass die Regelungen offensichtlich
nicht ausreichend waren.

(Heiterkeit bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es gibt eine weitere Nachfrage. Herr Abgeordneter Dr.
Botz.

Abgeordneter Dr. Botz, SPD:

Herr Staatssekretär, dieses Thema hat ja auch schon in der
vorangegangenen Legislatur dieses Haus beschäftigt. Eine
der Lösungen, die bisher zumindest von der Landesregie-
rung angedacht waren und auch diskutiert wurden, jeden-
falls in öffentlichen Veranstaltungen unter Beteiligung
aller Betroffenen, war, vor Ort Kompromisse zu suchen
und die Beteiligten zusammenzuführen und auch gewis-
se Spannungsverhältnisse abzubauen. Findet sich dieses
grundsätzlich von allen begrüßte Verfahren im neuen
Richtlinienentwurf auch wieder?

Illert, Staatssekretär:

Selbstverständlich. Insbesondere ist mit den Eigentümern
zu reden, wenn über ihre Grundstücke geritten werden soll.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Weitere Anfragen werden nicht gestellt. Ich rufe als Nächs-
tes die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Ramelow in
der Drucksachennummer 3/1813 auf.

Abgeordneter Ramelow, PDS:

Weiterführung der sozialverträglichen Arbeitnehmer-
überlassung

In der Beantwortung meiner Mündlichen Anfrage, Druck-
sache 3/1723, stellte der im Namen der Landesregierung
antwortende Wirtschaftsminister fest, dass nicht vorge-
sehen war, die sozialverträgliche Arbeitnehmerüberlas-
sung ab 1. Januar 2001 fortzuführen und dass demzufolge
keine Ausschreibung und Vergabe erfolgte.

Ich frage die Landesregierung:

1. Ist es zutreffend, dass zwischen dem Ministerium für
Wirtschaft, Arbeit und Infrastruktur und dem Unterneh-
men Gesellschaft für Arbeitnehmerüberlassung Thürin-
gen (GeAT AG) eine Vereinbarung abgeschlossen wur-
de, wonach eben diese Arbeitnehmerüberlassung ab Ja-
nuar 2001 weitergeführt wird?
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2. Ist es zutreffend, dass diese Vereinbarung im 1. Halb-
jahr 2001 beidseitig unterzeichnet wurde?

3. Ist danach zutreffend, dass die Beauftragung des Un-
ternehmens GeAT AG wieder ohne Ausschreibung und
Vergabe erfolgte und damit eine unrichtige Beantwor-
tung meiner oben genannten Anfrage im September-Ple-
num erfolgte?

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Landesregierung antwortet Minister Schuster.

Schuster, Minister für Wirtschaft, Arbeit und
Infrastruktur:

Frau Präsidentin, namens der Landesregierung beant-
worte ich die Fragen von Herrn Ramelow wie folgt:

Zu Frage 1: Die derzeit bestehenden Vereinbarungen mit
der GeAT AG und zwei anderen Thüringer Zeitarbeits-
firmen stellen keine Weiterführung der Projektförderung
für sozialverträgliche Arbeitnehmerüberlassung dar. Diese
Projektförderung ist im Dezember 2000 planmäßig aus-
gelaufen, so, wie es bereits bei Abschluss des Förder-
vertrags mit der GeAT am 14.10.1997 vorgesehen war.
Die jetzigen Vereinbarungen mit drei verschiedenen Thü-
ringer Zeitarbeitsfirmen haben dagegen einen anderen
Inhalt und sind deshalb strikt von dem ausgelaufenen För-
derprojekt zu unterscheiden. Es handelt sich dabei um
Vereinbarungen, mit denen alle Zeitarbeitsunternehmen,
die ohne finanzielle Gegenleistung des Landes im Rahmen
ihrer Unternehmenstätigkeit auch schwer vermittelbare
Arbeitslose in sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gungsverhältnisse vermitteln, berechtigt werden, das Prä-
dikat "Träger der sozialverträglichen Arbeitnehmerüber-
lassung in Thüringen" zu führen. Dafür haben sich die
Unternehmen bereit erklärt, dem Thüringer Ministerium
für Wirtschaft, Arbeit und Infrastruktur regelmäßig über
ihre erzielten Eingliederungserfolge zu berichten. Die erste
Vereinbarung dieser Art wurde bereits am 01.06.2000
mit der Firma Adeco Personaldienstleistungen GmbH ge-
schlossen. Weitere derartige Vereinbarungen folgten am
25.04.2001 mit der GeAT AG und am 17.07.2001 mit
der Firma Workteam in Bad Langensalza. Ich betone aus-
drücklich, dass die Möglichkeit weiterer Prädikatsverlei-
hungen allen in Thüringen tätigen Personaldienstleistern
offen steht, die ebenfalls schwer vermittelbare Arbeits-
lose vermitteln und sich zur Berichterstattung gegenüber
dem Wirtschaftsministerium bereit erklären.
Zu Frage 2: Zutreffend ist, dass am 25.04.2001 die Verein-
barung der Prädikatsverleihung durch das Wirtschaftsmi-
nisterium an die GeAT AG beiderseits unterzeichnet wur-
de. Eine Vereinbarung zur Weiterführung der ausgelaufe-
nen Projektförderung zur sozialverträglichen Arbeitneh-
merüberlassung existiert, wie bereits dargelegt, nicht.

Zu Frage 3: Die Beantwortung der Anfrage im Septem-
ber-Plenum war richtig, da es keine Weiterführung des

Förderprojekts "Sozialverträgliche Arbeitnehmerüberlas-
sung Thüringens" gibt. Außerdem wurde nach Ablauf der
Fördervereinbarung mit der GeAT AG durch das Wirt-
schaftsministerium kein weiterer Antrag zur sozialver-
träglichen Arbeitnehmerüberlassung mehr vergeben. Eine
Ausschreibung konnte daher auch nicht erfolgen. Der Er-
halt des Prädikats "Träger der sozialverträglichen Arbeit-
nehmerüberlassung in Thüringen" ist für alle Zeitarbeits-
firmen unter den genannten Voraussetzungen möglich,
so dass es hierfür keinerlei Ausschreibungen bedarf.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es gibt Nachfragen. Herr Abgeordneter Ramelow.

Abgeordneter Ramelow, PDS:

Vielen Dank für die Beantwortung. Ich hätte die Nachfrage,
wie es bekannt gemacht wurde, bevor es zu der ersten
Vereinbarung kam. Ich habe mir mitgeschrieben, dass
es die Firma Adeco war. Ich würde jetzt gern nachfra-
gen: Was hat das Ministerium veranlasst, damit der allge-
meine Satz, den Sie gerade postuliert haben, auch be-
kannt wurde? Und zweitens: Wie wird das, was Sie jetzt
geantwortet haben, popularisiert, wie bekommen die
Firmen Kenntnis davon, von denen Sie gerade gesagt
haben, die können alle das Prädikat bekommen, wenn -
die Bedingungen haben Sie ja genannt?

Schuster, Minister für Wirtschaft, Arbeit und
Infrastruktur:

Mit den fraglichen Unternehmen wurde im Zuge der
Umstellung gesprochen und in der Zwischenzeit noch-
mals. Sollte Bedarf bestehen, diese Informationen noch
weiter zu streuen, werden wir dies natürlich gern tun.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es liegen keine weiteren Nachfragen vor. Ich rufe als
Nächstes auf die Anfrage in der Drucksachennummer
3/1827 des Abgeordneten Panse.

Abgeordneter Panse, CDU:

Ehrenamtliches Engagement von Arbeitslosen in Thüringen

Bei der Beantwortung der Großen Anfrage der Fraktion der
CDU "Ehrenamtliches Engagement in Thüringen" ver-
wies die Landesregierung auf die besondere Förderung
ehrenamtlich aktiver Arbeitsloser im Alter von über 50
Jahren mit der Richtlinie "Aktion Ehrenamt 50 PLUS".

Während für diese Altersgruppe eine Förderung ehrenamtli-
chen Engagements erfolgt, können für jüngere, ehrenamt-
lich aktive Arbeitslose Probleme daraus entstehen, dass
sie für Weiterbildung, Umschulung und Arbeitsplatzver-
mittlung weniger disponibel sind.
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Nach derzeit geltendem Recht verlieren Arbeitslose ihren
Leistungsanspruch, wenn durch ehrenamtliche Betätigung
die Voraussetzung der Beschäftigungslosigkeit und Be-
schäftigungssuche im Sinne des Gesetzes ausgeschlossen
ist.

Insbesondere bei der Betreuung von Kinder- und Jugend-
freizeiten, aber auch beim zeitlich aufwändigen, intensi-
ven, ehrenamtlichen Engagement ergeben sich Unsicher-
heiten für den beschriebenen Personenkreis.

Ich frage die Landesregierung:

1. Was unternimmt die Landesregierung, um die beschrie-
benen Unsicherheiten auszuräumen und das ehrenamtli-
che Engagement von Arbeitslosen zu unterstützen?

2. Welche gesetzlichen Änderungen erscheinen der Landes-
regierung hierbei notwendig?

3. Durch welche Vereinbarungen mit der Arbeitsverwal-
tung können bis zum In-Kraft-Treten der gesetzlichen
Änderungen Lösungen geschaffen werden?

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Landesregierung beantwortet Staatssekretär Maaßen
diese Frage.

Maaßen, Staatssekretär:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren,
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Panse beant-
worte ich namens der Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Die Landesregierung befindet sich in einem
engen und konstruktiven Dialog mit den Behörden der
Arbeitsverwaltung, insbesondere mit dem Landesarbeitsamt
Sachsen-Anhalt und Thüringen, um sicherzustellen, dass
ehrenamtliche Tätigkeiten von Arbeitslosen ermöglicht
werden.

Zu Frage 2: Nach Ansicht der Landesregierung ist es
notwendig, im Rahmen der vorgesehenen Novellierung
des SGB III klarzustellen, dass Arbeitslosigkeit ehren-
amtliche Betätigung nicht ausschließt. Ziel der Landes-
regierung ist es, sich dafür einzusetzen, dass Arbeitslose,
unabhängig von ihrem Alter und ihrem Einsatzgebiet,
künftig ohne zeitliche Begrenzung ehrenamtlich tätig sein
können, ohne dass hierdurch der Leistungsanspruch ent-
fiele oder geschmälert würde. Dabei ist klar, dass ehren-
amtliche Tätigkeit nicht einer Wiedereingliederung in das
Arbeitsleben entgegenstehen darf.

Zu Frage 3: Mit Blick auf die zum 1. Januar 2002 zu
erwartende Reform des SGB III wird derzeit kein Hand-
lungsbedarf für weitere Vereinbarungen mit der Arbeits-
verwaltung gesehen.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es gibt keine weiteren Nachfragen. Ich rufe als Nächstes
auf die Anfrage in Drucksache 3/1835 der Frau Abge-
ordneten Heß.

Abgeordnete Heß, SPD:

Fortführung der Agenda-21-Aktivitäten in den Kommunen

Zum Jahreswechsel 2001/2002 laufen in zahlreichen Kom-
munen bzw. Kreisen die Stellen der Strukturanpassungs-
maßnahmen für Agenda-21-Büros aus. Ungeklärt ist aber,
ob und in welcher Weise die Tätigkeit dieser Büros auch
weiterhin sichergestellt wird. Die Kommunen können aber
angesichts ihrer äußerst angespannten Haushaltslage in
der Regel nicht die weitere Finanzierung der Agenda-
21-Büros sicherstellen, so dass auch die Weiterbeschäf-
tigung der Mitarbeiter fraglich ist. Die Landesregierung
hatte in ihren "10 Leitlinien zur Umsetzung der Agenda 21
in Thüringen" signalisiert, dass sie das Thema als wich-
tig einschätzt und damit die Kommunen motiviert, bei
der Durchführung tätig zu werden.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie bewertet die Landesregierung die bisherige Tätigkeit
der Agenda-21-Büros?

2. Gibt es Konzepte der Landesregierung, wie die bishe-
rige Tätigkeit durch die Maßnahmen auf dem zweiten
Arbeitsmarkt kontinuierlich sichergestellt werden kann?

3. Hält die Landesregierung auch eine Kofinanzierung
von Dauerarbeitsplätzen auf dem ersten Arbeitsmarkt
gemeinsam mit den Kommunen für möglich?

4. Welche Konsequenzen für die Erfüllung der kommu-
nalen Agenda 21 hätte es, wenn die Büros ihre Arbeit
einstellen müssten?

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Landesregierung antwortet Staatssekretär Illert.

Illert, Staatssekretär:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren,
namens der Landesregierung beantworte ich die Mündliche
Anfrage der Abgeordneten Heß wie folgt:

Zu Frage 1: Etwa ein Drittel der 1.017 Gemeinden und
Städte sowie 17 Landkreise in Thüringen beteiligen sich
an der Umsetzung der Agenda 21. Viele Kommunen ha-
ben zur organisatorischen und inhaltlichen Umsetzung
Agenda-21-Büros eingerichtet oder beauftragt. Eine gene-
relle Bewertung der Tätigkeit der Agenda-21-Büros ist
nicht möglich. So, wie jeder Agenda-21-Prozess lokal ge-
prägt ist und entscheidend von der Mitwirkung und Akzep-
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tanz der Bürger abhängt, ist auch nur eine lokale Bewer-
tung der Leistung der Büros möglich. Die bisherige Ar-
beit der meisten Agenda-21-Büros wird von der Landes-
regierung jedoch als erfolgreich eingestuft.

Zu Frage 2: In der derzeit geltenden Fassung der "Richt-
linie zur Förderung von Strukturanpassungsmaßnahmen"
ist die Vorrangstellung für Maßnahmen im Sinne der
Agenda 21 verankert. Die Vorrangstellung für Maßnah-
men im Sinne der Agenda 21 bleibt auch in Zukunft be-
stehen und soll in den Durchführungsbestimmungen weiter
ausgebaut werden. Damit entwickelt die Landesregie-
rung die schon jetzt sehr weit gehenden Möglichkeiten
zur inhaltlichen Kontinuität von Agenda-21-Büros durch
Maßnahmen des zweiten Arbeitsmarkts weiter. Eine perso-
nelle Kontinuität über den gemäß Bundesgesetz zulässi-
gen gesetzlichen Rahmen hinaus ist nicht möglich.

Zu Frage 3: Die Landesregierung hält die Kofinanzie-
rung von Dauerarbeitsplätzen auf dem ersten Arbeitsmarkt
grundsätzlich nicht für möglich. Der Freistaat kann bei
der derzeitigen Haushalts- und Wirtschaftslage keine zu-
sätzlichen Dauerlasten eingehen. Potenziell arbeitsmarkt-
wirksam ist jedoch die seit 1999 zur Verfügung stehende
Forderung von Agenda-21-Prozessen durch den Freistaat
mit Unterstützung der Europäischen Union. Für Arbeit-
nehmer des ersten und des zweiten Arbeitsmarkts dür-
fen im Rahmen der Prozessförderung die Ausgaben für
deren Einsatz als lokale Moderatoren und Organisatoren
geltend gemacht werden. Zur Vermeidung der Doppel-
förderung ist für Arbeitnehmer des zweiten Arbeitsmarkts
die Höhe der anerkennungsfähigen Kosten auf die Höhe
des durch den Träger zu erbringenden Eigenanteils be-
grenzt. Zur Beratung und Unterstützung der Kommunen
bei der inhaltlichen und organisatorischen Umsetzung der
Agenda 21 gibt es die gemeinsame Transferstelle zur lo-
kalen Agenda 21 sowie die drei regionalen Transferstellen
zur lokalen Agenda 21. Der Freistaat und die Europäi-
sche Union finanzieren diese Stellen anteilig. Diese Fi-
nanzierung wird auch für Personalkosten eingesetzt.

Zu Frage 4: Diese Frage kann nur im Einzelfall und auf
die lokalen Verhältnisse bezogen beantwortet werden.
Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass die meisten
Agenda-21-Büros erfolgreich zur organisatorischen und
inhaltlichen Umsetzung der Agenda 21 auf kommunaler
Ebene beigetragen haben. Die Landesregierung hat mit
den Instrumenten der Vorrangförderung im Rahmen von
Strukturanpassungsmaßnahmen, der Anerkennungsfähig-
keit des Personaleinsatzes im Rahmen der Prozessförde-
rung, einem umfassenden organisatorischen und inhalt-
lichen Beratungsangebot sowie mit weiteren unterstüt-
zenden Maßnahmen wie Indikatorenfindung, Broschü-
ren etc. umfassende fördertechnische und organisatori-
sche Voraussetzungen für die Umsetzung der Agenda 21
auf kommunaler Ebene geschaffen. Damit stehen - so
weit lokal erforderlich - auch die Voraussetzungen zur
Fortsetzung der Arbeit der Agenda-21-Büros.

Soweit es dennoch zur Einstellung der Arbeit kommt, sind
dafür lokale Ursachen maßgebend. Bedenklich wäre es aus
Sicht der Landesregierung, wenn mit der Beendigung der
Arbeit der kommunalen Agenda-21-Büros auch die Arbeit
an der Umsetzung der Agenda 21 auf lokaler Ebene einge-
stellt würde. Ein solcher Fall ist der Landesregierung bisher
nicht bekannt geworden.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es gibt eine Nachfrage.

Abgeordnete Heß, SPD:

Ich wollte nur noch mal nachfragen, ob das bedeutet, dass
auch die Transferstellen künftig weiter finanziert werden
durch das Land. Also, diese Kofinanzierung wird es auch
weiterhin geben?

Illert, Staatssekretär:

Soweit es den Bedingungen entspricht, ja.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es gibt eine weitere Nachfrage.

Abgeordnete K. Wolf, PDS:

Wie beurteilt denn die Landesregierung Pläne einzelner
Kreise, gerade deshalb die Büros zu schließen, weil sie
so erfolgreich arbeiten würden und damit die Arbeit ab-
geschlossen wäre? Es gibt gerade im Wartburgkreis das
Begehren, das Büro zu schließen, gerade deshalb, weil die
Arbeit bisher schon erfolgreich gewesen wäre, dass man
sie jetzt einfach in der Verwaltung weiterführen könnte.
Wie beurteilt die Landesregierung solche Pläne?

Illert, Staatssekretär:

Ich kenne diese Pläne nicht. Für uns ist immer entscheidend
gewesen, dass die Agenda-21-Prozesse sich selbst tra-
gen. Das ist richtig.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es gibt keine weiteren Nachfragen? Ich rufe die nächste
Frage in der Drucksache 3/1840 des Abgeordneten Noth-
nagel auf.

Abgeordneter Nothnagel, PDS:

Ist Heinrich Ehrhardt der richtige Name für ein Gymna-
sium in Zella-Mehlis?

Bezüglich der Antwort auf die Kleine Anfrage des Abge-
ordneten Dittes, PDS, "Namensgebung des Gymnasiums
in Zella-Mehlis", Drucksache 3/1760, habe ich Nachfra-
gen. Zur Bewertung der Tätigkeit des Herrn Ehrhardt in
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der Rüstungsindustrie wurde geantwortet, ich zitiere: "Die
Nutzung seiner Entwicklungen zu militärischen Zwecken
stand bei dem Erfinder nie im Vordergrund und hatte bei
der Bewertung der Gesamtpersönlichkeit ... eine unterge-
ordnete Rolle zu spielen." Daraus ist zu folgern, dass ein
engagierter Erfinder im Rüstungsgeschäft kein geeigneter
Namenspate wäre. Zur Bewertung der Persönlichkeit
Ehrhardts vier Aussagen von ihm selbst, in denen er sich
stolz zum Engagement in der Rüstungsindustrie bekennt.
Aus dem Buch "Hammerschläge": "In Sömmerda machte
ich die erste Bekanntschaft mit der Waffenindustrie, die
später in meinem Leben eine bedeutende Rolle spielen
sollte" (S. 18). Zweites Zitat: "Erst während des Welt-
kriegs und durch den massenhaften Zuzug fremder und oft
recht minderwertiger Elemente wurde die alte Harmonie
gestört" (S. 46). Drittes Zitat: "Da ich im weiteren Ver-
laufe meiner Entwicklung als Waffenfabrikant mit den
Kriegsministerien fast aller Staaten ... zu tun hatte, ist auch
ein reicher Segen recht hoher Orden auf mich niederge-
gangen" (S. 56). Aus dem Buch "Erinnerungen": "Im Jahre
1888 trat Herr Generaldirektor Josef Massenez an mich
heran mit einem Mantelgeschoss für die Infanterie. Ich er-
klärte mich kurz entschlossen dazu bereit. Hieraus erwuchs
die Gründung der Rheinischen Metallwaren- und Ma-
schinenfabrik" (S. 36).

Ich frage die Landesregierung:

1. Ist die Landesregierung in Kenntnis dieser Zitate immer
noch der Meinung, dass die Bewertung vom 22. August
2001 richtig ist?

2. Ist die Landesregierung in Kenntnis dieser Zitate im-
mer noch der Meinung, dass der Name "Heinrich-Ehr-
hardt-Gymnasium" der geeignete für eine Schule in einer
demokratischen Gesellschaft ist?

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Landesregierung antwortet Minister Dr. Krapp.

Dr. Krapp, Kultusminister:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren,
die Fragen 1 und 2 der Anfrage des Abgeordneten Noth-
nagels beantworte ich namens der Landesregierung wie
folgt:

Die Festlegung von Schulnamen ist nach § 13 Abs. 6
Thüringer Schulgesetz vom Schulträger auf Vorschlag der
jeweiligen Schulkonferenz vorzunehmen. Das Einver-
nehmen mit dem Kultusministerium ist herzustellen. Wie in
der Antwort auf die zitierte Kleine Anfrage Nummer 411
des Abgeordneten Dittes dargestellt, sah das Kultusminis-
terium keine Veranlassung, dieses Einvernehmen nicht zu
erklären. Die nunmehr vorgelegten Zitate Heinrich Er-
hardts wird das Kultusministerium dem Schulträger zur
Kenntnis geben und ihn bitten, diese bei einer erneuten
Einschätzung der Eignung des Namensgebers für das

Gymnasium Zella Mehlis zu berücksichtigen.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es gibt Nachfragen.

Abgeordneter Nothnagel, PDS:

Herr Minister, darf ich Ihnen da noch 16 Seiten mit wei-
teren Zitaten für das Schulamt geben?

Dr. Krapp, Kultusminister:

Wir werden das mit weitergeben.

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU: Für
Traditionsecke!)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Kretschmer, haben Sie eine Nachfrage?
Dann stelle ich keine weiteren Nachfragen fest. Ich schließe
nach 60 Minuten die Fragestunde und möchte es jetzt
nicht versäumen, obwohl es schon etwas eher angekün-
digt war, Gäste auf der Besuchertribüne zu begrüßen.
Wir haben Gäste aus Bulgarien, aus der Stadt Lowetsch,
unter der Leitung ihres Bürgermeisters, Herrn Plamen
Efrejw. Herzlich willkommen im Thüringer Landtag.

(Beifall im Hause)

Wir kommen zum Aufruf des ersten Teils des Tagesord-
nungspunkts 18

Aktuelle Stunde

a) auf Antrag der Fraktion der PDS zum
Thema: "Ergebnisse und Erfahrungen in
Thüringen bei der Anwendung und Um-
setzung des Zweiten Altschuldenhilfe-
Änderungsgesetzes"
Unterrichtungen durch die Präsidentin des
Landtags
- Drucksachen 3/1828/1845 -

Als ersten Redner rufe ich Herrn Abgeordneten Wetzel auf.

Abgeordneter Wetzel, CDU:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren Abgeord-
nete, werte Gäste, zur heutigen Aktuellen Stunde, die unter
dem Thema : "Ergebnisse und Erfahrungen in Thüringen
bei der Anwendung und Umsetzung des Zweiten
Altschuldenhilfe-Änderungsgesetzes" steht, mit Antrag der
PDS, möchten wir uns zu diesem Thema des Zweiten
Altschuldenhilfe-Änderungsgesetzes wie folgt äußern:

Das Altschuldenhilfegesetz, von vielen, meine Damen
und Herren, auch hier im Hause, oft mit Fluch, aber auch
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mit Segen bedacht, von den Wohnungsunternehmen an-
fangs bis Mitte der 90er Jahre als Segen gewürdigt, be-
darf seit 1998/1999 grundsätzlicher Änderungen, die ge-
schehen sind. Meine Damen und Herren, die letzte Ände-
rung nun in diesem Jahr: Bei Härtefallregelungen, bei er-
heblichem Dauerleerstand und in ihrer Existenz bedroh-
ten Unternehmen gibt es Möglichkeiten des § 6 a die Ent-
schuldung vorzunehmen. Es gibt also mittlerweile Rechts-
sicherheit der Wohnungsunternehmen bei Rückgabean-
sprüchen, wenn diese abschlägig beschieden werden und
es gibt vorzeitige Schlussstriche von der Privatisierungs-
pflicht. Wir meinen, beim § 6 a hätte die Bundesre-
gierung nicht halbherzig arbeiten dürfen, sondern hätte
generelle Entlastung der Altschulden über den Erblasten-
tilgungsfonds absichern müssen. Dies, denke ich, wäre drin-
gend geboten gewesen. Kurz, zu kurz gesprungen, meine
Damen und Herren. Der Antrag der PDS-Fraktion, den
wir im letzten Plenum hier behandelt haben, Drucksache
3/1745, ich darf kurz erinnern, es ging hierbei auch um
die Dinge des Rückbaus, um die Absicherung seitens des
Bundes und die Unterstützung. Das sind so Dinge, die man
hier besprechen muss und die sicherlich auch im Aus-
schuss, im Innenausschuss, weiter beraten werden. Es ist
einfach die Frage, ob es 100 DM vom Bund mit 100 DM
Kofinanzierung vom Land und 100 DM der Kommune
oder bei 300 DM oder 120 DM, wie vom Bundesminister
jetzt angekündigt, etwa anzuheben, bei 360 DM der Ent-
lastung oder wie von der Lehmann-Grube-Studie bei 140
DM pro Quadratmeter angeboten oder beraten wurde. Das
wären dann 420 DM nach Lehmann-Grube. Darüber muss
man reden, denn der Leerstand verursacht letztendlich auch
Kosten und wenn dieser abgerissen wird, also Rückbau
betrieben wird, entstehen diese nicht mehr. Damit kann
auch das Unternehmen selbst einen gewissen Teil x mit
dazu beitragen. Das sind aber alles staatliche Eingriffe,
meine Damen und Herren, in einen Wohnungsbestand,
denn von Wohnungsmarkt kann man dabei wirklich nicht
sprechen. Auch ein Altschuldenhilfegesetz war und ist
nichts anderes gewesen und wollte auch nichts anderes
sein. Wir hatten 1990 eine Million Wohnungssuchende in
den neuen Bundesländern und haben heute eine Million
Leerstände. Mittlerweile haben Bund und Länder Pro-
gramme aufgelegt, die vorerst bis ins Jahr 2009 reichen
und die mit "Sozialer Stadt", mit Stadtumbauprogramm
Ost, Denkmalförderung, Innenstadtsanierung, Wohnum-
feldverbesserung, Investitionszulagenerhöhung usw. ent-
halten und das nennen wir letztendlich und schlicht auch
vernünftig Stadtumbau. Alles dies sind aber Maßnahmen
drohenden physischen Verfalls und sozialer Erosion,
sprich, der Suburbanisierung der Innenstädte ganz strin-
gent entgegen zu wirken. Die Freistaaten Sachsen und
Thüringen haben hier schon vor zwei Jahren ihre Ideen in
die bundesrepublikanische Gesetzeslandschaft eingebracht.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Wetzel, Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Abgeordneter Wetzel, CDU:

Frau Präsidentin, sind Sie ganz sicher, dass die fünf Mi-
nuten jetzt schon um sind?

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Sehr sicher, Herr Abgeordneter.

Abgeordneter Wetzel, CDU:

Das ist aber schade. Darf ich noch einen Satz dazu sagen?

(Zwischenruf Abg. Schemmel, SPD: Gestat-
ten Sie das bitte.)

Stadtentwicklungschancen müssen irgendwo erkannt wer-
den und sie werden erkannt. Es gibt Zwischengestaltun-
gen, die ermöglicht werden sollten, von Rückbau, von Er-
halt. Man muss eigentlich jetzt genau und präzise pla-
nen, das hat meine Frau Kollegin in ihrer letzten Äuße-
rung richtig gesagt, sich Zeit lassen, nichts überstürzen,
richtig planen. Dem kann ich nichts hinzufügen. Des-
halb, meine Damen und Herren von der PDS, wenn im
Freistaat Thüringen in diesem Jahr nur 700 Wohnein-
heiten dem Rückbau unterfallen und nicht eventuell
2.000, wie man das vielleicht denken könnte, gehen sie
davon aus, dass erst heute 15 Unternehmen hier ihre Ent-
wicklung beim Ministerium und beim Landesverwaltungs-
amt, ihre Konzeption fertig vorgestellt haben, dass aber
weitere 45 Unternehmen ...

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Moment, Herr Abgeordneter Wetzel.

Abgeordneter Wetzel, CDU:

... dass weitere 45 Unternehmen ...

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Wetzel.

Abgeordneter Wetzel, CDU:

Danke, Frau Präsidentin.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Wetzel, ich kann Sie auch des Saales
verweisen. Wir müssten nur im Protokoll aufpassen,
zwischen den Sätzen nur Kommas zu machen und den
Punkt am Ende. Sie hatten einen Satz angekündigt.

Ich rufe als nächste Rednerin Frau Abgeordnete Sedlacik,
PDS-Fraktion, auf.
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Abgeordnete Sedlacik, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, aktueller geht
es nicht. Der Verband der Thüringer Wohnungswirtschaft
tagt zurzeit in Jena unter dem Motto: "Wohnungswirt-
schaft und Stadtentwicklung - Chance für den Stadtum-
bau"; es ist der 11. Verbandstag. Wir erfuhren gestern aus
der Presse, aus der "Thüringer Landeszeitung", Minister-
präsident Dr. Vogel hat gestern in der Runde seiner Kol-
legen Ostdeutscher Ministerpräsidenten vorgeschlagen, die
Altschulden auf die Abrissgebäude zu streichen. Glück-
wunsch, Herr Ministerpräsident. Vielleicht können auch
Sie, Herr Innenminister, heute aktuell dem Parlament
berichten, wie dieser Vorschlag aufgegriffen wurde und
wie das Parlament initiativ werden kann, diesen Schritt in
die richtige Richtung, nämlich Abrissgebäuden die Alt-
schulden zu streichen, endlich zu gehen. Die Wohnungs-
wirtschaft ist Spiegelbild der gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Veränderungen in der Bundesrepublik und
auch im Freistaat. Neben dem strukturellen Wohnungs-
leerstand bilden die Altschulden derzeit das Hauptprob-
lem der Thüringer Wohnungswirtschaft. Als 1993 das Alt-
schuldenhilfegesetz verabschiedet wurde, stand das
Problem des strukturellen Wohnungsleerstands noch nicht
und niemand hat damals auch daran gedacht.

Die PDS hat dieses Gesetz jederzeit abgelehnt, weil die
Altschulden aus unserer Sicht keine Schulden der Woh-
nungswirtschaft sind, sondern vielmehr Staatsschulden
der untergegangenen DDR. Danach hätten diese Altschul-
den vollständig aus dem Erblastentilgungsfonds gezahlt
werden müssen. Trotz der prinzipiellen Infragestellung
der Altschulden anerkennen wir, dass mit viel Engagement
die Wohnungsunternehmen entschieden investiert haben.
Die Ergebnisse sind uns allen bekannt. Dadurch war es
unter anderem möglich, rund zwei Drittel des Wohnungs-
bestands in Thüringen zu sanieren. Dies hat die Wohn-
verhältnisse nachhaltig verbessert und auch die Bauwirt-
schaft in Thüringen belebt.

Gleichzeitig gab es jedoch Veränderungen auf dem Woh-
nungsmarkt, die die Wohnungswirtschaft nicht zu vertre-
ten hat und von ihr auch kaum zu beeinflussen war. Viel-
mehr haben die gesamtgesellschaftlichen und wirtschaft-
lichen Entwicklungen den Wohnungsmarkt stark beein-
flusst und seit 1995 zu steigenden Wohnungsleerständen
geführt. Tatsache ist nun einmal, dass wir in Thüringen
nahezu flächendeckend einen strukturellen Wohnungs-
leerstand von 15 Prozent haben. Rund 60.000 Wohnun-
gen stehen in Thüringen dauerhaft leer. Auch die leer
stehenden Wohnungen sind mit Altschulden belastet.
Die Altschulden und der Leerstand in Kombination be-
drohen bereits weitere Wohnungsunternehmen ernsthaft
in ihrer Existenz. Mit dem Zweiten Altschuldenhilfe-Än-
derungsgesetz hat die Bundesregierung im vergangenen
Jahr den Versuch unternommen, auf die neuen Rahmen-
bedingungen der Wohnungswirtschaft zu reagieren und
die wirtschaftliche Situation der Unternehmen zu entspan-
nen. Aus heutiger Sicht muss nüchtern eingeschätzt wer-

den, dass dieser Versuch nicht gelungen ist. Dies insbe-
sondere deshalb, weil die Frage der Altschulden auf dauer-
haft leer stehende Wohnungen völlig außer Betracht blieb.

Ein Jahr nach diesem Gesetz müssen wir feststellen, die
Regelungen des § 6 a des Altschuldenhilfegesetzes ha-
ben in der Praxis die beabsichtigten Effekte nicht er-
reicht. Die PDS-Fraktion hat im vergangenen Jahr eben-
so wie die Wohnungswirtschaft ihre Bedenken hierzu
bereits eindeutig hörbar gemacht, leider haben sie sich
bewahrheitet. Die Antragsvoraussetzungen für die Inan-
spruchnahme des Altschuldenerlasses sind von den Woh-
nungswirtschaftsbetrieben insgesamt nicht zu leisten. Es
liegen ganze zwei Anträge in Thüringen vor. Es zeigt
sich, dass das Antragsverfahren viel zu bürokratisch ist,
viel zu lange dauert und dass die entsprechenden Stadt-
entwicklungskonzepte eben ihre Zeit brauchen. Auch
die 15 Prozent Mindestleerstandsquote stellt ein Problem
dar. Bei manchem Wohnungsunternehmen reichen bereits
10 oder 12 Prozent Leerstand aus, um in der Existenz
gefährdet zu sein.

Ich wiederhole, der Erlass der Altschulden muss dann
erfolgen, wenn feststeht, welche Wohnungen abgerissen
werden. Die Entschuldung erst dann vorzunehmen, wenn
die Wohnungen tatsächlich abgerissen sind, verschärft die
wirtschaftliche Situation der betroffenen Unternehmen.

Zum Schluss ein Zitat aus der Resolution des heutigen
11. Verbandstages der Thüringer Wohnungswirtschaft.
Es heißt in Punkt 7 - ich zitiere: "Der neu in das Zweite
Altschuldenhilfe-Änderungsgesetz eingeführte § 6 a, der
dieses Problem aufgreift und die dazu ergangene Alt-
schuldenhilfeverordnung bringen keine wirkliche Ent-
lastung. Sie bedürfen dringend der Novellierung. Forde-
rung ist, die grundsätzliche ohne an weitere Bedingungen
geknüpfte Entlastung von Altschulden auf Abrisswoh-
nungen. Hier sollte der Freistaat Thüringen alle ihm zu
Gebote stehenden Möglichkeiten bis hin zu einer Bun-
desratsinitiative nutzen, um dieses Problem schnell einer
Lösung näher zu bringen." Danke.

(Beifall Abg. Nitzpon, PDS)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich rufe als nächste Rednerin Frau Abgeordnete Doht,
SPD-Fraktion, auf.

Abgeordnete Doht, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, seit dem 1. Ja-
nuar 2001 ist das Altschuldenhilfegesetz in seiner zweiten
geänderten Fassung in Kraft. Danach können Wohnungs-
unternehmen, die durch hohe Leerstände in ihrer
Existenz gefährdet sind, eine zusätzliche Altschuldenhilfe
erhalten. Ein Antrag auf diese zusätzliche Altschulden-
hilfe können Wohnungsunternehmen stellen, die über
15 Prozent Leerstand haben und deren Existenz im Rah-
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men eines Sanierungskonzepts gesichert werden kann. Der
Bund hat für diese Maßnahme 700 Mio. DM zur Ver-
fügung gestellt. Die Länder müssen in gleicher Höhe die
Kofinanzierung sicherstellen. Inzwischen haben insge-
samt 7 Wohnungsunternehmen - im Freistaat Thüringen
zwei - von der Möglichkeit des § 6 a Gebrauch gemacht
und zusätzliche Entlastung von den Altschulden bean-
tragt. Vor ca. drei Wochen fand in Leinefelde eine Ta-
gung des Thüringer Innenministeriums gemeinsam mit
dem Gemeinde- und Städtebund zum Stadtumbau statt.
Damals waren es erst vier Unternehmen und im Freistaat
Thüringen eins. Ein Zeichen also dafür, dass es sich hier
um einen Prozess handelt, der langsam in Gang kommt.
Es ist auch ganz verständlich, wenn man sich die For-
derungen anschaut, die der § 6 a an die Wohnungsunter-
nehmen stellt, nämlich dass ein Sanierungskonzept vor-
liegen muss und dass die Existenz des Wohnungsunter-
nehmens langfristig gesichert werden muss. Dinge, die
nicht von heute auf morgen zu leisten sind, die aber
sicherlich berechtigt sind, wenn wir bedenken, dass es
sich um Steuermittel handelt, die nicht einfach in den
Sand gesetzt werden sollten. Ein Problem, das ich, be-
reits letztens, als Sie hier über dieses Thema sprachen,
erwähnt habe, ist, dass oftmals die Banken die Kredite vor-
fristig stellen, was nicht im Sinne der Existenzsicherung
der betroffenen Wohnungsunternehmen ist. Von der Markt-
bereinigung infolge des Stadtumbaus profitieren letztend-
lich aber auch die Banken. In einem funktionierenden
Wohnungsmarkt ist eine wesentlich verbesserte Verwert-
barkeit der Immobilien gegeben. Wir erwarten daher
auch eine angemessene Beteiligung der Banken, indem
diese, wie in der Verordnung zum § 6 a, Altschuldenhilfe-
gesetz vorgesehen, den Verzicht auf Vorfälligkeitszinsen
umsetzen bzw. über gleichwertige Leistungen die Woh-
nungsunternehmen in die Lage versetzen, die Regelun-
gen auch in Anspruch zu nehmen.

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Woh-
nungswesen hat auf Minister- und Staatssekretärsebene
Gespräche mit den Großbanken geführt und diese in den
Prozess des wohnungswirtschaftlichen Strukturwandels
einbezogen.

Herr Staatssekretär Scherer hat unlängst bei der Fach-
tagung in Leinefelde verkündet, dass der Thüringer Innen-
minister ebenfalls in Gespräche mit den Banken im
Freistaat Thüringen eintreten wolle. Uns interessiert, ob
diese Gespräche inzwischen stattgefunden und zu wel-
chem Ergebnis sie geführt haben.

Meine Damen und Herren, oft hört man die Forderung,
beim Altschuldenhilfegesetz nochmals nachzubessern
und die Wohnungsunternehmen weiter zu entlasten. Hätte
der Bund nur die Mittel im Rahmen des Altschulden-
hilfegesetzes zur Verfügung gestellt, wäre diese Forde-
rung sicherlich berechtigt. Dies ist jedoch nicht der Fall.
Mit dem Stadtumbauprogramm stellt der Bund weitere
zusätzliche 2 Mrd. DM für den Stadtumbau zur Verfü-
gung. Dieser Betrag wird mit 2 Mrd. DM von den Län-

dern und 1 Mrd. DM kommunaler Mittel ergänzt. Ins-
gesamt stehen damit 5 Mrd. DM für den Rückbau bzw.
Abriss von Wohngebäuden und zur Aufwertung von
Wohnvierteln zur Verfügung. Hinzu kommen in den
Jahren 2002 bis 2004 zusätzlich insgesamt 150 Mio. DM
Bundesmittel für die Bildung von Wohneigentum im Alt-
baubestand. Ergänzend wird für diese Bestände ab 2002
die Investitionszulage erhöht. Das "KFW-Wohnraum-
modernisierungsprogramm II" wird für Rückbaumaß-
nahmen geöffnet. Weitere 31 Mio. DM stellt der Bund
für einen Wettbewerb zur beschleunigten Erarbeitung
von Stadtentwicklungskonzepten zur Verfügung.

Auf dem heutigen Verbandstag des VDW wurde dieses
Programm von allen Seiten gelobt. Der Ruf nach mehr
Geld vom Bund ist daher nach unserer Auffassung erst
einmal fehl am Platz. Vielmehr ist die Frage an den
Thüringer Innenminister zu stellen, ob und wie er die
Komplementärfinanzierung aufbringt. Bei der Einstel-
lung des Finanzministers zu diesem Problem und auch
Teilen

(Zwischenruf Abg. Köckert, CDU: Wir reden
vom Altschuldenhilfegesetz.)

Herr Innenminister, jetzt rede ich

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU: Das
ist zwar Stuss, aber ...)

und Ihr Problem ist es doch, dass schon bei den letzten
Haushaltsberatungen Teile der Fraktion Ihnen die Mittel
für den Wohnungsbau gekürzt haben und Sie hier Prob-
leme bekommen werden, dies kozufinanzieren. Dann
weiß ich nicht, wie Sie weitere Mittel vom Bund fordern
können, die Sie dann auch wieder kofinanzieren wollen.

(Zwischenruf Abg. Köckert, CDU: Reden Sie
doch mal zum Thema.)

Ja, ich rede zum Thema. Vor allen Dingen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.

Präsidentin Lieberknecht:

Es redet jetzt die Uhr, die fünf Minuten sind nämlich um.
Frau Doht, einen letzten Satz.

Abgeordnete Doht, SPD:

Ja, wenn mir der Innenminister die Hälfte meiner Rede-
zeit stiehlt, einen letzten Satz: Beide Dinge hängen
zusammen und deswegen kann man sie nicht losgelöst
voneinander betrachten. Ich bedanke mich.

(Beifall bei der SPD)
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Präsidentin Lieberknecht:

Das Wort hat jetzt Frau Abgeordnete Lehmann, CDU-
Fraktion.

Abgeordnete Lehmann, CDU:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren Abgeordne-
ten, werte Gäste, mit dem zweiten Altschuldenhilfe-
gesetz und dem Erlass der diesbezüglichen Verordnung,
und damit möchte ich auch wieder zum Thema zurück-
kommen, wollte die Bundesregierung die Gesetzeslage
sicher zeitgemäß anpassen, aber das ist nicht ganz
gelungen, das hat der Kollege Wetzel auch schon er-
wähnt. Das nehme ich in meinen Ausführungen gleich
einmal vorweg.

Wir befassen uns im Jahre 11 nach der Wende immer
noch mit den Problemen, die aus der Planwirtschaft der
DDR herrühren. Das kann jeder erkennen, der mit offenen
Augen vor allem durch unsere Städte geht. Aufgrund der
demografischen Entwicklungen, dem Neubau vieler Eigen-
heime, der Sanierung von Mietwohnungen, aber auf der
anderen Seite auch von Arbeitslosigkeit hat sich die
Situation seit der Wende schrittweise geändert und ist
heute eine ganz andere. Ein angenehmes Umfeld und
Wohnkomfort gehören für unsere Bürger zur heutigen
Lebensqualität. Dass es dafür auch schon viele gute Bei-
spiele gibt, haben auch meine Vorredner, teilweise auch
mit Stadtnamen, schon belegt. Das ist auch bei dieser
Debatte mit zu berücksichtigen. Die andere Seite ist die
Finanzierung sowohl dieser Dinge als auch der Abriss
von kreditbelasteten Gebäuden, um Platz für Neues oder
einfach Freiräume für den Stadtumbau zu schaffen. Hier
muss den Kommunen, den Genossenschaften und Woh-
nungsunternehmen dringend mehr geholfen werden, um
auf dem Wohnungsmarkt konkurrenzfähig zu sein oder
zu bleiben, zumal sie dieses Erbe aus der DDR nicht selbst
verschuldet oder zu verantworten, sondern lediglich über-
nommen haben. Gerade im Hinblick auf die lange oder
dauernd leer stehenden Wohnungen ist weiterer Hand-
lungsbedarf dringend erforderlich. Das kann nur der voll-
ständige Erlass der Altschulden für diese Wohnungen sein,
die letztlich abgerissen werden müssen. Deshalb greift die
Änderung des Gesetzes zu diesem Problem nicht. Die
Regelung ist unzureichend, hat auf die jetzige Situation
keine oder wenige positive Auswirkungen. Das aber wäre
eine Grundvoraussetzung, um zeitgemäß zu gestalten und
den Stadtumbau voranbringen zu können.

Die Bundesregierung ist wiederum gefordert nachzu-
bessern, schnellstmöglich Lösungen zu schaffen, vor allen
Dingen auch die Verwaltungswege vereinfachen und für
die finanzielle Absicherung Sorge zu tragen. Genau das
wurde von den Vertretern aus den neuen Bundesländern
in den Ausschüssen des Bundesrats bei diesen Beratungen
zu diesem zweiten Gesetz bereits vorgetragen. Eine
weitere Novellierung des Gesetzes und der Rechtsver-
ordnung ist aus unserer Sicht unumgänglich. Danke.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Es redet jetzt der Innenminister. Bitte, Herr Köckert.

Köckert, Innenminister:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, wir sind bei diesem Thema in den letzten Monaten
immer aktuell, deshalb können Sie auch jedesmal eine
Aktuelle Stunde abhalten. Wir haben ja in den ver-
gangenen Plenarsitzungen immer wieder über den Woh-
nungsbau gesprochen und auch immer wieder das be-
sondere Problem dieser so genannten Härtefallregelung
im Altschuldenhilfegesetz entsprechend berücksichtigt und
darauf hingewiesen. Aktueller geht es nicht, sagt Frau
Sedlacik. In der Tat, denn bisher hat sich an der Pro-
blematik dieser Härtefallregelung nichts geändert. Die Än-
derungen des Altschuldenhilfegesetzes waren notwendig
geworden Ende der 90-er Jahre, weil die Bevölkerungs-
entwicklung sich verändert hatte, weil sich die wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen änderten und damit die
Privatisierungsanstrengungen der Wohnungsunternehmen
weitgehend zum Erliegen gekommen waren.

Die Bundesregierung war deshalb genötigt, mit dem
zweiten Altschuldenhilfeänderungsgesetz die Konse-
quenzen zu ziehen. Leider hat sie diese Konsequenzen
nicht grundlegend genug gezogen. Der Erlass der Alt-
schulden bei allen dauerhaft leer stehenden Wohnungen
wäre die einzig richtige Schlussfolgerung gewesen. Da-
rüber haben wir hier schon des Öfteren diskutiert.

(Beifall bei der CDU)

Eine Regelung dieses Änderungsgesetzes ist die Einfü-
gung der Verordnungsermächtigung des § 6 a Altschul-
denhilfegesetz, die so genannte Härtefallregelung zur
zusätzlichen Entlastung von allen Altverbindlichkeiten
und Inkraftsetzen der entsprechenden Verordnung. Diese
Regelung ist und bleibt problematisch, nicht nur für die
Thüringer Wohnungswirtschaft, sondern für die Woh-
nungswirtschaft in den gesamten neuen Ländern. Die
Bedenken der Thüringer Landesregierung, die sie von
Anfang an gegen diese Regelung hatte, haben sich in
vollem Umfang bewahrheitet. Das zeigen auch die An-
tragszahlen. Auch wenn Frau Doht uns den sprunghaften
Anstieg von eins auf zwei aufgezeigt hat, immerhin eine
Steigerung von 100 Prozent innerhalb der letzten drei
Wochen, kann dies doch nicht darüber hinwegtäuschen,
dass eben innerhalb der letzten Jahre nur zwei der vielen
Thüringer Wohnungsunternehmen in der Lage waren,
einen solchen Antrag zu stellen.

Was führt zu dieser wohl alles andere als befriedigenden
Situation? Nach allgemeiner Erfahrung der Betroffenen
liegt dies an den Hürden, die vor einer derartigen Alt-
schuldenentlastung zu überwinden sind. Allem voran
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betrifft dies die an sich unscheinbar wirkende Vorlage
einer Erklärung des Kreditinstituts, bei dem die Alt-
schulden abgelöst werden sollen. So muss eine Erklä-
rung von der kreditgebenden Bank vorgelegt werden,
entweder über den Verzicht auf eine Vorfälligkeitsent-
schädigung bei vorfristiger Kredittilgung oder über die
Bereitschaft, einen sonstigen finanziellen Beitrag min-
destens in Höhe der Vorfälligkeitsentschädigung zu leisten.
Erstens sind die Banken hierzu in der Regel nicht bereit.
Zweitens, und das wiegt viel schwerer, schrecken die mög-
lichen Auswirkungen, die eine Anfrage eines Wohnungs-
unternehmens bei seiner Bank auf Abgabe einer der-
artigen Erklärung hat, davor ab, das Antragsverfahren
überhaupt in Angriff zu nehmen, denn das Wohnungs-
unternehmen signalisiert mit einer solchen Bitte an
seine kreditgebende Bank, dass es erhebliche wirtschaft-
liche Schwierigkeiten hat und hat damit natürlich als
Folge zu tragen, dass die Bank die Kreditwürdigkeit
dieses Wohnungsunternehmens erheblich schlechter als
bisher einschätzt. Die zudem durch den Wirtschafts-
prüfer zu attestierende Existenzgefährdung hat für viele
Unternehmen den Charakter eines Offenbarungseides, was
die Banken dann als Folge unter anderem durch sehr
schlechte Platzierung im Ranking quittieren. Damit be-
ginnt ein so genannter Teufelskreis. Die Bank verhält
sich auf einmal restriktiv bei der Gewährung weiterer
Kredite bzw. bei der Abwicklung des bereits bestehen-
den Kreditverhältnisses. Hierdurch verliert das Woh-
nungsunternehmen benötigte Kreditspielräume, um kurz-
fristig finanzielle Engpässe zu überwinden. Dadurch
verschärft sich aber die wirtschaftliche Situation des
Unternehmens noch mehr und andere Kreditgeber sind
in einem solchen Fall unter diesen Umständen überhaupt
nicht bereit, neue Kredite auszureichen. Die unausweich-
liche Folge dieses mit dieser kleinen Antragstellung, die
die Bundesregierung fordert, dieses beginnenden Teufels-
kreises ist dann meistens die Insolvenz, die womöglich
mit einer davor liegenden zusätzlichen Altschuldenent-
lastung hätte vermieden werden können. Die zusätzliche
Altschuldenentlastung konnte nicht beantragt werden,
weil im Vorfeld des Antrags, und damit erst recht im
Vorfeld der tatsächlichen Entlastung, das Wohnungs-
unternehmen bereits in diesen Teufelskreis mit den Banken
eingetreten wäre.

Frau Doht, Sie sollten nicht verkennen, dass Sie in Ihrer
Rede eben Äpfel mit Birnen verglichen haben. Wir reden
über diesen Härtefallparagraphen des Altschuldenhilfe-
gesetzes

(Zwischenruf Abg. Doht, SPD: Ich habe nicht
über Obst geredet.)

und der ist unzureichend,

(Beifall bei der CDU)

der ist unzureichend in den Forderungen, die er stellt,
und die Praxis zeigt es, wie unzureichend der ist. Wir

können jeden Monat wieder eine solche Debatte führen
und dann können Sie bitte schön sagen, von zwei sind es
jetzt inzwischen auf drei gestiegen vielleicht im nächsten
Quartal. Damit ist der Thüringer Wohnungswirtschaft nicht
geholfen. Bisher sind alle Vorschläge, die wir als Thü-
ringer Landesregierung gemacht haben, an der Weige-
rung der SPD-geführten neuen Länder gescheitert. Weder
Brandenburg, noch Sachsen-Anhalt, noch das Bauminis-
terium von Herrn Holter in Mecklenburg-Vorpommern
konnte sich dazu entschließen, dem sächsischen und thü-
ringischen Vorschlag zu folgen, hier eine Änderung im
Bundesrat anzustreben. Ich bin erfreut, dass die Minister-
präsidenten der neuen Länder sich gestern auf diesen Punkt
haben einigen können und ich kann nur hoffen, dass die
Herren Holter, Hoyer und Meyer demnächst einen solchen
Bundesratsvorschlag mit Sachsen und Thüringen gemein-
sam einbringen. Vielen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich schließe
damit den ersten Teil der Aktuellen Stunde.

Wir kommen zum zweiten Teil des Tagesordnungs-
punkts 18

b) auf Antrag der Fraktion der CDU zum
Thema: "Demokratieverständnis und
linksextremistische Demonstration 'Es gibt
tausend Gründe, Deutschland zu hassen'?"
Unterrichtung durch die Präsidentin des
Landtags
- Drucksache 3/1856 -

Ich komme zur Aussprache. Als Erster hat das Wort
Herr Abgeordneter Schemmel, SPD-Fraktion.

Abgeordneter Schemmel, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, als ich die Pressemeldung der PDS vom 04.10.2001
las: "Mehrheit der Fraktion missbilligt Vorgehen des
innenpolitischen Sprechers", habe ich diese verquasten
Formelkompromisse, die da beinhaltet waren, überhaupt
nicht begriffen. Meine darauf sich einstellenden Selbst-
zweifel wurden aber glücklicherweise durch die Lektüre
des "Neuen Deutschlands" zerstreut,

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Oh.)

denn dort las ich ebenfalls blankes Unverständnis, ob-
wohl das "Neue Deutschland" wohl mehr Herz und Ver-
ständnis für eine PDS-Fraktion hat, als ich als einfacher
und artiger Sozialdemokrat.

(Heiterkeit bei der CDU, SPD)
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Als ich aber dann letztlich im Gespräch mit PDS-Kollegen
merkte, dass auch sie ratlos waren, wusste ich, dass nicht
ich der Dumme war, sondern dass man sich bei der PDS
ein Kuckucksei ins Nest gelegt hat, und nun schlüpft aus
diesem Kuckucksei auch noch Herr Hahnemann,

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU, SPD)

der nun in Erfüllung der Kritik an Dittes "...die Fraktion
in ihrer Vielfältigkeit und in der notwendigen Differen-
ziertheit" auf dem Feld der Innenpolitik vertreten will.
Na warten wir ab, was uns da wieder ins Haus steht.

(Beifall bei der CDU)

Ich erinnere an die letzte Aktion einer PDS-Bundestags-
abgeordneten, die - so das Plakat, was ich in Altenburg
mit Bestürzung lesen musste - Deutschland den Krieg
erklären wollte und das, wenn ich mich recht erinnere,
zum Weltfriedenstag. "Deutschland den Krieg erklären"
stand auf diesem Plakat und die Anmeldung zu der Aktion
war von einer PDS-Bundestagsabgeordneten. Gegen dieses
war das, was der Kollege Dittes hatte "Tausend Gründe
Deutschland zu hassen" ja fast moderat. Bloß, Herr Dittes,
ich frage Sie, wie wollten Sie den auf Ihrem Plakat das
Wort "Hass" schreiben, mit einem runden "s" oder gleich
in Runenschrift?

(Beifall bei der CDU, SPD)

Bei der Parole "Hass auf Deutschland" gibt es für mich
keinen Unterschied zwischen extrem linken Hassern und
extrem rechten Hassern.

(Beifall bei der CDU, SPD)

Nun sind die Auseinandersetzungen in der PDS-Fraktion
um Herrn Dittes und die Wahl seines Nachfolgers von
vielen - das habe ich auch im ND gelesen, ich gestehe
das - als In-Stellung-Bringen für die Perspektive der PDS
nach der nächsten Wahl gewertet worden. Sicherlich soll-
ten wir heute nicht über die nächste Wahl sprechen und
über die Position und Koalition danach. Aber ein Wort
noch oder einen Satz dazu. Um koalitionsfähig zu werden,
genügt es nicht, die gleiche Interessenlage zu einem mög-
lichen Partner, und ich sage das mit viel Respekt vor den
jetzt zu nennenden Beispielen, bei der zuständigen Be-
hörde für Personenstandsänderungen, bei Fischtreppen in
Fließgewässern oder bei der Babyklappe zu erreichen und
da reicht auch nicht eine gleiche Meinung über den zweiten
Arbeitsmarkt, sondern es gilt auch ausreichende Ge-
meinsamkeiten auf dem Gebiet der inneren Sicherheit,
der Sicherheitspolitik und in der Strategie der Be-
kämpfung des Terrorismus zu erreichen und da sind die
Gemeinsamkeiten, das muss ich attestieren, bis jetzt
noch außerordentlich gering.

Dies als Anregung für den neuen innenpolitischen Spre-
cher der PDS-Fraktion - ich muss wieder das ND zitie-

ren -, der "in kurzer Zeit innenpolitische Leitlinien für
seine Partei aufstellen will". Zu Kollegen Dittes möchte
ich im Übrigen nichts weiter sagen. Er hat sich in mei-
nen Augen selbst disqualifiziert.

(Beifall bei der CDU, SPD)

Präsidentin Lieberknecht:

Als Nächster hat das Wort Herr Abgeordneter Althaus,
CDU-Fraktion.

Abgeordneter Althaus, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, der Demonstrationsaufruf "Es gibt tausend Gründe,
Deutschland zu hassen" ist eine Schande für unser Land
und Sie sind eine Schande für dieses Parlament, Herr
Dittes.

(Beifall bei der CDU)

Meine Fraktion hatte gehofft, dass die PDS Konsequen-
zen daraus ziehen würde. Das aber hat die PDS nicht getan.
Sie hat ein großes Theater veranstaltet. Am Ende hat sie
nichts geändert. Die PDS hat Roland Hahnemann zum
innenpolitischen Sprecher ernannt, wahrscheinlich, weil
er sich zuvor zum Fürsprecher von Dittes erkoren hatte.

(Beifall bei der CDU)

Herr Kollege Hahnemann steht Herrn Dittes in seinen
Positionen um nichts nach.

(Beifall bei der CDU)

Deshalb ist das ganze Theater der PDS pure Schaumschlä-
gerei. Eigentlich hat sie gar nichts gegen Herrn Dittes,
wenn er auch im Moment etwas stört, wenn man auf
Berlin schaut. Ansonsten ist er ja fleißig, wie Herr Buse
als Fraktionsvorsitzender äußerte. Und weitere Arbeits-
möglichkeiten wird man für ihn schon finden. Ich frage
mich nur, und das fragt sich meine Fraktion: Fleißig für
was? Fleißig darin, weiter Deutschland zu hassen und
dafür viele Mitstreiter zu gewinnen oder fleißig in der
Propagierung linksextremistischer Parolen, von denen die
PDS nach außen hin doch eigentlich nichts mehr wissen
will. Fleißig beim Untergraben unserer freiheitlich-
demokratischen Grundordnung, zu der sich die PDS nach
außen hin doch eigentlich bekennt. Fleißig beim Nähren
eines Anti-Amerikanismus, der sich unter dem Deck-
mantel des Pazifismus ausbreitet?

(Beifall bei der CDU)

Hätte sich die PDS wirklich von ihrer Auffassung dis-
tanziert, hätte sie keine Verwendung mehr für ihr Tun.
Aber so ist es eben nicht und das lässt uns aufhorchen.
Die PDS, meine Damen und Herren, fährt mit dieser
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Strategie sehr bewusst zweigleisig. Die PDS will sich
einerseits z.B. der SPD als seriöser Koalitionspartner
anbieten, andererseits aber Schnittstelle zum Linksextre-
mismus bleiben. Und genau deshalb hält sie an Dittes
und seinen Mitstreitern fest.

(Beifall bei der CDU)

Sehr verehrte Damen und Herren Kollegen von der
PDS-Fraktion, politische Glaubwürdigkeit kann man so
nicht haben, wie die PDS es gern hätte, wenn man mit
Roland Hahnemann den Bock zum Gärtner macht als
innenpolitischen Sprecher.

(Beifall bei der CDU)

Wenn Herr Hahnemann in ddp vom 11. Oktober zitiert
wird, dass es undenkbar sei, dass die Fraktion einen ihrer
Abgeordneten für die Inanspruchnahme der Meinungs-
und Versammlungsfreiheit abstraft, dann muss ich Ihnen
sagen, Herr Hahnemann, für Meinungs- und Versamm-
lungsfreiheit gibt es in diesem Staat Grenzen, sowohl
rechtliche als auch ethisch-moralische, nämlich immer
dann, wenn die Grundordnung und die Grundwerte dieser
Gesellschaft berührt und in Frage gestellt sind.

(Beifall bei der CDU)

Dieses unterstreichen Sie sonst immer so richtig beim
Rechtsextremismus. Dies gilt aber auch uneingeschränkt
für den Linksextremismus.

(Beifall bei der CDU)

Für uns gibt es hier keinerlei Doppelzüngigkeit und kein
zweierlei Maß, sondern sowohl der Linksextremismus
als auch der Rechtsextremismus treffen sich wieder an
ihren äußeren Grenzen und sind eine Gefahr für unsere
Grundordnung.

(Beifall bei der CDU)

Je länger ich das Agieren der PDS in den letzten 11 Jah-
ren beobachte, desto beruhigter bin ich, dass im Grund-
gesetz die Artikel 1 und 20 unveränderbar sind, dass die
Grundordnung in dieser Gesellschaft unveränderbar ist,
damit Ihre politischen Absichten von vornherein überhaupt
keine Wirkung haben können.

(Beifall bei der CDU)

Sie wollen keine Änderung Ihrer politischen Ausrichtung.
Sonst hätten Sie sich längst von Dittes, der kommu-
nistischen Plattform und dem marxistischen Forum ge-
trennt. Nein, Sie wollen sehr bewusst diese Integration
erhalten, weil Sie immer ein Bein beim Linksextre-
mismus halten wollen.

(Beifall bei der CDU)

Ich bin sehr dankbar, dass der Verfassungsschutz nicht
nur in Thüringen dies auch sehr genau feststellt und sehr
genau untersucht. Im März 2001 ist klar aufgeführt im
Verfassungsschutzbericht, dass die PDS, einzelne Ver-
treter oder Gliederungen oder Strukturen der Partei mit
anderen auch gewaltbereiten Linksextremisten in Akti-
onsbündnissen zusammenarbeiten. Dies macht allzu deut-
lich, Sie stehen eben nicht vollständig auf dem Boden des
Grundgesetzes. Und wenn Herr Dittes nun kritisiert, dass
die PDS aus Rücksichtnahme auf die SPD und um re-
gierungsfähig zu werden immer mehr sozialistische In-
halte verliert, so muss ich Ihnen widersprechen, Herr
Dittes. Die PDS wird die sozialistischen Inhalte nicht ver-
lieren, sie will sie nur kaschieren. Personen wie Sie wer-
den auch in Zukunft in der PDS ihre Heimat haben. Das
ist ja gerade das Beunruhigende und das müssen die
Bürger in diesem Land wissen.

(Beifall bei der CDU)

Wir werden uns deshalb weiter klar von der PDS distan-
zieren und mit ihr weder heute noch morgen zusammen-
arbeiten. Sie dürfen in Thüringen und in Deutschland
nie wieder politische Verantwortung übernehmen.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Das Wort hat jetzt Herr Abgeordneter Dr. Hahnemann,
PDS-Fraktion.

(Zwischenruf Abg. Huster, PDS: Sehr klug.)

Abgeordneter Dr. Hahnemann, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, lassen Sie
mich ganz unaufgeregt zum Motto und zum Aufruf der
Demonstration Stellung nehmen.

Der Aufruf spricht von Hass gegen Verhältnisse, gegen
Institutionen, nicht aber gegen Menschen.

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU:
Aber gegen Deutschland.)
(Unruhe bei der CDU)

Hass hat eine Eigenart: Hass hat keine konstruktive
Komponente. In den Kooperationsgesprächen haben die
Organisatoren der Veranstaltung versucht, klar zu machen,
dass es eine friedliche Demonstration werden soll.

 (Unruhe bei der CDU)

Hass allein ist nicht schon Gewalt und nur Bekenntnis zu
Gewalt würde die Demonstration in die linksextremis-
tische Ecke stellen. Trotzdem hat sich die PDS-Fraktion
von dem Motto und dem Aufruf der Demonstration klar
distanziert. Normalerweise müsste Demokratie Hass aus-
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halten, zumal wir in einem Lande leben, wie Herr Fied-
ler heute gesagt hat, in dem jeder seine Meinung frei
äußern darf.

(Zwischenruf Abg. Seela, CDU: Aber keine
Volksverhetzung.)

(Unruhe bei der CDU)

Hass ist ein Gefühl, kein politisches Mittel. Hass kann
Motiv für politisches Handeln werden. Und wie im
menschlichen Leben überhaupt ist Hass ein schlechter
Ratgeber. Hass führt in den meisten Fällen zu unange-
messenem Handeln. Vielleicht hätte man noch werben
können um Verständnis für die Tatsache, dass es sich
um junge Leute handelte,

(Unruhe bei der CDU)

wenn nicht, meine Damen und Herren, der 11. September
gewesen wäre. Spätestens an diesem Tag hätte das
Motto der Veranstaltung geändert werden müssen.

(Zwischenruf Abg. Böck, CDU: Was hätte
man ändern müssen?)

So aber haben die Organisatoren der Veranstaltung ganz
bewusst in Kauf genommen, dass sie in den Dunstkreis
derer geraten, die sinnlos tausende Menschenleben opfern,
die unermessliches Leid über Familien bringen und die
die Welt in Angst und Schrecken versetzen. Die Fraktion
hat ganz klar die Position vertreten und ich habe diese
Position geteilt. Ich bleibe weiterhin bei der Auffassung,
Hass wird den Idealen von Menschen- und Bürger-
rechten nicht gerecht. Ich bleibe aber auch bei unserem
gemeinsamen Bekenntnis zu Meinungsfreiheit und Ver-
sammlungsfreiheit. Lassen Sie mich deswegen mit einem
Satz von Inge Meysel schließen, der etwas deftig ist, aber
die zu denen gehört, die nie ein Blatt vor den Mund neh-
men. Sie hat gesagt: "Wenn Demonstrationen verboten
werden, ist die Demokratie im Arsch."

Meine Damen und Herren, Ihnen hier im hohen Hause
sage ich, ich glaube, sie hat uneingeschränkt Recht. Und,
meine Damen und Herren, den Organisatoren der De-
monstration sage ich, ich glaube Frau Meysel hat De-
monstrationen gemeint, die von einer anderen Grund-
haltung als von Hass getragen waren. Danke schön.

Präsidentin Lieberknecht:

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Pohl, SPD-Fraktion.

Abgeordneter Pohl, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, eine Vorbe-
merkung, Herr Hahnemann: Tausend Gründe, Deutsch-
land zu hassen, das heißt Deutschland, das sind die
Menschen, die in diesem Lande wohnen.

(Beifall bei der CDU, SPD)

Zweite Vorbemerkung: Meinungsfreiheit darf nicht mit
Volksverhetzung verglichen werden.

(Beifall bei der CDU, SPD)

Meine Damen und Herren, "Wer überschwenglich hasst,
zerstört sich selber", heißt ein Sprichwort von Heinrich
Mann. Es ist und bleibt doch einfach instinktlos, gerade
nach dem Horror des 11. September mit dieser Hassparole
Emotionen weiter aufzuschüren bzw. aufzuheizen. Ein
solches Motto kann doch weder als eine verbale Entglei-
sung noch als eine Überspitzung von jungen Leuten ab-
getan werden.

(Beifall bei der CDU, SPD)

Es ist doch für mich dasselbe, ob der Herr MdL Dittes
nicht der Verfasser, sondern nur lediglich der Anmelder
sein sollte, wie ich aus einer Tageszeitung entnommen
habe - das ist dasselbe. Und ich muss Ihnen sagen, ich
schäme mich auch als Parlamentarier, einen solchen
MdL-Kollegen hier in diesem Parlament zu haben, aber

(Beifall bei der CDU, SPD)

da meine ich auch die Unterstützer dieses MdL.

(Beifall bei der CDU, SPD)

Meine Damen und Herren, wir wissen doch alle, aus
Hass entsteht Gewalt und derjenige, der hasst, ist nicht
zu Toleranz fähig. Die Geschichte der Menschheit bewies
uns doch immer wieder, Hass ist eben auch die Ursache
der schlimmsten Taten. Da kann ich die Bibel aufklappen
mit Kain und Abel, im persönlichen Bereich, aber auch
im Bereich zwischen den Religionen, zwischen den Völ-
kern. Mit Hasstiraden gibt es nie eine Grundlage für
eine tragfähige Zukunft und die wollen wir doch alle.
Danke schön.

(Beifall bei der CDU, SPD)

Präsidentin Lieberknecht:

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Schwäblein, CDU-
Fraktion.

Abgeordneter Schwäblein, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, auch von mir eine Vorbemerkung, wie der Kollege
Pohl und auch ich nicht zwischen dem Begriff "Deutsch-
land" und den darin wohnenden Menschen unterscheiden.
Ein Land wird sowohl von seinen Landschaften, seiner
Historie, seinen Zukunftsvisionen, aber gerade auch von
seinen Menschen geprägt und Hass auf Deutschland ist
Hass auf die Menschen.
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(Beifall bei der CDU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich habe eben
schon die Klammer zwischen der Tradition der Vergan-
genheit und den Zukunftsvisionen gezogen und das wird
auch in den nächsten Ausführungen eine Rolle spielen.
Die PDS und ihre Vorgängerpartei SED haben die Spal-
tung Deutschlands zu verantworten und haben die Einheit
Deutschlands nicht gewollt und so reißen seit 11 Jahren
die Versuche, diese Einheit Deutschlands auch im Nach-
hinein noch zu unterlaufen, nicht ab. Der Entwurf für ein
neues Grundgesetz im Jahr 1992 oder 1993, als Bundes-
tagsdrucksache nachzulesen, mit einer separaten Kammer
für Ostdeutschland mag als ein Beleg dafür gelten. Es
geht weiter, indem man versucht, den Tag der Einheit, den
einzigen staatlichen Feiertag, den die Deutschen haben und
den wir mit Stolz und Freude begehen können, immer
wieder umzudeuten. Das war ja auch der Anlass für das
Thema, mit dem wir uns heute leider hier zu befassen
haben. Ursprünglich war für den 3. Oktober, nicht nur in
Erfurt, aber gerade auch dort, ein Tag der Einheit der Men-
schen angestrebt, was richtigerweise vom Oberbürger-
meister der Landeshauptstadt nicht genehmigt wurde.

(Beifall bei der CDU)

Daraus der Versuch der Umdeutung dieses Tages der
Deutschen, über den sich wirklich alle freuen können
sollten. Der Erfurter Oberbürgermeister, ich habe mit ihm
gesprochen, hat überhaupt nichts dagegen, im Rahmen
der Interkulturellen Woche insbesondere der ausländischen
Mitbürger und der Immigranten und was sich auch immer
in unserem Land berechtigt aufhält zu gedenken, aber nicht
am Tag der Einheit. Ersatzweise wurde für die Gruppe
"yafago" - nach eigenem Bekenntnis eine anarchistisch-
kommunistische Gruppe - durch Herrn Dittes für den Vor-
abend eine Ersatzveranstaltung unter dem unsäglichen Titel
"Es gibt tausend gute Gründe, Deutschland zu hassen" an-
gemeldet. Ich gehe mit Herrn Schemmel mit, ich war mir
auch nicht ganz sicher, ob ich da schon im Geiste die
Runen sehe, denn die Zahl 1.000 ist doch in den his-
torischen Dimensionen schon vorgeprägt und lässt eine
gefährliche Nähe zu den Rechtsradikalen zu.

(Beifall bei der CDU)

Als das durch das Verbot der Stadt Erfurt nicht gelang,
wurde trotzdem versucht zu demonstrieren. Die Polizei hat
das richtigerweise unterbunden und am Tag darauf wurde
eine nicht angemeldete und somit auch nicht genehmigte
Veranstaltung auf dem Fischmarkt versucht. Sie ging einher
mit Diffamierungen des Oberbürgermeisters durch das
Verwenden von Gesichtsmasken mit seinem Konterfei und
von Gewerkschaftsleuten und auch von Herrn Dittes wur-
den fleißig diese Zettel verteilt. Da taucht wieder der Name
Lucifero auf, wie wahrscheinlich nachher noch mal. Als die
Polizei kam, hat man ganz schnell Herrn Dittes die vielen
Zettel in die Hand gedrückt, dass er sie kaum noch tragen
konnte, wohl in dem Glauben, damit aus dem Schussfeld

zu sein. Und jetzt müssen wir der Polizei eine kleine Nach-
hilfe geben. Wir kennen das Abgeordnetengesetz besser,
sollte ein Abgeordneter in flagranti bei gesetzwidrigen
Taten ertappt werden, gilt die Immunität nicht.

(Beifall bei der CDU)

Zur Gruppe "yafago" darf ich aus ihrem Selbstverständnis
etwas zitieren - wenn man im Internet sucht, findet man
auch etwas, nicht gleich, aber mit einem bisschen Mühe
geht es. Deshalb zwei Passagen, sie stehen unmittelbar
untereinander. Hier heißt es: "Erstens ist eine Revolution
im legalen Rahmen nicht machbar. In der bestehenden Ge-
sellschaft ist die abstrakte Herrschaft des Marktes, welche
wir abschaffen wollen, Verfassungsgrundsatz. In Folge sind
Aktionen, die auf die Abschaffung dieser Herrschaft zielen,
notwendig illegal. Zweitens findet keine Revolution statt,
wenn die Revolutionäre und Revolutionärinnen das
staatliche Gewaltmonopol anerkennen, denn das staatliche
Gewaltmonopol hat die Funktion, den Staat zu schützen
und die Gesellschaft zu erhalten." Herr Innenminister,
zwei Passagen, die eindeutig verfassungswidrig sind und
somit sollte auch die Gruppe "yafago" in den Blick des
Verfassungsschutzes genommen werden.

(Beifall bei der CDU)

Herr Dittes steht für diese Gruppierung ein und wenn man
sich weiter umschaut, die Gruppe "yafago" gibt eine
Internetadresse an: yafago@lag-antifa.de. Wenn man
schaut, wer denn zu lag-antifa steht, taucht sofort der
Namen Angelo Lucifero auf, das ist keine Behauptung
von mir, das ist im Internet nachzuvollziehen.

Präsidentin Lieberknecht:

Herr Schwäblein, leider muss ich an die Redezeit erin-
nern.

Abgeordneter Schwäblein, CDU:

Gut, dann mache ich es kurz und knapp. Weiter nachge-
schaut führt der Weg von lag-antifa zum DGB-Bil-
dungswerk, verantwortlich für die Internet-Domain ist
dann Frau Renate Licht. Inwieweit sie sich in dieses
Feld begeben hat, weiß ich nicht. Ich will nur noch an-
merken, Herr Dittes hat versucht, uns mit Anfragen zum
Rechtsradikalismus blind werden zu lassen. Wir sind es
nicht. Wir sehen sehr wohl die Gruppen im links-
extremistischen Feld. Da gibt es noch mehrere. Ich gebe
dem Innenminister gern die Aufstellung zur Verfügung.
Ich darf feststellen, dass die PDS mit ihrer Politik und
die SED zuvor auch Terroristen unterstützt hat, teilweise in
der DDR ausgebildet hat, die Ausbilder in alle Welt ge-
schickt hat. Das Erbe ist vor wenigen Wochen aufge-
taucht und die PDS ist mit verantwortlich für das, was aus
Herrn Dittes geworden ist. Im Übrigen ist er als Innen-
politischer Sprecher nach außen abgesetzt. Er leitet weiter-
hin die Arbeitsgruppe "Innenpolitik" in der PDS, eine
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scheinheilige Lösung, die ist uns noch gar nicht richtig
bekannt, ich will sie hier nur offen verkünden. Die PDS ist
mit verantwortlich dafür, was aus Herrn Dittes geworden
ist, nämlich der Hasser Osama Ben Dittes.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Das Wort hat jetzt der Innenminister. Ich sehe keine
weitere Meldung.

Köckert, Innenminister:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren,
"Eine Nacht der Anarchie verursacht mehr Schaden als
100 Jahre Tyrannei." Das ist ein altes arabisches Sprich-
wort und das ist Weisheit. "Es gibt tausend Gründe,
Deutschland zu hassen." Das ist ein Demonstrationsmotto
des Abgeordneten Dittes und zumindest Dummheit, aber
eigentlich noch etwas anderes. Es gibt tausend Gründe,
Deutschland zu hassen - ausgerechnet einen Tag vor dem 3.
Oktober, ausgerechnet wenige Tage nach dem aus Hass er-
folgten schrecklichen Terroranschlag in New York ruft ein
Abgeordneter dieses hohen Hauses, bis vor kurzem Innen-
politischer Sprecher seiner Fraktion, unter diesem Motto
zu einer Demonstration auf, als Privatmann natürlich.
Unterstützt wird er dabei per Internet und durch Flug-
blätter von der anarchistisch-kommunistischen Gruppe
"yafago". Auf den in der Stadt verbreiteten Plakaten sind
Polizeibeamte von 1933 abgebildet mit Hakenkreuz und
Hitlergruß, daneben unsere Bundeswehrsoldaten, Bundes-
grenzschutz- und Polizeibeamte von heute. Und dies in
einer Zeit, da wir über innere Sicherheit, über Freiheit
und Sicherheit diskutieren, in einer Zeit, da wir über-
legen, wie wir Polizei, Bundesgrenzschutz und Bundes-
wehr im Dienst von Freiheit, Demokratie und Rechts-
sicherheit effizienter machen.

(Beifall Abg. Wunderlich)

Jeder, meine Damen und Herren, jeder mag sich selbst
einen Reim darauf machen, ob dies nun nur Politsatire
ist oder ob es eine Geschmacklosigkeit ist oder eine straf-
bare Handlung. Es geht hier überhaupt nicht um die Per-
son Steffen Dittes, so bedeutend war und ist sie nicht,
dass wir uns ständig damit beschäftigen müssten,

(Beifall bei der CDU)

aber, meine Damen und Herren, es geht darum, wie sich
seine Partei, die PDS, dazu stellt. Es geht darum, ob diese
PDS tatsächlich eine ganz normale Partei ist, wie ihre
Talkshowgeister Gysi und Bisky sie gerne verkaufen und
neuerdings ja auch Frau Zimmer. Es geht um Leute, die
das yafago-Motto propagieren: "Deutschland muss ster-
ben". Es geht um Leute, die als Parlamentarier Gruppen
wie "yafago" unterstützen, die dazu aufruft, Parlamente
durch basisdemokratische Räte zu ersetzen. Es geht um

Leute, die mit Demos Hass auf unser Vaterland pre-
digen, die dabei amtliche Briefköpfe der Stadtverwaltung
Erfurt fälschen und als Flugblatt des Oberbürgermeisters
verteilen. Es geht um Leute, die als Abgeordnete mit dem
Fraktionsbus Freunde zum Castor-Protest chauffieren.

(Beifall bei der CDU)

Es geht um Leute, die beim Tag der Heimat randalieren,
einen Bus zerstören und Menschen gefährden und es geht
um Leute, die eine Autorenlesung von Martin Walser
sprengen wollen. Kleine Sprengsätze, zugegeben, im Ver-
gleich zu dem, was wir gerade an großen Sprengsätzen er-
lebt haben, aber all das ist nur ein kleiner Vorgeschmack,
wie die Anarchie wirklich aussehen würde, wenn diese
Leute das Sagen hätten, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU, SPD)

(Zwischenruf Abg. Schwäblein, CDU: Neh-
men Sie die Haus-Besetzer noch dazu.)

Nur unter starkem öffentlichen Druck hat sich die PDS-
Fraktion von ihrem innenpolitischen Sprecher Dittes ab-
gewandt, man weiß nicht mal so ganz genau, ob er ab-
gewählt wurde. "Die PDS fühlt sich vom innenpoli-
tischen Sprecher Dittes nicht mehr in ihrer Vielfaltigkeit
und notwendigen Differenziertheit vertreten." Es ist schon
schwierig, meine Damen und Herren, noch wachsweicher
formulieren zu wollen, denn im Klartext heißt das, jene
Teile der PDS, die kiloweise Kreide fressen würden, um
als Ziege, statt als Wolf durchzugehen, sprich, um in Re-
gierungen zu gelangen, diese Teile der PDS halten Steffen
Dittes mittlerweile für allzu kontraproduktiv. Die Thü-
ringer Presse kommentierte zu Recht: "Die PDS eiert
herum!" Wir erwarten ja von der PDS nicht, dass sie
bibelfest ist, sonst würden wir ihr zurufen: "Eure Rede
sei ja, ja und nein, nein." Aber wir erwarten eine klare
Antwort, ob sich die PDS von führenden Köpfen trennt,
die Hass predigen, die Deutschland sterben lassen wollen,
die den 3. Oktober als Auftakt zu neuem völkischen
Größenwahn diffamieren. Die Mottenkiste des Klassen-
kampfs, meine Damen und Herren, die staubt bei Ihnen
unerträglich.

(Beifall bei der CDU)

Atmen Sie von diesem Mief nur gerne weiter ein, aber
wundern Sie sich bitte nicht, wenn Ihnen nicht nur die
Mitglieder aussterben, sondern wenn Ihnen hoffentlich
der Wähler bald die verdiente Quittung dafür gibt, dass
Sie führende Mitglieder in Ihren Reihen haben, die
unsere freiheitlich-demokratische Grundordnung offen-
siv bekämpfen. Ich kann den Bundesinnenminister Schily
gut verstehen, wenn er Teile der PDS vom Verfassungs-
schutz beobachten lässt, wie wir im Übrigen hier in Thü-
ringen auch.

(Beifall bei der CDU)
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Denn dafür gibt es mehr als 1000 gute Gründe. Keine
Gründe hingegen gibt es, mit einer solchen Neo-SED zu
kollaborieren, die extremistische Umtriebe aus ihren
eigenen Reihen heraus duldet, ja bisweilen sogar unter-
stützt, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht, ich schließe
damit auch den Teil b der Aktuellen Stunde und wir
kehren zurück zur laufenden Tagesordnung, und zwar
zum Aufruf des neuen Tagesordnungspunkts 11

a) Initiativen zur Stärkung des bürger-
schaftlichen Engagements in Thüringen
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 3/1843 -

b) Änderung der Geschäftsordnung
des Thüringer Landtags
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 3/1861 -

Ich frage zunächst: Begründung wird nicht gewünscht?
Dann kommen wir gleich zur Aussprache und als Erster
hat das Wort Dr. Hahnemann, PDS-Fraktion.

Abgeordneter Dr. Hahnemann, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, gestützt auf
die Wurzeln der nationalen Verfassungstradition hat der
Verfassungsgerichtshof das Volksbegehren für mehr De-
mokratie in Thüringen auf dem gerichtlichen Weg er-
ledigt. Das formale Verfahren ist damit zu Ende, nicht
aber das Begehren des Volkes. Alle wissen, so leicht ist
das Anliegen von mehr als 380.000 Menschen nicht zu
entsorgen, auch wenn sich das ein großer Teil des Hau-
ses und die Landesregierung wohl genauso gewünscht
hatten. Mit dem Urteilsspruch hat sich eine konservative
Rechtsprechungslinie durchgesetzt. Da begegnet man
Auffassungen, die mit einem Idealbild des edlen, selbst-
losen Abgeordneten argumentieren, das völlig an der
Wirklichkeit vorbeigeht und mit einer angeblichen zu-
künftigen Verfassungswirklichkeit direkter Demokratie
hantieren, die sich aus der Projektion negativ gefärbter
subjektiver Vorstellungen speisen. Denn in Deutschland
gibt es keine bis kaum praktische Erfahrungen mit den
Plebisziten und die zum Teil jahrhundertelangen Erfah-
rungen anderer Staaten werden als nicht sonderlich rele-
vant abgetan. Die Anhörung zum Volksbegehren im Land-
tag hat aber gezeigt, dass es andere emanzipatorische, die
Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger stärkende Rechts-
positionen gibt, die ebenso vertretbar und begründbar sind.
Sie fußen vor allem auf Erfahrungen anderer Länder
und auf den Ereignissen von 1989. Das Gericht hat den
Umgang mit seinem Urteilsspruch für eine konstruktive
Weiterarbeit auch aus einem anderen Grund nicht leicht

gemacht. Die einzelnen zur Überprüfung gestellten Rege-
lungselemente wurden bis auf den Finanz- und Haus-
haltsvorbehalt nicht im Einzelnen dogmatisch bewertet.
Die Regelungselemente, insbesondere die Quoren, wurden
in einer so genannten Gesamtschau für verfassungs-
widrig erklärt, ohne dass das Gericht seine rechtlichen
Bewertungskriterien offen gelegt hätte. Urteile von Ver-
fassungsgerichten sind zu respektieren, weil ihre Funktion
die der die Rechtssicherheit schaffenden Letztentschei-
dung ist. Allerdings ist auch ein anderes wahr. Ein Ver-
fassungsgerichtsurteil unterliegt keiner Ewigkeitsgarantie.
Selbst die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
hat zu einigen Themen schon entscheidende Änderungen
in den inhaltlichen Positionen erlebt. Eine Rechtsord-
nung ist kein statisches Gebilde, sie entsteht immer in
Rückkopplung zur gesellschaftlichen Entwicklung. Die
Zukunft, meine Damen und Herren, gehört aber der
direkten Demokratie, sie gehört der wirklichen Teilhabe
der Bürgerinnen und Bürger an politischen Entschei-
dungsprozessen. Das zeigen die Aktivitäten zu diesem
Thema in anderen Ländern, das zeigt die europäische
Entwicklung, das zeigt aber auch die Entwicklung der
rechtspolitischen und fachjuristischen Diskussion in
Deutschland. Das heißt aber nicht, dass die repräsenta-
tive Demokratie durch die direkte Demokratie abgelöst
werden würde. Dass hier ein Zug angefahren ist, der in
eine bisher von unseren Verfassungsgerichten noch nicht
eingeschlagene Richtung fährt, haben Sie von der Mehr-
heitsfraktion und der Regierung offensichtlich bemerkt.
Und Ihnen ist offensichtlich auch klar, dass man diesen
Zug, den die Bürgerinnen und Bürger durch ihr Engage-
ment in Bewegung gesetzt haben, nicht mehr aufhalten
kann, also springt man noch auf. Auf dem Zug betätigen
sich die Trittbrettfahrer dann als die mehr oder weniger
heimlichen Bremser. Ihre Vorschläge zur Stärkung des
Bürgerengagements belegen das, besonders deutlich wird
dies an den Vorschlägen zum Volksbegehren. Nur 100 Mi-
nuten nach der Urteilsverkündung haben Sie Ihr Papier
aus der Tasche gezogen. Dabei waren Sie es doch, die hier
im Haus den Eindruck erweckten, der Landtag dürfe den
Beratungsgegenstand Volksbegehren nicht anrühren, weil
die Achtung vor dem hohen Gericht in Weimar dies ge-
biete, nachzulesen z.B. in der Beschlussempfehlung des
Justizausschusses.

Hätte nicht aber die Achtung vor dem Weimarer Gericht
geboten, sich selbst und auch den anderen Fraktionen
die Möglichkeit zu lassen, sich mit dem Urteil und sei-
ner Begründung gründlich auseinander zu setzen? Ihre
Vorschläge speziell zur Stärkung direkter Demokratie
sind wie eine Fata Morgana am Horizont der parlamen-
tarisch-demokratischen Wüste. Sie machen sich am Ende
sogar lustig über das Anliegen von mehr als 380.000
Bürgerinnen und Bürgern, denn Ihre Vorschläge führen
faktisch direkte Demokratie in Thüringen endgültig ad
absurdum. So wollen Sie zwar die Zustimmungsquoren
beim Volksentscheid unverändert lassen und das Zu-
lassungsquorum beim Volksbegehren von 14 auf 10 Pro-
zent senken, aber Sie schlagen eine Sammlung der Unter-
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schriften ausschließlich in Ämtern vor. Dabei wollen Sie
die Sammlungsfrist von vier Monaten auf 14 Tage ver-
kürzen. Das sind unüberwindbare Hürden. Nach der jetzi-
gen Regelung müssen ca. 2.500 Stimmen am Tag ge-
sammelt werden, nach den Vorschlägen Ihrer Fraktion
müsste eine Volksbegehrensinitiative ca. 14.500 Bürger
pro Tag bewegen, ihre Unterschrift bei einer Behörde zu
leisten.

Im Vergleich bleiben die Vorschläge der CDU z.B. weit
hinter den Regelungen von Bayern zurück. Bayern hat
zwar auch ein Unterstützungsquorum von 10 Prozent, auch
die Stimmensammlung in Behörden, auch in einer Frist
von 14 Tagen, dafür sind aber die Zustimmungsquoren
beim Volksentscheid erheblich niedriger. Für einfache Ge-
setze gibt es gar keines und bei Verfassungsänderungen
beträgt das Quorum 25 Prozent der Stimmberechtigten.

Zugleich sei an dieser Stelle auch ein Blick auf die Rege-
lung in Sachsen erlaubt, den übrigens auch der Ver-
fassungsgerichtshof in seinem Urteil wagt, ohne aber
Konsequenzen daraus zu ziehen. In Sachsen gilt zwar ein
Unterstützungsquorum von 12,5 Prozent, die Unter-
schriftensammlungen finden aber auf der Straße statt
und die Initiatoren haben acht Monate Zeit. Das Ver-
fahren hat übrigens auch noch niemand beanstandet.

Die Vorschläge der CDU-Fraktion verschlechtern die
derzeit geltenden Regelungen und verraten die Absicht,
Plebiszite weder ernst zu nehmen, noch sie eigentlich
als politischen Ausfluss des Prinzips der Volkssouverä-
nität zulassen zu wollen. Sie zeigen vor allem eines:
Unkontrollierte, das heißt öffentliche politische Diskus-
sionen in der Bevölkerung, getragen von bürgerschaft-
lichem Engagement jenseits der Vormacht von Parteien,
ist den herrschenden Mehrheiten ein Dorn im Auge. Sie
stellen eine potenzielle Bedrohung für ungestörte Macht-
ausübung dar, sowohl die Diskussion, um vieles Mehr
aber noch die tatsächliche Entscheidung durch Bür-
gerinnen und Bürger.

Um also die Möglichkeiten breiter öffentlicher herr-
schaftskritischer Diskussionen faktisch im Keim zu er-
sticken, sollen die Möglichkeiten der Öffentlichkeit bei
der Sammlung von Unterschriften ganz erheblich be-
schnitten werden. Hinzu kommt, dass das Verfahren
bürokratisiert wird. Bedenkt man die Anfeindungen, denen
Beamte und Angestellte wegen ihres Engagements für
das Volksbegehren ausgesetzt waren, wirkt es schon fast
zynisch, dass nun die Behörden für direkte Demokratie
zuständig werden sollen. Das kann in der Praxis nur eine
Entpolitisierung der Plebiszite nach sich ziehen, ganz
abgesehen davon, dass es hier im Osten ein weit ver-
breitetes Misstrauen gegenüber Ämtern gibt - und das
vielleicht nicht ganz zu Unrecht - und die verschwin-
dend kurze Sammlungsfrist von 14 Tagen, meine Damen
und Herren, würde ein Übriges tun.

Auch in der Argumentation des Verfassungsgerichtshofs zu
den Sammlungsmodalitäten kommen sehr negative Vor-
stellungen über den politisch aktiven Bürger zum Aus-
druck, anders kann man die Äußerungen des Gerichts
z.B. zu den Umständen der Straßensammlung nicht werten.
Da ist von angeblichem Druck, mangelnder Information,
schlechter Informiertheit, vom Nichtwissen, was man tut,
wenn man ein solches Begehren unterschreibt, die Rede.
Alles in allem dominiert das Bild des Bürgers, der von
den weisen Staatslenkern, seien es nun Abgeordnete oder
Verfassungsrichter, an die Hand genommen werden muss,
weil ihm selbst Einsicht und Ratschluss, sprich Mündig-
keit, fehlen, selbst zu wissen, was gut für ihn und für das so
genannte gemeine Wohl ist. Ein solches paternalistisches
und obrigkeitsstaatlichem Denken vergangener Jahrhun-
derte verhaftetes Bild von Bürgerinnen und Bürgern ist
nicht nur wirklichkeitsfremd, sondern auch überheblich
und es zeigt, dass diejenigen, die es vertreten, nicht be-
greifen wollen oder nicht begreifen können, was 1989
passiert ist und was diese Ereignisse für das zivilgesell-
schaftliche Demokratieverständnis bedeuten müssten. Das
obrigkeitsstaatliche Verständnis vom Bürger ist aber nur
eine Krücke, um die eigentlichen Motive für ihre Vor-
schläge zum Volksbegehren zu verschleiern. Die Vor-
schläge der CDU-Fraktion versuchen zwei gegenläufige
Motivationsstränge zusammenzuspannen. Das Ergebnis
kann nur jene Fata Morgana von direkter Demokratie sein.
Zum einen sehen Sie sich wegen der Stimmungslage unter
den Bürgerinnen und Bürgern dringend veranlasst, so zu
tun, als ob diese Art politischer Teilhabe der Bürgerinnen
und Bürger Ihre Sache wäre, immerhin sind mit dem
Thema Wählerstimmen zu gewinnen und mit Wähler-
stimmen auch Mehrheiten im Parlament. Zum anderen hat
bei Ihnen wohl mit dem Volksbegehren für mehr Demo-
kratie in Thüringen auch jene seltsame Angst der Reprä-
sentativen die Oberhand gewonnen vor einer breiten, von
den Bürgerinnen und Bürgern selbst getragenen Diskus-
sion, die sich im öffentlichen politischen Raum entfaltet
und vor allem den Alleinigkeitsanspruch der Parteien
bei der Willensbildung in der Bürgerschaft infrage stellt.
Wie anders soll man erklären, dass jetzt auch noch Än-
derungen vorgeschlagen werden, die weit unter dem blei-
ben, was auf der Grundlage des Verfassungsgerichtsur-
teils möglich wäre? Bei einem solchen Demokratie- und
Staatsverständnis wundert es dann auch nicht, dass in der
ganzen Debatte um direkte Demokratie die Erfahrungen
von 1989 von den staatlichen Autoritäten mit solch sträf-
licher Ignoranz behandelt werden. Die Absage an das von
einer politischen Führungskaste in Anspruch genommene
Monopol, als einzige zu entscheiden, was für Bürgerinnen
und Bürger gut ist und sie notfalls auch zu diesem
Glück zwingen zu wollen, das war ein einziger großer
Plebiszit.

In der politischen Auseinandersetzung um die Stärkung
direkter Demokratie geht es nach unserer Auffassung um
die Entscheidung zwischen zwei Demokratiemodellen.
Zum einen ist es das Modell '49, das vor dem Hinter-
grund der - ich apostrophiere - 'Entgleisung des deutschen
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Volkes' Bürgerinnen und Bürger als weitgehend unmündig
sieht, selbst über ihre Angelegenheiten und damit auch
über Fragen des Gemeinwohls zu entscheiden. Das Modell
geht deshalb davon aus, dass die Herrschaft des Volkes
nicht unmittelbar von diesem selbst ausgeübt werden
könne, sondern in die Hände weiter uneigennütziger
Repräsentanten gehört. Zum anderen ist da das Modell
'89. Dieses Modell ist für die Bürgerinnen und Bürger in
den ostdeutschen Ländern, anders als für die Bewohner
in der alten Bundesrepublik, nicht nur ein Modell, sondern
eine Lebenserfahrung. In der Tradition dieser gesell-
schaftspolitischen Erfahrung steht das Volksbegehren für
mehr Demokratie in Thüringen mit seinen 22 Trä-
gerinnen und Trägern. Das Bündnis hat nach dem Urteil
von Weimar beschlossen, dem Anliegen der über
380.000 Unterzeichner des Volksbegehrens nun mit Hilfe
einer parlamentarischen Initiative Geltung zu verschaffen.
Wir verstehen uns als ein parlamentarischer Arm des
Volksbegehrens. Die PDS-Fraktion wird gemeinsam mit
der SPD-Fraktion in Umsetzung von Eckpunkten, die das
Bündnis in Abstimmung mit den Fraktionen erarbeitet hat,
zum November-Plenum einen Gesetzentwurf vorlegen.
Es wird ein Gesetz zur Stärkung der Bürgerrechte sein, das
tatsächlich eine Stärkung der direkten Demokratie in
Thüringen bewirken könnte. Es soll die Erfolgsaussichten
für Volksbegehren und Volksentscheide wirklich ver-
bessern.

Die Eckpunkte des Gesetzentwurfs sehen wie folgt aus:
Die im ursprünglichen Volksbegehrensgesetzentwurf ent-
haltenen Regelungen zum Bürgerantrag und zum Zu-
lassungsquorum für den Antrag auf Volksbegehren wer-
den übernommen, da sie vom Verfassungsgerichtshof ge-
prüft und für verfassungsgemäß befunden wurden.

Für die Neugewichtung der anderen Verfahrenselemente
bei Volksbegehren und Volksentscheiden entsprechend
der Gesamtschau, ähnlich der des Gerichts, standen
folgende Alternativen: Beibehaltung der ursprünglichen
Regelungen beim Volksbegehren und Aufnahme von
Erschwernissen mit den Quoren beim Volksentscheid oder
aber Erhöhung der Hürden auf der Stufe des Volks-
begehrens und Beibehaltung der ursprünglich geplanten
Änderungen auf der Stufe des Volksentscheids.

Das Bündnis hat sich für eine weniger strikte Senkung der
Hürden beim Volksbegehren entschieden. Das Unter-
stützungsquorum für ein Volksbegehren soll statt auf 5
auf 7 Prozent für einfache Gesetze und auf 10 Prozent für
verfassungsändernde Gesetze gesenkt werden. Schon beim
Unterstützungsquorum zwischen einfachen Gesetzen und
verfassungsändernden Gesetzen zu entscheiden, ist zwar
für bundesdeutsche Verhältnisse ungewöhnlich, aber recht-
lich zulässig. Die Frist zur Sammlung soll bei den jetzt
geltenden vier Monaten bleiben und damit nicht mehr
um zwei Monate verlängert werden. Damit ein Prozess
der Diskussion sich richtig entfalten kann, darf aber die
Sammlungsfrist nicht zu kurz sein. Schon unter diesen
Gesichtspunkten sind Sammlungsfristen von 14 Tagen

nach unserer Auffassung abzulehnen.

An der Straßensammlung wird festgehalten. Die breite
öffentliche Diskussion von politischen Themen in der
Bevölkerung gehört neben der tatsächlichen politischen
Entscheidung zum Wesenskern, nicht nur der direkten
Demokratie, sondern der Demokratie überhaupt.

Wir teilen nicht die negativen Wertungen des Verfassungs-
gerichtshofs zur Straßensammlung. Das Bild des un-
mündigen Bürgers, genau wie das völlig idealisierte
Bild des Abgeordneten, von dem das Gericht in seinem
Urteil ausgeht, sind schlicht und ergreifend wirklichkeits-
fremd. Gerade die Diskussionen bei der Straßensammlung
sind es, die Demokratie zu einer lebendigen Erfahrung
machen. Das Volksbegehren "Mehr Demokratie" hat das
bewiesen. Die Hürden bei Volksbegehren mussten etwas
höher werden, aber auch nicht so hoch, dass die Chancen
für Volksbegehren zu wichtigen Themen entscheidend
sinken. Beim Finanzvorbehalt soll es bei der zurzeit gel-
tenden Regelung bleiben.

Hinsichtlich der Volksentscheide werden die Vorschläge
aus dem ursprünglichen Entwurf übernommen. Zum einen
entspricht der quorenlose Volksentscheid bei einfachen
Gesetzen bestätigten bayerischen Regelungen. Zum an-
deren ist es ein urdemokratischer Grundsatz, dass die
einfache Mehrheit der Abstimmenden entscheidet, zu-
mindest bei einfachen Gesetzen. Außerdem laden Zu-
stimmungsquoren zu demokratiefremdem politischen
Verhalten, wie z.B. dem Boykott, ein. Der Verzicht auf
Mitwirkung würde zum entscheidenden Merkmal demo-
kratischer Meinungs- und Willensbildung. Das verträgt
sich nicht mit einem Demokratiebegriff, der vom mün-
digen Staats- und einem engagierten Stimmbürger ausgeht.

Für verfassungsändernde Gesetze ist ein Zustimmungs-
quorum von 25 % vorgesehen. Auch das ist bayerischen
Regelungen, genauer gesagt, der Rechtsprechung des
Bayerischen Verfassungsgerichtshofs nachgebildet. Die
Vorschläge des Bündnisses zu den Volksentscheiden sollen
sicherstellen, dass ein gelungenes Volksbegehren auch
Chancen hat, zu einer politischen Entscheidung durch die
Bürgerinnen und Bürger zu kommen. Direkte Demokratie
hat nur Sinn, wenn Bürgerinnen und Bürger auch tat-
sächlich Veränderungen herbeiführen können. Bei diesem
kurzen Blick auf die wichtigsten Eckdaten des von uns
einzubringenden Gesetzentwurfs will ich es belassen. Was
Ihre Ankündigung angeht, meine Damen und Herren
von der CDU-Fraktion, auch das Durchführungsgesetz
demnächst zu überarbeiten, habe ich eine anregende
Frage: Haben Sie vielleicht eine Veranlassung gesehen, die
Erfahrungen und Anregungen des Bündnisses aufzuneh-
men? Eine Novellierung dieses Gesetzes ohne Einbe-
ziehung dieser Erfahrungen bereits im Vorfeld wäre ein
schwerer politischer Fehler. Im Übrigen bedaure ich Ihren
parlamentarischen Alleingang in einer solch wichtigen
demokratischen Angelegenheit. Es hätte dem Anliegen gut
getan, wenn Sie sich für ein gemeinsames oder zumin-
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dest für ein abgestimmtes Vorgehen entschieden hätten.

Für die Fraktion der PDS kann ich hier erklären, dass
wir uns dafür einsetzen werden, dass die am Urteil des
Verfassungsgerichts orientierten neuen Vorschläge des
"Bündnisses für mehr Demokratie in Thüringen" in die
parlamentarische Beratung eingebracht werden und so
auf andere Art dem Anliegen von mehr als 380.000 Bür-
gerinnen und Bürgern auf demokratische Weise Rech-
nung getragen wird. Dankeschön.

(Beifall bei der PDS)

Präsidentin Lieberknecht:

Es hat jetzt das Wort der Abgeordnete Schemmel, SPD-
Fraktion.

Abgeordneter Schemmel, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, ein Wort zuvor. Etwas berührt es mich eigentlich
schon immer, wenn dann von den Vertretern der PDS-
Fraktion - ich meine jetzt nicht Sie persönlich, Herr
Hahnemann -, wenn dann die Ereignisse von 1989 re-
klamiert werden, die selbstverständlich unsere ganze
Auffassung geprägt haben, aber die, glaube ich - für das
Jahr 1989 kann ich das zumindest sagen -, noch kaum in
der PDS oder damals der SED verankert waren.

(Beifall bei der CDU, SPD)

Ich zweifle nicht, dass es Leute in der ehemaligen SED
gegeben hat, die auch einen vernünftigen Weg be-
schritten haben. Aber das sind dann wahrscheinlich die
Erfahrungen, die Sie etwas später gesammelt haben, und
nicht 1989. Aber das als Wort zuvor.

Mit diesem hier vorliegenden Antrag geht die CDU-
Fraktion für mich einen etwas seltsamen Weg. Sie über-
gibt, wenn ich jetzt zuerst an die Volksgesetzgebung
denke, die Erarbeitung von Verfassungsänderungen ein-
fach per Antrag an die Regierung. Das ist für mich selt-
sam, denn die Arbeit an der Verfassung ist ein ori-
ginäres Recht des Staatsvolks oder der Legislative. Die-
ses an die Exekutive zu übertragen, ist eigentlich - ich
weiß nicht, wem das geschuldet ist, oder wie man bei
der CDU-Fraktion auf diese Idee gekommen ist. Da fragt
man sich natürlich jetzt, wenn das bei der Regierung
liegt, wer ist denn da eigentlich jetzt der Verhandlungs-
partner der Oppositionsparteien? Sollen wir jetzt mit der
Regierung verhandeln, statt mit der dritten Fraktion im
Saal? Mir wäre das recht, denn bei der Regierung kann
ich sicherlich den entsprechenden Sachverstand und
auch die Kenntnisse der Spielräume, die dieses Urteil her-
gibt,  hier erwarten. Ich freue mich also dann, mich mit
Herrn Dr. Birkmann des Weiteren über diese Frage zu
unterhalten, die eigentlich im Parlament entschieden
werden müsste, aber bitteschön.

Es ist ja eigentlich noch ein bisschen abstruser, Herr
Althaus, mit dieser definitiven Beauftragung der Regie-
rung. Also, da bringen Sie ja Ihre Regierung in eine
nicht sehr komfortable Lage. Die Regierung muss jetzt,
wenn dieser Antrag so angenommen wird - und daran
zweifle ich bei dieser großen Mehrheit in diesem Hause
nicht - einen Gesetzentwurf vorlegen, der aber andererseits
wieder nicht die Mehrheit in diesem Hause finden kann,
da es ein Gesetzentwurf wäre, der eine Zweidrittelmehrheit
erfordert. Da staune ich aber sehr, wie blauäugig Sie
sind oder vielleicht macht es Ihnen auch insgesamt ein
bisschen Spaß, Herrn Birkmann mal ein bisschen vor eine
schwierige Aufgabe zu stellen, der jetzt einen Gesetz-
entwurf erarbeiten muss, der naturgemäß nicht die Mehr-
heit in diesem Haus findet. Also, ich finde das nicht be-
sonders toll von einem Fraktionsvorsitzenden einer re-
gierungsstützenden Partei, der seiner Regierung eine
solche Aufgabe aufbürdet. Aber bitteschön, machen Sie
das bitte unter sich selbst aus.

Ich möchte jetzt noch ein paar Worte, Herr Hahnemann
hat ja schon lang und breit referiert, zu dem eigentlichen
Antrag selbst sagen. Über diesem Antrag steht etwas zur
Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements. Da muss
ich Ihnen aber sagen, wenn ich mir dann dieses anschaue
und bewerte, dann kommt, meine Damen und Herren,
eigentlich zu großen Teilen gerade das Gegenteil zum
Vorschein. Denn sowohl beim Volksentscheid, also der
Volksgesetzgebung auf Landesebene, als auch beim
Bürgerentscheid, also dem Ersatz eines Ratsbeschlusses
auf Gemeindeebene, treffen Sie keinerlei erleichternde
Regelung. Es bleibt bei den hohen Hürden. Bei der vor-
gelagerten Stufe, dem Volksbegehren bzw. dem Bürger-
begehren, überbieten die neuen Einschränkungen bei
Sammlungsmodalitäten und Sammlungsfrist im Nachteil
bei weitem die Vorteile, die sich aus der Wirkung der
geplanten Absenkung der Quoren ergeben würden. Das
heißt, eine erfolgreiche Bürgerbeteiligung, das Gelingen
eines Volksentscheids bzw. eines Bürgerentscheids wird
somit nicht wie verheißen oder, ich sage mal besser,
vorgegaukelt, erleichtert, sondern es wird an dieser Stelle
objektiv erschwert. Und letztlich beim Bürgerantrag -
das ist also dieses Institut, mit dem ich ein Anliegen der
Bürger nur in den Landtag transportieren will, damit es
dort beraten wird - bleiben Sie sogar um 100 Prozent
hinter dem zurück, was der Verfassungsgerichtshof in
seinem Urteil vom 19.09.2001 für zulässig erklärte.
Warum bleiben Sie denn eigentlich dann als eine
Fraktion, die einen Antrag zur Stärkung des Bürgerwillens
hier einbringt, noch hinter einer exakten Maßgabe des
Verfassungsgerichts um 100 Prozent zurück? Das ist
doch völlig unbegreiflich. Wir hingegen haben dieses
Urteil wohl berücksichtigt. Es sieht die beiden Stufen
der Volksgesetzgebung als Einheit und lässt offen, ob
die erste oder zweite Stufe die wirkliche Hürde werden
soll. Ich darf deswegen aus dem Verfassungsgerichts-
urteil zitieren: "Der Vorrang der parlamentarischen Ge-
setzgebung wird durch die Volksgesetzgebung nicht in
Frage gestellt, wenn auf der Grundlage einer Gesamt-
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schau durch ausreichend hohe Anforderungen entweder
zu Beginn oder am Ende des Gesetzgebungsverfahrens
durch Rechtsnormen gewährleistet wird, dass die Ge-
setzgebungskompetenz im Regelfall beim parlamen-
tarischen Gesetzgeber verbleibt." Genau dieses wollen
wir, wir wollen ja, dass die Gesetzgebung im Regelfall
beim parlamentarischen Gesetzgeber verbleibt, dass es
aber diesen Ausnahmefall geben muss und dass dieser
Ausnahmefall in einer Gesamtschau der Hürden aus der
ersten und zweiten Stufe zu betrachten ist. Deswegen unser
Gesetzentwurf, der gestern in der Pressekonferenz vor-
gestellt wurde, der heute erfreulicherweise von der Süd-
thüringer Zeitung in Gänze abgedruckt ist, auf den die
Presse auch sonst eingegangen ist und den wir ins
November-Plenum zur Beratung einbringen werden. Wir
betrachten nämlich die erste Stufe, also das Volksbe-
gehren, als die zu bezwingende Hürde, die aber dann eine
ausreichende Legitimation verleiht, um in der zweiten
Stufe das demokratische Mehrheitsprinzip ohne Quorum
zu gewährleisten. Das ist der Weg, den uns das Verfas-
sungsgericht eröffnet hat und der durch die Verfas-
sungslage benachbarter Bundesländer, z.B. Bayern, legi-
timiert ist. Da wird man sich noch um Einzelheiten streiten
können, aber dieser Weg ist legitimiert und diesen Weg
bestreiten wir. Ich will zu unserem Gesetz jetzt nicht
noch mal ausführlich sprechen. Lesen Sie, ich darf das
sagen, die Südthüringer Zeitung und verarbeiten Sie das,
was der Kollege Hahnemann gesagt hat.

Ich will nur noch zu dem Punkt II des Antrags etwas
sagen. Wir lehnen diesen Punkt I, dieses ganze Paket, von
dem ich jetzt gesprochen habe, ab. Das ist ja logisch. Zu
Punkt II, dort geht es um das Gesetz über das Verfahren
bei Bürgerantrag, Volksbegehren und Volksentscheid. Das,
sagen Sie, müsste nun von der Regierung überarbeitet
werden. Wir sind da ja eigentlich schon einen Schritt
weiter. Auf meinen Antrag hin hat der Justizausschuss
beschlossen, als ich dort als Vertreter war, dass sich der
Justizausschuss mit den Unzulänglichkeiten dieses Ge-
setzes befasst und dieses Gesetz neu überarbeitet. Und
da denke ich, das ist richtig, dass da die Erfahrungen der
Initiative mit einfließen sollen. Das ist aber auch ein
Gesetz und es sollte richtigerweise der Justizausschuss
selbst tun, weil es eigentlich der Weg zur Volksgesetz-
gebung selbst ist und man es nicht wiederum gleicher-
maßen an die Regierung delegieren sollte, sondern, wie
der Justizausschuss schon beschlossen hat, es eigentlich
im Justizausschuss erarbeitet werden muss. Mithin ist
der Punkt II Ihres Antrags obsolet.

Dann gibt es noch, was ja jetzt tagesordnungspunkt-
mäßig zusammengepackt ist, Ihre Vorschläge zur Ge-
schäftsordnung. Na ja, allzu weltumwerfend sind die nicht,
aber im Gegensatz zu dem, dass wir den Hauptantrag
ablehnen, werden wir dort eine Überweisung an den
Justizausschuss natürlich mittragen. Sie können auch nicht
weitgehend sein, ich stimme mit Ihnen überein, auch ich
bin nicht für die generelle Öffentlichkeit von Aus-
schuss-Sitzungen. Jeder, der weiß, worum es dort geht,

weiß, dass das keinen Ausschluss der Öffentlichkeit be-
deutet. Wir haben in diesem Landtag keine beschließen-
den Ausschüsse, das heißt, jede Arbeit des Ausschusses
wird nachher wieder hier im Landtag öffentlich gemacht,
das heißt, kein Thema geht an der Öffentlichkeit vorbei,
anders als in Gemeinderäten.

(Zwischenruf)

Ja, das sind die drei, vier Fälle, die Sie zu Recht nennen.
Ich habe ja gesagt, ich bin prinzipiell gegen eine Öffent-
lichkeit von Ausschüssen, weil gewährleistet ist, dass
alles, was im Ausschuss normalerweise beraten wird, im
Plenum dann öffentlich ist, anders als in den Kommu-
nen, wo es beschließende Ausschüsse gibt, die müssen
natürlich dort öffentlich sein, sonst fände dort ein Be-
schluss unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt. Hier ist
aber jeder Beschluss im Landtag letztlich zu fassen, heißt,
die Öffentlichkeit ist für jedes Thema vorhanden. Des-
wegen brauchen die Ausschuss-Sitzungen unseres Land-
tags nicht prinzipiell öffentlich zu sein, da stimme ich
mit Ihnen überein und die paar Punkte, wo das nicht
gewährleistet ist, die sollten wir im Justizausschuss be-
trachten und beraten. Lange Rede oder kurze Rede, kurzer
Sinn: Ihre Vorschläge zum bürgerschaftlichen Engage-
ment lehnen wir ab, sie sind völlig unzureichend. Wir
erwarten nun mit Freude die Vorlage des Justizministers,
diese ablehnungspflichtige Vorlage des Justizministers.
Über die Vorschläge zur Geschäftsordnung werden wir
uns mit ihm im Justizausschuss gemeinsam unterhalten.
Danke.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Lieberknecht:

Es hat jetzt das Wort der Abgeordnete Althaus, CDU-
Fraktion.

Abgeordneter Althaus, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren
Abgeordneten, es ist schwierig, nach dem Redebeitrag
von Herrn Hahnemann zum Thema und nur zu dem
Thema, das heute zur Diskussion steht, zu kommen, weil
ich schon, anders als Herr Schemmel, in seinem Wort-
beitrag erhebliche Differenzen zur Ordnungspolitik in
Deutschland, zum Grundverständnis, wie wir zu unserer
Verfassung stehen und damit auch wie wir unsere
Demokratie verstehen, sehe. Uns trennen Welten, Herr
Hahnemann, und ich will gleich für die CDU-Fraktion
erklären, wir suchen an dieser Stelle überhaupt keine
Gemeinsamkeiten.

(Beifall bei der CDU)

Wenn Sie glauben, dass das Demokratiemodell von 1949
überaltert ist und abgeschafft gehört, dann sind Sie in
einem falschen Land zu Hause.
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(Beifall bei der CDU)

Das Demokratiemodell von 1949 hat Bestand und hat un-
abänderlich Bestand. Lesen Sie bitte noch einmal im
Grundgesetz nach. Ich habe sehr genau zugehört und habe
mitgeschrieben, er hat von zwei Demokratiemodellen ge-
sprochen, von dem von 1949 und dem 1989 begonnenen
und er hat sich für das von 1989 ausgesprochen und
schließt damit absolut ohne jede Nahtstelle an an das,
was er im Hessischen Rundfunk im Jahr 1993 verlauten
ließ, indem er gesagt hat: "Die Situation ist die, dass
herrschende Politik einfach absolut nicht mehr in der
Lage ist, Progress menschlicher Gesellschaft zu bewerk-
stelligen. Das ist weder die Wirtschaftspolitik, das sind
nicht die Parteien und das ist auch nicht die parlamen-
tarische Demokratie." Die parlamentarische Demokratie,
sehr geehrter Herr Hahnemann, ist in diesem Land ein
Grundbestand und wird es auch bleiben.

(Beifall bei der CDU)

(Zwischenruf Abg. Dr. Hahnemann, PDS:
Das habe ich doch gesagt, Herr Althaus.)

Nein, Sie haben am Anfang Ihrer Rede gesagt, die Zukunft
gehört der direkten Demokratie. Das haben Sie wörtlich
gesagt und ich kann Ihnen nur sagen, die Zukunft gehört
der parlamentarischen Demokratie und die direkte De-
mokratie ist ergänzend dazu zu entwickeln.

(Beifall bei der CDU)

Eine zentrale Voraussetzung, und ich denke, das ist viel
wichtiger, ist, dass die Demokratie gestaltet wird durch
möglichst viel Teilhabe und Teilnahme und die, meine
sehr verehrten Damen und Herren, erschließt sich eben
nicht nur über direkt demokratische Mittel, sondern vor
allen Dingen darüber, dass möglichst viele Bürgerinnen
und Bürger in diesem Freistaat aktiv Politik gestalten, z.B.
in der Kommunalpolitik, und das tun sie sehr erfolg-
reich.

(Beifall Abg. Zitzmann, CDU)

Und es erschließt sich ebenfalls diese Teilhabe und Teil-
nahme an Demokratie darüber, dass weit mehr als ein
Drittel aller Thüringerinnen und Thüringer in Vereinen,
in Verbänden, in der Nachbarschaft und wo immer direkt
ehrenamtlich tätig sind. Das ist demokratiestärkend. Gerade
nach den Jahren der Allmacht und Allzuständigkeit der
SED-Diktatur ist dies ein gutes Zeichen, dass in Thü-
ringen so viele Menschen diese Verantwortung über-
nehmen. Dies ist ein Grund dafür, dass wir in den
letzten elf Jahren erfolgreich ein Gemeinwesen in
Thüringen aufbauen konnten, das lebt, das von den
Menschen angenommen wird, das mit hoher Zustim-
mung in Deutschland eine gute Zukunft hat.

(Beifall bei der CDU)

Trotzdem danke ich allen, die sich auch in den letzten
anderthalb Jahren insbesondere dafür eingebracht haben,
das Thema "Direkt demokratische Elemente" besonders
zu thematisieren. Wir nehmen als CDU-Fraktion ernst,
dass über 360.000 Menschen die Initiative "Mehr
Demokratie" und damit das Ziel, sich für veränderte direkt
demokratische Elemente einzusetzen, unterschrieben ha-
ben. Das hat deutlich gemacht, dass ein verstärktes
Politikinteresse besteht, dass Chancen gesucht werden,
Politik mitzugestalten, dass aber auch seine Meinung
ausdrücken ein wichtiges Element ist, seine Meinung
über Politikentscheidungen oder auch Politikergebnisse.
Ich bin mir sehr sicher, dass hier neben der Landes-
politik auch die Bundes- und die Kommunalpolitik in den
letzten Jahren eine Rolle gespielt hat. Als Kommunal-
partei und gestaltende Kraft in diesem Land war diese
Erfahrung für die CDU Thüringen Anlass, sich im Be-
sonderen z.B. auf einem Parteitag in Sömmerda mit diesen
Fragen "Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements"
umfassend zu befassen. Dabei ging und geht es uns
darum, dieses bürgerschaftliche Engagement, das heißt
die Teilhabe des Einzelnen insgesamt, zu stärken und nicht
nur einen Teil dieser Teilhabe in den Blick zu nehmen.
Hierbei ergeben sich mehr Fragen, als diejenige, ob die
direkt demokratischen Einflussmöglichkeiten in Thüringen
zeitgerecht ausgestaltet sind. Unsere Position dazu habe
ich in der ersten Lesung des Gesetzentwurfs der Initiative
"Mehr Demokratie" bereits umfassend dargestellt und
begründet.

Unserer Ansicht nach, auch heute, sind Änderungen in
dieser konkreten Frage nicht zwingend, aber sie sind
selbstverständlich in bestimmten Handlungsrahmen mög-
lich. Dabei ist vor allem wichtig, dass die direkt demo-
kratischen Elemente die parlamentarische Demokratie
ergänzen und sie nicht aushöhlen. Diese klare Grenz-
ziehung nehmen sowohl das Grundgesetz als auch die
Thüringer Verfassung vor.

Eine andere als diese Prioritätensetzung ist mit uns,
auch wenn es von der Verfassung von vornherein ausge-
schlossen ist, nicht zu machen.

(Beifall bei der CDU)

Das heißt selbstverständlich, dass wir diskutieren kön-
nen über konkrete Punkte, wie wir uns innerhalb dieses
Spielraums Veränderungen vorstellen. Unsere Vor-
stellungen sind nicht das Ergebnis von 100 Minuten,
wie vorhin dargestellt wurde, sondern von einem länge-
ren Erarbeitungsprozess und Sie liegen Ihnen im Detail
in den beiden Drucksachen 3/1843 und 3/1861 vor.

Das Landesverfassungsgericht hat das Volksbegehren
"Mehr Demokratie" am 19. September als verfassungs-
widrig erklärt. Teile der Opposition haben daraufhin von
einem schwarzen Tag für die Demokratie gesprochen. Ich
halte diese Aussage für hoch problematisch, insbesondere
mit Blick auf ein Verfassungsorgan in Thüringen, das un-



4106 Thüringer Landtag - 3. Wahlperiode - 49. Sitzung, 11. Oktober 2001

abhängig ist und über den Bestand der Demokratie recht-
lich zu wachen hat.

(Beifall bei der CDU)

Bestimmte Aussagen von PDS-Mitgliedern waren aben-
teuerlich oder besser ungeheuerlich und haben erneut
deutlich gemacht, dass sie nicht vollständig auf dem
Boden des Grundgesetzes und der Thüringer Verfassung
stehen.

(Beifall bei der CDU)

Worum aber geht es fast 12 Jahre nach dem Ende des
SED-Staats und nach dem Sieg der Freiheit? Nach der
SED-Diktatur, deren Verbrechen übrigens noch nach-
wirken und dessen Opfer uns mahnen, haben wir uns in
Thüringen eine freiheitliche Verfassung gegeben. Mit dem
Beitritt zum Grundgesetz und mit dieser Thüringer
Verfassung haben wir uns für die parlamentarische De-
mokratie ausgesprochen, das heißt für das Mehrheits-
system, repräsentiert durch Abgeordnete, das zugleich
Minderheitenrechte und Formen der direkten Teilhabe an
Politik vorsieht. Sie, die PDS, haben diesen Weg nie ge-
wollt. Sie haben weder für die deutsche Einheit gestimmt,
noch für die Thüringer Verfassung. Deshalb ignorieren
Sie auch, dass eine große Zahl der Thüringerinnen und
Thüringer, die übergroße Mehrheit, per Volksentscheid
im Jahr 1994 genau diese Thüringer Verfassung ange-
nommen hat. Die Mütter und Väter des Grundgesetzes
haben aus der Geschichte und aus der Fehlbarkeit von
Menschen eine klare Konsequenz gezogen: Macht kann
missbraucht werden, wie in der DDR, Minderheiten
können Mehrheiten instrumentalisieren, denken wir an
den Nationalsozialismus. Um dieses ein für allemal aus-
zuschließen, sind der Politik, das heißt dem Einfluss-
bereich von Mehrheit und Minderheit Grenzen gesetzt,
die im Grundgesetz und in der Thüringer Verfassung
niedergelegt sind. Es ist also nicht nur die Erfahrung mit
dem Nationalsozialismus, sondern eine viel größere ge-
schichtliche Erfahrung, die sich leider infolge erneut in
der DDR-Zeit bestätigt hat, die die Väter und Mütter, die
das Grundgesetz geschrieben haben, den parlamentarischen
Rat, bewogen hat, eine solche Festlegung in Artikel 20
vorzunehmen.

Genau deshalb musste die Landesregierung das Landes-
verfassungsgericht anrufen. Wenn das Landesverfas-
sungsgericht nun mit großer Mehrheit Verfassungswid-
rigkeit des Volksbegehrens festgestellt hat, dann sind damit
nicht die Unterzeichner gemeint, sondern damit ist der
Inhalt genau dieses Gesetzentwurfs gemeint.

(Beifall bei der CDU)

Ich bin dem Landesverfassungsgericht, und ich sage das
auch im Namen meiner Fraktion, sehr dankbar, dass es
genau dieser nicht einfachen Aufgabe nachgekommen
ist, weil das die Aufgabe dieser unabhängigen Instanz

ist, auf die Verfassung zu schauen und darauf zu achten,
dass diese Verfassung in Thüringen eingehalten wird. Denn
die Demokratie muss funktionieren, tut sie es nicht,
polarisieren sich die Extreme und wenden sich genau
gegen diese Demokratie. Das ist genau das Interesse,
das die PDS hat. Dieses Interesse werden wir auf keinen
Fall fördern. Das Grundgesetz und die Thüringer Ver-
fassung sind Grundlagen unserer staatlichen Ordnung.
Das Thüringer Verfassungsgericht hat darauf geachtet,
dass diese Grundlagen unserer staatlichen Ordnung auch
zukünftig erhalten bleiben. Keiner darf deshalb leichtfertig
mit der Verfassung, aber auch nicht mit dem Urteil des
Verfassungsgerichts umgehen.

Deshalb ist meine Fraktion dankbar, dass das Verfassungs-
gericht Grenzen festgelegt hat, Grenzen aufgezeigt hat,
die wir bei der weiteren Debatte berücksichtigen müssen.
Auf dieser Basis ist die CDU-Fraktion selbstverständlich
bereit, den Dialog zu führen. Entsprechende Angebote zu
Gesprächen habe ich ausgesprochen und ich wünsche mir,
dass dabei keiner dem anderen den guten Willen in der
Sache abspricht oder dazu veranlasst wird, dies zu tun.

(Beifall bei der CDU)

Meine Fraktion hat umfassende Vorschläge zur Stärkung
des bürgerschaftlichen Engagements in Thüringen er-
arbeitet, um die Arbeit des Parlaments transparenter zu
gestalten, die direkte Demokratie zu stärken und das
bürgerschaftliche Engagement der Bürger vor Ort zu
fördern. Das Bündnis "Mehr Demokratie in Thüringen"
hat, so war gestern zu hören und auch heute im Rede-
beitrag z.B. von Herrn Schemmel, eine Überarbeitung
seines Gesetzesvorschlags vorgenommen. Sie haben den
Eindruck vermittelt, als werden wir heute auch über diesen
Gesetzentwurf reden. Ich kenne keinen Gesetzentwurf und
mir liegt auch keiner vor. Ich bin aber zuversichtlich, dass
wir in den kommenden Monaten zu einer intensiven De-
batte und hoffentlich guten Lösung für Thüringen kommen
können.

(Beifall bei der CDU)

Unsere Vorschläge lauten zu allererst, den Landtag und
die Arbeit des Landtages in den Möglichkeiten noch trans-
parenter zu gestalten. Es ist gar keine Frage, dass die
Arbeit, die wir hier als Parlamentarierinnen und Parla-
mentarier tun, noch dialogischer und transparenter gestaltet
werden muss, denn häufig ist es die Frustration über
politische Entscheidungen, die die Menschen dazu bewegt,
sich von Politik abzuwenden. Deshalb ist neben der
Arbeit in Wahlkreisen, mit Zielgruppen, mit denen, die
uns täglich auch als Politiker ansprechen, natürlich auch
die Arbeit hier im Parlament, bei Plenarsitzungen, auch
bei Ausschuss-Sitzungen noch dialogischer und trans-
parenter zu gestalten. Ich halte es für absolut unange-
messen, Herr Schemmel, wenn Sie dies lächerlich machen.
Es sind viel mehr Bereiche als Sie denken, die z.B. in
Ausschüssen derzeit ohne jede Chance für Öffentlichkeit
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beraten werden - z.B. auch in Haushaltsfragen, wie Sie
gut genug wissen müssten. Deshalb halte ich es schon
für wichtig, dass bei Grundsätzlichkeit der Ausschuss
auch seine thematische Arbeit öffentlich gestaltet, für die,
die diese Öffentlichkeit nutzen wollen, aber dass in den
Fällen, wo diese Öffentlichkeit aus vielerlei Gründen nicht
geboten ist, mit einer Zweidrittelmehrheit, das heißt, eben
nicht mit der Mehrheit der Regierungsfraktion, sondern
einer darüber hinaus gehenden Mehrheit, diese Öffent-
lichkeit ausgeschlossen wird.

Zweitens, das ist der Kern natürlich auch der Debatte in
den nächsten Wochen und Monaten, auch die direkt
demokratischen Einflussmöglichkeiten wollen wir stär-
ken. Dazu haben wir Änderungen vorgeschlagen, die in
unserem Antrag konkret aufgeführt sind. Dennoch möchte
ich im Hinblick auf Quoren und Verfahren Folgendes
anmerken:

Quoren und Verfahren sind kein Selbstzweck, im Ge-
genteil, sie haben ebenfalls eine demokratiepolitische
Bedeutung. Die Initiative möchte die Quoren möglichst
niedrig ansetzen und begründet dies mit dem Recht von
Minderheiten. Unsere Demokratie aber beinhaltet eine
Kombination aus Mehrheitsprinzip und Minderheiten-
rechten. Weder hat die Mehrheit immer Recht, noch hat
die Minderheit immer Unrecht. Die Mehrheit in unserer
Demokratie hat aber ein Recht darauf, dass Begehren,
die zu rechtlichen Regelungen werden sollen, d.h. zu
Volksgesetzen, von einem entsprechenden Anteil der
Bürger ernsthaft getragen werden. Deshalb sind Quoren,
Verfahren und Hürden so wichtig. Die amtliche Samm-
lung ist eben überhaupt keine ungewohnte oder total
unmögliche Veranstaltung für direkt demokratische
Verfahren. An der Stelle lesen Sie eben die Urteilsbe-
gründung nur halb. Das Verfassungsgericht kommt sehr
klar zum Ergebnis, dass amtliche Sammlung zwar eine
höhere Hürde darstellt, sie führt aber gerade dadurch zu
einer höheren demokratischen Legitimation der Unter-
schriftsleistung. Genau darum geht es: Eine höhere demo-
kratische Legitimation, weil Volksgesetze am Ende auch
den rechtlichen Rahmen für unsere Handlungen, unsere
Richtungsbestimmung darstellen.

Deshalb können wir gern darüber diskutieren und soll-
ten dies auch, aber wir sollten uns nicht gegenseitig
unterstellen, dass wir die direkt demokratischen Elemente
für die Bürgerinnen und Bürger, die diese nutzen wollen,
von vornherein als unmöglich zur Gestaltung festlegen.

Der dritte Bereich - das Ehrenamt stärken. Ich habe am
Anfang schon deutlich gemacht, dass nach unserer Auf-
fassung - und das ist gerade in diesem Jahr auch natio-
nal und international vielfältig diskutiert worden -, na-
türlich das ehrenamtliche Engagement eine entscheidende
Stütze für die Demokratie ist. Sie alle wissen, wie wich-
tig die Netzwerke sind, wie wichtig es ist, dass nachbar-
schaftlich sich ehrenamtlich engagiert wird, dass Inte-
ressierte sich des Ehrenamts bedienen können und dass

Ehrenamtliche sich Tag für Tag in Thüringen in vielfäl-
tigen Bereichen einsetzen. Diese Netzwerke zu stärken und
enger zu knüpfen, für Interessierte die Möglichkeiten,
sich ehrenamtlich zu engagieren, zu verbessern, das ist
das Ziel dieser entsprechenden Beschlussempfehlung.
Wir wollen eine "Stiftung Ehrenamt", weil wir glauben,
dass damit ein zukünftiges Dach für das Ehrenamt ent-
wickelt wird, das diese Chancen im Blick auf Gestaltung
des Ehrenamts noch verbessern kann.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in unseren
heutigen Anregungen fordern wir zum einen die Lan-
desregierung auf, entsprechende Gesetzesinitiativen zu
erarbeiten, sich auszurichten auf die Stärkung des Ehren-
amts und außerdem wollen wir, das ist unsere eigene
Aufgabe, die Geschäftsordnung des Landtags weiter ent-
wickeln. Nun hat Herr Schemmel, ich habe das aus-
führlich gehört, die Vorstellung, dass wir die Landes-
regierung damit beauftragen, kritisiert.

(Zwischenruf Abg. Schemmel, SPD: Wir
bearbeiten die Geschäftsordnung auch nur im
Parlament.)

Sie verstehen das nicht, Sie meinen, wir würden damit
die Aufgaben des Landtages von vornherein ignorieren.
Sie haben nur verkannt, dass von den von uns geplanten
Änderungen eben nicht nur die Verfassung betroffen ist,
sondern auch einfache Gesetze bis hin zur Kommunal-
ordnung. Außerdem, Sie können auch schlecht die Lan-
desregierung beauftragen, da hätten Sie im September
1999 ein besseres Ergebnis haben müssen, Herr Schemmel.

(Beifall bei der CDU)

Außerdem geht es darum, und das ist ganz entschei-
dend, das müssen Sie lesen in unserem Antrag, die Ver-
fahren der Volksbegehren und ihrer Behandlung einer
intensiven Zweckmäßigkeitsprüfung zu unterziehen. Ich
will hier nur die Stichworte Normenkontrolle und paral-
lele Fristläufe nennen. Das muss rechtlich gut geprüft
werden, bevor wir uns für eine der Möglichkeiten, die
gegeben sind, entscheiden. Wer allerdings meint, nur weil
die Landesregierung die Novelle von Rechtsvorschriften
erarbeitet, würde von vornherein die Diskussion hier im
Parlament ausfallen oder auch die Zustimmungsfähig-
keit von vornherein nicht gegeben sein, der hat ein
kurioses Verfassungs- und Parlamentsverständnis. Nehmen
Sie mir es nicht übel, ich kann diese Argumentation
überhaupt nicht nachvollziehen.

(Beifall bei der CDU)

Es ist doch geradezu sinnvoll, dass die inhaltliche und
juristische Abwägung innerhalb des Kabinetts dazu führt,
dass ein ausgewogener Vorschlag auf dem Tisch im Thü-
ringer Landtag liegt, der dann übrigens vorher schon ein-
mal angehört worden ist und damit durch eine gewisse
öffentliche Debatte ein größeres Gewicht und eine größere
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inhaltliche Konsistenz dieser Novelle gegeben ist.

(Beifall bei der CDU)

Das nun zum Anlass einer grundsätzlichen Kritik zu
nehmen, kann ich überhaupt nicht nachvollziehen. Uns
geht es, das will ich noch einmal deutlich sagen und das
habe ich in den letzten Wochen und Monaten immer deut-
lich gesagt, mit dem Weg, den wir gehen wollen, darum,
die Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements ganz
grundsätzlich zu befördern. Egal, das gilt auch für Sie, von
wem die Vorlage kommt, das Parlament ist der Souverän
und für eine Verfassungsänderung brauchen Sie und
brauchen wir eine Zweidrittelmehrheit. Insofern besteht
eine hohe Aufgabe für Sie, aber auch für uns, sich zu be-
mühen, entsprechende Diskussionen zu führen, damit am
Ende eine Zweidrittelmehrheit für einen einvernehmlichen
Gesetzentwurf im Blick auf Verfassungsänderung erreicht
wird. Zu diesem Einvernehmen kann es natürlich nur im
Rahmen der parlamentarischen Beratung kommen, ganz
selbstverständlich. Ihre unsinnigen Vorhaltungen, ob Sie
jetzt mit der Landesregierung verhandeln sollen, verstehe
ich überhaupt nicht. Wenn Ihr Gesetzentwurf irgendwann
einmal im Thüringer Landtag ist, dann wird in Kürze
darauf auch die Gesetzesvorlage der Landesregierung im
Thüringer Landtag sein. Parlamentarische Praxis ist, dass
beide dann in entsprechenden Ausschüssen diskutiert wer-
den. Es bestehen also genug Möglichkeiten, im Rahmen
der parlamentarischen Beratung auch zu überlegen, ob
wir Gemeinsamkeiten finden. Bei der SPD hoffe ich also,
dass der Polemik die Chance folgt, wirklich eine ruhige
und am Ziel orientierte Debatte zu führen. Bei der PDS,
glaube ich, trennen uns ganz grundsätzliche Ansätze. Ich
bemühe mich gar nicht, mit Ihnen einen Konsens an dieser
Stelle zu erzielen. Den Willen zum Konsens für die
CDU-Fraktion, den will ich hier noch einmal ganz deutlich
herausstellen. Wir haben uns genau deshalb auch auf den
Weg gemacht, die Vorlagen heute eingebracht und ich bitte
Sie um Annahme der Drucksache 3/1843 und Über-
weisung der Drucksache 3/1861 an den Justizausschuss.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Das Wort hat Frau Abgeordnete Dr. Wildauer, PDS-
Fraktion.

Abgeordnete Dr. Wildauer, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, der vorlie-
gende CDU-Antrag hat einen erfreulichen Aspekt zum
kommunalen bürgerschaftlichen Engagement. Die CDU-
Fraktion erkennt an, dass die bisherigen Regelungen zur
kommunalen Bürgerbeteiligung und Bürgermitwirkung
in Thüringen geändert werden müssen - wir auch.

(Zwischenruf Abg. Althaus, CDU: Können,
Sie dürfen nicht ... unterstellen ...)

Gut, dann können. Wir meinen, dass sie geändert wer-
den müssen.

(Zwischenruf Abg. Schemmel, SPD: Frau Dr.
Wildauer, ich teile Ihre Meinung.)

Aber ich darf sie noch sagen? Dann sage ich, dass das
unsere Meinung ist, dass das geändert werden muss. Aber
das Wie und das Was für die notwendigen Änderungen,
die Sie in Ihrem Änderungsantrag vorgeben, die treffen nun
nicht ganz unseren Geschmack. Wir sehen den Antrag als
Vorabdiskussion einiger Teile der neuen Thüringer
Kommunalordnung. Ich hoffe, dass es dazu kommen wird.
Sie wollen nicht mehr Bürgerbeteiligung, Sie wollen
eigentlich weniger und mit Ihren Vorschlägen befördern
Sie nicht direkte Demokratie auf kommunaler Ebene. Sie
machen eigentlich das Gegenteil. Ich mutmaße, dass im
Ergebnis die Politikverdrossenheit in den Kommunen
weiter zunehmen wird, die Menschen werden sich weiter
aus dem kommunalen Geschehen zurückziehen. Sie lassen
die Menschen, um einmal bildlich zu sprechen, vor den
Rathäusern stehen, an Stelle sie hereinzubitten. Gut, Sie
sagen es anders. Es stimmt nicht ganz. Sie wollen die
Menschen in die Rathäuser hineinholen, aber nicht damit
sie an kommunalen Entscheidungen stärker mitwirken
können, nein, die Bürger sollen in den Rathäusern nur
Bürgeranträge und Bürgerbegehren unterstützen - nur in
Rathäusern. Sie bezeichnen das als amtliche Unterschrif-
tensammlung. Sie wollen den politischen Dialog auf den
Straßen abschaffen und dafür ein amtliches Bekenntnis
erzwingen. Die direkte Demokratie oder, wie Sie es
nennen, das bürgerschaftliche Engagement stärken Sie
damit, so sehen wir das, keinesfalls.

Meine Damen und Herren, noch einmal zur Verständigung.
Die CDU im Thüringer Landtag will das Zulassungsquo-
rum für den kommunalen Bürgerantrag von bisher 10 auf
5 Prozent senken. Dies erscheint zunächst vernünftig und
es ist ja auch eine PDS-Forderung. Die CDU will jedoch
gleichzeitig die bisherige freie Unterschriftensammlung
durch die amtliche Unterschriftensammlung ersetzen
und eine Zwei-Wochen-Frist einführen.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Frau Abgeordnete Dr. Wildauer, Sie lassen eine Zwi-
schenfrage von Herrn Abgeordneten Sonntag zu?

Abgeordnete Dr. Wildauer, PDS:

Ja.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Bitte, Herr Abgeordneter.
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Abgeordneter Sonntag, CDU:

Danke, Frau Präsidentin. Frau Kollegin Dr. Wildauer, wenn
ich mir Ihre Schilderung von einem Rathaus anhöre, da
geht mir das Messer in der Tasche auf, das sind doch
Bürger, die darin tätig sind und darin arbeiten, es sind
meine Kollegen und Kolleginnen, Kreisräte, Gemeinderäte,
Stadträte. Warum bauen Sie diesen Popanz auf als ab-
schreckendes Beispiel, wie von der Demokratie zur Straße?
Frau Kollegin Dr. Wildauer, können Sie mir nicht zu-
stimmen, dass es da keinen Unterschied gibt? Die Zeiten
sind doch vorbei?

Abgeordnete Dr. Wildauer, PDS:

Herr Sonntag, wie gern gehen die Leute in die Rat-
häuser? Auf der Straße unterschreiben sie noch. Wenn sie
in das Rathaus gehen müssen, werden sie sich das sicher-
lich dreimal überlegen und, ich glaube, es kommt über-
haupt kein Begehren zu einem Ergebnis. Ich möchte
doch noch einmal sagen ...

Vizepräsidentin Ellenberger:

Bitte, meine lieben Abgeordnetenkollegen, lassen Sie
Frau Dr. Wildauer aussprechen.

Abgeordnete Dr. Wildauer, PDS:

Es steht ja auch nicht in Abrede, dass man das auch
koppeln könnte. Man könnte ja auch beides tun. Aber ich
möchte doch noch einmal darauf verweisen, dass auf
kommunaler Ebene überall in Deutschland die freie
Sammlung Standard ist. Überall in allen Ländern in
Deutschland, ich kenne keines, in dem die freie Samm-
lung auf kommunalem Gebiet nicht statthaft ist. Aber
ich sage, die freie Sammlung als auch die Sammlung in
Amtsstuben haben sowohl Vorteile als auch Nachteile.

(Zwischenruf Abg. Dr. Zeh, CDU: Mehr Vor-
teile.)

Nein, es ist erwiesen, dass beide gleich viel Vorteile
haben.

(Zwischenruf Abg. Althaus, CDU: Das
stimmt nicht.)

Doch. Was wollen Sie mich denn ... Die Nachteile sind
enorm. Es sind Leute da, die das meist besser wissen als
Sie und ich. Die haben das aufgeschrieben und es gibt
den Nachweis.

(Zwischenruf Abg. Althaus, CDU: Dann
bleibt es so, wie es ist.)

Nein, die haben aufgeschrieben, wie viele Nachteile,
wie viele Vorteile usw. Aber die Nachteile sind insofern
enorm, besonders wenn so kurze Fristen wie im vorlie-

genden Antrag vorgegeben sind. Glauben Sie wirklich,
dass Ihre Vorschläge Verbesserungen für die Bürger sind?
Ich glaube, dass dadurch die Verfahren für Bürgeranträge
nur erschwert werden. Ich weiß gar nicht, ob Sie Angst
davor haben, dass Bürger einen Antrag stellen, um zu be-
wirken, dass der Gemeinderat sich mit einem bestimm-
ten Sachverhalt beschäftigen muss. Ich glaube ganz ein-
fach, dass Sie hier auch Ihre eigenen Bürgermeister,
Gemeinderäte, Stadträte und auch Kreistagsmitglieder
unterschätzen.

Meine Fraktion hat zum Bürgerantrag einen Vorschlag, der
bürgerschaftliches Engagement tatsächlich stärkt. Wir for-
dern den Einwohnerantrag mit einem Zulassungsquorum
von 5 Prozent. Bis jetzt, meine Damen und Herren, ging es
um den Bürgerantrag. Auch der CDU-Vorschlag zum
Bürgerbegehren stellt eine Verschlechterung der bis-
herigen Regelung dar. Sie wollen das bisherige Zu-
lassungsquorum von 20 auf 15 Prozent reduzieren, aber
dafür eine Zwei-Wochen-Frist und die amtliche Unter-
schriftensammlung vorschreiben. Offenbar haben Sie
aber nicht registriert, dass schon die bisherigen Regelun-
gen dazu geführt haben, dass in Thüringen nur in Aus-
nahmefällen Bürgerbegehren erfolgreich waren, und zwar
wegen der hohen Hürden. Sie verschärfen die Hürden da-
durch eigentlich noch. Für die Landkreisebene sehen Sie
erneut keine Regelung vor, obwohl doch auch Ihnen be-
wusst sein müsste, dass die jetzigen Regelungen eine unter-
schiedliche Rechtslage, z.B. für die Bürger in kreis-
freien Städten und im Landkreis, zur Folge haben. Neh-
men wir einmal Eisenach: Bürger in Eisenach können
ein Bürgerbegehren durchführen, beispielsweise über die
Abfallentsorgung, und Bürger im Wartburgkreis können
das nicht. Wenn wir sagen, Herr Köckert kann sich mit
seiner Familie in Eisenach an einem Bürgerbegehren be-
teiligen, Herr Bergemann im Wartburgkreis oder auch Frau
Wolf können das nicht. Nun sagen Sie mir mal, wie Sie
das dem Bürger erklären wollen, diesen Widerspruch oder,
um nicht gleich zu sagen, diesen Unsinn. Ihre Vorschläge
verschlechtern die Bürgerbeteiligung. Wir fordern in Ab-
hängigkeit von der Größe der Kommune ein maximales
Zulassungsquorum von 10 Prozent und ein maximales
Mindestzustimmungsquorum beim Bürgerentscheid von
20 Prozent, auch in Abhängigkeit von der Größe der
Kommune. Auch fordern wir eine Lockerung des so ge-
nannten Negativkatalogs, weil nämlich der jetzige Nega-
tivkatalog Bürgerbegehren nahezu unmöglich macht. Das
belegen auch die Zahlen.

Ich fordere Sie auf, meine Damen und Herren von der
CDU, eigentlich den vorliegenden Antrag nach alledem
am besten zurückzuziehen, weil Sie nicht deutlich
genug sagen, was Sie wollen.

(Beifall bei der PDS)
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Vizepräsidentin Ellenberger:

Frau Abgeordnete Nitzpon, Sie haben als Nächste das
Wort. Bitte schön.

Abgeordnete Nitzpon, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Herr Alt-
haus, das, was Sie von meinem Kollegen Dr. Hahne-
mann gehört haben, auch im Vergleich zu 1993, wider-
spricht sich nicht. Der Zukunft gehört die direkte Demo-
kratie, weil es sie so eben hier in diesem Land noch
nicht gibt und sie gibt es nicht in diesem Land, weil die
Hürden ganz einfach zu hoch sind.

(Beifall bei der PDS)

Damit, meine Damen und Herren, lehnen wir aber die
parlamentarische Demokratie doch nicht gleich ab. Auch
wir sind der Auffassung, dass direkte Demokratie die
parlamentarische Demokratie ganz einfach ergänzt. Aber
wieso, Herr Althaus, sage ich Ihnen das, das ist ja wie
Perlen vor die Säue gehauen.

(Beifall bei der PDS)

Ich freue mich, Herr Althaus, dass Sie uns in diesem
Landtag ertragen müssen und hoffentlich tut Ihnen das
etwas weh.

(Unruhe bei der CDU)

(Beifall bei der PDS)

Darüber hinaus hat die Mehrheitsfraktion innerhalb der
parlamentarischen Demokratie wenigstens teilweise ein-
gesehen, dass die Politik der Betonmauer eben nicht un-
bedingt sinnvoll ist. Also entdeckt sie für sich die Öffent-
lichkeit und bringt einen Antrag auf Änderung der Ge-
schäftsordnung, einen zweiten innerhalb von einem halben
Jahr, ein. So ab und zu kann es ja nicht schaden, eine
öffentliche Ausschuss-Sitzung zu machen. Deshalb auch
die vorsichtige Öffnung des edlen Hauses für den ein-
fachen Bürger.

Wenn Sie aber schon, Herr Althaus, mit Stärkung des
Bürgerengagements hausieren gehen, ist die in Ihrem
Papier angekündigte Stärkung der Öffentlichkeit des
Parlaments und die Umsetzung dieses Antrags ebenso
eine Mogelpackung wie das die Vorschläge zum Volks-
begehren sind, die sich ja im selben Papier auffinden.
Man muss ja nur ab und zu mal, Herr Althaus, der Stim-
mung unter den Bürgerinnen und Bürgern ein paar
Appetithappen hinwerfen. Vor allem kann Öffentlichkeit
dann nicht schaden, so meinen Sie als CDU offensicht-
lich, wenn Sie bei Beratungsgegenständen hergestellt
werden soll, für die es zum einen vorherige Möglich-
keiten der öffentlichen Debatte gibt oder zum anderen,
wenn es zwar um eine Vorabüberweisung geht, es sich

aber um eine bloße Unterrichtung der Präsidentin handelt.
Es sind also Dinge, die meist politisch harmlos sind.

Ähnlich sieht es bei der öffentlichen Beratung von Lehr-
planfragen aus oder auch in der Frage der Gemein-
schaftsaufgaben. Öffentlichkeit einfach da, wo es nicht
wehtut, wo Betroffene sowieso schon einbezogen sind.
Ich denke da an die Lehrplankommission, die es gibt.
Aber in dem Zusammenhang frage ich Sie: Wieso tut es
Ihnen weh, wenn z. B. eine Diskussion zur Novellierung
eines Schulgesetzes öffentlich im Ausschuss beraten
werden kann?

(Zwischenruf Abg. B. Wolf, CDU: Weil die
hier im Landtag ist.)

Das verstehe ich nicht. Da wollen Sie nämlich die
Öffentlichkeit nicht mehr haben. Die Bürgerinnen und
Bürger erfahren hier nur das zusammengefasste Ergeb-
nis der Fraktionen, aber nicht, wie man im Ausschuss zu
einer Vorlage oder einer Beschlussempfehlung kommt.
Und ich glaube, das interessiert die Bürgerinnen und
Bürger mehr als pure Unterrichtungen von der Frau Prä-
sidentin.

(Beifall bei der PDS)

Und, meine Damen und Herren, das, was Sie wollen zu
der Öffentlichkeit der Ausschüsse, zu den Inhalten, das
sind meist Fälle, in denen die Landesregierung die öffent-
liche Sitzung der Ausschüsse sozusagen als Werbeplatt-
form nutzen will. In den meisten Punkten, die Sie nämlich
in § 78 angesprochen haben, spielt die Landesregierung
die entscheidende Rolle und eben nicht das Parlament
oder die Bürgerinnen und Bürger. Wollte man aus meiner
Sicht aber wirklich das Parlament und seine demokra-
tische Öffentlichkeitsfunktion stärken, so müsste man kon-
sequenterweise alle Beratungen zu Selbstbefassungs-
angelegenheiten, aber auch zu allen Vorabüberweisungen,
öffentlich machen, denn in der Vergangenheit, meine
Damen und Herren, das wissen Sie selbst, haben sich
gerade die Selbstbefassungsangelegenheiten als poli-
tisch brisant erwiesen. Aber da wollen Sie schon keine
Öffentlichkeit mehr haben. Und bei Anhörungen - das
finde ich schon etwas witzig -, also der Änderung des
§ 79, bauen Sie mit Blick auf unliebsame Themen ein-
fach die Bremse der Zweidrittelmehrheit ein, die in den
Sechser-Ausschüssen, die es im Landtag auch gibt, pro-
blemlos durch die Mehrheitsfraktion angewendet werden
kann. So weit haben Sie vielleicht nicht gedacht, sagen
Sie. Dann denken Sie jetzt mal darüber nach. Denn wenn
es thematisch für Sie politisch heiß wird, meine Damen
und Herren der CDU-Fraktion, dann kommt immer die
Notbremse, dass die Öffentlichkeit ausgeschlossen wird.
Und wenn man vielleicht nicht vorher gleich abblockt,
indem man sagt, eine Anhörung wird gar nicht erst zu-
gelassen, wie wir es in vielen Beispielen haben - ich sage
noch mal das unglückliche Beispiel zum Gesetz des Bür-
gerbeauftragten, dass man sagt, man macht nur eine
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schriftliche Anhörung -, dann hat man gleich die Öffent-
lichkeit außen vor. Da wäre ein Punkt, wo man ansetzen
sollte, die Geschäftsordnung zu ändern, Anhörungen
grundsätzlich nicht schriftlich, aber öffentlich.

Wenn es Ihnen so wichtig wäre mit dem gläsernen Par-
lament, meine Damen und Herren der CDU, warum sind
Sie dann nicht auf unsere Vorschläge, die wir vor einem
halben Jahr zu Ihrem Antrag zur Änderung der Geschäfts-
ordnung gemacht haben, eingegangen? Warum haben
Sie einfach diese in blinder Wut auf das falsche Etikett
niedergestimmt? Sie waren es doch selbst, meine Damen
und Herren, die noch vor nicht einmal einem halben Jahr
die Geschäftsordnung in den Punkten der Öffentlichkeit
und demokratischen Kontrolle deformiert haben. Sie haben
sie nämlich mit Ihren Anträgen vor einem halben Jahr
verschlechtert.

(Beifall bei der PDS)

Ich möchte Sie noch einmal erinnern, dass unser Antrag,
den wir damals zu Ihrem Antrag zur Änderung der Ge-
schäftsordnung eingereicht haben, selbst ein Kompro-
miss war. Wir wissen natürlich auch, dass es Ausschuss-
Sitzungen z. B. im Petitionsausschuss gibt, die gar nicht
öffentlich sein können, damit nicht Angelegenheiten von
Dritten dort in die Öffentlichkeit kommen, wo es nicht sein
darf. Aber zu Selbstbefassungsanträgen anderer Art, zu
Gesetzentwürfen und Anträgen des Landtags kann es
durchaus öffentlich sein. Ich freue mich natürlich, dass
Herr Mohring vor vielleicht zehn Minuten diesen Saal
wieder betreten hat, denn er hat ja mit der Änderung der
Geschäftsordnung vor einem halben Jahr selbst in den
Medien den Vorschlag unterbreitet, alle Ausschuss-Sitzun-
gen grundsätzlich öffentlich abzuhalten, so, wie es im
Übrigen seit Jahrzehnten in Bayern ist. Sie schreien immer:
Bayern, Bayern. Heute hat das Herr Kretschmer in
Sachen Wirtschaftspolitik auch wieder gemacht. Und da
muss ich sagen, schauen Sie doch auch mal in diesem
Punkt nach Bayern.

Sie wissen, meine Damen und Herren, dass Sie für die
öffentliche Sitzung der Beratungen von allen Aus-
schüssen die Verfassung ändern müssen, aber Sie wissen
auch, dass Sie das natürlich mit Zweidrittelmehrheit kön-
nen. Unsere Stimmen haben Sie. Wir könnten mit Zwei-
drittelmehrheit in dieser Frage die Verfassung ändern. Dann
reichen Sie doch solch einen Antrag ein. Und wenn dieser
nicht kommt, Herr Mohring, Sie wissen vielleicht auch,
ich hoffe es zumindest, dass Sie einen Antrag einreichen
können mit zehn Unterschriften von Abgeordneten. Wenn
Sie in Ihrer Fraktion keine neun anderen Abgeordneten fin-
den, dann können Sie sich auch mal an meine Fraktion
wenden. Ich kann Ihnen ganz sicher zusagen, dass neun
Abgeordnete solch einen Antrag unterstützen würden.

Ich frage Sie also, meine Damen und Herren der Mehr-
heitsfraktion: Wie ernst ist es Ihnen eigentlich mit der
Bürgerbeteiligung? Nicht nur die Vorschläge zum Volks-

begehren sind eine Verhöhnung des eigentlichen An-
liegens. Auch hier in Sachen der Geschäftsordnung bieten
Sie üble Sachen an.

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU: Ich
verstehe nicht, dass das übel ist.)

Aber wir wollen auch, dass es an den Ausschuss über-
wiesen wird. Ich werde Sie daran messen, wie ernst es
Ihnen wirklich mit der Öffentlichkeit in den Ausschüssen
ist und wir werden natürlich wieder Änderungsanträge
einreichen und wir werden öffentlich machen, wie Sie
dann dazu stehen und abstimmen. Danke schön.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Herr Minister Birkmann, bitte schön.

Dr. Birkmann, Justizminister:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren Abgeordneten, lassen Sie mich für die Landesregie-
rung zum CDU-Antrag in Drucksache 3/1843 Stellung
nehmen.

Mit der vorliegenden Initiative nimmt die CDU-Frak-
tion den Wunsch der Bürgerinnen und Bürger in Thürin-
gen nach mehr Mitwirkung in der Politik auf Landes-
ebene und auf kommunaler Ebene auf. Sie macht damit das
wahr, was sie immer gesagt hat. Die CDU hat stets betont,
nicht nur das Volksbegehren "Mehr Demokratie in
Thüringen" aus verfassungsrechtlichen Gründen abzu-
lehnen, sondern auch ein umfassendes, breit gefächertes
Bündel von Vorschlägen zur Stärkung des bürgerschaft-
lichen Engagements in Thüringen vorzulegen. Dies ge-
schieht nun, nachdem der Thüringer Verfassungsge-
richtshof sein Urteil zu dem bereits erwähnten Volks-
begehren gesprochen und damit Klarheit geschaffen hat.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich an dieser
Stelle kurz etwas zu diesem Urteil sagen. Der Thüringer
Verfassungsgerichtshof hat mit der klaren Mehrheit von
8:1 Richtern das Volksbegehren in allen seinen Kern-
punkten als nicht mit der Verfassung übereinstimmend
angesehen. Ich denke, schon allein diese klare Entschei-
dung muss doch zu denken geben, wenn dann in der
vorgenommenen Weise Urteilsschelte geübt wird. Sport-
lich würde man sagen: Schlechte Verlierer, Schieds-
richter war schuld.

(Beifall bei der CDU)

Gestern und heute ist noch mal anständig nachgeschla-
gen worden.

Lieber Herr Gentzel, ich freue mich, dass Sie da sind,
denn Sie sind auch der Erste, den ich ansprechen wollte.
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(Zwischenruf Abg. Gentzel, SPD: Ich bin
extra heruntergekommen.)

Herr Gentzel, Sie haben gestern - es ist wirklich nicht
das Gravierendste, aber ich möchte es erwähnen -, Herr
Gentzel hat gestern gesagt, er sei erschrocken von dem
konservativen Auftreten des Thüringer Verfassungs-
gerichtshofs. Ich finde, Herr Gentzel, das tut man nicht.

(Beifall bei der CDU)

Im Übrigen ist es ja auch inhaltlich nicht richtig, wie es
das klare Verhältnis von 8:1 meines Erachtens doch sehr
überzeugend dokumentiert. Aber was heute hier gesche-
hen ist vom Vertreter der PDS, von Herrn Dr. Hahnemann,
das geht meines Erachtens noch erheblich über das hinaus,
denn es ist eine Linie, die auch zeigt, dass hier aus ideolo-
gischer Überzeugung der Verfassungsgerichtshof ange-
gangen wird, wenn hier von einer konservativen Rechts-
setzungslinie wiederholt die Rede ist und wenn es eben
in Ihren Ausführungen geheißen hat, die Verfassungs-
richter hätten ein idealisierendes Bild von Abgeordneten
gesehen, dann sind Sie nicht bereit, dem Verfassungs-
gerichtshof zuzugestehen, dass er das tun muss, was ihm
die Verfassung aufgegeben hat, nämlich das Bild vom
Abgeordneten zu zeichnen, was die Verfassung sieht.
Das ist unser Abgeordneter, so, wie er ausgestattet ist als
jemand, der hier die parlamentarische Demokratie re-
präsentiert. Und ich finde, eine solche Kritik und eine
solche Schelte ist völlig unangemessen und zeigt auch,
dass Sie sich doch im Wesentlichen damit auch den
Blick verstellen, um im Unterschied zur SPD, das muss
ich an dieser Stelle sagen, aus dem Urteil heraus die
Folgerungen zu ziehen, die notwendig sind. Die ver-
fassungsrechtlichen Bedenken der Landesregierung haben
sich bestätigt. Mit der gerade von der Opposition in diesem
Hause so sehr gescholtenen Anrufung des Thüringer Ver-
fassungsgerichtshofs ist die Landesregierung mithin nicht
nur ihrer verfassungsmäßigen Pflicht aus Artikel 82
Abs. 5 der Thüringer Verfassung nachgekommen, sondern
hat auch die Voraussetzungen für einen Richterspruch
geschaffen, der nun zum einen verhindert, dass ein mit
der Verfassung nicht übereinstimmender Gesetzentwurf
zum Volksentscheid gestellt wird und zum anderen auch
weiter gehende Rechtsklarheit und Rechtssicherheit in
Fragen der verfassungsrechtlichen Zulässigkeit plebis-
zitärer Elemente in Thüringen schafft. Die Landesre-
gierung wird dem Anliegen der CDU-Fraktion ent-
sprechen. Herr Abgeordneter Schemmel, das wird Sie
nicht wundern und sie wird die Inhalte aufgreifen. Und
wenn Sie meinen, Birkmann habe keine Mehrheit im
Hause, das hoffe ich aber sehr, ich bin davon überzeugt,
dass wir die Mehrheit haben.

(Beifall bei der CDU)

Eine andere Frage ist natürlich die Zweidrittelmehrheit
und die wollen wir ja versuchen gemeinsam zu erringen.
Ich denke, das Gesetzgebungsverfahren wird hinreichend

Gelegenheit geben, die einzelnen Punkte zu diskutieren.
Übrigens schließt das an Gespräche an, die bereits in der
Vergangenheit im Rahmen des gescheiterten Volksbe-
gehrens mit dessen Vertretern sowohl von der Fraktion
wie auch von der Regierung geführt worden sind. Ich
denke, jetzt ist die Angelegenheit dort, wo sie hingehört
- im parlamentarischen Verfahren. Dabei sind wir offen
für Anregungen und Änderungsvorschläge. Diese Anre-
gungen und Änderungsvorschläge müssen sich jedoch ver-
fassungsrechtlich in dem verfassungsrechtlich zulässi-
gen Rahmen halten, insoweit hat das Urteil klare Grenzen
gesetzt und sie müssen verfassungspolitisch sinnvoll sein.
Über beides muss geredet werden. Vor diesem Hinter-
grund erscheint, Herr Abgeordneter Dr. Hahnemann, PDS
und auch SPD, mir der gestern vor der Presse gemachte
Vorschlag nicht bedenkenfrei. Und ich meine auch, dass
es in der Tat gut wäre, Herr Dr. Hahnemann, wenn Sie
statt Urteilsschelte zu üben, das Urteil genauer lesen und
dann austarieren würden, was das Urteil hergibt, um auf
dem Boden der Verfassung die möglichen Lösungen zu
sehen.

Lassen Sie mich kurz einige Aspekte zum CDU-Antrag
vortragen. Es kann nicht nur um Änderungen der Be-
stimmungen zu Volksbegehren und Volksentscheid, also
um die plebiszitären Elemente im Gesetzgebungsverfahren,
gehen. Die Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements
in Thüringen muss vielmehr breiter angelegt werden, das
heißt, dass die Bestimmungen zum Bürgerantrag und
Bürgerbegehren bürgerfreundlicher in dem Sinne werden
sollen, dass die entsprechenden Quoren gesenkt werden
und beim Bürgerantrag auf Landesebene die so ge-
nannte Flächenklausel entfällt. Und das heißt vor allem,
der Abgeordnete Fraktionsvorsitzende Althaus hat darauf
hingewiesen, das ehrenamtliche Engagement umfassend
zu unterstützen und zu fördern. Insoweit hat die Landes-
regierung ein ganzes Maß an Bündeln in Angriff ge-
nommen. An dieser Stelle möchte ich u.a. hinweisen auf
die vorgesehene Errichtung einer Ehrenamtsstiftung, die
Einführung einer Freistellungsregelung für Inhaber der
Jugendleitercard, die Evaluierung und Fortschreibung der
bisherigen Fördermaßnahmen auf der Grundlage einer
wissenschaftlichen Studie zur Situation ehrenamtlich
Tätiger in Thüringen, die Durchführung von Ehrenamts-
konferenzen und die Einführung eines Förderpreises
"Ehrenamt".

Zweitens: Das Unterstützungsforum wird von 14 auf 10
Prozent der Stimmberechtigten gesenkt. Hierdurch wird
das Zustandekommen eines Volksbegehrens deutlich er-
leichtert. Für Bürgerbegehren, Bürgerantrag und Volks-
begehren wird eine amtliche Unterschriftensammlung ein-
geführt, das heißt, statt der bisherigen Unterschriften-
sammlung auf Straßen und Plätzen oder beim Bürger zu
Hause wird die Unterschriftensammlung in Amtsräumen
durchgeführt. Ich weiß, zu diesem Punkt hat es von
Seiten der Opposition bereits heftige Kritik gegeben und
auch heute ist sie wieder geäußert worden. Ich meine aber,
diese Kritik ist nicht berechtigt, und zwar aus folgenden
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Gründen: Der Thüringer Verfassungsgerichtshof hat in
seinem Urteil zum Volksbegehren deutliche Bedenken
hinsichtlich einer freien Sammlung geäußert. Auf Seite
43 des Urteils heißt es - und ich darf mit Zustimmung
der Frau Präsidentin zitieren: "Das Verfahren der freien
Stimmabgabe erzeugt auch deswegen in seiner Hinweis-
kraft auf den wirklichen Unterstützungswillen zweifel-
hafte Erklärungen, weil die Möglichkeit der Unterschrif-
tensammlung an beliebigem Ort die Abstimmungs-
freiheit der Bürger beeinträchtigen kann." Im Folgenden
erläutert dann der Verfassungsgerichtshof die Gefahr, dass
Bürger auf der Straße, bei Versammlungen oder im pri-
vaten Bereich zur Unterschrift gedrängt oder sogar unter
Druck gesetzt werden. Hinsichtlich der bei einer amt-
lichen Sammlung geleisteten Unterstützungsunterschriften
führt er hingegen, ebenfalls auf Seite 43 des Urteils, aus
- ich darf noch einmal zitieren: "..., dass das Verfahren
der amtlichen Sammlung die Glaubwürdigkeit und
Überzeugungskraft dieser Erklärung und damit deren
legitimationsvermittelnde Eignung verstärkt." Neben die-
sem vom Thüringer Verfassungsgerichtshof hervorge-
hobenen Aspekt, dass die amtliche Sammlung die
Wahlfreiheit besser gewährleistet, sprechen drei weitere
Gründe für eine amtliche Sammlung. Kleinere Initiativen
ohne flächendeckende Organisationsstruktur haben deut-
lich größere Chancen das erforderliche Unterstützungs-
quorum zu erreichen als bei freier Sammlung. Die amt-
liche Sammlung ist bereits Rechtslage in 12 von 16 Bun-
desländern. Die Gründe für die bisherige Regelung der
freien Sammlung in Thüringen sind weggefallen, Maß-
gebend war seinerzeit, dass die Verwaltungen noch im
Aufbau waren und nach den Erfahrungen zu DDR-
Zeiten ein verbreitetes Misstrauen gegenüber Behörden
bestand. Beides hat im Jahre 12 der deutschen Einheit
nicht mehr die Bedeutung.

Und noch ein Weiteres ist kurz anzusprechen: Das Ver-
fahren zur verfassungsgerichtlichen Kontrolle eines Volks-
begehrens muss geändert werden. Wie das konkret aus-
sehen soll, wird man noch diskutieren müssen. In jedem
Fall muss die verfassungsgerichtliche Überprüfung eines
Volksbegehrens auf seine inhaltliche Vereinbarkeit mit
höherrangigem Recht, insbesondere mit der Thüringer Ver-
fassung, zu einem früheren Zeitpunkt erfolgen, nämlich
vor der Sammlung der Unterschriften. Damit wird ver-
hindert, dass, wie im vorliegenden Fall geschehen, mit
erheblichem Aufwand ein Volksbegehren betrieben wird,
vielleicht hunderttausende Bürger ihre Unterschriften
leisten und erst danach die Unzulässigkeit des Volksbe-
gehrens festgestellt wird. Außerdem wird der Zeitdruck für
die gerichtliche Entscheidung wie für die parlamen-
tarische Behandlung des Volksbegehrens verringert.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich abschließend
noch einmal die Bereitschaft betonen, im Zuge des nun
bevorstehenden Gesetzgebungsvorhabens über alle Punkte
zu sprechen. Wir sind bereit für einen vernünftigen Kon-
sens, der es ermöglicht, das bürgerliche Engagement zu
stärken. Die CDU und die von ihr getragene Landesre-

gierung jedenfalls nehmen die Bürgerinnen und Bürger
unseres Landes ernst, allerdings wollen wir eine Rege-
lung unter Wahrung des Vorrangs der parlamentarischen
Demokratie. Danke schön.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Weitere Redemeldungen liegen mir nicht vor, ich schließe
die Aussprache. Wir kommen zur Abstimmung, zunächst
über den Antrag der CDU-Fraktion in Drucksache 3/1843.
Für diesen Antrag ist keine Ausschussüberweisung be-
antragt worden, so dass wir über den Antrag unmittelbar
abstimmen werden. Wer für diesen Antrag votieren will,
den bitte ich um das Handzeichen. Gegenstimmen?
Stimmenthaltungen? Dieser Antrag ist mit Mehrheit
angenommen.

Wir kommen zum Antrag der CDU-Fraktion in Druck-
sache 3/1861. Für diesen Antrag wurde die Überweisung
an den Justizausschuss beantragt. Wer ... Sie wissen doch
eigentlich noch gar nicht, was ich fragen will.

(Heiterkeit im Hause)

Melden sich schon im vorauseilenden Gehorsam. Wer
für die Überweisung dieses Antrags an den Justizaus-
schuss stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen.
Das sieht aus wie einmütig. Gegenstimmen? Stimm-
enthaltungen? Ja, der Antrag auf Überweisung wurde
einstimmig angenommen. Ich schließe die beiden Tages-
ordnungspunkte 11 a und b.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 12

Sonderinvestitionsprogramm
"Kommunale Infrastruktur 2002"
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/1848 -

Frau Abgeordnete Sedlacik, Sie wollen begründen. Bitte
schön.

Abgeordnete Sedlacik, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, der Thürin-
ger Ministerpräsident hat für die neuen Bundesländer ein
Investitionsprogramm von 40 Mrd. DM gefordert. Die
Ernsthaftigkeit dieser Forderung kann Herr Vogel da-
durch unter Beweis stellen, indem er das vorgeschlagene
Sonderinvestitionsprogramm "Kommunale Infrastruktur
2002" unterstützt. Hier geht es vergleichsweise um viel
geringere Beiträge, nämlich um nur 80 Mio. DM. Meine
Damen und Herren, unbestritten besteht in den Thüringer
Kommunen noch ein erheblicher Investitionsbedarf zum
weiteren Abbau der kommunalen Infrastruktur. Die
kommunalen Investitionen in Thüringen haben sich seit
1993 im erheblichen Umfang reduziert. Während 1993
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durch die Thüringer Kommunen noch rund 3 Mrd. DM
an Bauinvestitionen getätigt wurden, sind es gegenwärtig
nur noch 1,8 Mrd. DM. Konnte in den 90er-Jahren der
Investitionsstau spürbar abgebaut werden, erhöht er sich
zwischenzeitlich wieder. Selbst bei der Werterhaltung
können die Kommunen nicht mehr im erforderlichen Um-
fang ihre Aufgaben wahrnehmen. Die geringe kommu-
nale Investitionstätigkeit wirkt sich auch negativ auf die
Wirtschaftsentwicklung und die Entwicklung des Ar-
beitsmarkts aus. Hauptursache für diese Entwicklung ist
die unzureichende Finanzkraft der Thüringer Kommu-
nen. Die Thüringer Kommunen haben mit rund 500 DM
pro Einwohner die geringste kommunale Steuerkraft aller
13 Flächenbundesländer. Die Thüringer Kommunen
sind deshalb in besonderem Maße auf einen fairen und
kalkulierbaren Kommunalen Finanzausgleich des Landes
angewiesen. Mit dem Doppelhaushalt 2001/2002 hat das
Land seine Kommunen in unangemessener Art und
Weise an den Haushaltskonsolidierungsmaßnahmen be-
teiligt. Ich erinnere Sie daran, während die Landesausgaben
insgesamt um nur 1 Prozent zurückgingen, wurden die
Zuweisungen an die Kommunen um 3,5 Prozent ge-
kürzt. Wenn die Kommunen nur in gleicher Weise von
den Kürzungen betroffen gewesen wären wie das Land,
dann hätten sie in diesem Jahr rund 80 Mio. DM mehr
Landeszuweisungen erhalten müssen. Diese Größenord-
nung hat die PDS-Fraktion aufgegriffen und schlägt für
2002 ein Sonderinvestitionsprogramm für die Thüringer
Kommunen vor. Die PDS-Fraktion fordert mit diesem
Programm nur die Rücknahme der unverhältnismäßig
vorgenommenen Kürzung bei den kommunalen Finanz-
zuweisungen.

(Beifall bei der PDS)

Die Mittel sollen außerhalb des Kommunalen Finanz-
ausgleichs für Investitionsmaßnahmen in die kommu-
nale Infrastruktur zum Einsatz kommen. Im Regelfall
sollen dabei Gemeinden, Städte und Landkreise mit einem
angemessenen Eigenanteil an der Finanzierung der In-
vestitionsmaßnahmen beteiligt werden. Die Kommunen,
die die notwendigen Eigenmittel nicht aufbringen können,
sollen Mittel aus dem Landesausgleichsstock zur Finan-
zierung ihrer Eigenanteile erhalten. Eine unmittelbare
finanzielle Mehrbelastung für das Land entsteht hieraus
nicht, weil der Landesausgleichsstock Bestandteil des
Kommunalen Finanzausgleichs ist. Somit ist der Zugriff
aller Kommunen auf dieses Sonderprogramm gesichert.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Danke für die Begründung. Ich eröffne die Aussprache
und bitte als ersten Abgeordneten Herrn Abgeordneten
Mohring an das Rednerpult.

Abgeordneter Mohring, CDU:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, 40 Mio.
Euro beantragt die PDS-Fraktion mit dem Antrag für ein
Sonderinvestitionsprogramm "Kommunale Infrastruktur
2002". Dieser Antrag ist populistisch, das passt auch zu
Ihnen, aber zeugt von einer katastrophalen und gar nicht
zu beschreibenden finanzpolitischen Fehleinschätzung
der Haushaltslage in Thüringen.

Meine Damen und Herren, jeder weiß, dass in den Thü-
ringer Kreisen, in den Städten und Gemeinden ein er-
heblicher Investitionsbedarf besteht. Der besteht, weil
40 Jahre SED-Diktatur nicht in 10 Jahren aufzuholen sind,
und deshalb brauchen wir auch, wir in Thüringen selbst,
im Land, aber auch in den Gemeinden und Städten in
Thüringen weiter eine erheblich hohe Investitionsquote,
um diesen Nachholbedarf auszugleichen. Aber, meine
Damen und Herren, die Haushaltslage in Thüringen setzt
diesem Begehren auch Grenzen. Dennoch versuchen wir,
das haben wir zuletzt mit dem Doppelhaushalt für Thü-
ringen 2001 und 2002 bewiesen und wollen das auch mit
dem nächsten Doppelhaushalt beweisen, mit einer hohen
Investitionsquote im Thüringer Haushalt von über 21 Pro-
zent weiter diesen Nachholbedarf auszugleichen. Und,
meine Damen und Herren, wer weiß, wer Frau Sedlacik
wieder ihre Rede hier zur Begründung des Antrags auf-
geschrieben hat, derjenige, der ihr das aufgeschrieben
hat, hat aber vergessen und nicht richtig nachgeschaut, dass
auch in den Thüringer Kommunen für Sachinvestitions-
ausgaben seit Jahren von 28 Prozent noch 1995 immer
noch eine Investitionsquote von über 25 Prozent ausge-
geben wird.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, und diese Quote liegt deut-
lich über dem Schnitt der neuen Bundesländer insgesamt,
aber auch natürlich erheblich über der Quote an Investi-
tionsausgaben, den sich die alten Flächenländer und dort
die Kommunen mit 16 Prozent im Durchschnitt leisten.
Das ist auch notwendig, weil wir einen erhöhten Ausgabe-
bedarf haben. Aber bei einer Mehrausgabequote von durch-
schnittlich 10 Prozent über 10 Jahre hinweg ist natürlich
auch garantiert, dass wir Nachholbedarf leisten, aber wir
können ihn uns nur so weit leisten, wie wir uns auch
Einnahmen gegenseitig erwirtschaften.

Meine Damen und Herren, dass offensichtlich auch die
PDS-Fraktion erkannt hat, dass wir  in unserer Einnah-
mesituation an Grenzen gelangt sind, zeigt ja nicht
zuletzt deshalb, dass sowohl sie als auch die SPD-Frak-
tion zur Haushaltsdebatte zum Haushalt 2001 und 2002
beantragt haben, den Thüringer Kommunen 100 Mio. DM
jährlich für zusätzliche Investitionsausgaben zur Verfügung
zu stellen. Sie haben damals - das ist ja noch nicht mal ein
Jahr her - beantragt, zur Deckung mehr Steuereinnahmen
im Jahr 2001 vorzuschlagen. Nun hat die Realität alle
eingeholt, beide Oppositionsfraktionen, und Sie merken,
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dass wir nicht mehr Steuereinnahmen im Jahre 2001 er-
zielt haben, sondern mit einer Deckungslücke in diesem
Jahr von allein 280 Mio. DM zu kämpfen haben. Genau
deshalb - ich weiß nicht, woher es kommt - beantragt
jetzt die PDS-Fraktion nicht mehr 100 Mio. DM für die
Thüringer Kommunen im nächsten Jahr, sondern nur noch
40 Mio. Euro, also rund 80 Mio. DM, wahrscheinlich
machen Sie irgendwie so ein Lottospiel und denken sich
jedes Jahr eine neue Zahl aus, damit Sie nicht jedes Jahr
denselben Antrag stellen. Es wird an der Gesamtsitu-
ation ja nicht besser, weil Sie auch im neuen Antrag, das
haben Sie schon im alten zum Doppelhaushalt nicht
hingekriegt, weil Sie auf Mehreinnahmen in Steuern
spekuliert haben, das kriegen Sie mit dem neuen Antrag
gleich gar nicht hin, weil Sie ja nun plötzlich die
Deckungsquelle ganz weggelassen haben. Jetzt beantra-
gen Sie 40 Mio. Euro Mehrinvestitionen für Thüringer
Kommunen und vergessen die Deckungsquelle zu nennen.
Wahrscheinlich ist Ihnen das völlig entgangen, dass wir
natürlich auch die Ausgaben gegenfinanzieren müssen.
Wir wollen Ihnen das an dieser Stelle sagen und ich will
Ihnen auch an ein paar Beispielen aufzählen, warum wir
uns diese Mehrausgabe gar nicht leisten können. Wir
können sie uns aus dem Grunde schon nicht leisten und es
ist auch eine Frage, wie man miteinander gemeinsam Haus-
haltspolitik macht. Sie werden sich erinnern, dass die CDU-
Fraktion - und da haben die beiden Oppositionsfraktionen
an der Stelle zugestimmt -, dass wir zum Doppelhaushalt
beschlossen haben, 50 Mio. DM Schlüsselzuweisung aus
dem Kommunalen Finanzausgleich vom Jahr 2002 auf das
Jahr 2001 vorzuziehen für die Thüringer Kommunen, weil
wir gesagt haben, die Steuerausfälle in diesem Jahr und
die Beteiligung von 133 Mio. DM der Thüringer Kom-
munen an der Konsolidierung des Landeshaushalts wirkt
zu stark und schwächt die Investition zu sehr, so dass wir
50 Mio. DM Ausgaben für das nächste Jahr vorgezogen
haben. Und jetzt kann doch nicht das kommen, was wir
alle geahnt haben, als wir diese Vereinbarung getroffen
haben, dass wir jetzt das Defizit aus dem Vorziehen der
50 Mio. DM für dieses Jahr plötzlich wieder mit einer
neuen Ausgabe ausgleichen. Jedem war doch bewusst,
dass, um die Situation 2001 für die Thüringer Kom-
munen zu entschärfen, natürlich dieser Verlust durch
das Vorziehen des Geldes auf 2001 nicht mit einer neuen
Ausgabe zusätzlich in einem Nachtragshaushalt oder
anders wieder ausgeglichen werden kann. An diese Ver-
einbarung muss sich dann auch abschließend gehalten
werden.

Meine Damen und Herren, der Thüringer Landeshaus-
halt weist vor allem durch Steuermindereinnahmen, aber
auch durch andere Mehrausgaben, auf die ich noch ein-
gehen will, nicht nur dieses Jahr eine Deckungslücke von
280 Mio. DM aus, sondern vor allen Dingen auch im
nächsten Haushaltsjahr 2002 von vermutlich 530 Mio. DM.
Die Steuerschätzung im November wird dazu noch abzu-
warten sein und wird zeigen, wie wir am Ende landen.
Aber dass wir wahrscheinlich auf ein so ungefähr großes
bezeichnetes Defizit von über 500 Mio. DM hinkommen

werden, scheint nach der derzeitigen Wirtschaftslage
unvermeidlich. Deshalb scheint auch dann natürlich eine
neue Debatte zum Haushalt im Jahr 2002 wegen der
Deckungslücke unvermeidlich. Sie wissen, der finanzpo-
litische Sprecher der SPD-Fraktion hat es abgestritten, dass
natürlich auch ein Nachtragshaushalt möglicherweise für
2002 bei Steuermindereinnahmen die Weiterreichung im
Rahmen des Kommunalen Finanzausgleichs die Beteili-
gung der Thüringer Kommunen an diesen Steuerminder-
einnahmen bindet, weil die Thüringer Kommunen im Fi-
nanzausgleichsgesetz mit 23 Prozent an Steuermehrein-
nahmen, aber auch an Steuermindereinnahmen beteiligt
sind. Natürlich sind die Kommunen auch daran beteiligt,
wenn Thüringen nächstes Jahr tatsächlich 500 Mio. DM
weniger Einnahmen hat. Das ist die Grundlage der Ge-
schäftsvereinbarung des Thüringer Finanzausgleichsge-
setzes.

Meine Damen und Herren, aber die Schizophrenie die-
ses Antrags allein von der PDS-Fraktion anhand einer
Mehrausgabe, die wir in diesem Jahr in Thüringen zu
leisten hatten, zeigt die Irrsinnigkeit ihrer Politik. Sie
fordern 40 Mio. Euro mehr für Thüringer Kommunen
und gleichzeitig hat dieser Freistaat allein in diesem Jahr
noch 130 Mio. DM Mehrausgaben für SED-Bonzen, für
deren Renten zu leisten, welches uns durch bundesge-
setzliche Regelungen aufgedrückt wurde. Gleichzeitig war-
ten SED-Opfer in Thüringen und auch in anderen neuen
Bundesländern auf ihre Entschädigung für ihren Verlust
und für ihre Diskriminierung, die sie erhalten haben.

(Beifall bei der CDU)

Während diejenigen, die Täter aus der Vergangenheit,
jetzt schon Recht bekommen haben, und wir dies mit
130 Mio. DM in der zusätzlichen Erwirtschaftung der
Mittel ausgleichen müssen, fehlt uns natürlich das Geld
auch für andere Projekte. Und natürlich fehlen uns diese
130 Mio. DM, die wir den SED-Bonzen nachwerfen
müssen, auch möglicherweise für Mehrausgaben im
Investitionsbereich in den Thüringer Kommunen.

Meine Damen und Herren, eine weitere Zahl: Der Finan-
zierungsanteil an den Investitionen in den Thüringer Kom-
munen beträgt mit Landeszuschüssen über 54 Prozent jedes
Jahr. Das heißt, an jeder Investitionsmark, die die Thü-
ringer Kommunen insgesamt jedes Jahr leisten, beteiligt
sich das Land Thüringen allein mit 54 Pfennigen. Darüber
hinaus, durch die Gesamtbetrachtung aller Zuschüsse, auch
die, die von der Europäischen Union und auch vom Bund
hinzugestellt werden, heißt das übersetzt, dass insgesamt
zwei Drittel aller Investitionsmaßnahmen in den Thü-
ringer Kommunen und Landkreisen durch Dritte, also
durch Bund und Land und Europa, gefördert werden. Diese
hohe Quote bewerkstelligt kein anderes junges Bundes-
land hier in Deutschland. Meine Damen und Herren, das
ist unsere Politik, die wollen wir fortsetzen, aber darüber
hinaus ist aufgrund der Haushaltslage nicht mehr zu be-
werkstelligen.
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Meine Damen und Herren, noch ein Weiteres: Die Thü-
ringer Kommunen erhalten im nächsten Jahr nach dem be-
schlossenen Doppelhaushalt 5,4 Mrd. DM. Das entspricht
29 Prozent der Gesamtausgaben, die in dem Haushalt fest-
geschrieben sind, die die Thüringer Kommunen im
Rahmen des Finanzausgleichsgesetzes und darüber hinaus
aus den Zuweisungen und Zuschüssen der übrigen Ein-
zelpläne erhalten. Das heißt insgesamt, dass die Kom-
munen in Thüringen mehr als die Hälfte ihrer Ein-
nahmen, die sie erhalten, aus Zuweisungen und Zu-
schüssen durch das Land Thüringen bewerkstelligen. Das
ist auch notwendig und richtig. Da hat sogar Frau Sedlacik
Recht, das ist ja unbestritten. Das ist auch notwendig
deshalb, weil unsere Thüringer Kommunen mit einer
Steuereinnahme von 533 DM pro Einwohner die niedrigste
Einnahme insgesamt zu verzeichnen haben und wir mit
einer durchschnittlichen Einnahmequote von 15, 16 Prozent
in den jungen Bundesländern natürlich noch weit von der
Quote von knapp 40 Prozent, die die Städte und Gemein-
den in den alten Bundesländern erreichen, entfernt sind.
Aber die eigenen Steuereinnahmen der Kommunen von
533 DM pro Einwohner und die Landeszuschüsse allein
aus dem Kommunalen Finanzausgleich von 1.524 DM
pro Einwohner hinzugerechnet, sichern den Thüringer
Kommunen pro Einwohner neben den Kommunen in
Sachsen die höchsten Zuweisungen, die insgesamt Ge-
meinden und Städte in den neuen Bundesländern er-
halten. Aber auch hier gilt nochmals der Satz: Mehr als
diese rund 2.100 DM pro Einwohner sind auch aus dem
Thüringer Landeshaushalt nicht leistbar. Wir erreichen
viel, das haben sowohl das Landesamt für Statistik, aber
auch selbst der Rechnungshof und der Bund der Steuer-
zahler in den diversen Bewertungen zum Haushalt be-
stätigt. Wir leisten uns mit der konstanten Förderung
und gleich bleibenden Ausgabenquote von rund 5,5/5,4
Mrd. DM an Ausgaben für die Thüringer Kommunen den
höchsten Satz und die konstanteste Quote, die man sich
vorstellen kann. Wenn wir an der festhalten können,
auch angesichts von Steuereinnahmeausfällen, geplant
im nächsten Jahr und auch beim nächsten Haushalt, der
dann 2003 und 2004 ansteht, wenn wir das erreichen,
dass wir an dieser Ausgabenquote von über 5 Mrd. DM
festhalten können, haben wir viel erreicht. Wir wollen
das auch und jeder weiß, dass in der CDU-Fraktion die
Innenpolitiker stark sind. Wir wollen gemeinsam an
diesem Ziel festhalten, aber alles im Rahmen der Be-
wertung der Haushaltslage. Wie sich die entwickeln wird,
ist noch völlig offen. Aber wir wissen ja schon, ich will
das noch einmal wiederholen, wir wissen, dass wir
nächstes Jahr eine halbe Milliarde DM Steuereinnahme-
ausfälle möglicherweise zu verzeichnen haben. Und des-
halb gehen zusätzliche 80 Mio. DM für die Thüringer
Kommunen gar nicht. Die gehen ja auch deshalb gar
nicht, da schlägt ja nun die PDS-Fraktion vor, mög-
licherweise für die Kommunen, die es sich nicht leisten
können, aus dem Landesausgleichsstock das Eigenkapi-
tal dort gegenzufinanzieren. Ein Blick in den Haushalt,
in die Ist-Listen zeigt doch, dass die 32 Mio. DM, die im
Landesausgleichsstock jedes Jahr zur Verfügung stehen,

jedes Jahr schon zu 100 Prozent ausgeschöpft sind. Jetzt
wollen Sie, obwohl die dort schon zu 100 Prozent ausge-
schöpft sind, noch einmal diesen selben Landesaus-
gleichsstock für ein neues Sonderprogramm nochmal
zur Gegenfinanzierung benutzen. Wer soll sich denn das
noch leisten? Sie wollen 80 Mio. DM für die Thüringer
Kommunen zusätzlich auf der einen Seite und natürlich,
wenn dann ein neuer Bedarf entsteht, weil viele Kom-
munen sich das Eigenkapital zur Gegenfinanzierung nicht
leisten können, kommt von Ihnen zunächst die weitere
Forderung, auch den Landesausgleichsstock noch ein-
mal zu erhöhen, um dort die Gegenfinanzierung für die
schwächeren Kommunen bewerkstelligen zu können.
Das führt zu einer unendlichen Kette, die überhaupt nicht
mehr zu finanzieren ist und die in Ihrem Antrag, der ja
gar kein, wie Frau Sedlacik so schön sagen wollte, Sonder-
programm enthält, sondern nur die Forderung an die Re-
gierung, man möge ein Sonderprogramm auflegen. Dazu
fehlt jegliche Überlegung und dieser Antrag zeugt von
purer Gedankenlosigkeit.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, Sie müssen wissen, und das
haben alle Fraktionen zur Haushaltsdebatte zum Dop-
pelhaushalt begrüßt, wir wollen, wenn es geht, an dem
Kurs der Verringerung der Nettoneuverschuldung fest-
halten. Wenn wir an diesem Kurs festhalten wollen und
keiner neuen Nettoneukreditaufnahme zustimmen wol-
len, dann heißt das, wir müssten an den eigenen kon-
sumtiven Ausgaben und an den eigenen Investitionsaus-
gaben seitens des Landes einsparen. Nun weiß jeder, dass
wir, wenn wir an unseren eigenen Investitionsausgaben
im Landeshaushalt einsparen und unter 21 Prozent oder
unter 20 Prozent, also unter die magische Grenze der
Investitionsquote gehen, heißt das, dass wir dann auch
selbst als Land möglicherweise nicht mehr Komplemen-
tärmittel für Programme des Bundes und der Europäischen
Union bewerkstelligen können. Und Sie wissen doch alle
so gut wie ich, 90 Prozent der Ausgaben im Straßenbau
für Landesstraßen, Kreisstraßen und Gemeindestraßen
werden doch mit Komplementärmitteln gegenfinanziert.
Auch die Dorferneuerung steht auf dem Spiel, wenn wir
noch weiter unsere eigenen Investitionsausgaben senken,
auch das trifft doch dann die Kommunen wieder. Deshalb
können wir gar nicht weitere Einschnitte in unsere In-
vestitionsquote seitens des Landes leisten. Deshalb geht
sowohl eine Nettoneuverschuldung, eine neuere, darüber
hinaus nicht, weil wir schon 21 Mrd. DM Schulden zu
bewerkstelligen haben. Das heißt, 10.000 DM Schulden
pro Einwohner jetzt schon, am Ende des Jahres 2002,
mit Bundesschulden und kommunalen Schulden zusam-
mengerechnet, 30.000 DM Schulden pro Einwohner in
Thüringen. Und diese Grenze ist so was von erschre-
ckend und vor allen Dingen auch für alle, die hier im
Landtag sitzen, die Verantwortung haben, und auch ins-
besondere für die, die auch noch jünger sind, weil die
wissen, es gibt ja auch noch in Folgejahrzehnten Ausga-
ben des Landes und der Thüringer Kommunen, auch des
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Bundes. Und die werden die Verschuldung insgesamt
nicht verringern. 30.000 DM Schulden pro Einwohner hat
jeder Steuerbürger in Thüringen gesamt jetzt schon zu be-
werkstelligen. Deshalb ist es völlig irrsinnig, ob ich nun
sage, die Thüringer Kommunen müssen sich verschul-
den und können das nicht mehr und deshalb kommt jetzt
von der PDS der Ruf an das Land: Dann gebt ihr uns
doch das Geld, damit wir uns noch Investitionen leisten
können. Es bleibt am Ende das Steuergeld des Bürgers
insgesamt. Da ist es völlig egal, ob das aus der Tasche des
Landes, des Finanzministers, genommen wird, oder ob
es aus der Tasche des einzelnen Bürgermeisters oder
Landrats genommen wird. Es bleibt das Steuergeld des
Bürgers, und dort ist eine weitere Verschuldung nicht
zulässig.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, dass die PDS völlig ihre
Gegenfinanzierung zu ihrem Vorschlag vermissen lässt,
ist nicht verwunderlich.

(Zwischenruf Abg. Gentzel, SPD: Das hat sie
von Stoiber gelernt.)

Ich will mir an der Stelle nicht verkneifen, noch mal
einen Blick auf die Vorabinformation vom 28. Septem-
ber im PDS-Antrag hinzuweisen. Dort steht nämlich
noch, ich will zitieren, Frau Präsidentin: "Die Mittel sind
im Rahmen des Haushaltsvollzugs zu erwirtschaften."
In der ordentlichen Drucksache vom 2. Oktober 2001
fehlt dieser Satz.

(Zwischenruf Abg. Nitzpon, PDS)

Wie wunderlich. Natürlich, er fehlt nicht nur im Antrags-
text, er fehlt auch in der Begründung. Und er fehlt na-
türlich genau deshalb, weil auch die PDS-Fraktion er-
kannt hat, dass im laufenden Haushaltsvollzug weder
2001 noch 2002 diese Mittel zusätzlich zu erwirtschaf-
ten sind, weil wir ja schon die Steuermindereinnahmen
dieses Jahr und die SED-Bonzen-Renten dieses Jahr und
auch die Steuermindereinnahmen im nächsten Jahr er-
wirtschaften müssen. Und wie wir das bewerkstelligen
wollen, ohne in eine zusätzliche Verschuldung zu gehen,
ist schwierig genug und wird eine schwere Debatte von
uns auch hier im Landtag insgesamt und auch mög-
licherweise noch mal für die Kommunen eine riesen-
schwere Debatte in ihren eigenen Parlamenten abver-
langen. Aber der Vorschlag, wie Sie das Programm fi-
nanzieren wollen, ist völlig vom Tisch, denn allein aus
diesem Grund ist Ihr Antrag, meine Damen und Herren,
hier abzulehnen. Vielen Dank.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Herr Abgeordneter Lippmann, Sie haben als Nächster
das Wort.

Abgeordneter Lippmann, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, sehr verehrter Herr Mohring, Sie haben jetzt eben
einen fundamentalen Satz gesagt, den wir aber schon
kennen und den wir auch schon geübt und gepflegt und
öfter wiederholt haben. Sie haben gesagt, die Pflicht des
Finanzministers, in diesem Fall hier bei uns nicht nur des
Finanzministers, auch dieses Plenums, muss sein, die
Nettoneuverschuldung dauerhaft abzubauen. War das
korrekt, Herr Mohring?

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Ja.)

Billigen Sie das nur den Thüringern zu oder billigen Sie
diese Zielstellung auch anderen Finanzministern zu?

(Heiterkeit bei der CDU, SPD)

Überfordert Sie die leichte Frage, die mit Ja oder Nein
zu beantworten ist? Ich habe erwartet, dass Sie nicht mit
Ja oder Nein darauf antworten.

Es gibt im Moment ja sozusagen eine Hausse an Förder-
programmen und Vorschlägen neuer Programme. Meistens
gehen sie zu Lasten des Bundesfinanzministers und zu
Lasten der Bundeskasse. Das ist immer gut so.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Und wem
hat der in die Tasche gegriffen? Gucken Sie
mal bei sich selber nach.)

Man ist ja weit vom Schuss, und über solche Programme
freut sich beispielsweise der Herr Eichel, aber auch früher
der Herr Waigel, genauso wenig wie der Herr Traut-
vetter in Thüringen. Das ist logisch, das verstehe ich.

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der PDS,
eine Sensation ist dieser Antrag nicht. Neu ist er auch
nicht. Nein, nein, ich bin ganz schnell durch. Er ist ein
alter Hut. Und vor allen Dingen, meine Damen und Her-
ren, er ist ein Plagiat. Er ist ein Plagiat, schlicht und ein-
fach. Sie hätten wenigsten die Schamfrist von, sagen wir
mal, einem Dreivierteljahr oder einem Jahr einhalten kön-
nen, um einen von der Intention her abgeschriebenen An-
trag der SPD-Fraktion hier modifiziert wieder vorzulegen.

Für die, die es schon vergessen haben, im März dieses
Jahres hatte die SPD-Fraktion im Rahmen eines CDU-
Antrags - da ging es um das Sonderprogramm Ost des
Ministerpräsidenten - einen Entschließungsantrag vor-
gelegt. Dieser Entschließungsantrag lautete "Investi-
tionsoffensive in Thüringen". Er war im Übrigen etwas
deutlich höher ausgestattet und dotiert und auf vier Jahre
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ausgelegt, als das der Ihre jetzt ist, also etwas großzügiger.
Die Mittelverwendung war ausschließlich für investive
Zwecke hier in Thüringen gedacht, unter anderem und
gerade besonders für die Kommunen. Wir hatten es damals
als Investitionspauschale gedacht. Das ist den Kommunen
sowieso lieber, denn damit können sie machen, was sie
wollen. Und wir hatten das Programm oder diesen Ent-
schließungsantrag auch unter dem Eindruck eines noch viel
größeren Programms vorgeschlagen, weil wir der Auf-
fassung waren, dass das, was man von anderen fordert,
auch Richtschnur für das eigene Handeln sein muss.

(Beifall bei der SPD)

Ich glaube, dieser Anspruch ist legitim. Diese Auffas-
sung vertreten wir auch heute noch. Selbst die Begrün-
dung, die wir damals brachten, haben Sie - nun nicht gerade
im Wortlaut, aber zumindest vom Inhalt her - über-
nommen. Dass Sie bei Ihrem Programm auf kommunale
Mittelkomplementierung, das heißt auf Projektförderung,
abstellen, macht die Sache eigentlich nur noch schlech-
ter. Ich bin selber im Finanzausschuss der Stadt Saalfeld
und kenne auch die Finanzsituation oder die Vermögens-
haushalte bei uns in der Kommune. Ich weiß, wie schwer
es ist, die Mittel erst mal vorzuhalten, mit denen ich diese
Mittel, die dann möglicherweise zur Verfügung stehen,
zu komplementieren habe.

Und dass Sie auf den Finanzausgleichsstock, meine sehr
verehrten Damen und Herren, fast mit schöner Regel-
mäßigkeit zurück greifen wollen, das macht die Sache ja
eigentlich fast nur noch kriminell. Sie wissen ja, wie lange
es dauert und wie schwer es ist - der Innenminister wird
Ihnen das gerne bestätigen -, erst mal nachzuweisen, dass
sich eine Kommune in einer finanziellen Notlage befindet,
um überhaupt auf die Mittel zurück greifen zu können und
wie lange es dauert. Das letztendlich zum Prozedere zu
machen, indem man sagt, erst nehmen wir das Geld vom
Land als Fördermittel, die wir als Projektfördermittel be-
kommen, und dann nehmen wir mit schöner Regelmäßig-
keit aus dem Landesausgleichsstock das, was uns fehlt. Das
ist nach meinem Dafürhalten keine gute Angelegenheit.

Um es kurz zu machen - es ist ja schon so viel auch zu den
Inhalten und Zielstellungen gesagt worden - Sie haben ab-
geschrieben, schlecht im Übrigen. Und Sie wissen das.
Zweitens, der Antrag hat keine Chance, wie im Übrigen
der SPD-Antrag vom 15. März dieses Jahres auch keine
Chance hat. Wir haben dafür nicht die Mehrheiten, diese
Anträge durchzubringen.

Dann frage ich mich drittens: Für wen und warum haben
Sie diesen Antrag jetzt gestellt?

Und viertens - da bin ich mit mir selber noch nicht im
Reinen - wir werden dem Antrag, so mangelhaft und un-
vollkommen er auch daher kommt, zustimmen, weil die
Intention stimmt, weil ich die finanzielle Situation der
Kommunen selbstverständlich auch kenne und weil der-

artige Mittel, wenn sie denn flössen, der arg gebeutelten
Bauwirtschaft in den Ostländern, in diesem Fall in Thü-
ringen, zugute kommen. Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Frau Abgeordnete Wildauer, Sie haben als Nächste das
Wort, bitte schön.

Abgeordnete Dr. Wildauer, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, in den beiden
vorangegangenen Beiträgen wurde die Gesamtfinanz-
situation eigentlich sehr deutlich dargestellt. Es wurde
gesagt, dass es überall, dass es an allen Ecken und Enden
an Geld fehlt. Und wir kommen nun daher und bringen
auch noch so einen Antrag auf Projektförderung mit 80
Millionen. Aber ich denke, dass es doch immer wichtig
ist - und das sage ich, Herr Kollege Lippmann, ob nun ab-
geschrieben oder nicht - ich denke, Wiederholung festigt
auch. Wenn aber man immer wieder in einer anderen Art
die Thematik, die Problematik erneuert, geht es nicht ver-
loren, wird es bewusst.

Ich denke, dass es immer darauf ankommt, dass auch
Prioritäten gesetzt werden. Ich bin der Auffassung, wenn
die Landesregierung bisher eine bestimmte Sache wollte,
hat sie die auch immer geschafft. Und Sie fragen, Sie
wissen nicht, warum wir den Antrag eigentlich jetzt so
gestellt haben. Frau Sedlacik hat es mit ihren Eingangs-
worten gesagt. Sie hat gesagt, auf der einen Seite - und
wir halten das für sehr vernünftig - hat der Ministerprä-
sident diese Forderung, diesen Initiativantrag, 40 Mrd. DM
für kommunale Infrastrukturförderung an den Bund ge-
stellt. Nun habe ich mir bei der Argumentation des Herrn
Mohring so überlegt, die gleiche Argumentation, die er
hier zu diesem Antrag gebracht hat, könnte Finanz-
minister Eichel wahrscheinlich auch zu dem Antrag des
Ministerpräsidenten bringen und deshalb haben wir ge-
sagt, es wäre eigentlich nicht schlecht und es stünde
Thüringen recht gut zu Gesicht, wenn wir dem Minister-
präsidenten auch Rückenstärkung geben und sagen, wir
machen den Anfang, wir zeigen letztendlich, wie es geht.
Fakt ist eins, der Investitionsbedarf ist unstrittig. Kom-
pliziert wird das Ganze dadurch, dass die Schuldensi-
tuation, also Herr Mohring hat es hier gesagt, eigentlich
sehr prekär ist. Wenn ich einmal eine Zahl nennen darf,
die Thüringer Kommunen sind mit knapp 6 Mrd. DM
verschuldet. Das heißt, wenn wir sie entschulden wollten,
müssten wir im Grunde genommen zweimal den Fi-
nanzausgleich nehmen und die Kommunen entschulden.
Das wird so nicht gehen oder aber wir machen das ganz
anders. Also, es funktioniert so nicht. Aber dann muss man
Lösungen finden und ich sage ja nicht, dass bisher keine
Lösungen gefunden wurden, aber ich gehe davon aus, dass
man nie genug tun kann. Wenn Sie sagen, Pauschale
oder Projektförderung, ja, das gab auch Auseinander-
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setzungen diesbezüglich bei uns in der Fraktion. Wir
waren der Meinung, wenn die Situation im Moment so ist,
also wirklich schlecht, dass die Kommunen eigentlich fast
überhaupt nichts mehr investieren können, sie aber eine
geringe Investitionspauschale bekommen, dann könnten
sie ja diese Pauschale letztlich mit nutzen, um auch be-
stimmte Anträge zu stellen für Investitionen in der kom-
munalen Infrastruktur und damit wären, wenn sie 20 Pro-
zent dazugeben, noch 80 Prozent Förderung. Das würde
schon ein Stück helfen.

Also dass der Investitionsbedarf unstrittig ist, hat auch
vor wenigen Wochen das Deutsche Institut für Urbanis-
tik in einer Studie zum kommunalen Investitionsbedarf
in diesem Jahrzehnt einmal vorgelegt. Ich will einmal hier
auf ein paar Zahlen eingehen: Es wurde festgestellt, dass in
den neuen Bundesländern ein Investitionsbedarf von
413 Mrd. DM für den Zeitraum bis 2009 besteht. Er liegt
damit pro Kopf annähernd doppelt so hoch wie der In-
vestitionsbedarf in den alten Bundesländern. Knapp
27.000 DM pro Einwohner, Herr Mohring hat mit Pro-
zenten gearbeitet vorhin, müssten die ostdeutschen Kom-
munen nach Auffassung dieses Instituts in den nächsten
Jahren investieren, um die kommunalen Aufgaben er-
füllen zu können.

Schwerpunkt der kommunalen Investitionstätigkeit bil-
den die Bereiche Verkehr mit 25 Prozent, soziale Ein-
richtungen mit 14 Prozent, der Wohnungs- und Städtebau
mit 15 Prozent und die Wasser- und Abwasserentsorgung
sowie der Umweltbereich mit 17 Prozent. Den größten
Teil der Investitionen machen dabei nicht Neuinvesti-
tionen aus, sondern Ersatzinvestitionen, so diese Studie.
Es zeigt sich zudem, dass die Kommunen seit 1995 doch
gezwungen waren, Kürzungen bei den Werterhaltungen
vorzunehmen. Das fällt ihnen jetzt auf die Füße, weil sie
in den nächsten Jahren verstärkt Ersatzinvestitionen vor-
nehmen müssen. Um diese Investitionen tätigen zu kön-
nen, müssten die Kommunen im Vergleich zum Jahr 2000
50 Prozent mehr investieren. Diese Einschätzung für die
neuen Bundesländer trifft auch auf Thüringen zu. Sie
machen die Herausforderung und auch die Dramatik deut-
lich, vor denen unsere Gemeinden, Städte und Landkreise
des Freistaats stehen. Ich meine, dass die angespannte
Finanzsituation, ich sagte es eingangs schon, eben wirk-
lich kaum Spielräume lässt. Sie, meine Damen und  Herren
von der Regierung und von der CDU-Fraktion, Sie
können unserem Antrag wieder einmal entgegenhalten,
dass die PDS wieder zusätzliche finanzielle Mittel
zulasten des Landes einfordert, das Land aber ebenfalls
zur Konsolidierung gezwungen ist.

Unser Antrag, und damit gebe ich auch Antwort auf
Herrn Mohring, zwingt letztlich die Landesregierung auf
Grundlage der Landeshaushaltsordnung § 37 und auch
des Haushaltsgesetzes § 7 zum Nachtragshaushalt. Des-
wegen mussten wir diesen Teil der Umschichtung usw.
in der Begründung und auch im Antrag herausnehmen,
weil wir sonst gesetzwidrig handeln würden. Also, wir

haben uns auf diese 80 Mio. DM gestürzt, weil, ich habe
es teilweise schon begründet, um diese 80 Mio. DM
letztlich der Haushalt im kommunalen Bereich mit der
Haushaltsdiskussion gekürzt wurde, und das wollen wir
nicht länger hinnehmen. Es ist auch Gegenstand der Mit-
gliederversammlung des Gemeinde- und Städtebundes
gewesen. Der Ministerpräsident hat übrigens dort auch
gesagt, dass es darum geht und er hat den Bürger-
meistern zugesagt, die kommunale Investitionskraft im
Land zu stärken. Wir hätten auch ganz gern gewusst,
wie das konkret aussehen soll.

Wir wollen mit unserem Antrag die Kürzungen, die ge-
bracht wurden für das nächste Jahr, wieder ausgleichen,
nicht mehr aber auch nicht weniger. Wir meinen auch, dass
ab dem Haushaltsjahr 2003 aus unserer Sicht generell neu
über den Kommunalen Finanzausgleich entschieden wer-
den muss. Ich bitte um Zustimmung zu unserem Antrag.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Herr Minister Trautvetter, bitte schön, Sie haben das Wort.

Trautvetter, Finanzminister:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, das einzige, was an dem Antrag der PDS richtig ist
und was ich voll unterstütze, das ist der erste Satz in der
Begründung, nämlich: "Unbestritten besteht in den Kom-
munen des Freistaats ein hoher Investitionsbedarf in der
kommunalen Infrastruktur."

(Beifall bei der CDU)

Das ist so und das wird auch niemand hier negieren. Nun
zum Antrag selbst. Es erinnert mich an den Änderungs-
antrag zu den Haushaltsberatungen, kommunale Inves-
titionen für 2001 100 Mio. DM, 2002 50 Mio. DM. Fi-
nanzierung: "Der Finanzminister hat die regionale Steuer-
schätzung nach unten korrigiert, wir sehen seine Prog-
nose als zu pessimistisch und berichtigen die Ansätze
einiger Steuerarten." Gott sei Dank haben wir das damals
nicht gemacht. Ansonsten würden wir jetzt noch über
größere Einsparungen im Haushalt reden. Es war richtig,
dass ich die Steuerschätzung nach unten korrigiert habe,
weil ich den allzu optimistischen Konjunkturprognosen
der Bundesregierung keinen Glauben  gestellt habe.

(Beifall bei der CDU)

Das hat sich ja bestätigt, leider bestätigt, da will ich gar
keinen Beifall dafür haben, dass sich das bestätigt hat.
Mir wäre es viel lieber, ich hätte Unrecht und wir hätten
nur noch dreieinhalb Mio. Arbeitslose und wir hätten
mehr Beschäftigungen und wir hätten mehr Steuer-
einnahmen. Das wäre mir viel lieber an dieser Stelle zu
sagen, dann hätten wir wahrscheinlich auch nicht die
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Probleme und dann würden wir allein aus dem Zur-Ver-
fügung-Stellen von Mehrsteuereinnahmen entsprechend
Kommunalen Finanzausgleichsgesetz die Kommunen mit
an den Steuermehreinnahmen beteiligen und dann hätte
sich der Antrag auch erledigt.

Frau Sedlacik, Sie haben bei Herrn Lenz gut abgeschrie-
ben. Nur spätestens seit unserer Auseinandersetzung mit
den kommunalen Spitzenverbänden aus dem Jahr 1997
waren sich Landesregierung und kommunale Spitzen-
verbände einig, dass man die Jahre von vor 1995 nicht
mehr in Vergleiche einbeziehen kann. Denn von 1990
bis 1994 wurden die Länder im Osten Deutschlands über
den Fonds "Deutsche Einheit" finanziert und nicht über
den Länderfinanzausgleich und nicht über die Beteiligung
an der Gesamtheit der Steuereinnahmen. Dass Herr Lenz
auf der Jahrestagung des Gemeinde- und Städtebundes
die alten Kamellen wieder vorgeholt hat, ich kann es
nicht ändern, aber falsche Aussagen werden, wenn man
sie immer wieder wiederholt, deswegen nicht wahrer. Man
kann nicht auf der einen Seite den Verschuldungsstand
beklagen sowohl im Land als auch im kommunalen Be-
reich und auf der anderen Seite dann im gleichen Satz oder
einen Satz danach die kreditfinanzierten Investitions-
programme von 1993 zum Vergleich heranziehen zu den
Investitionsausgaben 2000/2001. Etwas anderes war das
auch 1993 damals nicht. Sowohl das Land als auch die
Kommunen haben ihre hohen Investitionskosten über
Kredite finanziert. Ich sage heute noch, wir haben gut
daran getan, denn sonst wäre Thüringen nicht so weit, wie
es heute ist.

(Beifall bei der CDU)

Man muss in dem Fall auch sagen, ich wäre froh, wenn
ich in der Lage der Kommunen wäre. Der Thüringer
Finanzminister gibt immer noch das Geld aus, was er
nicht hat. Die Kommunen sind seit letztem Jahr wenigstens
in der Lage, Geld, was sie haben, zurückzubehalten. Es ist
noch zu wenig, aber seit letztem Jahr werden die Schulden
im kommunalen Bereich getilgt und der Schuldenstand
wird reduziert. Ich bin gern bereit, wenn ich in dieser
Lage wäre, als Thüringer Finanzminister jede Mark an
Steuermehreinnahmen zusätzlich für kommunale Infra-
strukturinvestitionen zur Verfügung zu stellen, denn ich
weiß, dass sie dort am besten aufgehoben wären, aber
ich habe dieses Geld nicht. Wir werden uns sehr wohl
demnächst darüber unterhalten müssen, wie gehen wir mit
den Steuermindereinnahmen des Jahres 2002 um. Wir
werden uns auch im Kommunalen Finanzausgleich darüber
unterhalten müssen, wie gehen wir mit den Bundeser-
gänzungszuweisungen um, wenn wir keine IFG-Mittel
mehr haben, denn ich möchte, dass die Umschichtung
von IFG zu Bundesergänzungszuweisungen dann auch
1 : 1 in Investitionen umgesetzt wird. Es bringt uns über-
haupt nichts, wenn wir dieses Geld, was uns zur freien
Verfügung zusteht, dann wieder über Anträge umsetzen
in konsumtive Leistungen, sondern wir müssen Investi-
tionen damit finanzieren. Das haben wir uns auch fest

vorgenommen.

(Beifall bei der CDU)

Herr Lippmann hat das "Sonderprogramm Ost" ange-
sprochen. Herr Lippmann, es ist schon ein gewisser Unter-
schied, was wir gefordert haben und was wir nach wie
vor fordern, obgleich ich Ihnen zugestehe, allein aufgrund
der konjunkturellen Entwicklung sind Finanzierungsvor-
schläge, die wir damals gemacht haben, heute nicht mehr
realisierbar. Der Zuschuss zur Bundesanstalt für Arbeit
muss erhöht werden und steht nicht mehr zur Finanzierung
des Sonderprogramms zur Verfügung. Aber mein Kollege
Hans Eichel hat eben die 7 Mrd. DM zusätzlichen Gewinn
der Bundesbank einkassiert, darum hat er es jetzt auch
etwas einfacher als die Länderfinanzminister zu sagen,
wir erreichen unser Ziel der Reduzierung der Nettoneu-
verschuldung trotz schlechter Konjunkturdaten. Ich habe
nicht diese Sondereinnahmen, deswegen werden wir das
gleiche Ziel weiter verfolgen. Da gibt es überhaupt keinen
Unterschied zwischen meinem Kollegen Hans Eichel und
mir und übrigens auch keinen Unterschied zu den anderen
Kollegen aus dem Finanzministerkreis. Es muss das Ziel
sein, in absehbarer Zeit, und dazu haben wir uns alle mit
dem Solidarpakt II verpflichtet, eine Mittelfristige Fi-
nanzplanung für ausgeglichene Haushalte vorzulegen.
Der Bund möchte es bis zum Jahr 2006. Ich hoffe, dass
ihm das gelingt. Bei der jetzigen Einnahmensituation
glaube ich nicht, dass wir uns an die gleiche Zeitschiene
halten können in Thüringen, aber wir werden nicht weit
davon abweichen, bis auch der Freistaat Thüringen
einen ausgeglichenen Haushalt vorlegen muss. Wir sind
allein durch die Vorgaben aus Brüssel hier aufgefordert.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Herr Minister Trautvetter, dürfte ich Sie einen kleinen
Moment unterbrechen?

Trautvetter, Finanzminister:

Aber gern.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Wir haben Gäste auf der Tribüne. Ich begrüße sehr herz-
lich den Außenminister Litauens, seine Exzellenz Herrn
Dr. Valionis.

(Beifall im Hause)

Trautvetter, Finanzminister:

Ebenfalls herzlich willkommen von Seiten der Thürin-
ger Landesregierung.

Meine Damen und Herren, wenn wir für die Thüringer
Kommunen etwas mehr tun wollen und für die Finanz-
ausstattung der Thüringer Kommunen, so kann man das
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eigentlich nur in eine Richtung machen, nämlich dass wir
gemeinsam die Forderung nach einer schnellen und früh-
zeitigen Umsetzung der vom Bund bereits zugesagten und
geplanten Projekte erheben, die Verkehrsinfrastruktur in
den neuen Ländern und die Bedingungen am Wissen-
schafts- und Wirtschaftsstandort Thüringen zu verbessern.
Das wäre, glaube ich, eine Zielrichtung, der wir uns alle
verpflichtet fühlen sollten. Der Antrag in dieser Form ist
aus Sicht der Landesregierung abzulehnen.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Weitere Wortmeldungen liegen mir nun nicht vor. Ich
schließe die Aussprache zu Tagesordnungspunkt 12.
Wir kommen zur Abstimmung. Ausschussüberweisung
ist nicht beantragt worden, so dass wir direkt über den
Antrag der PDS-Fraktion in Drucksache 3/1848 abstim-
men werden. Wer für den Antrag votiert, den bitte ich
um das Handzeichen. Gegenstimmen? Stimmenthal-
tungen? Bei einer größeren Anzahl von Jastimmen ist
aber der Antrag mit Mehrheit abgelehnt. Wir schließen
den Tagesordnungspunkt 12.

Ich rufe den neuen Tagesordnungspunkt 13 a auf

Konsequente Weiterentwicklung
der Förderung der Verbundfor-
schung im Freistaat Thüringen
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 3/1857 -

Gibt es den Wunsch, diesen Antrag zu begründen? Bitte,
Herr Abgeordneter Schwäblein.

Abgeordneter Schwäblein, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen
und Herren, die Verbundforschung zwischen den Hoch-
schulen und den industrienahen Forschungseinrichtungen
unserer Wirtschaft erweist sich seit Jahren als erfolg-
reiches Instrument, um unsere Produkte weltmarktfähig
zu machen, um zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen,
um die gesamte Wirtschaft in Verbindung mit den
Hochschulen und den Forschungseinrichtungen voran-
zubringen. Durch eine externe Studie ist jetzt zum
zweiten Mal die Arbeit der Verbundforschung überprüft
worden. Diese Studie liegt vor. Sie war bereits einmal
im Ausschuss für Wissenschaft, Forschung und Kunst.
Sie erschien uns so wichtig, dass wir diesen Antrag ge-
stellt haben, um aus den Erfahrungen der letzten Jahre
Schlussfolgerungen zu ziehen. Wir werden ob der Be-
deutung für den Landeshaushalt des Freistaats und der
Wirtschaft, das werde ich hier gleich mitmachen, bean-
tragen, dass wir das federführend an den Ausschuss für
Wissenschaft, Forschung und Kunst überweisen, be-
gleitend an den Haushalts- und Finanzausschuss und an
den Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und Strukturpolitik.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Ich eröffne die Aussprache und bitte als nächste Redne-
rin Frau Abgeordnete Kaschuba an das Rednerpult.

Abgeordnete Dr. Kaschuba, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich könnte
jetzt wie der Finanzminister sagen, der einzige Punkt, in
dem man dem Antrag der CDU-Fraktion zustimmen
muss, ist, dass die Verbundforschung weiter gefördert
werden muss. Das will ich aber nicht tun, ich denke, der
Antrag ist in seiner Gänze in Ordnung. Die Landesre-
gierung hat eine Studie zur Evaluation der Verbund-
forschung vorgelegt. Wir befassen uns also heute mit dem
konkreten Antrag der CDU-Fraktion zur konsequenten
Weiterführung der Förderung der Verbundforschung.
Unstrittig ist, dass in Thüringen durch die Förderung der
Verbundforschung gute Ergebnisse erreicht wurden, in
einigen Bereichen sogar sehr gute. Unstrittig ist auch, dass
in diesem Bereich die Effizienz des Fördermitteleinsatzes
hoch ist, sowohl in Bezug auf die durchschnittlich
erzeugten Umsätze von 8,90 DM pro ausgereichter Mark
und einer hohen Beschäftigungseffizienz von 4,9, bezogen
auf den Mitteleinsatz in den Unternehmen selbst von
durchschnittlich 1,08. Damit werden auch Ausgaben für
Arbeitslosigkeit vermieden. Insofern ist eine weitere
Förderung der Verbundforschung unter den in der Studie
genannten Aspekten, das heißt der Verbesserung der För-
derkonditionen für außeruniversitäre Einrichtungen, eine
noch größere Vereinfachung der Antragstellung, Qualität
und Transparenz der Antragsberatung, Flexibilisierung
der Mittel und unkomplizierte Finanzabrechnung, was von
vielen wirtschaftsnahen Forschungseinrichtungen moniert
wird, und eine Schaffung von besseren personellen Vor-
aussetzungen für Akquisition, Verwaltung, Marketing und
Management unbedingt zu unterstützen. Besonders we-
sentlich ist der angezeigte Bedarf der wirtschaftnahen
Forschungseinrichtungen an Finanzmitteln für Investi-
tionen. Die Vorfinanzierung von Aufträgen und die Stabi-
lisierung der Liquiditätslage.

Meine Damen und Herren, Letzteres ist auch ein grund-
legendes Problem der beteiligten Unternehmen. Stärkstes
Innovationshemmnis ist der Mangel an Finanzmitteln für
die Forschung und Entwicklung und deren Umsetzung und
Markteinführung. Zusätzlich beklagen Unternehmen den
Mangel an qualifiziertem Personal. Ich erinnere Sie hier
an die Diskussion um den Fachkräftebedarf in Thüringen,
wo die Fraktion in der Mitte des Hauses sich sehr empört
darüber gezeigt hat, dass man diesen Fachkräftemangel
vielleicht auch in der Planung von Ausbildung berück-
sichtigen müsste. Eine weitere Aussage bezieht sich auf
die Leistungsfähigkeit und zeitliche Beständigkeit der
Netzwerke von Partnern aus Wissenschaft und Wirtschaft.
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Das wird von vielen als problematisch angezeigt, bis auf
die, und hier zitiere ich: "Die mit überkritischen Poten-
zialen ausgestatteten Gebiete Ilmenau und Jena, wo,
wahrscheinlich, wenn das Potenzial überkritisch ist, dem-
nächst auch eine Explosion in andere Gebiete zu er-
warten ist." Ich denke, das kann man aber in jedem
Falle auch von Seiten der Oppositionspartei PDS so zur
Kenntnis nehmen, dass diese Gebiete tatsächlich sehr
gut entwickelt sind. Die Studie sagt auch aus, dass zahl-
reiche Unternehmen über die Förderung der Verbundfor-
schung gar nicht informiert sind. Ich stelle hier die Frage,
wie dieses Informationsdefizit künftig behoben werden
kann, welche Maßnahmen dafür vorgesehen sind. Sicher
gibt es da auch eine Pflicht von Seiten der Unternehmen.

Meine Damen und Herren, das Deutsche Institut für
Wirtschaftsforschung - also nicht die PDS - schätzt ein,
dass die ostdeutsche Wirtschaft sich elf Jahre nach der
Wiedervereinigung in der schwierigen Phase der Auf-
holjagd befindet. Bis 1996 wird eine progressive, gute
Entwicklung bestätigt, danach wird eine schleppendere
Entwicklung festgestellt. Strukturdefizite, kaum Präsenz
von Großindustrie, das trifft auch auf Thüringen zu, das
wissen Sie ja, infrastrukturelle Probleme, unterschiedliche
Löhne und Gehälter, sinkende Steuereinnahmen, Herr
Trautvetter hat darauf hingewiesen, führen zu wachsen-
den Finanznöten und zum Sparen bei Investitionen.
Sparen wäre aus unserer Sicht der falsche Weg, aber auch
das Einfrieren der Mittel auf den jetzigen Stand wäre
ebenfalls aus unserer Sicht der falsche Weg. Diese Woche
war in Thüringer Zeitungen zu lesen, dass 41,5 Prozent
der Unternehmen mit einer verschlechterten Ertragslage
rechnen. 24 Prozent planen Entlassungen. Dazu sei gesagt,
auch im produzierenden Gewerbe hat sich im ersten
Halbjahr dieses Jahres das Umsatzwachstum halbiert im
Vergleich zum Vorjahr, 4,4 Prozent Wachstum im Ver-
gleich zu 11,8 Prozent im Vorjahr. Selbst Minister Schuster
hat seine Erwartung bezüglich des Bruttoinlandspro-
dukts deutlich heruntergeschraubt auf unter 2 Prozent,
knapp über 1 Prozent. Trotz vollmundiger Ankündigungen
der Landesregierung, in Thüringen Großunternehmen
anzusiedeln und eines dafür durchaus in Thüringen
vorhandenen deutlichen Überhangs an Gewerbeflächen,
gibt es auch in Thüringen kaum Großunternehmen, die
über eigene Forschungs- und Entwicklungsbereiche ver-
fügen. So nahmen an der besagten Studie drei Unter-
nehmen, von insgesamt 64 Befragten, mit über 500 Be-
schäftigten teil und keine Unternehmen in der Klasse
250 bis 499 Beschäftigte. Wenn Sie sich den Bericht der
Enquetekommission zur Wirtschaftsförderung ansehen und
auch die Studie gelesen haben sollten, werden Sie fest-
stellen, dass der höchste Fördermitteleinsatz in Unter-
nehmen mit bis zu neun Beschäftigten liegt. Die struktu-
rellen Disproportionen lassen sich auch im Folgenden
verdeutlichen: Laut Aussagen der Landesregierung ar-
beiteten 1998 3.700 Erwerbstätige im Bereich Forschung
und Entwicklung in den Unternehmen und damit hatte
Thüringen in den neuen Bundesländern den größten
Anteil an Beschäftigten in diesem Bereich nach Sachsen.

Allerdings liegt das Land mit 3,8 in Forschung und Ent-
wicklung Beschäftigten pro Tausend Erwerbstätigen um
60 Prozent unter dem Durchschnittsniveau der alten
Länder. Hinzu kommt, dass in Thüringen vor allem Klein-
unternehmen mit bis zu 49 Beschäftigten forschungs-
intensiv arbeiten, bezogen auf den Aufwand.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Einen Moment, Frau Abgeordnete. Meine Damen und
Herren Abgeordneten, bitte würden Sie sich etwas
ruhiger verhalten, man kann ja überhaupt nicht die
Worte der Rednerin verstehen.

Abgeordnete Dr. Kaschuba, PDS:

Ich denke, die CDU-Fraktion hört auch der extremis-
tischen Partei PDS nicht mehr in dem Umfang zu, selbst
wenn es um Sachfragen geht.

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU:
Vielleicht sollte Sie nicht vorlesen. Sie liest
ja nur vor. Reden Sie mal frei.)

Im bundesweiten Vergleich, meine Damen und Herren,
stellt sich die aufwandsbezogene F- und E-Intensität in
Thüringen bei über 5.000 Beschäftigten mit 2,9 Prozent,
bei über 1000 mit 4,0 Prozent dar, insgesamt durch-
schnittlich mit 3,4 Prozent. Es existiert also durchaus ein
festzustellendes Defizit im Bereich der betrieblichen For-
schung und damit haben wir ein Problem mit der absatz-
orientierten Erzeugnis- und Technologieentwicklung. Die
weitere Förderung der Verbundforschung und die Siche-
rung von Drittmitteln sind für eine positive Arbeits-
marktentwicklung aus unserer Sicht unabdingbar. Das
beziehe ich auch auf die Notwendigkeit einer dringenden
staatlichen Förderung,

(Beifall bei der PDS)

auch in Bezug auf die Ausstattung der Akteure in allen
Bereichen, die an der Verbundforschung beteiligt sind,
vor dem Hintergrund dieser Wirtschaftssituation, wie
ich sie eben dargestellt habe.

Die Äußerungen des Ministerpräsidenten, die heute in der
Presse zu lesen waren, dass er sich für eine weitere An-
siedlung von Fraunhofer- und Max-Planck-Instituten und
der Helmholtz-Gemeinschaft einsetzt, kann man nur be-
grüßen. Ich möchte aber darauf verweisen, dass auf eine
noch zu behandelnde Antwort auf unsere Große Anfrage
zur Forschungs- und Technologiepolitik in Thüringen die
Aussage steht, dass die Helmholtz-Gesellschaft nicht be-
absichtigt, sich in der nächsten Zeit in Thüringen anzu-
siedeln. Ich würde mich sehr freuen, wenn die Landesre-
gierung dort sehr aktiv werden würde und Erfolge erzielt.

Des Weiteren bedarf es aus unserer Sicht des Ausbaues
von technischen Infrastrukturprojekten, der Begleitung
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der Thüringer Existenzgründerinitiative und Innovati-
onsberatung von bestehenden Unternehmen, der Clus-
terbetreuung - in einem der von mir benannten Doku-
mente ist gesagt, dass die Wirksamkeit der Cluster auf
lange Sicht noch nicht untersucht werden kann-, der
technologieorientierten Akquisition von Investoren und
eines Standortmarketings, der Entwicklung und Pflege von
Datenbanken mit Angaben zu technologieorientierten
Unternehmen, der Unterstützung beim Management von
F- und E-Projekten und der Förderung zur Erlangung von
Schutzrechten und last, not least eine Veränderung der
Vergabepraxis bei Aufträgen für Unternehmen. Ich denke,
das Letztere betrifft vor allen Dingen kleine und mittel-
ständische Unternehmen. Jeder, der hier in diesem Plenar-
saal sitzt und Mitglied eines Stadtrates ist, wird wissen,
wie wichtig das ist. Der Einsatz der Fördermittel im Rah-
men der Thüringer Verbundforschung zeigt, dass der über-
wiegende Teil der Mittel, die für die Vorbereitung von
Verbundprojekten und die Durchführung von Verbundpro-
jekten beansprucht wurden, Unternehmen zuflossen, ins-
gesamt 40,7 Prozent der Zuwendungen. Darüber hinaus
macht der Mitteleinsatz deutlich, dass eine große Kluft
zwischen den Universitäten als Zuwendungsempfängern
und den Fachhochschulen besteht - 30,2 Prozent zu 2,7
Prozent. Wenn auch diese Differenz sicher der Tatsache
geschuldet ist, dass in den Universitäten eher eine for-
schungsintensive gegenüber einer praxisorientierten Aus-
richtung zu sehen ist, macht sie aber doch deutlich, dass
Kapazitäten für die Innovation in Thüringen sehr diffe-
renziert genutzt werden.

Meine Damen und Herren, die regionale Differenziert-
heit der Förderintensität macht darüber hinaus einerseits
die Standorte der Leuchttürme der Innovationen sichtbar
- Jena, Erfurt, Ilmenau -, aber gibt auch Hinweise zu
Zusammenhängen zwischen boomtown mit wirtschaft-
lichen und letztlich arbeitsmarktpolitischen Effekten
und der geringen Wirtschaftskraft und zurückbleibenden
Entwicklung bis hin zu fehlenden Ansiedlungen von
Unternehmen im Kyffhäuserkreis, in Ostthüringen, vor
allem im Altenburger Land. Aus beiden Zusammenhän-
gen ergibt sich für die PDS:

1. Die vorhandenen Kapazitäten in Fachhochschulen
sind stärker für die Innovation und technisch-technolo-
gische Entwicklung zu erschließen und

2. Neben der Förderung in den Wachstumspolen ist für
den Nachteilsausgleich in den wirtschaftlich zurückblei-
benden Regionen die Implementierung von Instituts-
teilen und/oder Außenstellen zu fördern und sind solche
Rahmenbedingungen für die Ansiedlung und Entwick-
lung forschungsintensiver Branchen zu schaffen, die eine
Angleichung der wirtschaftlichen Entwicklung überhaupt
sichern können.

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU:
Wie viele Seiten sind es denn noch?)

(Beifall bei der PDS)

Sie brauchen keine Angst zu haben, ich habe das selbst
aufgeschrieben. Ich werde Sie auch nicht länger lang-
weilen, Sie hören ja in der Regel sowieso nicht so gut zu.

Diese territorial bedeutsame Entwicklung muss zum
Gegenstand der Wissenschafts- und Wirtschaftsstruktur-
politik in Thüringen gemacht werden, um einerseits die
Innovationskraft zu stärken und andererseits wirtschaft-
liche Effekte, vor allem in Nord- und Ostthüringen, zu
erreichen, wenn Ihnen das genügt.

(Beifall bei der PDS)

Eine Ausdehnung von Instituten, Fachhochschulen und
Forschungseinrichtungen auch in diese Regionen würde
sowohl qualifiziertes Personal in Thüringen erhalten als
auch einen Beitrag zur Entwicklung einer wissenschaft-
lichen Infrastruktur für weitere Gewerbeansiedlungen bil-
den. Beide Ministerien, das Thüringer Ministerium für
Wissenschaft, Forschung und Kunst und das Wirt-
schaftsministerium haben erklärt, noch in dieser Legis-
laturperiode eine Technologiekonzeption für die nächsten
vier, fünf Jahre vorzulegen. Wir hoffen, dass das nicht
nur eine Ankündigung ist, sondern dass es Realität wird,
weil wir der Leitbildfunktion für die weitere Entwicklung
tatsächlich eine große Bedeutung zumessen. Ich erinnere an
die heutige Diskussion in der Fragestunde zu InnoRegio-
Projekten, wo der Herr Minister Schuster erstens im
vergangenen Jahr zum Jagen getragen werden musste
und auch heute doch nur sehr holpernd Auskunft erteilt hat.
Das zeigt schon darauf, dass es dort Nachbesserungs-
bedarf gibt. Förderung von Verbundforschung kann aus
unserer Sicht nicht nur Förderung wissenschaftlicher
Exzellenz und von Leuchttürmen sein, sie muss auch In-
strument der Regionalförderung sein. Wenn es stimmt,
dass Forschung und Innovation Wachstumsmotoren sind,
dass sie dadurch eine bessere wirtschaftliche Situation im
Lande erreichen wollen mit hohen Arbeitsmarkteffekten,
dann müssen Sie auch regional fördern, sonst hängen
wir nämlich innerhalb des Hightec-Standorts Thüringen
ganze Regionen ab und die Leuchttürme leuchten. Es gibt
bloß keine Schiffe aus Thüringen, die darauf zufahren.
Danke.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Als nächster Redner hat sich Herr Dr. Botz zu Wort ge-
meldet.

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU: Das
war kein Redner, das war ein Vorleser.)
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Abgeordneter Dr. Botz, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren,
bereits im Juli dieses Jahres wurden dem Ausschuss für
Wissenschaft, Forschung und Kunst die Ergebnisse der
genannten Evaluierung vorgelegt. Eine derartige Evalu-
ierung der Förderung in regelmäßigen Zeitabschnitten
ermöglicht es, die Wirksamkeit des bestehenden Förder-
instrumentariums zu bewerten und zeitnah Korrekturen bei
möglichen veränderten oder sich verändernden Bedarfen
vorzunehmen. Sie ermöglicht auch, das Feedback von
Unternehmen, Instituten und Institutionen zu bewerten.
Das Ergebnis der Studie, wenn man das mal kurz zu-
sammenfasst, meine Damen und Herren, verdeutlicht, dass
Forschungsförderung, wie sie während der großen Koali-
tion in der 2. Legislaturperiode entwickelt wurde und zum
Einsatz kam, sehr gute Noten erhält. So hat es sich be-
währt, die Mittel für die Forschungsförderung deutlich
anzuheben, eine Forderung der SPD in den Koalitions-
verhandlungen damals, denn nur mit konkurrenzfähigen
Produkten, inzwischen ist das ein Allgemeingut gewor-
den, mit Innovation und Marktvorsprung ist es möglich,
den Standort Thüringen wirtschaftlich nach vorn zu
bringen und ein notwendiges Forschungspersonal auch
dauerhaft am Standort Thüringen zu halten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es hat sich
ausgezahlt, die Federführung der Forschungsförderung
ins Wissenschaftsministerium zu verlegen. Die Verbes-
serung der Gesamtbewertung des Förderinstrumentariums
kommt in diesem Gutachten deutlich zum Ausdruck. Die
Antragsbearbeitung konnte deutlich verkürzt werden und
die Forschungsförderung wurde zielgenau vorgenommen.
Aus dem Gutachten geht auch hervor, dass die Be-
deutung der Bundesförderung in dem damaligen gleichen
Zeitraum auf diesem Gebiet bedauerlicherweise eher
zurückgefahren wurde. Dieser Sachverhalt wurde in-
zwischen von der Regierung Schröder verändert und es
kam zu deutlichen Verbesserungen im Bereich der
Bundesförderung. Das wird auch von den Akteuren in
Thüringen ganz nüchtern positiv bewertet.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, eine flächen-
deckende Forschungsförderung im Freistaat zu errei-
chen, wird uns wohl nicht durchgängig möglich sein,
denn sowohl die Standorte wissenschaftlicher Forschung
als Standorte überregional und international operierender
Unternehmen sind im Land ungleich verteilt und sehr
stark konzentriert, was sich in der vorliegenden Studie
ausdrückt. Ein Wehrmutstropfen ist nach wie vor die
unbefriedigende Situation in Nord- und Ostthüringen,
die Bereiche Artern, Nordhausen, Sondershausen sowie
Gera, Schmölln und Altenburg, die akute wirtschaftliche
Standortschwächen aufweisen. Dies trifft auch auf die
Innovationsfähigkeit zu, was zu gravierenden Problemen
beim Aufbau einer zukunftsorientierten und wettbewerbs-
fähigen Wirtschaftsstruktur führen muss.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, nicht nur in
der Stabilisierung einer sich entwickelnden Forschungs-
landschaft in Thüringen liegt die Hauptaufgabe für die
Zukunft, sondern auch in der Entwicklung, der so ge-
nannten weißen Flecken auf der Landkarte Thüringens. Die
vorliegenden Ergebnisse lassen uns hoffen, aber nicht
übermütig werden und sie stellen der Forschungsförde-
rung des früheren Ministers Dr. Gerd Schuchardt, auch
das darf man an dieser Stelle einmal kurz erwähnen, ein
sehr gutes Zeugnis aus und ermuntern seine Nach-
folgerin, Frau Ministerin Prof. Dr. Schipanski, im Augen-
blick leider nicht vertreten, diesen erfolgreichen Weg
weiterzugehen. Die Ergebnisse zeigen aber auch, dass
diese Förderungen immer noch auf einer zu schwachen
wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Basis bestehen.
Eins, meine Damen und Herren, muss allerdings auch
klar sein: Die Entwicklung von Wirtschaft und Wissen-
schaft, von Forschung und Innovation kann nur dann
auch bei uns hier in Thüringen dauerhaft erfolgreich sein,
wenn Bund und Land gemeinsam, also auch umgekehrt
Land und Bund, in eine Richtung ziehen. So kann es eben
nicht dienlich sein, dass das erfolgreiche Programm des
Bundes "InnoRegio" von der Landesregierung letzten
Endes wahrscheinlich nur deshalb direkt oder indirekt
boykottiert wird, weil es eben eine Idee aus der Regie-
rung Schröder ist. Und damit möchte ich schon zum
Abschluss kommen, meine Damen und Herren, die Vor-
rednerin ist auch darauf eingegangen, die heutigen Ant-
worten von Herrn Minister Schuster zum Stand des
Abfließens der Fördermittel im Rahmen der Initiative
"Innovative regionale Netzwerke in den letzten 9 Monaten"
können auf keinen Fall befriedigen. Hier sollte die
Landesregierung sich selbstkritischer mit den tatsäch-
lichen Ursachen des mangelhaften Mittelabflusses be-
schäftigen. Die können mit großer Sicherheit nicht nur
bei den Antragstellern liegen. Zu empfehlen wäre wohl
auch ein Erfahrungsaustausch zwischen den beiden Admi-
nistrationen im Wissenschafts- und im Wirtschaftsmi-
nisterium, Letzteres leider auch nicht vertreten. Einer
engeren Verzahnung von Wissenschaft und Wirtschaft,
wie sie in Ihrem Antrag, meine Damen und Herren von
der CDU, gefordert wird, wäre das allemal nützlich. Wir
werden diesem Antrag aus guten Gründen, die ich noch
mal kurz umrissen habe, selbstverständlich zustimmen.
Danke schön.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Herr Staatssekretär Aretz, bitte schön, Sie haben das Wort.

Dr. Aretz, Staatssekretär:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, bitte erlauben Sie, dass ich meine Ausführungen mit
einigen wenigen Daten beginne, einigen Daten, die ich
noch einmal im Kontext darstellen möchte, um Ihnen die
Situation der neuen Länder und damit auch Thüringens
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im Bereich Forschung und Technologie vorzustellen.

In den Jahren 1998 und 1999 entfielen auf die neuen
Länder nur rund 8,8 Prozent des F- und E-Personals des
Wirtschaftssektors der Bundesrepublik Deutschland. Ge-
messen am Bevölkerungsanteil müsste es fast doppelt so
viel sein. Die Aufwendungen für Forschung und Entwick-
lung des Wirtschaftssektors in den neuen Ländern müssten
sogar rund 2,5 mal höher sein als dies tatsächlich der Fall
ist. Auf Thüringen bezogen heißt dies überschlägig: Um
dem Pro-Kopf-Durchschnitt der alten Länder zu entspre-
chen, müsste die Thüringer Wirtschaft noch immer jährlich
rund 1,4 Mrd. DM mehr für Forschung und Entwicklung
aufwenden als sie dies derzeit zu tun in der Lage ist.

Neben investiven Maßnahmen zur Verbesserung der F-
und E-Infrastruktur fördert das Thüringer Wissenschafts-
ministerium daher seit sechs Jahren die so genannten Ver-
bundvorhaben. Das heißt, Forschungs- und Entwick-
lungsprojekte, die Thüringer Unternehmen und öffent-
liche Forschungseinrichtungen gemeinsam betreiben,
werden hier in der Vorbereitung und Durchführung
unterstützt. Für derartige Verbundvorhaben wurden bis-
lang rund 250 Mio. DM bereitgestellt. Was aber soll im
Einzelnen mit der Förderung der Verbundforschung
bewirkt werden? Die Antwort darauf ist vielschichtig.

Erstens: Das Potenzial der Wissenschafts- und For-
schungseinrichtungen soll mit dem konkreten Bedarf der
Unternehmen in Thüringen gezielt verknüpft werden. Ziel
ist eine enge Verzahnung von Wirtschaft und Forschung.

Zweitens: Es sollen die kleinen und mittleren Unterneh-
men, die so genannten KMU Thüringens nachhaltig
gestärkt werden. Ihnen sollen jene für ihre Entwicklung
notwendigen F- und E-Arbeiten ermöglicht werden, die
sie sonst nicht durchführen können. Mit den Verbund-
projekten geht es um anspruchsvolle und innovative
Forschungs- und Entwicklungsprojekte mit einer hohen
Komplexität. Sie führen nach Abschluss der Projekte und
weiterer nachfolgender und teurer Entwicklungsarbeiten
zu einer nachhaltigen Verbesserung der Wettbewerbs-
fähigkeit.

Drittens: Wichtig ist dem Thüringer Ministerium für
Wissenschaft, Forschung und Kunst die Nachhaltigkeit
und der Wachstumsaspekt der Verbundförderung. Die
Philosophie der Verbundförderung besteht also nicht in
kurzfristigen Effekten. Deshalb richtet sich die Ver-
bundförderung auch an jene kleinen und mittleren
Unternehmen, die mit den Projekten das Potenzial zum
Wachstum und damit zur Absicherung eines nachhal-
tigen Effektes haben. Das bedeutet aber gleichzeitig auch,
dass die Verbundförderung eine selektive Förderung ist.
Das heißt, unser Ministerium fördert nicht jedes beliebige
Projekt, sondern nur solche, bei denen eine Umsetzung
in konkrete Produkte erwartbar ist.

Viertens: Die Verbundförderung ist nicht zuletzt für
unsere Thüringer Hochschulen und Forschungseinrich-
tungen wichtig. Mit ihr wird das Augenmerk stärker auf
meist interdisziplinäre Problemlösungen für praktische
Anwendungen gelenkt. Fragenzuwachs und Erkenntnis-
gewinn wirken darüber hinaus positiv zurück in die Grund-
lagenforschung und in die Ausbildung unserer Stu-
dierenden. Um die bisherige Verbundförderung kritisch
bewerten zu können und vor allem die Entwicklung seit
einer ersten Studie zu prüfen, hat unser Haus im ver-
gangenen Jahr erneut eine Studie in Auftrag gegeben.
Eine solche kritische Erfolgsbewertung - und dies durch
einen neutralen Dritten - ist für Fördermaßnahmen ein
Muss, jedenfalls dann, wenn wir sie seriös durchführen
wollen. Auch wenn seitens der Regierung Einigkeit über
die Durchführung dieser Fördermaßnahmen besteht, so
war es nicht sicher, ob bzw. in welchem Maße die von
der Verbundförderung erhofften Wirkungen eintreten.

Meine Damen und Herren, vor gut drei Jahren, Herr Dr.
Botz hat darauf hingewiesen - ich bedauere es, dass Herr
Dr. Schuchardt jetzt nicht anwesend sein kann - wurden
die Resultate der ersten Evaluierung der Verbundför-
derung des Thüringer Ministeriums für Wissenschaft,
Forschung und Kunst der Öffentlichkeit vorgestellt. Bereits
damals konnte festgestellt werden, dass die Ergebnisse
insgesamt als großer Erfolg zu bewerten sind. In der
aktuellen GEWIPLAN-Studie wird nun konstatiert, dass
die Verbundförderung, ich zitiere, "deutlich erfolgreicher
noch als 1998" einzuschätzen ist. In diesem Zusammen-
hang wurden unter anderem erneut die hohe Erfolgsquote
der durchgeführten Projekte, die gute Zusammenarbeit
zwischen den Partnern aus Wissenschaft und Wirtschaft
sowie ein damit verbundener wirksamer Know-how-
Transfer festgestellt. Darüber hinaus hebt die Studie den
hohen Innovationsgrad der Problemlösungen, die Stei-
gerung der Wettbewerbsfähigkeit, die Erschließung neuer
Geschäfts- und Tätigkeitsfelder, die positive Wirkung
auf die Bekanntheit und Reputation der Partner sowie die
insgesamt hohe Effizienz der Verbundförderung hervor.

Zwei Effizienzkennziffern möchte ich an dieser Stelle
besonders herausstellen. Zum einen die Arbeitsplatzeffi-
zienz des Fördermitteleinsatzes bei den Unternehmen.
Die Zahl 1,08 bedeutet, dass pro gefördertem F- und E-
Mann-Jahr bzw. F- und E-Frau-Jahr bei den Unterneh-
men gut ein zusätzlicher Dauerarbeitsplatz entsteht.

(Beifall bei der CDU)

1998 betrug diese Zahl noch 0,68.

Die zweite Kennziffer bezieht sich auf die gesamtwirt-
schaftliche monetäre Wirksamkeit der Förderung. Frau
Dr. Kaschuba hat bereits darauf hingewiesen, die Zahl
3,84 bedeutet hier, dass der volkswirtschaftliche Nutzen
durch zusätzliche staatliche Einnahmen und vermiedene
Ausgaben für Arbeitslosigkeit und ABM fast vier Mal
so hoch ist wie der Förderaufwand.
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(Beifall bei der CDU)

Das heißt, es ist eine Verdopplung des Nutzens seit 1998
eingetreten.

Ich denke, meine Damen und Herren, dass diese Aussa-
gen und Zahlen den Erfolg der Verbundförderung ein-
drucksvoll belegen. Die außerordentlich positiven Er-
gebnisse der GEWIPLAN-Studie können für die Thü-
ringer Landesregierung daher auch kein Grund sein,
sich auszuruhen.

Wo also sehen wir die Ansatzpunkte, die Förderung der
Verbundforschung weiterzuentwickeln? Lassen Sie mich
darauf in drei Punkten antworten.

1. Ein Hauptaugenmerk muss darauf liegen, nicht nur
die im Zuge der Verbundförderung entstandenen Netz-
werke schlechthin zu festigen. Sie müssen vielmehr
gezielt erweitert werden. Auch Unternehmen - die Prob-
lematik ist bereits angesprochen worden - fernab der
Kernregionen Jena und Ilmenau müssen verstärkt in
diese Netzwerke einbezogen werden.

2. Ebenso sind neue strategisch wichtige Themenfelder
zu erschließen. Dies wird zunächst eben nicht nur über
die Verbundförderung, sondern auch über die Förderung
von Forschungsschwerpunkten geschehen. Dieser Zwi-
schenschritt ist notwendig, um die wissenschaftlich-
technischen Voraussetzungen für die Verbundprojekte
zu schaffen. Ich denke in diesem Zusammenhang z.B. an
den jüngst von unserem Haus bestätigten Forschungs-
schwerpunkt "Mobilkommunikation", dessen Aufbau
durch das Thüringer Ministerium für Wissenschaft,
Forschung und Kunst in Millionenhöhe unterstützt wird.

3. Ein weiterer Ansatzpunkt für die Entwicklung der
Verbundforschung ist daher auch der bedarfsgesteuerte
Aufbau von neuen Kompetenzzentren und Instituten,
die geradezu eine Schlüsselrolle einnehmen. Diese kön-
nen zunächst auch virtueller Natur sein, bis sich ihre
Tragfähigkeit erwiesen hat. So wird gegenwärtig an einem
Konzept für ein "Zentrum für mobile Anwendungen,
Information und Kommunikation" gearbeitet. Dieses auf
Softwarelösungen orientierte Zentrum könnte beispiels-
weise bei positiver Entwicklung letztlich in einem neuen
Institut münden.

Meine Damen und Herren, in einer jüngst von der Ber-
telsmannstiftung veröffentlichten Studie zum Vergleich
der Bundesländer im nationalen Standortwettbewerb
heißt es im Länderteil Thüringen zusammenfassend, ich
zitiere: "Nur wenn sich Thüringen als Standort von For-
schung, Entwicklung und Bildung etabliert, kann es ge-
genüber den benachbarten Großregionen bestehen." Diese
Aussage sollten wir alle in diesem hohen Hause sehr ernst
nehmen. In der Tat gibt es nach meiner festen Überzeu-
gung keine Alternative als hier die richtigen landespoli-
tischen Konsequenzen zu ziehen, das heißt, nicht nur das

Erreichte zu stabilisieren, sondern es weiterzuentwickeln.
Der Angleichungsprozess an unsere westlichen und süd-
lichen Ländernachbarn ist noch längst nicht geschafft.
Ohnehin können wir es dabei auch nicht belassen. Wir
müssen der Dynamik unserer Mitbewerber um die besten
Köpfe und die Ansiedlung von Firmen sogar noch voraus
sein. Erfolg wird sich auf Dauer nur einstellen, wenn
wir vergleichsweise mehr tun als die bereits etablierten
Länder und wenn wir zudem nicht nur national, sondern
auch international sichtbare Zeichen setzen.

(Beifall bei der CDU)

Dass dies angesichts knapper Kassen auch bedeuten
kann, an anderer Stelle Posterioritäten in Kauf zu neh-
men, soll dabei nicht verschwiegen werden. Chancenlos
sind wir gewiss nicht, immerhin wurden pro Kopf der
Bevölkerung zwischen 1995 und 1999 die meisten
Patente in den neuen Ländern von Thüringer Unterneh-
men, Forschungsinstituten und Hochschulen angemeldet.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zusammen-
fassend in diesem Sinne noch einmal feststellen: Die
Thüringer Verbundforschung hat sich als hocheffizientes
Instrument des Technologietransfers zur Generierung von
Innovationen erwiesen. Wir müssen daher dieses Instru-
ment stärken und einen bedarfsgerechten Mittelumfang
bereitstellen, um der anzustrebenden Erweiterung der
Netzwerke in Wissenschaft und Wirtschaft gerecht zu
werden. Es geht um nicht mehr und nicht weniger als
um einen wichtigen Bereich unserer Zukunftssicherung.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Es gibt keine weiteren Wortmeldungen, ich schließe die
Aussprache. Wir kommen zur Abstimmung über den
Antrag der CDU-Fraktion in Drucksache 3/1857, und
zwar stimmen wir unmittelbar ab, weil es

(Zwischenruf aus dem Hause)

Ich habe noch keine Ausschussüberweisung gehört.

(Zwischenrufe aus dem Hause: Doch.)

Ganz am Anfang bei der Begründung?

(Zwischenruf Abg. Schwäblein, CDU: Ja.)

Da war die Aussprache noch gar nicht eröffnet, Herr
Schwäblein, aber gut, dann habe ich das überhört.
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Abgeordneter T. Kretschmer, CDU:

Dann beantrage ich jetzt nochmals für die CDU-Frak-
tion die Überweisung an die Ausschüsse, und zwar
federführend an den Ausschuss für Wissenschaft,
Forschung und Kunst und begleitend an den Ausschuss
für Wirtschaft, Arbeit und Strukturpolitik und an den
Haushalts- und Finanzausschuss.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Gut, dann stimmen wir das natürlich so ab. Also diese
drei Ausschüsse hat Herr Schwäblein, glaube ich, be-
stimmt nicht genannt. Das hätte ich sicherlich nicht
überhört, aber es ist egal. Also, dann stimmen wir über
die Ausschussüberweisung grundsätzlich ab. Wer für
die Überweisung an den Ausschuss für Wissenschaft,
Forschung und Kunst votieren will, den bitte ich um das
Handzeichen. Das sieht aus wie einstimmig. Ich mache
die Probe, wer ist dagegen? Stimmenthaltungen? Das ist
zunächst erst einmal einstimmig.

Wer für die Überweisung an den Ausschuss für Wirt-
schaft, Arbeit und Strukturpolitik votieren will, den bitte
ich um das Handzeichen. Das sieht genauso aus. Gegen-
stimmen? Stimmenthaltungen? Auch diese Abstimmung
ist einstimmig erfolgt.

Wer für die Überweisung des Antrags an den Haushalts-
und Finanzausschuss stimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. Auch das sieht einstimmig aus. Ich mache
aber die Gegenprobe. Gegenstimmen? Stimmenthaltun-
gen? Gibt es nicht. Auch diese Überweisung ist ein-
stimmig erfolgt.

Jetzt stimmen wir über die Federführung ab. Wer dafür
stimmen will, den Ausschuss für Wissenschaft, Forschung
und Kunst als federführenden Ausschuss zu bestimmen,
den bitte ich um das Handzeichen. Das sieht auch aus
wie einstimmig. Ich mache trotzdem die Gegenprobe,
weil manche sich überhaupt nicht gemeldet haben. Wer
dagegen ist, den bitte ich um das Handzeichen. Stimm-
enthaltungen? Gibt es beides nicht. Also auch die Feder-
führung ist einstimmig festgelegt und wir können den
Tagesordnungspunkt 13 a abschließen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 13 b

Benennung der Thüringer Vertreter
für die 3. Legislaturperiode des Aus-
schusses der Regionen (AdR)
Antrag der Fraktion der SPD
- Drucksache 3/1862 -

Herr Abgeordneter Botz, Sie begründen den Antrag.
Bitte schön.

Abgeordneter Dr. Botz, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, worum geht es uns in diesem Antrag? Wir wollen,
dass vor einer Wahlentscheidung, die ja ohne Personal-
debatte erfolgen muss, wie das gute Tradition ist,
zumindest einmal öffentlich wahrnehmbar darüber laut
nachgedacht wird, wen wir warum für vier Jahre wohin
delegieren, um europapolitische Verantwortung wahr-
zunehmen. Es geht also um den Ausschuss der Regi-
onen, abgekürzt AdR, ein beratendes Gremium der
Europäischen Union, in dem 222 Vertreter regionaler und
lokaler Gebietskörperschaften aus allen 15 Mitgliedsstaaten
die Möglichkeit haben, zu allen relevanten europapoli-
tischen Themen die Sichtweise ihrer Verantwortungs-
ebene einzubringen. Deutschland verfügt im AdR über
24 Sitze, 16 davon sind an die einzelnen Bundesländer
gebunden, 5 weitere werden über ein Rotationssystem
wiederum zwischen den Bundesländern verteilt, nur 3
Mandate haben deutsche Vertreter der lokalen Gebiets-
körperschaften inne, 3 von 24 Mandaten, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, für Vertreter lokaler Gebiets-
körperschaften, sprich Kommunen und Landkreise, das
ist ein deutschlandweites Defizit. Natürlich haben wir
das in Thüringen nicht allein zu verantworten, aber der
Mitgliedsstaat Deutschland ist ohne weiteres damals, als
diese Entscheidungen gefallen sind, sehr stark in Kritik
gekommen, dass er ein solches Ungleichgewicht auf-
bietet. Da die Bundesländer, und damit kommen wir zu
einem entscheidenden Punkt, aber souverän in ihrer Ent-
scheidung sind, wen sie als Mitglied oder Stellvertreter
in den AdR entsenden, gebe es die Möglichkeit, dieses
bei uns entstandene Ungleichgewicht zu Lasten von lokal
agierenden Akteuren zumindest zeitlich befristet abzu-
mildern, nämlich eben durch diese für einige Jahre zur
Verfügung stehenden zweiten Mandate bzw. Stellvertreter.
Wir, der Landtag, könnte im Benehmen mit dem Herrn
Ministerpräsidenten für die kommenden vier Jahre auf
dem uns in dieser 3. Legislaturperiode erstmals zuste-
henden zweiten Mandat einen aktiven hauptamtlichen
Kommunalpolitiker in den Ausschuss der Regionen
entsenden. Wir würden mehrere Effekte erzielen, meine
Damen und Herren,

1. die Interessenvertretung des Freistaats im AdR bleibt so
stark, wie sie seit 1994 durch unsere Vertreter aus den
verschiedenen Landesregierungen immer gegeben war und
auch heute gegeben ist, denn um dieses eine Mandat
und die Stellvertreterschaft geht es ja hier nicht,

2. neben dieser Vertretung unserer regionalen Körper-
schaften hätten wir für eine Legislatur eine personelle
Vertretung auf der lokalen Ebene aus Thüringen, wie sie
der Vertrag von Maastricht ursprünglich für diesen AdR
auch vorgesehen hat;

3. die unterste und damit die dem Bürger am nächsten
stehende Ebene der Kommunalpolitik wäre damit im
AdR gestärkt und
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4. meine Damen und Herren, thüringische Kommunal-
politiker erhalten die Chance, regelmäßig ihre Stand-
punkte auf EU-Ebene einzubringen, um Kontakte zu
Kommunalpolitikern anderer Mitgliedsstaaten auszubauen,
ein, wie wir alle inzwischen wissen, nicht zu unter-
schätzender Vorteil auf europäischer Ebene.

Meine Damen und Herren, der Begriff Subsidiarität ist
ein recht komplizierter Begriff. Deutlicher wird das den
Bürgern draußen immer dann, wenn wir ihn deutsch de-
finieren, nämlich, Entscheidungen möglichst immer dort
zu treffen, wo sie auch zu verantworten sind. Das ist das,
was dahinter steht. Immer häufiger sind europäische Ent-
scheidungen Entscheidungen, die die kommunale Ebene
betreffen. Wir beklagen das oft. Wir haben hier und heute
als Vertreter dieses hohen Hauses - besser gesagt morgen,
meine Damen und Herren - die Möglichkeit, über die
Worte hinaus, die wir in vielen Reden als Landes-,
Bundes- und Europapolitiker immer wieder finden, auch
in der Tat, zugegebenermaßen in einem kleinen Schritt, zu
beweisen, dass es uns wirklich am Herzen liegt, die kom-
munalpolitische Ebene beratend in diesem Falle auf die
europäische Ebene stärker einzubringen. Fassen Sie bitte
unseren Vorschlag als solchen, als einen anregenden Vor-
schlag auf. Ich hoffe, dass er bei einer Mehrheit dieses
Hauses auf eine positive Resonanz schlägt. Danke.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Ich eröffne die Aussprache und bitte als ersten Redner
Herrn Abgeordneten Pietzsch an das Rednerpult.

Abgeordneter Dr. Pietzsch, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren.
Sehen Sie, Herr Botz, Sie sind in der vorherigen Legis-
laturperiode nicht da gewesen, ich war in der vorigen
Legislaturperiode Landtagspräsident und deswegen rede
ich jetzt auch hier unter anderem aus diesem Grunde.
Sie haben Ihre Rede damit angefangen: "Wir wollen
doch lediglich einmal darüber reden." Nun gut, reden
wir jetzt einmal darüber. Aber, meine Damen und Herren,
in der vorigen Legislaturperiode hat sich der Landtag
sehr intensiv mit dem Thema befasst.

(Beifall bei der CDU)

Und in der vorigen Legislaturperiode hat sich auch der
Justiz- und Europaausschuss sehr intensiv damit befasst
und es hat dazu auch durchaus Festlegungen gegeben. Ich
habe einen Briefwechsel mit dem Ministerpräsidenten
dazu geführt. Übrigens zur Erinnerung, vorige Legis-
laturperiode hatten wir noch eine große Koalition, kann
mich nicht entsinnen, dass vom damaligen Minister oder
Staatssekretär eine Anregung gekommen ist, sie wollen die
Ämter im Ausschuss der Regionen nicht wahrnehmen,
sondern sie würden lieber einen Kommunalpolitiker dort

hinschicken.

(Beifall bei der CDU)

(Zwischenruf Abg. Dr. Zeh, CDU: Wer war
denn das damals?)

Herr Kretschmer, das ist ja kein Nachteil, ich finde das
ja auch richtig, dass das so war.

(Zwischenruf Abg. O. Kretschmer, SPD: Es
geht ja um den zweiten Mann.)

Aber nun kommen Sie plötzlich damit an, und, lieber
verehrter Herr Botz, wenn ich dann Ihren Antrag lese,
dann ging ja offensichtlich Ihre Überlegung in eine andere
Richtung als der Personalantrag, den Sie heute auf dem
Tisch haben, denn hier entnehme ich eigentlich, dass
irgendjemand vom Gemeinde- und Städtebund vorgesehen
war. Nun, mit der Begründung, da sollten Sie dann viel-
leicht noch dahinter schreiben, er muss hauptamtlicher
Vertreter der Kommunalpolitik, Erfahrungen mit der Zu-
sammenarbeit im Thüringer Gemeinde- und Städtebund
haben und er muss SPD-Mitglied sein. Dann wäre der
Antrag vollendet. Also, meine Damen und Herren, ich bin
froh, wir haben uns in den Jahren der 2. Legislatur sehr
intensiv mit dem Thema befasst. Es gibt dazu einen Be-
schluss der Landtagspräsidentenkonferenz, von Deutsch-
land und Österreich übrigens, der darauf hingewiesen hat,
dass eine stärkere parlamentarische Verankerung der
Mitglieder des Ausschusses der Regionen passieren soll.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Herr Abgeordneter Pietzsch, erlauben Sie eine Zwi-
schenfrage?

Abgeordneter Dr. Pietzsch, CDU:

Er hat sich zu Wort gemeldet, vermute ich?

Vizepräsidentin Ellenberger:

Ja, der Abgeordnete Schemmel hat sich um eine Zwi-
schenfrage bemüht.

(Zwischenruf Abg. Schemmel, SPD: Nein,
ich möchte nicht.)

Abgeordneter Dr. Pietzsch, CDU:

Sehen Sie, sehen Sie, ja aus meiner Erfahrung, ich weiß,
was er will.

(Heiterkeit bei der CDU)
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Vizepräsidentin Ellenberger:

Dann bitte ich um Entschuldigung. Bitte fahren Sie fort,
Herr Abgeordneter Pietzsch.

Abgeordneter Dr. Pietzsch, CDU:

Meine Damen und Herren, es ist ja nicht von ungefähr,
dass bereits bei den 24 Sitzen drei kommunale Sitze sind,
und ich halte es - und jetzt rede ich als Parlamentarier - für
angebracht und vernünftig, wenn die vier rotierenden
Sitze Landtagsmitglieder aus den unterschiedlichen
Ländern sind.

(Beifall bei der CDU)

Wir haben nämlich damals auch damit argumentiert, dass
eine bessere Kommunikation vom Ausschuss der Regio-
nen in den Justiz- und Europaausschuss und damit in das
Parlament hinein erfolgen soll. Ich halte diese Überle-
gung durchaus für angebracht und will mich ausdrück-
lich dafür einsetzen, dass hier ein Mitglied aus unseren
Reihen, ein Parlamentarier, ein Landtagsabgeordneter,
diesen Sitz im Ausschuss der Regionen wahrnimmt.
Und, Herr Botz, Ihre Begründung, dass Deutschland un-
angenehm aufgefallen sei, weil nur die Landesre-
gierungen vertreten sind, ich weiß auch, dass in Italien
und in Frankreich mehr unmittelbar kommunale Ver-
treter da sind. Aber, meine Damen und Herren, das liegt
daran, weil man dort keine föderalen Strukturen wie in
Deutschland hat. Das ist der einzige Grund dafür.

(Beifall bei der CDU)

Der Ausschuss der Regionen heißt ja nicht umsonst
"Ausschuss der Regionen" und nicht "Ausschuss der
Landkreise und kreisfreien Städte".

(Beifall bei der CDU)

Ich meine, wenn die Sitzverteilung, so wie sie ist, 16 von
den Ländern, und die 16 kommen aus der Exekutive,
drei aus dem kommunalen Bereich und die übrigen vier
Sitze Abgeordnete der Parlamente, nennen Sie es der
Regionen oder der Länder, sind, dann ist das durchaus
eine vernünftige und sinnvolle Sitzverteilung und ich
denke, wir haben jetzt das erste Mal die Chance, hier im
Landtag jemanden mit einer Wahl in diesen Ausschuss
der Regionen zu schicken und es sollte jemand aus
unseren Reihen sein. Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Frau Abgeordnete Nitzpon, Sie haben das Wort.

Abgeordnete Nitzpon, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die PDS-
Fraktion unterstützt natürlich diesen Antrag der SPD,

(Unruhe bei der CDU)

weil auch wir die Notwendigkeit sehen, dass der zweite
zusätzliche Platz, der Thüringen nun zusteht, mit einem
hauptamtlichen Kommunalpolitiker besetzt werden soll.
Es sind natürlich Entscheidungen, die jetzt gefällt wer-
den und zunehmend Entscheidungen, die direkt die
Kommune betreffen und deswegen denken wir, sollte nicht
unbedingt ein Abgeordneter aus diesem Haus, sondern ein
hauptamtlicher Kommunalpolitiker diesen Platz ein-
nehmen. Wir sehen es und würden es als sinnvoll
ansehen, meine Damen und Herren ...

Vizepräsidentin Ellenberger:

Meine lieben Kollegen Abgeordnete, ein paar Minuten
können Sie vielleicht noch ein bisschen ruhiger sein, wir
haben es ja für heute bald geschafft. Bitte, Frau Abge-
ordnete, fahren Sie fort.

Abgeordnete Nitzpon, PDS:

Wir würden es als sinnvoll ansehen, da morgen früh na-
türlich schon die Wahlen stattfinden sollen, wenn die
CDU-Fraktion ihren Wahlvorschlag - nichts gegen Sie,
Herr Schröter, ich würde Ihnen das durchaus zutrauen -
aber Ihren Wahlvorschlag zurückziehen würden damit
die Chance besteht in der Wahl, dass ein Kommunal-
politiker, ein hauptamtlicher, gemeinsam mit einem Ver-
treter der Exekutive die Interessen Thüringens, aber auch
der gesamten Region und damit natürlich auch der Städte
in diesem Gremium ganz einfach durchsetzen könnte und
deswegen unterstützen wir den Antrag der SPD-Fraktion.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Als nächster Redner hat Herr Abgeordneter Botz das
Wort. Bitte schön, Herr Abgeordneter.

(Zwischenrufe aus der CDU-Fraktion:
Schemmel, Schemmel!)

Aber Sie wollen dann auch noch reden? Also dann bitte,
Herr Abgeordneter Schemmel.

Abgeordneter Schemmel, SPD:

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident a.D. Pietzsch, Sie
haben sich auf die letzte Legislaturperiode bezogen, die
ist bekanntlich 1999 beendet und wie man auch jetzt
wieder merkt, mit einem bedauerlichen Ergebnis.
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(Beifall bei der SPD)

Damals war überhaupt noch nicht die Frage und wir
haben uns auch damals noch nicht damit beschäftigt, dass
ab dem Jahr 2002, also drei Jahre später nach Ende der
Legislaturperiode Thüringen einen zusätzlichen Sitz hat.
Gewusst haben wir es, aber haben uns dazu nicht in dem
Sinne verständigt.

Und jetzt noch etwas ganz anderes. Der Ausschuss der
Regionen, und das wissen Sie hoffentlich genauso gut wie
ich, dass die Regionen in Europa sich im Allgemeinen
nur in den seltensten Fällen mit föderalen Einheiten mit
den deutschen Bundesländern decken. Der Normalfall ist,
dass die Regionen, die diesen Ausschuss bilden, ein ganz
anderes Strukturelement sind und die absolut nicht mit
Gesetzgebungskompetenz ausgestattet sind wie so ein
Landtag. Das heißt also, die Regionen Europas sind zum
überwiegenden Teil ganz andere Strukturen als die deut-
schen Bundesländer und sie ähneln vielmehr kommunalen
Strukturen, Landkreisen etwa, als es die deutschen Bun-
desländer sind und gerade auch in ihrer Kompetenz. Die
Regionen Europas besitzen im Allgemeinen viel weniger
Gesetzeskompetenz als der Thüringer Landtag. Das ist
eindeutig erwiesen. Deshalb fügt sich natürlich ein Ver-
treter eines kommunalen Verbandes oder ein kommu-
naler Vertreter, wenn wir ihn jetzt zusätzlich stellen
können, ohne den Vertreter der Thüringer Regierung oder
des Landtags anzuzweifeln, fügt sich natürlich wesentlich
besser in diesen Ausschuss ein und kann dort in diesem
Ausschuss viel mehr die Strukturen vertreten, um die es
geht, wenn wir von einem Europa der Regionen reden.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Herr Abgeordneter Botz, jetzt haben Sie das Wort.

Abgeordneter Dr. Botz, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren,
nur ganz kurz noch einmal, Kollegen, es soll ja für uns
alle bald Feierabend sein. Aber eines, verehrter Kollege
Dr. Pietzsch, eines muss wirklich noch einmal ganz sach-
lich und in Ruhe, weil es ja leider nicht allzu vielen Bür-
gern wirklich klar ist, wie der institutionelle Aufbau ist
und das ist ja auch kein Vorwurf, es ist ja nur eine Fest-
stellung, muss noch einmal klargestellt werden, es geht
hier um das wahrscheinlich rund alle 15 Jahre, wenn die
Regelungen so bleiben, zeitlich befristet zur Verfügung
stehende zweite Mandat und die Stellvertreterschaft.

Es kann also überhaupt nicht darum gehen, dass irgend-
jemand die zeitlich überwiegend vollkommen normale
gerechtfertigte Vertretung des Freistaats Thüringen mit
seinem Mandat und seiner Stellvertreterschaft, die ja
seit 1994 ausgeübt wird, in irgendeiner Art und Weise
einschränken will. Das haben wir nie gewollt und das

beabsichtigt der Antrag nicht. Das muss einfach noch
einmal klargestellt werden. Dann Ihr Einwurf, warum
heißt das Ding AdR? Das kann ich Ihnen noch sehr gut
erklären, da wurde damals heftig, unter anderem auch
wegen möglicher Konkurrenzen, die zukünftig entstehen
könnten, auch im Europaparlament diskutiert. Und es gab
warnende Stimmen, als sich dieser kurze Begriff durch-
gesetzt hat, AdR, Ausschuss der Regionen, nämlich genau
mit der Begründung, die mein Kollege Schemmel jetzt
hier auch noch einmal klarstellen musste. Der Titel sollte
nicht zu lang werden, gemeint sind aber, und das können
Sie in der Satzung des AdR als Erstes mit nachlesen,
gemeint sind eine Vertreterversammlung von regionalen
und lokalen Gebietskörperschaften. Ich möchte hier nicht
wiederholen, was Herr Schemmel richtigerweise hier
klargestellt hat, es ist eines der immanenten Anliegen
dieses Ausschusses, überwiegend diejenigen, die auf
unterster politischer Ebene am dichtesten am Bürger sind.
Das hauen wir uns doch gegenseitig immer wieder um
die Ohren. Viele von Ihnen sind doch Kommunalpo-
litiker, Sie können da doch mal leise nicken. Diese
Bürgernähe, die manchem von uns ab und zu mal verloren
geht, manchem ist die dauerhaft verloren gegangen, aber
das ist eben so, je höher man kommt, diese Bürgernähe
hat niemand so stark - natürlich hat sie ein Landtags-
abgeordneter und die verehrten und vorgeschlagenen
Kollegen haben Bürgernähe, das spricht Ihnen doch
niemand ab - aber niemand kann sie so intensiv, so stark
haben wie aktive hauptamtliche Kommunalpolitiker. Und
es ist ein Versuch, dieser Antrag ist ein Versuch unserer-
seits, Sie dazu zu bewegen, zeitlich befristet diese
Bürgernähe dorthin zu bringen, wo sie in Zukunft stärker
hingehört, nämlich in Gremien dieser Europäischen Union.
Das ist unsere Zielstellung, der sollten Sie sich nicht
verschließen. Alles andere, Herr Dr. Pietzsch, verehrter
Herr Kollege, Sie haben gesagt, wir haben das erste Mal
die Chance. Dem halte ich entgegen, wir haben immer
die Chance, z.B. Folgendes zu machen - das ist eine
reine Entscheidung zwischen diesem Haus und dem
verehrten Ministerpräsidenten -, einen Minister oder
Staatssekretär auf dem Ticket wie zurzeit der Herr
Minister Gnauck da hinzuschicken oder vorher Otto
Kretschmer damals, und ihm als Stellvertreter einen
Landtagsabgeordneten beizuwählen. Das ist souveräne
Entscheidung dieses Hauses in Abstimmung mit dem
Ministerpräsidenten. Diese Chance haben wir jedes Mal.
Wir könnten aber ergänzend dazu das tun, was wir mit
diesem Antrag beabsichtigen.

(Zwischenruf Abg. Dr. Zeh, CDU: Wir wol-
len das aber so tun.)

Ich will das nur noch einmal unterstreichen. Die Dinge
entwickeln sich, sie entwickeln sich zügiger. Wir sind in
einer beschleunigten Phase der Einflussnahme europä-
ischer Entscheidungen bis auf den Bürger hinunter. Das
wissen wir doch, meine Damen und Herren. Auch wenn
Sie das jetzt wieder anders entscheiden, nehmen Sie diese
Debatte als Anregung, in Ruhe und großer Gelassenheit
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vielleicht für den nächsten Fall einmal darüber nach-
zudenken, ob wir nicht stärker aktiven Kommunal-
politikern diese Möglichkeit geben. Es hätte nur Vorteile,

(Beifall bei der PDS, SPD)

es würde dem Freistaat mehr nutzen als in irgendeiner
Form, wie Sie hier den Eindruck erwecken wollen,
schaden.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Herr Abgeordneter Botz, lassen Sie eine Nachfrage vom
Abgeordneten Sonntag zu?

Abgeordneter Dr. Botz, SPD:

Gern.

Abgeordneter Sonntag, CDU:

Herr Kollege Botz, zu später Stunde gestatten Sie mir
die Frage: Wenn ich mir jetzt von Ihnen aus Ihrem
Munde die Vorzüge, die Bürgernähe Ihres Kandidaten
anhören durfte, warum musste ich mir da vor wenigen
Stunden genau das Gegenteil bei der Unterschriften-
sammlung in Ämtern anhören? Kann es sein, Sie drehen
es, wie Sie es brauchen?

Abgeordneter Dr. Botz, SPD:

Also, verehrter Herr Kollege, jetzt einmal zum Kandi-
daten. Ein CDU-Kommunalpolitiker - davon gibt es
sehr viele -, der die Kriterien erfüllt, nämlich manchmal
schon mehr als zehn Jahre Erfahrungen

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Jawohl,
aktiv, hier!)

aktiv tätig im Gemeinde- und Städtebund, aktiv tätig
nicht heute hier in der Legislative, nicht in der Exeku-
tive, sondern dort, wo die Dinge immer noch anders
wahrgenommen und empfunden werden. Ja, aber selbst-
verständlich, das wissen Sie doch genauso gut. Ansons-
ten könnten wir uns doch darauf verständigen, dass der
ehemalige Geschäftsführer des Gemeinde- und Städte-
bundes, auch wenn er heute rein zufällig der Exekutive
angehört, auf jeden Fall immer ausreichend ist.

(Beifall bei der CDU)

Die Damen und Herren haben nun einmal die Verant-
wortung der derzeitigen Ebene, auf der sie Verantwor-
tung haben. Oder fragen Sie doch einmal Herrn Lenz,
ob er sich in jedem Punkt durch den heutigen Minister
selbstverständlich so vertreten sieht wie in der letzten
Legislatur, als er noch sein Chef im Gemeinde- und
Städtebund war. Mit so einer Debatte brauchen wir doch
nicht anfangen. Dass wir als SPD-Fraktion einen der

aufkommenden und erfolgreichen Landräte hier perso-
nell vorschlagen, tun Sie es doch von Ihrer Seite, Sie
haben doch auch einen großen Schatz von Persönlich-
keiten. Ziehen Sie diese verehrten Anträge zurück, neh-
men Sie einen CDU-Kommunalpolitiker, kommen Sie dem
Grundanliegen unseres Antrags entgegen, es wäre zum
Nutzen dieses Landes und seiner Bürger.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Mir liegen jetzt keine weiteren ... Es wäre schön, wenn
Sie sich ein bisschen eher melden können, bevor ich sage,
es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Es wird
Ihnen doch wohl möglich sein, rechtzeitig die Hand zu
heben. Bitte, Herr Abgeordneter Carius.

(Zwischenruf Abg. Bergemann, CDU: Nur
ruhig bleiben.)

Abgeordneter Carius, CDU:

Vielen Dank, Frau Präsidentin, ich habe die Hand noch
rechtzeitig gehoben, aber ich danke Ihnen trotzdem sehr.

Sehr verehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren, die beiden jetzt eben gehörten Reden haben mich
doch zu einigen Äußerungen noch getrieben. Sie haben
es ja wohl maßlos übertrieben, Herr Botz, mit Ihrem
Antrag. Wenn man das richtig betrachtet, dann war das
wohl letztlich ein Antrag, den wir Ihrem Hüftschuss zu
verdanken haben aus der letzten Woche. Sie haben Ihre
Fraktion da unter Zugzwang gesetzt. Letztlich ist Ihr Antrag
fehl gegangen. Es handelt sich hier um eine aberratio ictus,
würde man es vielleicht juristisch sagen, und Sie wollen
es uns hier als einen Blattschuss verkaufen. Das kann
wohl nicht sein. Und, Herr Schemmel, die kommunalen
Strukturen anderer Länder, also, ich hätte einem Staats-
sekretär mehr zugetraut, als dass er da sagt, die Regionen
würden Landkreisen entsprechen, allenfalls Regierungs-
bezirken, Herr Schemmel. Und aus der gesamten Dis-
kussion, eher Landkreisen bzw. Kommunen, haben Sie
gesagt.

(Unruhe bei der CDU)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Einen kleinen Moment, Herr Carius. Darf ich Herrn
Abgeordneten Fiedler bitten, sich ein bisschen ruhiger
zu verhalten. Es ist fast nichts zu verstehen. Ja, viel-
leicht sollte Sie das ermuntern, ein bisschen schweig-
samer zu sein.

Bitte fahren Sie fort, Herr Abgeordneter Carius.
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Abgeordneter Carius, CDU:

Eine allerletzte Bemerkung: Wenn Sie schon sagen, wir
sollten hier die Kommunen unbedingt stärken und in
den Kommunen, wie Frau Nitzpon das sagte, würden
jetzt so viele Entscheidungen mehr anstehen als hier im
Land, da muss man sich wirklich fragen, wozu braucht
man da noch ein Landesparlament. Diese Frage muss
ich Ihnen tatsächlich stellen. So weit haben Sie es denn
doch getrieben.

Im Übrigen haben wir ja hier viele Kommunalpolitiker,
die auch kommunal engagiert sind. Insofern verstehe ich
den Antrag der SPD nicht. Und dass Sie dem folgen, das
verstehe ich noch weniger. Danke.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Gibt es weitere Wortmeldungen? Ich warte jetzt lieber ein
bisschen länger, falls sich doch noch jemand entschließt.
Ganz offensichtlich ist das zu diesem Tagesordnungs-
punkt heute nicht mehr der Fall. Dann schließe ich die
Aussprache und wir kommen zur Abstimmung über den
Antrag der SPD-Fraktion in Drucksache 3/1862. Wer
für den Antrag stimmen will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. Gegenstimmen? Stimmenthaltungen? Damit ist
der Antrag mit einer großen Mehrheit abgelehnt. Ich
schließe den Tagesordnungspunkt 13 b.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 13 c

Zeitplan - Neuordnung des Thüringer
Verfassungsschutzes
Antrag der Fraktion der SPD
- Drucksache 3/1863 -

Herr Abgeordneter Pohl, Sie begründen den Antrag, bit-
te schön.

Abgeordneter Pohl, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, der Thürin-
ger Verfassungsschutz war in den vergangenen Monaten
wiederholt in die Schlagzeilen geraten. Für unsere Fraktion
ist natürlich ein funktionierender Verfassungsschutz ein
wichtiger Baustein innerhalb der inneren Sicherheit und
das besonders auch vor dem Hintergrund der jüngsten
Ereignisse.

Der Verfassungsschutz befindet sich laut Aussage der
Landesregierung in einem Prozess der Erneuerung, der
Neuordnung, und diesen Prozess der Neuordnung, den
wollen wir natürlich auch mit begleiten. Aus diesem
Grund haben wir diesen Antrag auf Berichtsersuchen,
auch zu der Problematik des Zeitplans gestellt. Ich danke.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Als nächster Redner hat sich der Abgeordnete Fiedler zu
Wort gemeldet, CDU-Fraktion.

(Zuruf Abg. Fiedler, CDU: Wir wollen ...
einen Bericht ...)

Entschuldigung, dann geben Sie bitte den Sofortbericht.

(Zuruf Abg. Fiedler, CDU: Wir wollen doch
erst die Landesregierung hören.)

Sie saßen ja schon auf dem richtigen Platz, Herr Fiedler.

Köckert, Innenminister:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, der 11. September hat die Welt verändert. Es ist
nicht alles neu geworden, aber manches anders. Beson-
ders deutlich geworden ist, wie gefährdet die Freiheit
auch im 21. Jahrhundert ist. Und deutlich geworden ist
auch, wie eng Freiheit und Sicherheit zusammengehö-
ren, wie sehr beide einander bedingen.

(Beifall bei der CDU)

Auch im 21. Jahrhundert, das ist deutlich geworden,
gewinnen wir keinen ewigen Frieden. Die offene Ge-
sellschaft bleibt gefährdet, sie hat nach wie vor aktive
Feinde. Um unsere Freiheit zu schützen, um Sicherheit
zu fördern und um Extremismus wirksam bekämpfen zu
können, brauchen wir insbesondere auch einen handlungs-
fähigen Verfassungsschutz.

(Beifall bei der CDU)

Und den haben wir, meine Damen und Herren, das
möchte ich betonen. Ohne die Probleme zu verkennen,
die wir im Landesamt für Verfassungsschutz hatten, sage
ich, unser Verfassungsschutz ist arbeitsfähig, auch wenn
der Antrag der SPD-Fraktion etwas anderes unterstellt.
Die große Mehrzahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
leistet seit Jahren gute Arbeit. Und weil unser Ver-
fassungsschutz funktioniert, habe ich in der Vergangen-
heit, aber tue ich auch heute, mich wehren, wenn versucht
wird, die gute Arbeit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
schlecht zu reden. Die Landesregierung setzt auf die
vielen erfahrenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
Landesamts für Verfassungsschutz, die seit Jahren gute
Arbeit leisten. Dabei ist auch mir vollkommen klar, dass
das Landesamt in der jüngeren Vergangenheit Anlass zur
Kritik gegeben hat. Und weil ein Teil der Kritik be-
rechtigt gewesen ist, weil es unter dem ehemaligen Präsi-
denten unübersehbare Fehlentwicklungen im Landesamt
gegeben hat, deshalb war es unumgänglich, an der Spitze
des Amts einen personellen Neuanfang zu machen. Zu-
sammen mit dem neuen Präsidenten, Thomas Sippel,
haben wir uns deshalb daran gemacht, Mängel aus der
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Vergangenheit zu beheben und das Amt zu reorganisieren.
Gerade deshalb, weil das Land den Verfassungsschutz
braucht und weil der Verfassungsschutz auch in der Phase
der Umstrukturierung handlungsfähig sein muss. Gerade
deshalb hat sich die Landesregierung immer zum Ver-
fassungsschutz bekannt und hatte auch nicht die Absicht,
das Landesamt aufzulösen oder neu zu gründen, wie dies in
diesem hohen Hause noch gefordert worden war in diesem
Sommer. Wären wir im Juni dem Vorschlag der SPD-
Fraktion gefolgt, dann wären wir heute in der Tat nicht
arbeitsfähig, denn eine Neugründung hätte viel Zeit
beansprucht,

(Beifall bei der CDU)

die wir, wie sich nun heute zeigt angesichts der Situation,
nicht haben. Eine Neugründung hätte viele Kräfte ver-
schleudert, die wir jetzt besonders dringend brauchen.

Nicht zuletzt die Anschläge vom 11. September, die nie-
mand vorausgesehen hat, zeigen, wie richtig es war,
bestehende Schwachstellen zu beseitigen, ohne das Amt
als Ganzes in Frage zu stellen. Und gerade der 11. Sep-
tember zeigt, wie fatal es gewesen wäre, eine längere
Auszeit zu nehmen.

Weil es im Amt Schwachstellen gab, weil es erforderlich
war, das Amt umzubauen, hat eine von mir eingerichtete
Arbeitsgruppe unter Einbeziehung externer Experten in den
vergangenen Wochen sehr konkrete Vorschläge erarbeitet.
Die Arbeitsgruppe hat beispielsweise Dienstvorschriften
intensiv überarbeitet und ein Konzept für die Einrich-
tung einer Organisationseinheit "Controlling" erstellt,
welche sich u.a. mit dem konkreten Einsatz nachrichten-
dienstlicher Mittel befassen soll.

Ohne auf Einzelheiten verständlicherweise näher einge-
hen zu können, das geschieht in der PKK, und dort wird
die PKK von Sitzung zu Sitzung über den jeweiligen
Stand der Reorganisation des Amts unterrichtet, kann ich
Ihnen hier doch mitteilen, dass wir die internen Zu-
ständigkeiten des Amts teilweise neu geordnet und damit
auch verbessert haben. Die strukturelle Neuordnung des
Amts ist abgeschlossen. Zudem waren personelle Ver-
änderungen, und da auch unterhalb der Präsidenten-
ebene, erforderlich. Wie Sie wissen, hat der Landtag im
vergangenen Jahr auch den Stellenplan des Landesamts für
Verfassungsschutz geändert. Entsprechend dieser haus-
haltsrechtlichen Vorhaben ist es möglich, diese zusätz-
lichen Stellen ab 1. Oktober dieses Jahres zu besetzen. Dies
ist bereits teilweise geschehen bzw. steht unmittelbar
vor dem Abschluss. Die Funktionsebene, die operative
Ebene, ist dadurch nachhaltig gestärkt worden.

Meine Damen und Herren, die jüngsten Terroranschläge
haben sehr deutlich gezeigt, dass die effektive Verhin-
derung von Anschlägen in einem sehr frühen Stadium
beginnen muss. Und hier kommt natürlich den verschie-
denen uns bekannten und rechtsstaatlich legitimierten

Instrumenten des Verfassungsschutzes eine besondere
Bedeutung zu. Wichtig sind und bleiben V-Leute, und das
zeigt gerade der Sachverhalt, dass man von den Anschlägen
des 11. September vorher keine Kunde hatte und die Nach-
richtendienste offensichtlich uninformiert waren. Gerade
dieser Sachverhalt weist noch einmal deutlich darauf hin,
wie wichtig es ist, dass wir V-Leute haben und dass auch
eine anderweitige Gewinnung von Informationen aus den
inneren Kreisen von Terror- und extremistischen Gruppen
notwendig ist. Polizeiliche Maßnahmen allein sind gegen
Extremisten meist nicht ausreichend und deshalb müssen
wir uns fragen, ob die Debatten, die wir hier in den letzten
Monaten über den Einsatz von Mitteln zur Informations-
beschaffung geführt haben, in jedem Punkt hilfreich ge-
wesen sind. Dazu gehört auch, ob wir uns wirklich bei der
Informationsbeschaffung selbst übertriebene Fesseln an-
legen sollten, ja dürfen. Denn eins dürfte wohl unbe-
stritten sein, zu verhindern sind Terrorakte nur dann, wenn
wir Informationen erhalten von jenen Personen, die den
engeren Zirkeln terroristischer und extremistischer Grup-
pierungen angehören, ohne, das sei als Einschränkung
gesagt, diese entscheidend zu lenken.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, für die Lan-
desregierung bleibt es ein Schwerpunkt, gegen die Feinde
der Demokratie konsequent vorzugehen. Innere Sicherheit
ist ein hohes Gut.

(Beifall bei der CDU)

Recht und Ordnung sind unverzichtbar, um die Freiheit
zu schützen. Wer den Rechtsstaat, weil er liberal ist, für
schwach hält, der soll sich täuschen. Deshalb bleibt es
unsere Aufgabe, alle demokratischen Kräfte im Kampf
gegen den Extremismus zu bündeln. Thüringen verfügt
über einen arbeitsfähigen Verfassungsschutz. Die ver-
schiedenen Maßnahmen werden dazu beitragen, diese
Arbeitsfähigkeit weiter zu stärken. Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Minister Pietzsch, als Sie vorhin als Abgeordneter
in der Reihe saßen, habe ich gehört, dass Ihr Handy
geklingelt hat. Da Sie als Abgeordneter in der Reihe
saßen, gibt mir das die Gelegenheit, Sie dafür zu rügen,
weil es die Vereinbarung gibt, dass die Handys draußen
gelassen werden.

(Beifall bei der SPD, PDS)

(Zuruf Dr. Pietzsch, Minister für Soziales,
Familie und Gesundheit: Sie dürfen mich
ruhig rügen.)

Möchte eine Fraktion die Aussprache zu diesem Bericht
eröffnen? Die CDU-Fraktion offensichtlich.
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Abgeordneter T. Kretschmer, CDU:

Für die CDU beantrage ich die Aussprache.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Die CDU-Fraktion beantragt die Aussprache. Es hat
sich in der Aussprache zu Wort gemeldet der Abgeord-
nete Fiedler, CDU-Fraktion.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten
Damen und Herren, ich denke, es ist notwendig, da die
SPD diesen Antrag heute in das Plenum eingebracht hat,
dass man darüber auch spricht. Ich glaube, manchmal
denkt sie selber, hätten wir doch so einen Antrag gar
nicht auf den Weg gebracht. Ich will in diesem Zu-
sammenhang noch einmal daran erinnern, dass die De-
batten, die in diesem Haus zum Verfassungsschutz schon
geführt wurden, und deswegen möchte ich erst einmal
von mir aus gesehen an der rechten Seite anfangen, ja
die PDS immer die Auflösung des Verfassungsschutzes
gefordert hat und das heute noch macht. Deswegen
finde ich es so gut, dass sie gar nicht dazu reden. Sonst
wäre das ja noch viel schlimmer.

(Zwischenruf Abg. Buse, PDS)

Vielleicht, Herr Buse, fällt es Ihnen auch noch ein, Sie
haben ja die Aussprache nicht gefordert, es konnte ja
sein, dass Ihnen noch etwas einfällt. Vielleicht wird Herr
Lucifero noch ein paar Informationen an Herrn Ramelow
gegeben haben, dass wir die heute noch mit auswerten
können. Aber, ich denke, es ist notwendig, dass insgesamt
hier die Möglichkeit besteht, dass wir überhaupt dieses
Amt haben. Das ist Nummer eins. Dass es in der letzten
Zeit Probleme im Verfassungsschutzamt gab, wissen wir.
Diese Probleme sind benannt worden, jeder weiß auch, wo
die herrühren. Das ist also eine Erblast der letzten Jahre
und man sollte das dabei nicht vergessen, wenn ich da
in Richtung von mir aus gesehen links schaue, denn der
damalige Innenminister hieß Richard Dewes, der den
Präsidenten und dort einige Dinge hat agieren lassen,
die man heute hinterfragen muss. Denn da wären solche
Dinge wahrscheinlich schon eher geklärt worden. Aber
ich denke, meine Damen und Herren von der Sozial-
demokratie, erstens haben Sie trotzdem bekundet, dass
Sie für den Verfassungsschutz eintreten, dass der Ver-
fassungsschutz gebraucht wird. Ich denke, das sollte Sie
eigentlich dazu bringen, bei allen Schwierigkeiten, die
es im Verfassungsschutz gegeben hat - und der Innen-
minister hat ja berichtet, was hier in den letzten Zeiten
dazu eingeleitet wurde -, zu sehen, dass es im Amt deutlich
vorangegangen ist. Ich möchte an dieser Stelle aus-
drücklich auch dem neuen Präsidenten, Herrn Sippel,
danken für seine Arbeit, die er in den letzten Monaten,
seitdem er im Land ist, hier geleistet hat.

(Beifall bei der CDU)

Denn Sie müssen sich vorstellen, dass es ein Präsident,
der die Dinge zu reorganisieren hat, die andere ihm
überlassen haben, nicht leicht hat. Dass er sich vor allen
Dingen bemüht und die Entsprechenden, ob jetzt im
Innenausschuss oder in der PKK, wissen, wie kompliziert
diese Arbeit ist. Das ist das Entscheidende, dass sofort
herangegangen wurde, neue Verhältnisse in dem Amt zu
schaffen. Dieses Amt, was reorganisiert werden muss,
damit es noch effizienter wird, obwohl es, ich sage das
noch einmal ausdrücklich, ich erinnere an die letzte An-
hörung hier im Landtag, wo ausdrücklich der Vertreter des
Bundesamtes für Verfassungsschutz unserem Verfassungs-
schutz eine sehr gute Arbeit bescheinigt hat. Das wollen
wir einmal festhalten, dass es dort bestätigt wurde, dass
hier eine sehr gute Arbeit, trotz der Dinge, die dort
auftraten, hier noch einmal attestiert wurde. Ich kenne
viele Zusammenkünfte mit der Polizei, wo auch von der
Polizei eindeutig und immer wieder gesagt wurde, ohne
die Informationen aus dem Verfassungsschutz wäre es uns
insbesondere im rechtsextremen Lager in vielen Dingen
nicht gelungen, im Vorfeld hier schon einzugreifen und
bestimmte Dinge mit zu unterbinden. Über die Dinge,
inwieweit man da in die Führungsebene gehen muss, kann
man sich ja noch streiten oder hat man sich ja festgelegt.
Dort sind Informationen hergekommen und, ich denke,
das ist unabdingbar, damit überhaupt die weiteren Kräfte
vernünftig arbeiten können. Ich denke, es wäre sehr hilf-
reich, dass gerade in dieser schwierigen Zeit, und der
Innenminister hat es noch einmal dargestellt, gerade seit
dem 11. September und nicht nur deswegen, aber gerade
deswegen, ist es notwendig, dass wir den Verfassungs-
schutz in der gesamten Bundesrepublik benötigen. Der
Bundeskanzler, der Bundesinnenminister, mittlerweile teil-
weise genannt - ich muss das Zitat noch einmal suchen -
der eiserne Gustav, und damit war Schily gemeint, er
spricht zwar viele Dinge schnell und flott an, aber in der
Umsetzung hapert es dann manchmal.

(Zwischenruf Abg. Pohl, SPD: Beweisen Sie
das doch mal.)

Immerhin, er hat sich, Herr Kollege Pohl, in den letzten
Zeiten kräftig bemüht, hier die Dinge voranzubringen,
damit die GRÜNEN nicht so aufmüpfig werden und ich
will Sie, Herr Kollege Pohl, ich will Sie nur ermuntern,
dass Ihr Bundesinnenminister und unser Bundesinnen-
minister hier eingemahnt hat, dass die Verfassungsschutz-
ämter unabdingbar sind, dass die Zusammenarbeit ge-
stärkt werden muss. In dem Zusammenhang verweise
ich noch mal auch darauf, eine Thüringer Zeitung hatte
letztens wieder mal, sage ich mal, vielleicht unbewusst
versucht, den Verfassungsschutz zu diskreditieren unter
dem Motto "Freitag um eins, macht jeder seins" und der
zuständige Präsident war gerade zum Bundesamt geru-
fen worden, um die Zusammenarbeit der entsprechenden
Ämter mit zu koordinieren. Ich will nur dazu ermuntern,
dass Sie sich ein Beispiel nehmen sollten an Bundes-
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innenminister Schily, dass wir hier dieses Amt dringendst
brauchen. Es ist auch notwendig, dass wir dieses Amt
unterstützen. An dieser Stelle möchte ich einfach die
Sozialdemokratie in Thüringen und in der Fraktion
bitten, nachdem diese schwierige Lage eingetreten ist und
wir dringendst das funktionierende Amt brauchen, dort
brauchen wir nicht noch zusätzlich einen Untersuchungs-
ausschuss, dass der Präsident und alle laufend vorge-
laden werden, wir können es nicht verhindern, wir wollen
es auch nicht verhindern. Ich möchte Sie nur bitten, denken
Sie in der Zeit daran, wir brauchen einen funktio-
nierenden Verfassungsschutz und ob es dazu sinnvoll
ist, dass Sie sich da mit den Genossen, von mir aus ge-
sehen von der rechten Seite, verbünden, um im Ver-
fassungsschutz diese Dinge durchzuführen, das sollten
Sie zumindest noch einmal überdenken. Ich will damit
nicht etwa den Eindruck entstehen lassen, da ja der Herr
ehemalige Präsident des Bundesamts für Verfassungs-
schutz, Herr Präsident Fritzsch, ja hier in Thüringen tätig
ist und wir erwarten, dass er sicher in einer akzeptablen
Zeit seine Ergebnisse auch dann vorstellen wird. Es
sollen die Dinge geklärt werden, die gegebenenfalls in
dem Amt nicht richtig gelaufen sind. Das ist ja unbe-
stritten, daran sind wir interessiert. Wir sollten aber jetzt
dem Amt den Rücken stärken und dem Amt sagen, die
gesamte Politik, zumindest von CDU und hoffentlich von
SPD, steht hinter dem Verfassungsschutz und unter-
stützt den Verfassungsschutz. Wir haben die Stellenpro-
blematik, es ist entsperrt worden, es läuft alles im Amt.
Dass wir jetzt auch das Amt stärken. Andere Länder
machen es uns vor, dass sie zusätzliche Stellen schaffen,
zusätzliche Stärkung dort mit einführen. Ich fordere dort
gar nicht zusätzliche Stellen, aber das Amt muss zur
Ruhe kommen und muss seine Arbeit durchführen können.
Deswegen bitte ich einfach, dass wir uns hier darauf
konzentrieren. Zur Extremismusbekämpfung brauchen
wir diesen Verfassungsschutz und da müssen wir ihn
unterstützen. Danke schön.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Mir liegen keine weiteren Redewünsche mehr vor,
doch, Abgeordneter Pohl, SPD-Fraktion. Bitte.

Abgeordneter Pohl, SPD:

Frau Präsidentin, es ist doch - nur zu einer Klarstellung
- unbestritten, dass wir zu diesem Landesamt für Ver-
fassungsschutz stehen, dass wir auch dazu sagen,

(Beifall bei der SPD)

dass es ein wichtiger Mosaikstein innerhalb der inneren
Sicherheit ist. Wir haben doch im Grunde genommen
den Antrag nicht gestellt, um dieses Amt infrage zu stel-
len. Wir wissen auch ganz genau, dass einiges voran-
gegangen ist. Ich denke, mit dem Verfassungsschutz-

präsidenten, Herrn Sippel, ist einiges passiert und sind
auch Reformen eingetreten. Uns ging es doch in diesem
Antrag einfach darum, dass die wichtigsten Dinge
dargestellt werden, auch in der Öffentlichkeit dargestellt
werden, wie dieses Amt arbeitet, dass man auch hier
einmal nach außen zeigt, was und wie das Amt arbeitet
und welche Aufgaben es dabei hat. Ich sehe das ganz
genauso, dass man z.B. die Fragen der zehn Stellen, die
man entsperrt hat, das sind ja im Grunde genommen
zehn zusätzliche Stellen, die wir jetzt auch sehr notwen-
dig brauchen. Ich weiß, dass andere Bundesländer, z.B.
auch Sachsen-Anhalt acht neue Stellen geschaffen hat,
aber für uns ist es doch wichtig, dass jetzt in dieses Amt
sicher Ruhe einzieht, dass in diesem Amt auch gearbei-
tet wird. Dazu ist diese Neuordnung notwendig. Das,
Kollege Fiedler, wollten wir uns heute einmal durch den
Innenminister darstellen lassen. Danke.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Gott sei
Dank.)

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Gibt es noch weitere Redeanmeldungen? Nein, das ist
nicht der Fall, dann kann ich die Aussprache zu diesem
Bericht schließen. Ich stelle fest, dass das Berichtsersu-
chen erfüllt ist, sofern dem nicht widersprochen wird.
Es wird nicht widersprochen.

Ich schließe damit den Tagesordnungspunkt 13 c und
ich schließe auch den heutigen Plenarsitzungstag und
verweise auf den parlamentarischen Abend der STIFT,
der um 20.00 Uhr beginnt.

E n d e   d e r   S i t z u n g:   19.32 Uhr
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Anlage 1

Namentliche Abstimmung in der 49. Sitzung am
11.10.2001 zum Tagesordnungspunkt 5 b

Sofortige diskriminierungsfreie Umsetzung des
Lebenspartnerschaftsgesetzes auf Landesebene
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/1718 -

  1. Althaus, Dieter (CDU) nein
  2. Arenhövel, Johanna (CDU)
  3. Bechthum, Rosemarie (SPD) ja
  4. Becker, Dagmar (SPD) ja
  5. Bergemann, Gustav (CDU) nein
  6. Böck, Willibald (CDU) nein
  7. Bonitz, Peter (CDU) nein
  8. Botz, Dr. Gerhard (SPD) ja
  9. Braasch, Detlev (CDU) nein
10. Buse, Werner (PDS) ja
11. Carius, Christian (CDU) nein
12. Dittes, Steffen (PDS)
13. Doht, Sabine (SPD)
14. Döring, Hans-Jürgen (SPD) ja
15. Ellenberger, Irene (SPD) ja
16. Emde, Volker (CDU) nein
17. Fiedler, Wolfgang (CDU) nein
18. Fischer, Dr. Ursula (PDS)
19. Gentzel, Heiko (SPD)
20. Gerstenberger, Michael (PDS) ja
21. Goebel, Prof. Dr. Jens (CDU) nein
22. Grob, Manfred (CDU) nein
23. Groß, Evelin (CDU)
24. Grüner, Günter (CDU) nein
25. Hahnemann, Dr. Roland (PDS) ja
26. Heß, Petra (SPD) ja
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höhn, Uwe (SPD)
29. Huster, Mike (PDS) ja
30. Illing, Konrad (CDU) nein
31. Jaschke, Siegfried (CDU) nein
32. Kallenbach, Jörg (CDU) nein
33. Kaschuba, Dr. Karin (PDS)
34. Klaubert, Dr. Birgit (PDS)
35. Klaus, Dr. Christine (SPD)
36. Koch, Dr. Joachim (PDS) ja
37. Köckert, Christian (CDU)
38. Kölbel, Eckehard (CDU) nein
39. Kraushaar, Dr. Ingrid (CDU) nein
40. Krauße, Horst (CDU) nein
41. Kretschmer, Otto (SPD) ja
42. Kretschmer, Thomas (CDU) nein
43. Krone, Klaus, von der (CDU) nein
44. Kummer, Tilo (PDS) ja
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
47. Lippmann, Frieder (SPD) ja
48. Mohring, Mike (CDU) nein
49. Müller, Dr. Alfred (SPD) ja

50. Nitzpon, Cornelia (PDS) ja
51. Nothnagel, Maik (PDS) ja
52. Panse, Michael (CDU) nein
53. Pelke, Birgit (SPD) ja
54. Pidde, Dr. Werner (SPD) ja
55. Pietzsch, Dr. Frank-Michael (CDU)
56. Pohl, Günter (SPD) ja
57. Pöhler, Volker (CDU) nein
58. Primas, Egon (CDU) nein
59. Ramelow, Bodo (PDS) ja
60. Schemmel, Volker (SPD) ja
61. Scheringer, Konrad (PDS) ja
62. Schröter, Fritz (CDU) nein
63. Schuchardt, Dr. Gerd (SPD)
64. Schugens, Gottfried (CDU) nein
65. Schuster, Franz (CDU)
66. Schwäblein, Jörg (CDU) nein
67. Sedlacik, Heidrun (PDS)
68. Seela, Reyk (CDU) nein
69. Sklenar, Dr. Volker (CDU) nein
70. Sojka, Michaele (PDS)
71. Sonntag, Andreas (CDU) nein
72. Stangner, Dr. Isolde (PDS) ja
73. Stauch, Harald (CDU)
74. Tasch, Christina (CDU) nein
75. Thierbach, Tamara (PDS) ja
76. Trautvetter, Andreas (CDU) nein
77. Vogel, Dr. Bernhard (CDU)
78. Vopel, Bärbel (CDU) nein
79. Wackernagel, Elisabeth (CDU) nein
80. Wehner, Wolfgang (CDU) nein
81. Wetzel, Siegfried (CDU) nein
82. Wildauer, Dr. Heide (PDS) ja
83. Wolf, Bernd (CDU) nein
84. Wolf, Katja (PDS) ja
85. Wunderlich, Gert (CDU) nein
86. Zeh, Dr. Klaus (CDU) nein
87. Zimmer, Gabriele (PDS)
88. Zitzmann, Christine (CDU) nein
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Anlage 2

Namentliche Abstimmung in der 49. Sitzung am
11.10.2001 zum Tagesordnungspunkt 8

Informationssystem Arbeitsmarktpolitik
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/1747 -

  1. Althaus, Dieter (CDU) nein
  2. Arenhövel, Johanna (CDU)
  3. Bechthum, Rosemarie (SPD) ja
  4. Becker, Dagmar (SPD) ja
  5. Bergemann, Gustav (CDU) nein
  6. Böck, Willibald (CDU) nein
  7. Bonitz, Peter (CDU) nein
  8. Botz, Dr. Gerhard (SPD) ja
  9. Braasch, Detlev (CDU) nein
10. Buse, Werner (PDS) ja
11. Carius, Christian (CDU) nein
12. Dittes, Steffen (PDS)
13. Doht, Sabine (SPD) ja
14. Döring, Hans-Jürgen (SPD)
15. Ellenberger, Irene (SPD) ja
16. Emde, Volker (CDU) nein
17. Fiedler, Wolfgang (CDU) nein
18. Fischer, Dr. Ursula (PDS)
19. Gentzel, Heiko (SPD)
20. Gerstenberger, Michael (PDS) ja
21. Goebel, Prof. Dr. Jens (CDU) nein
22. Grob, Manfred (CDU) nein
23. Groß, Evelin (CDU)
24. Grüner, Günter (CDU) nein
25. Hahnemann, Dr. Roland (PDS) ja
26. Heß, Petra (SPD) ja
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höhn, Uwe (SPD) ja
29. Huster, Mike (PDS) ja
30. Illing, Konrad (CDU) nein
31. Jaschke, Siegfried (CDU) nein
32. Kallenbach, Jörg (CDU) nein
33. Kaschuba, Dr. Karin (PDS) ja
34. Klaubert, Dr. Birgit (PDS)
35. Klaus, Dr. Christine (SPD)
36. Koch, Dr. Joachim (PDS) ja
37. Köckert, Christian (CDU) nein
38. Kölbel, Eckehard (CDU) nein
39. Kraushaar, Dr. Ingrid (CDU) nein
40. Krauße, Horst (CDU) nein
41. Kretschmer, Otto (SPD)
42. Kretschmer, Thomas (CDU) nein
43. Krone, Klaus, von der (CDU) nein
44. Kummer, Tilo (PDS) ja
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lieberknecht, Christine (CDU)
47. Lippmann, Frieder (SPD) ja
48. Mohring, Mike (CDU) nein
49. Müller, Dr. Alfred (SPD) ja
50. Nitzpon, Cornelia (PDS) ja

51. Nothnagel, Maik (PDS) ja
52. Panse, Michael (CDU) nein
53. Pelke, Birgit (SPD) ja
54. Pidde, Dr. Werner (SPD) ja
55. Pietzsch, Dr. Frank-Michael (CDU)
56. Pohl, Günter (SPD) ja
57. Pöhler, Volker (CDU) nein
58. Primas, Egon (CDU) nein
59. Ramelow, Bodo (PDS) ja
60. Schemmel, Volker (SPD) ja
61. Scheringer, Konrad (PDS) ja
62. Schröter, Fritz (CDU)
63. Schuchardt, Dr. Gerd (SPD)
64. Schugens, Gottfried (CDU) nein
65. Schuster, Franz (CDU)
66. Schwäblein, Jörg (CDU) nein
67. Sedlacik, Heidrun (PDS)
68. Seela, Reyk (CDU) nein
69. Sklenar, Dr. Volker (CDU)
70. Sojka, Michaele (PDS)
71. Sonntag, Andreas (CDU) nein
72. Stangner, Dr. Isolde (PDS)
73. Stauch, Harald (CDU)
74. Tasch, Christina (CDU)
75. Thierbach, Tamara (PDS)
76. Trautvetter, Andreas (CDU) nein
77. Vogel, Dr. Bernhard (CDU)
78. Vopel, Bärbel (CDU) nein
79. Wackernagel, Elisabeth (CDU) nein
80. Wehner, Wolfgang (CDU) nein
81. Wetzel, Siegfried (CDU) nein
82. Wildauer, Dr. Heide (PDS) ja
83. Wolf, Bernd (CDU) nein
84. Wolf, Katja (PDS) ja
85. Wunderlich, Gert (CDU) nein
86. Zeh, Dr. Klaus (CDU) nein
87. Zimmer, Gabriele (PDS)
88. Zitzmann, Christine (CDU) nein


